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Juden und Herrschaft zur Zeit Rudolfs von Habsburg (1273-1291)



Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um eine stark verdnderte und gekiirzte Version der im
Fachbereich III der Universitit Trier eingerechten Dissertation ,,Beziehungen der Juden zu Rudolf
von Habsburg (1273-1291) und weiterer Herrschaftstriger des Reichs in vergleichender
westeuropdischer Perspektive. Gutachter waren Prof. Dr. Alfred Haverkamp und Prof. Dr. Lukas

Clemens. Das Rigorosum fand am 15. Dezember 2008 statt.
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1. Einleitung

Wurde Europa lange Zeit in der Forschung als genuin christliches Abendland verstanden, traten in
den letzten Jahren mit dem Judentum und dem Islam zwei weitere Faktoren hinzu, die in der
Interaktion mit dem Christentum die européische Geschichte prigten. Die Beziehungen der Juden
als der bestindigsten religiosen Minderheit im mittelalterlichen Europa zu der sie umgebenden
christlichen Mehrheitsgesellschaft stellen hierbei ein wichtiges Forschungsfeld dar, das sich im
Gegensatz zur den Interaktionen mit dem Islam besonders fiir europdische Vergleiche eignet, da die
Juden in fast allen Reichen des europdischen Mittelalters angesiedelt waren und somit im
Unterschied zum Islam Kontakte nicht nur an den Réndern Europas stattfanden, sondern auch in
seinen Kernregionen. Dabei ist die Geschichte jiidisch-christlicher Beziehungen nicht nur als
einseitige Geschichte von Leid und Verfolgung zu sehen, sondern auch als Geschichte von

friedlichem Miteinander, Austausch und intensiven Kontakten.

Ein aussagekriftiges Beispiel fiir die starke Betonung von Vertreibung und Verfolgung in der
Forschung stellt die zweite Hélfte des 13. Jahrhunderts dar. Sicherlich war diese Zeit fiir die Juden
Westeuropas hdochst problematisch: Der Pariser Talmudprozess 1244 sowie die grundsitzlich
judenfeindliche Einstellung Ludwigs IX. erschwerten die Lebensbedingungen der franzosischen
Juden nachhaltig, ab den 1280er Jahren kam es zu den ersten Vertreibungen aus Territorien des
franzdsischen Konigreichs. In England fiihrte das Statutum de Judeismo von 1275 zu einer
weitreichenden Verarmung der jlidischen Bevolkerung und die Nichtbeachtung des Statuts
schlieBlich zu ihrer Ausweisung 1290. Im Regnum Teutonicum wurden die jiidischen Gemeinden
nicht nur durch die Verfolgung des ,,Guten Werner* sowie die Rintfleischverfolgung erschiittert,
sondern auch durch die Festnahme Meirs von Rothenburg durch Konig Rudolf von Habsburg im
Jahr 1286. Gerade die Herrschaftszeit Rudolfs von Habsburg (1273-1291) wurde von der Forschung
zu einem negativen Wendepunkt in der Beziehungsgeschichte von Juden und Christen erklirt, ohne
jedoch die Uberlieferung in ihrer ganzen Breite zu beriicksichtigen. Die vorliegende Arbeit mdchte
diese Forschungsliicke schlieBen, die Beurteilung dieser Herrschaftszeit kritisch hinterfragen und
die Ergebnisse abschliefend in einem westeuropdischen Rahmen verorten. Wenn die Herrschaftszeit
Rudolfs tatsdchlich einen negativen Wendepunkt in der Geschichte des Judentums im Reich
gebracht hat, miisste sich dies dariiber hinaus an Handlungen seiner Nachfolger, Adolfs von Nassau

und Albrechts von Habsburg, nachvollziehen lassen. Ein kurzer Ausblick auf die Zeit von 1292 bis



zum Tod Albrechts im Jahr 1308 ist also unerldsslich, um die Bedeutung der Herrschaftsepoche

Rudolfs fiir das Leben der Juden einordnen zu konnen.

Auch wenn die Rolle des Konigs in seiner Interaktion mit den Juden im Vordergrund stehen soll,
darf bei der Analyse der Einzelfdlle der jeweilige lokale und regionale Hintergrund keinesfalls
auBler Acht gelassen werden. Die Juden standen in einem vielfaltigen Beziehungsgeflecht zu ihrer
christlichen Umwelt, das neben dem Konig auch weitere weltliche und geistliche Herrschaftstrager
einband, insbesondere die jeweiligen Stadtherren, ndmlich Bischofe und Adlige. Seit dem Beginn
des 13. Jahrhunderts erweiterte sich dieses Spektrum um die sich konstituierenden biirgerlichen
Stadtvertretungen. Thre stetig wachsende Macht und ihr unbedingter Anspruch auf die
Oberherrschaft tiber alle inneren Belange der Stadt fithrten zu einem intensiven Austausch mit den
Juden. Gerade auf der lokalen Ebene konnten sich die stirksten Kontakte zwischen Juden und
Christen ergeben.! Dieser Befund ist zentral, will man die Relevanz des im Normalfall weit

entfernten, umherziehenden Konigs richtig einordnen.

Forschungsstand

Wenn auch eine umfassende Arbeit, die sich mit der Analyse des jidischen Lebens im
Zusammenspiel mit dem christlichen Umfeld wéihrend der Regierung Rudolfs von Habsburg
beschiftigt, bislang nicht vorhanden ist, kann die Zeit Rudolfs von Habsburg dennoch als recht gut
erforscht gelten. Grundlegend ist nach wie vor die Biographie Oswald Redlichs zu Rudolf von
Habsburg aus dem Jahr 1903, die bis heute lediglich in Teilaspekten ergénzt, jedoch nicht ersetzt
wurde. So betont Karl-Friedrich Krieger in seiner im Jahr 2003 vorgelegten Arbeit iiber Rudolf,
Redlichs ,,Standardwerk* sei nach wie vor ,,vorbildlich in Bezug auf den Umgang mit Quellen und
Literatur“.> Redlich beriicksichtigt die Juden betreffende Aspekte allerdings nur zum Teil. Zwar
erwahnt er die Flucht Meirs von Rothenburg und die Rolle, die Rudolf in dieser Angelegenheit
spielte, er bleibt jedoch bei einer beschreibenden Darstellung, die keine generellen Aussagen iiber

das Verhiltnis von Juden und Reichsherrscher treffen will.3

I Zu Kontakten und Beziehungen von Juden und Christen auf lokaler Ebene vgl. grundlegend Haverkamp,
Concivilitas sowie FiscHer, Stellung.

2 Vgl. KrieGer, Rudolf, S. 2.

3 Repiich, Rudolf, S. 499f. Daneben erwihnt Redlich an einigen Stellen die Vergabe von Judensteuern als Burglehen,
ohne diese freilich in einen groferen Kontext einzubetten.



Abgesehen von diesen beiden Arbeiten, die die gesamte Zeit Rudolfs behandeln, existieren
einige Studien zu FEinzelaspekten der Herrschaftszeit des Habsburgers. Neben Werken iiber die
reichhaltige Uberlieferung von Anekdoten zu Rudolfs angeblicher Volksnihe, die Relevanz dieser
Geschichten fiir propagandistische Zwecke sowie die Rolle der Dominikaner bei ihrer Verbreitung
von Willi Treichler* aus dem Jahr 1971, Erich Kleinschmitt’ von 1973 und Annette Kehnel von
2004 ist hier insbesondere der 1993 entstandene Sammelband® Egon Boshofs und Franz-Rainer
Erkens® zu nennen. Dessen Aufsétze beschiftigen sich mit verschiedenen Bereichen von Rudolfs
Herrschaftsausiibung, etwa mit der Ausrichtung Rudolfs an staufischen Traditionen,” mit seinem
Verhiltnis zu den Osterreichischen Landherren® sowie mit seinem Vorhaben, das Herzogtum
Schwaben wieder zu errichten,” und seiner weitgehend folgenlosen Politik im norddeutschen
Raum!?. In ihrer Monographie von 2001 untersuchte Ulrike Kunze die Landfriedenspolitik und ihre
Darstellung in der zeitgenossischen Chronistik.!! GroBe Bedeutung bei der Analyse der lokalen
Zusammenhédnge, in denen sich die Juden und der Konig bei ihrer Interaktion bewegten, kommt
dem Werk Thomas Martins tiber die Stadtepolitik des Habsburgers zu.!? Erstmalig sammelte Martin
in seiner 1976 publizierten Arbeit simtliche Hinweise auf Kontakte und Umgang Rudolfs mit den
Stadten des Reiches. Er analysierte nicht nur die Stddtepolitik des Konigs, sondern schuf daneben
auch eine Ubersicht iiber die Aufenthaltsorte Rudolfs und bezog die Dauer und die Hiufigkeit der

Besuche mit ein.

Die Beurteilung der Einflussmoglichkeiten und des Erfolges von Rudolfs Konigtum stellt
den Hauptdiskussionspunkt innerhalb der Forschung dar. Peter Moraw prigte in seiner
Monographie iiber den Zustand des Reiches im spéten Mittelalter von 1985 den Begriff der ,,kleinen
Konige“, die dem Interregnum gefolgt seien.!3> Rudolf von Habsburg sei in dieser Kategorie der
Bedeutendste gewesen und habe im Rahmen seiner begrenzten Moglichkeiten ,.erstaunliche®

Erfolge verzeichnen konnen. Im Vergleich mit anderen europdischen Herrschern sei er jedoch

TreicHLER, Erzdhlungen.
Kremwscumrrt, Herrscherdarstellung.
6 Bosnor/Erkens, Rudolf.

Erkens, Tradition.

8 WELnN, Landherren.

®  QuartHaL, Konigslandschaft.

10 VogrHERR, Norddeutschland.

1 Kunze, Landfriedenspolitik.

12 Marrin, Stadtepolitik.

13 Moraw, Verfassung, S. 211-218.



unbedeutend gewesen.!* Dieses nur kurz ausgefiihrte Urteil bekriftigte Moraw in einem eigenen
Aufsatz zum selben Thema: Insbesondere im Gegensatz zu den Konigreichen Frankreich oder
England sei das Regnum riickstindig in Bezug auf Verwaltung, Infrastruktur und Zentralitdt
gewesen. Zudem habe der Konig im Reich eine deutlich geringere Machtbasis und Autoritét
gegeniiber den Fiirsten besessen.!’ Dieser Auffassung widersprach Krieger mit dem Hinweis darauf,
dass die iibrigen Konige Europas den Habsburger keineswegs als unwichtigen Herrscher ansahen,
sondern mit ihm auf gleicher Ebene kommunizierten.!'® Dennoch herrscht weitgehende Einigkeit
dariiber, dass Rudolfs Mittel dullerst begrenzt waren und sein Handlungsspielraum aufgrund der

Machtfiille der Fiirsten sowie der desolaten Finanzsituation stark eingeengt war.

Fiir die Analyse der Geschichte der Juden in dieser Zeit sind zudem Arbeiten relevant, die
Teile des tiberlieferten Materials untersuchen oder einzelne Aspekte, etwa die Auspriagung der
Kammerknechtschaft oder die Freiziigigkeit der Juden, thematisieren und dabei auch die Zeit
Rudolfs streifen.!” Insbesondere in Bezug auf die Kammerknechtschaft wurde die Herrschaftszeit
Rudolfs als priagend dargestellt und allgemein als Zeit des Umbruchs gedeutet. Als grundlegende
Basis und Bezugspunkt der neueren Forschung dient nach wie vor die Rechts- und Sozialgeschichte
Guido Kischs, der versuchte, die rechtliche Stellung der Juden im Mittelalter grundlegend zu
charakterisieren. Ihm zufolge war es Kaiser Friedrich II., der die Kammerknechtschaft
institutionalisierte, um sich gegen pépstliche und landesherrliche Anspriiche abzugrenzen.'® Kischs
Beobachtungen enden allerdings mit den 1220er Jahren, ohne einen Ausblick etwa auf die Zeit

Rudolfs zu geben.

Dietmar Willoweit betont in seinem Aufsatz {iber den Wandel des jiidischen Rechtsstatus
vom Konigsschutz zur Kammerknechtschaft aus dem Jahr 1988, dass der Begriff des servus
zunéchst keinen negativen Gehalt hatte.!® Dies dnderte sich laut Willoweit erst nach der Zeit der
Staufer, als die eigentlich konigliche Aufgabe des Judenschutzes unter anderem durch das im

Interregnum entstandene Machtvakuum in die Héinde der Landesherren geraten sei. Diese

14 Ebd., S. 211.
15 Degs., Konig, S. 194-198.
16 KrieGer, Rudolf, S. 251-255.

17" Die lokalgeschichtliche Literatur, die fiir die Einbettung der zu behandelnden Quellen und die Freilegung von
Verbindungen der Juden zu ihrer christlichen Umwelt relevant ist, wird an den betreffenden Stellen des Analyseteils
vorgestellt.

18 Kisch, Rechtsgeschichte, S. 47-65.

19 Er erwihnt in diesem Zusammenhang den Gebrauch des Begriffes in Bezug auf die Ministerialen, die ebenfalls
unfrei gewesen seien, ohne dass dies eine Minderung ihres Status bedeutet hitte. Vgl. WiLLowerr, Konigsschutz, S.
83-85. Bereits FiscHer, Stellung, S. 3, betonte, dass der Status der Juden als Kammerknechte dieselben nicht zu
Unfreien gemacht habe.



Territorialisierung des Judenrechts sei die groffte Rechtsminderung der Juden gewesen und habe
durch die Willkiir der jeweiligen Herren Entrechtung und Vertreibung begiinstigt. Die
Herrschaftszeit Rudolfs sieht Willoweit als Wendepunkt hin zur ,,Rechtsverwahrlosung®; er zieht
eine direkte Kontinuititslinie zu den Judenschuldentilgungen Ludwigs des Bayern sowie den
Sanktionierungen des Judenmordes durch Karl IV.?° In einem weiteren Aufsatz aus dem Jahr 2001
differenziert und revidiert Willoweit diese Ausfiihrungen insbesondere fiir die Zeit Rudolfs, in der
es keine echte Territorialisierung der Judenrechte gegeben habe; sie wurden zwar zuweilen an
Landesherren verpfiandet, blieben aber prinzipiell in den Handen des Ko6nigtums.?! Lediglich in den
oOstlichen Teilen des Reiches, wo sich relativ geschlossene Herrschaftsgebiete formiert hatten, war
der Konig fir den Judenschutz nicht mehr bedeutsam.?? Insgesamt zeichnet Willoweit ein deutlich
positiveres Bild von der Zeit Rudolfs; lediglich der Schutz vor nicht begrenzbaren
Zahlungsforderungen sei unzulédnglich geworden. Diese Entwicklung habe jedoch bereits in der

Mitte des 13. Jahrhunderts eingesetzt.?3

Grundsitzlich anders angelegt ist der Aufsatz von Alexander Patschovsky aus dem Jahr
1993, der das Rechtsverhiltnis der Juden zum Konig im europdischen Kontext untersucht.?*
Patschovsky ordnet auf theoretischer Ebene den Wandel der Juden von freien und privilegierten
Untertanen hin zu rechtlosen Knechten in die Zeit Kaiser Friedrichs I. ein. Konkret verschlechterte
sich ihr Status erst unter Rudolf, als ,,das Rechtsprinzip der Kammerknechtschaft ein Instrument
tatsichlicher Drangsalierung* wurde.25 Ahnlich wie Willoweit in seinem ersten Aufsatz begriindet
Patschovsky seine Ansicht mit der Ausreise Meirs, die durch das folgende Mandat zur
Beschlagnahmung der Judengiiter das Ende der Freiziigigkeit und den Beginn echter Unfreiheit
bedeutet habe. Dies stellt Patschovsky nun in einen europédischen Rahmen, indem er konstatiert,
dass in Frankreich schon seit den ersten Vertridgen des Konigs mit den Kronvasallen von 1198 keine
Freiziigigkeit fiir die Juden existiert habe. In England stellt Patschovsky ein ebenfalls von
eigentumsrechtlichen Gedanken geprégtes Verhiltnis fest: den Leges Edwardi aus der Mitte des 12.
Jahrhunderts zufolge standen die Juden unter dem besonderen Schutz des Konigs. Dieser
betrachtete dafiir allerdings die Juden selbst und ihre Habe als sein personliches Eigentum und

beanspruchte ein exklusives Verfligungsrecht iiber sie. Der Ausdruck des servus findet sich

20 Ebd., S. 87-89.
2l Ders., Aspekte, S. 19f.
22 Ebd., S. 18f.

23 Als erstes Beispiel fiihrt Willoweit die im Jahr 1241 an die jidische Gemeinde von Sinzig gestellten Forderungen
Konrads IV. an. Vgl. ebd., S. 21.

24 ParscHovsky, Rechtsverhiltnis.

2 Ebd,, S. 344.



allerdings in beiden Lindern erst spét; die Juden waren insbesondere in Frankreich Knechte, ohne

dass man sie so nannte, wihrend es im Reich umgekehrt war.2¢

Die europdische Perspektive des jiidischen Rechtsstatus riicken auch mehrere Aufsétze
David Abulafias in den Fokus, ohne allerdings konkret auf die Regierungszeit Rudolfs
einzugehen.?’ Abulafia sieht die Bindung der Juden an die Herrscher Westeuropas in einem deutlich
positiveren Licht und betont, dass sie durch dieses Verhiltnis gegeniiber allen Herrschaftstrigern,
abgesehen von den Kdnigen, frei waren und sich so ein groBes Mal} an innerer Autonomie sichern
konnten.”® Die Benutzung des Begriffs servi versteht Abulafia primér als Ausdruck eines

Schutzverhéltnisses, wonach Angriffe auf die Juden zugleich Angriffe auf den Konig selbst waren.?®

Von zentraler Bedeutung fiir die Erkldrung des eingetriibten Verhéltnisses von Juden und
Christen im 13. Jahrhundert in einem europédischen Rahmen sind die Werke Jeremy Cohens, der die
Rolle von Pépsten und Bettelorden bei der Verbreitung antijiidischen Gedankenguts untersuchte.3°
Als wichtigsten Bestandteil der Agitation sieht Cohen in seinem Werk The Friars and the Jews
(1982) den Ketzervorwurf, der sich unter anderem im Pariser Talmudprozess geduBert habe: Unter
der Prédmisse, dass der Talmud eine ketzerische Schrift sei, wurde den Juden vorgeworfen, ihren
alten Glauben aufgegeben zu haben und nicht mehr nach den Gesetzen des Alten Testaments zu
leben. Mit der Verurteilung des Talmuds wurde, so Cohen, gleichzeitig die Augustinische Lehre
auBler Kraft gesetzt, denn der alte Grund fiir die Akzeptanz der Juden in der christlichen
Gesellschaft, ndmlich ihr Bezeugen des Alten Testaments, fiel nun weg.3! Cohen schlieit aus diesen
Beobachtungen, dass den Juden durch das Wirken der Bettelorden das Recht entzogen wurde, in der
christlichen Gesellschaft zu existieren. Die Augustinische Lehre wurde verdrdngt, was die seit dem
ausgehenden 13. Jahrhundert verstirkt auftretenden grofB3flachigen Verfolgungen und die

Ausweisungen aus England und Frankreich zur Folge hatte.3?

In einer weiteren Arbeit, Living Letters of the Law (1999), konzentriert sich Jeremy Cohen
weniger auf die Bettelorden als alleinige Verantwortliche fiir die Damonisierung und Verfolgung
beziehungsweise Ausweisung der Juden, sondern riickt die Rolle der Pédpste bei diesen Vorgingen

starker ins Blickfeld, wobei er verschiedene pépstliche Positionen seit Augustinus beleuchtet.

26 Ebd., S. 347-355.

27 AuLAria, Konig und Ders., Servitude.

28 Ders. Servitude., S. 691.

29 So deutet er beispielsweise die Verwendung von servi in Aragonien und Kastilien im 12. Jahrhundert. Vgl. ebd.
30 Vgl. insbesondere Conen, Friars sowie Ders., Letters und Ders., Theology.

31 Degs., Friars, S. 60-76.

32 Ebd., S. 14 und 242-264.



Cohen sieht den entscheidenden Wendepunkt in den Beziehungen zu den Juden im 12. Jahrhundert.
In dieser Zeit, in der das Christentum ,gereift“ war und sich aggressiv ausdehnte, sei eine
»Neuklassifizierung* der Juden zusammen mit anderen Feinden des christlichen Glaubens von
Kirchengelehrten vorgenommen worden.?? Im 13. Jahrhundert mussten sich die Juden sowohl der
kirchlichen Institutionen, Cohen nennt Papst und Inquisition, als auch der weltlichen Fiirsten
erwehren, durch die sie als Héiretiker gebrandmarkt wurden. Besonders der Talmud stand im
Zentrum der Vorwiirfe. Die Position der Dominikaner zeigt Cohen am Beispiel von Thomas von
Aquin, der in einem Brief an die Herzogin von Brabant Regeln fiir den Umgang mit den Juden
aufstellte.’ Thomas zufolge hatten die Juden schon lange ihren wahren Glauben, den Augustinus
als schiitzenswert bezeichnet hatte, aufgegeben. Trotzdem greift er wesentliche Punkte der
Augustinischen Lehre auf, um darzulegen, warum eine friedliche Koexistenz zwischen Christen und

Juden moglich sei.

Mit christlichen Judenbildern beschiftigte sich auch Anna Saphir Abulafia in zwei Aufsétzen
von 2002.3¢ Thr zufolge begann die Abwertung der Juden bereits im 11. Jahrhundert, als Papst
Gregor VIL eine ,,von Gerechtigkeit durchdrungene Gesellschaft 3’ erhoffte und der Glaube der
Bevolkerung durch die Konzentration auf die Passion Christi und die Gottesmutter Maria
intensiviert werden sollte. Gleichzeitig finden sich ab diesem Zeitpunkt literarische Werke mit
fiktiven Disputationen zwischen Juden und Christen, die mit zunehmender Schérfe gefiihrt wurden.
Juden wurden als verstockt und nicht vernunftbegabt sowie als bose Wucherer, Tiere und bewusste
Gottesmorder beschrieben.?® Entscheidend etwa fiir das Aufkommen des Hostienfrevelvorwurfs sei
die Annahme der bewussten Verweigerung des ,,wahren Glaubens®. Um den Juden zu unterstellen,
die Hostien zu schinden, musste man ihren Glauben an die Hostie voraussetzen.3® Abulafia betont
die Rolle der Dominikaner bei den Agitationen, etwa beim Pariser Talmudprozess, aber auch bei
Bekehrungen, bei denen die Monche den Talmud benutzten, weil er angeblich christliche
Wahrheiten bezeugte.*? Letztendlich hitten sowohl die Dominikaner als auch die Pédpste zu den

Vertreibungen aus England und Frankreich beigetragen. Sie verweist allerdings auch auf positive

3 Conen, Letters, S. 159-166, nennt Anselm von Canterbury, Peter Alfonsi, Bernard von Clairvaux und Peter
Venerabilis als Protagonisten dieser Wende.

34 Ebd,, S. 364-389.

35 Ebd., S. 366f. und 388f.

36 AuLaria, Intellectual Quest; Digs., Christliche Judenbilder.
37 Digs., Christliche Judenbilder, S. 8.

3% Digs., Intellectual Quest, S. 62f.

39 Dies, Christliche Judenbilder, S. 14.

40 Ebd., S. 11.



Aspekte des Umgangs der genannten Akteure mit den Juden und erwédhnt Maflnahmen zum Schutz
der Juden und zur Regelung eines friedlichen Miteinanders, etwa durch die Bestimmungen des IV.

Laterankonzils. Mit diesen Ausfiihrungen distanziert sie sich von Cohens Arbeiten.

Die Rolle des Konigtums im zeitgendssischen theoretischen Denken der Juden ist fiir die
Analyse der Bedeutung Rudolfs fiir die Juden essentiell. Zwei neuere Arbeiten haben sich intensiv
mit dieser Fragestellung beschéftigt. Amos Funkenstein untersuchte in seiner 1995 verfassten
Monographie Perceptions of Jewish History zunichst das bereits im Talmud erwédhnte
Rechtsprinzip, wonach das Recht des Landes giiltiges Recht sei. Dieses Prinzip bestand allerdings
nur so lange, wie sich der Herrscher mit seinen Aktionen innerhalb eines ,,gerechten* Rahmens
bewegte. Wenn das Landesrecht beziehungsweise das Gewohnheitsrecht, welchem die Juden
unterworfen waren, mit ,,illegalen Mitteln* durch den Konig gedndert wurde, sahen es die Juden —
Funkenstein nennt Schlomo ibn Adret als Autoritdt — nicht als bindend an.*! Zugrunde liegt diesem
Rechtsverstindnis die bis zum 13. Jahrhundert vorherrschende Auffassung, wonach lediglich ,,alte
Rechtsgewohnheiten* als giiltig anzusehen waren und es im Prinzip nicht moglich war, neues Recht
zu schaffen.*? Diese bei Christen wie Juden vertretene Ansicht veridnderte sich, so Funkenstein, ab
dem 13. Jahrhundert, als die Herrscher die Moglichkeit, neues Recht zu schaffen, effektiver nutzen

und auch gegen Widerstdnde durchsetzen konnten.

Ebenfalls mit der Rolle des Herrschers im jiidischen Denken beschiftigt sich Yosef
Yerushalmi. In seinem Aufsatz Diener von Kénigen und nicht Diener von Dienern von 1995
erwéhnt Yerushalmi zunéchst die im Regnum seit Ludwig dem Frommen gewihrten Privilegien fiir
einzelne Juden und spéter fiir ganze Gemeinden, die die Juden unter den Schutz des Konigs stellten
und ihnen das Recht zusicherten, nach ihrem Gesetz zu leben.*> Dadurch sei eine exklusive
Beziehung zwischen den Konigen und den Juden geschaffen worden. Neben den Privilegierungen
durch die Herrscher geht Yerushalmi auch auf den pépstlichen Umgang mit den Juden ein. Auch
hier habe der Wille zum Schutz der Juden und ihrer Rechte und Gewohnheiten eine wichtige Rolle
gespielt.** Den Dienst fiir den Konig, etwa im Sinne der Kammerknechtschaft, sahen die Juden, so
Yerushalmi, als ,,ein Zeichen hohen Standes* an.* Dieses ,,K06nigsbiindnis beruhte auf der Ansicht,

dass das Recht des Landes bezichungsweise des Konigs bindend war, wihrend weitere

41 FunkensTEIN, Perceptions, S. 157f.
4 Ebd, S. 156.

43 YEerusHami, Diener, S. 22.

4 Ebd, S.25-27.

4 Ebd., S. 30.



Sonderrechte, etwa die fueros auf der Iberischen Halbinsel, fiir die Juden nicht galten.*¢ Auch wenn
die Vorstellung eines Konigsbiindnisses eine Idealvorstellung war und die Juden erkannten, dass sie
sich auch vertikal absichern mussten, nahm der Konig laut Yerushalmi eine besonders positive

Rolle im jiidischen Denken ein.#

Quellenlage

Auch wenn die Forschung bislang viele einzelne Aspekte behandelt hat, die das Leben der Juden
zur Zeit Rudolfs von Habsburg betrafen, ist eine umfassende Beurteilung seiner Herrschaftsepoche
in dieser Hinsicht nur moglich, wenn man die Kontakte zwischen Konig und Juden in ihrer
gesamten Breite analysiert. Daher untersucht die vorliegende Arbeit simtliche erhaltenen Texte, die
Auskunft {iber Interaktionen zwischen Rudolf von Habsburg und weiteren wichtigen

Herrschaftstragern sowie den Juden des Reiches geben.

Dabei muss einschrinkend erwihnt werden, dass die Uberlieferung mittelalterlicher
Dokumente liickenhaft ist und kategorische Aussagen nur unter Vorbehalt zuldsst.*® Diese
Schwierigkeit stellt sich umso mehr, wenn man sich mit jiidischer Geschichte befasst. Bestand diese
Geschichte auch nicht nur aus Verfolgungen und Vertreibungen, so fiihrten diese dennoch zu
irreparablen Verlusten an Dokumenten. So stammen die hier untersuchten Schriftstiicke
hauptsichlich aus nichtjiidischen Bestdnden, etwa aus ehemals bischéflichen Archiven. Dieses in
der Medidvistik nicht unbekannte Problem ist am fiir diese Arbeit herangezogenen Schriftgut
konkret nachvollziehbar: In diversen Urkunden Rudolfs fiir die Juden sind Bezugnahmen auf
vorangegangene Schriftstiicke zu finden, die allerdings nicht {iberliefert sind. Somit kann bei der

iiberwiegenden Zahl der Interaktionen von weiterem Austausch ausgegangen werden.

Beim Umgang mit den Konigsurkunden ist zudem stets zu bedenken, dass es sich dabei um
rein normative Texte handelt, deren Inhalt keinesfalls zwingend der Rechtswirklichkeit entsprechen
musste. Somit ist in jedem Einzelfall gesondert zu analysieren, welche tatsdchlichen Auswirkungen
die Texte auf die Lebenswelt der Juden entfalteten. Stellen die Konigsurkunden auch den grofiten
Teil des zu untersuchenden Quellencorpus dar, liefern historiographische Texte ebenfalls wertvolle
Hinweise. Selbstverstiandlich geben diese lediglich eine subjektive Sicht ihrer Autoren wieder und

miissen stets mit Blick auf die jeweilige Intention ihrer Verfasser behandelt werden.

46 Wie Funkenstein fiihrt Yerushalmi die Ausfithrungen Schlomo ibn Adrets als Referenz an.
47 Ebd, S. 37.

48 Zur Uberlieferungsproblematik mittelalterlicher Quellen siehe grundlegend Escu, Uberlieferungs-Chance.



Aufbau der Arbeit

In einem einleitenden Abschnitt werden zunéchst die wichtigsten Etappen der Herrschaftszeit
Rudolfs in einem kurzen ereignisgeschichtlichen Abriss skizziert und die Lebensbedingungen der
Juden des Reiches aufgezeigt. Als Rahmen fiir eine Beurteilung des Kontaktes mit dem Kd&nig oder
auch des volligen Ausbleibens einer Interaktion muss die Frage nach den Siedlungsschwerpunkten
der Juden zu Ende des 13. Jahrhunderts gestellt werden. Zudem ist eine Verkniipfung der
wichtigsten jidischen Gemeindezentren mit den regionalen Hauptachsen des Konigtums Rudolfs
herzustellen. Dabei kann eine verstirkte Interaktion mit den Judengemeinden der Orte, an denen
sich der Konig besonders hdufig aufhielt, nicht automatisch vorausgesetzt werden. Es muss
analysiert werden, inwieweit etwa auch konigsferne Gebiete in Kontakt mit Rudolf traten
beziehungsweise welche Wirkung der Konig in Regionen erzielen konnte, die er zwar nicht selbst

betrat, aber in denen er seinen Einfluss durch bedeutende Stellvertreter geltend machen konnte.

Jede iiberlieferte Nachricht liber einen Kontakt wird nicht nur im Hinblick auf generelle
Aussagen zum Verhiltnis des Habsburgers zu den Juden analysiert, sondern auch in den lokalen
Kontext unter Beriicksichtigung der dort vorliegenden Herrschaftsverhéltnisse eingebettet. Anhand
der Orientierung an der Kommunikation von Konig und Juden kann so einerseits aus der
Perspektive der Juden gefragt werden, welche Relevanz Rudolf von Habsburg fiir die Juden des
Reiches hatte und in welchen Angelegenheiten sich die Juden an den Konig wandten. Andererseits
lassen sich Aussagen dariliber treffen, wie der Habsburger seine Beziehungen zu den Juden
gestaltete, welche Herrschaftsrechte er fiir sich beanspruchte und mit welchem Erfolg er diese in
konkreten Situationen durchsetzen konnte. Dies zieht sogleich die Frage nach der Verteilung von
aktiven und passiven Rollen in der Interaktion nach sich. Eine genaue Analyse des
Zustandekommens einer Interaktion ist notwendig, um die in der Forschung lange vertretene Sicht
der Juden als passive Befehlsempfinger zu hinterfragen.*® Des Weiteren konnen die jeweiligen
Interessen der Juden und des Konigs im Zusammenhang einer konkret getroffenen Vereinbarung
besser beurteilt werden. Die Ausrichtung der Studie an der Interaktion zwischen dem Konig und
den Juden anhand der Einzelbelege erlaubt dariiber hinaus, durch die Einbeziehung der lokalen
Lebensumstinde der Juden ihre Stellung im Spannungsfeld mehrerer Herrschaftstriger zu
beschreiben. Dabei werden die Interaktionen chronologisch und eng an die allgemeine

Herrschaftsausiibung Rudolfs angelehnt analysiert.

49 So auch YerusuaLmi, Diener, S. 27.
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Auch ein volliges Fehlen an Kommunikation kann Aufschliisse tiber das Verhéltnis zwischen
Juden und Konig geben. Exemplarisch fiir eine gro3e Zahl an jiidischen Gemeinden ohne Kontakte
zum Konig soll anhand Kolns, der bevolkerungsreichsten Stadt des Reiches, die auch eine der
grofiten Judengemeinden beherbergte, nach Erkldrungen fiir das Ausbleiben von Interaktion gesucht

werden.

AnschlieBend werden die fiir Rudolfs Herrschaftszeit gewonnenen Ergebnisse mit den
Kontakten seiner Nachfolger zu den Juden kontrastiert. Dabei ist insbesondere zu fragen, ob sich in
den =zentralen Aspekten von Kammerknechtschaft und Freiziigigkeit tatsdchlich konkrete
Anderungen im Leben der Juden ergaben und wie die Konige Adolf von Nassau und Albrecht von

Habsburg ihren Umgang mit den Juden gestalteten.

Die nun vorliegenden Ergebnisse schaffen die notige Basis, um sich zuriick auf die
europdische Ebene zu begeben. Ist die zweite Hélfte des 13. Jahrhunderts tatséchlich eine
Umbruchszeit, in der sich das Leben der Juden dramatisch verschlechterte? Inwieweit sind
Stromungen, etwa in Bezug auf Freiziigigkeit und Kammerknechtschaft, zu beobachten, die,
parallel und sich wechselseitig beeinflussend, im westeuropdischen Raum auftraten? Diese Fragen

sollen abschlieBend in einer vergleichend angelegten Synthese behandelt werden.
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2. Juden und Herrschaft im Reich zur Zeit Rudolfs I. von Habsburg

2.1 Rudolf als Konig — Etappen seiner Regierung

Die Wahl Rudolfs von Habsburg zum Konig des Regnum teutonicum wurde durch den Tod Konig
Richards von Cornwall am 2. April 1272 angestoen.>° Erzbischof Werner von Mainz setzte sich am
resolutesten von allen Reichsfiirsten fiir eine Neuwahl ein und erreichte durch geschickte
Verhandlungen schlieBlich einen Konsens iiber die moglichen Anwérter auf den Thron.3! Rudolf
von Habsburg vereinte schlieBlich die meisten Vorziige auf sich: Er hatte sich in der Zeit des
Interregnums zu einem maichtigen, erfolgreichen Territorialherren entwickelt, ohne zu einer
ernsthaften Gefahr fiir die Reichsfiirsten werden zu konnen. Durch die Heirat mit Gertrud von
Hohenberg, durch zahlreiche Fehden und durch die Belehnung mit Reichsgiitern im Schwarzwald
schuf Rudolf einen ausgedehnten Herrschaftskomplex, dessen Schwerpunkt zum einen im Aargau
zwischen der Habsburg und dem Kloster Muri, dessen Vogtei die Habsburger ausiibten, lag,
wihrend sich der andere im Oberelsass zwischen Basel und Schlettstadt befand.’> Zuweilen als
,armer Graf* von seinen Zeitgenossen und Widersachern bezeichnet®? sowie als ,.kleiner Konig**
von der heutigen Forschung klassifiziert, wurde er doch von den kurfiirstlichen Wihlern als

geeignet angesehen, dem Konigtum wieder zu einer gewissen Stirke zu verhelfen.

Die Festigung seiner Konigswiirde erreichte Rudolf von Habsburg auf mehreren Wegen.
Grundlegend dafiir waren seine geschickte Heiratspolitik sowie die Legitimation durch Papst

Gregor X., der sich auf Verhandlungen iiber die Kaiserkronung Rudolfs einlie. Bedeutsamer im

30 Damit war das Reich zwar nicht ohne Konig, da seit der Doppelwahl von 1257 sowohl Richard von Cornwall als
auch Alfons X. von Kastilien die deutsche Krone beanspruchten. Allerdings konnte sich keiner von beiden im
Regnum durchsetzen; wéhrend Richard von Cornwall wenigstens in den ndrdlichen Rheingebieten einige Erfolge
im Kampf um Anerkennung verzeichnen konnte, hatten die Anspriiche Alfons’ X. keine direkten Folgen, zumal er
den Boden des Reiches nie betreten sollte. Ungeachtet dessen blieben seine Anspriiche auf den deutschen
Konigsthron zunéchst bestehen. Zur Vorgeschichte der Wahl Rudolfs vgl. unter anderem Kaurnorp, Deutsches
Interregnum, S. 433-457.

51 Uber die Herausbildung eines besonderen Wihlerkreises bei Konigswahlen vgl. Erkens, Kurfiirsten und
Konigswahl. Zu den Wihlern der Wahl von 1273 gehérten die drei Erzbischofe von Koéln, Mainz und Trier, die
Herzége von Sachsen und Oberbayern, der Markgraf von Brandenburg sowie der Kénig von Bohmen, wobei
dessen prinzipielles Recht an einer Wahlstimme umstritten war und bei der Wahl von 1273 auf den Herzog von
Niederbayern, Heinrich II., {ibertragen wurde. Vgl. RepticH, Rudolf, S. 164f. sowie KrieGer, Rudolf, S. 98f.

52 Zu Rudolf von Habsburg als Graf vgl. Repricu, Rudolf, S. 78-130 sowie darauf aufbauend KrieGer, S. 38-43. Fiir
eine Aufzihlung der Giiter Rudolfs vor seiner Konigswahl sieche Quartnar, Konigslandschaft, S. 127f.

33 So titulierte Ottokar II. von Bohmen seinen Kontrahenten, als er sich an Papst Gregor X. wandte, um gegen die
Wahl des Habsburgers zu protestieren. Der Topos des armen, aber frohlichen Konigs hat Eingang in zahllose
Anekdoten gefunden, die zumeist im 14. Jahrhundert entstanden. Siehe hierzu TreicHLEr, Erzéhlungen, sowie
Kremscumiot, Herrscherdarstellung. Uber die Rolle der Dominikaner als Verbreiter dieser Geschichten vgl. KenneL,
Geschichtswerk.

3 Vgl. oben, S. 3.
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Hinblick auf Rudolfs Kontakte zu den Juden war allerdings die Revindikationspolitik, die Rudolf
direkt nach seiner Kronung einleitete.>> Auf dem Hoftag in Speyer im Dezember 1273 kiindigte
Rudolf den dort anwesenden nobiles an, dass alles Gut, das nach der Exkommunikation Kaiser
Friedrichs II. dem Reich verlorengegangen war, nun wieder in den Besitz des Konigs iibergehen
wiirde.’® Zu diesem Zweck erneuerte der Konig die staufische Institution der Reichslandvogte, die
als konigliche Verwalter in ihrem jeweiligen Gebiet fiir die Erfassung und Riickgewinnung des
Reichsgutes zustidndig waren.’” Auch die Wiedereinfithrung eines Hofrichters zur gleichen Zeit
stellte eine MaBBnahme Rudolfs dar, um so bald wie moglich eine Infrastruktur fiir seine Herrschaft

zu schaffen, die dem Konigtum im Reich wieder Autoritit und Handlungsfahigkeit sichern sollte.>®

Ausgenommen von den Revindikationsbemiihungen waren lediglich die Kurfiirsten. Im
Gegenteil war Rudolf dazu gezwungen, bereits bei seiner Kronung als Gegenleistung fiir seine Wahl
verschiedene Reichsgiiter an seine Wihler zu verpfianden.>® Das Gleiche gilt fiir die Reichsgiiter, die
Rudolf sich noch als Graf von Habsburg selbst im Interregnum einverleibt hatte, wozu
beispielsweise einige Landereien und Rechte gehorten, die Konrad IV. dem Grafen von Habsburg
verpfandet hatte.® Gegen weniger maichtige Landesherren, die Reichsbesitz nicht freiwillig
zuriickgeben wollten, ging Rudolf jedoch mit aller Hérte vor.®! Dort, wo der Konig personlich

anwesend war, konnte er durchaus Erfolge bei der Revindizierung von Reichsgiitern erzielen.%? In

35 Zum Verlust grofier Teile des Reichsgutes vor allem in der Zeit des Interregnums vgl. KrieGer, Rudolf, S. 56-58.

56 Johann von Viktring, Bohmer, Fontes 1, S. 303: Anno d. 1274 Rudolfus rex venit in Spirensium civitatem ubi
convocatis nobilibus precipit, ut ea que ad imperium spectant abducta et sublata indebite non differant resignare.
Quidam metuentes regiam minationem que possiderant reddiderunt; alii vero compulsi simili modo que sibi
usurpaverant, regii fisci procuratoribus obtulerunt. Vgl. Repiich, S. 451 und KrieGer, S. 120.

57 Die Auswahl der Landvogte weist darauf hin, welcher Personenkreis zu den relevanten Stiitzen von Rudolfs
Herrschaft zdhlten: Burggraf Friedrich von Niirnberg war fiir die Verwaltung der Reichsgiliter um Niirnberg
zusténdig, das tibrigen Franken wurde Kraft von Hohenlohe iibertragen. In Schwaben richtete Rudolf die Vogteien
Ober- und Niederschwaben ein, die er seinem Schwager Graf Albrecht von Hohenberg sowie seinem Vetter Graf
Hugo von Werdenberg iibergab. Im Elsass entstanden ebenfalls zwei Landvogteien. Konrad Werner von Hattstadt
stand dem Reichsgut im Oberelsass vor, Kuno von Bergheim den Besitztiimern im Niederelsass. Beide Vogteien
wurden ab 1280 gemeinsam von Otto von Ochsenstein verwaltet. Im Speyergau setzte Konig Rudolf Graf Friedrich
IV. von Leiningen als Landvogt ein, die Landvogtei Wetterau iibertrug er Reinhard von Hanau. Das kleine Gebiet
um Ziirich bekam Hermann von Bonstetten zur Verwaltung, Basel und Rheinfelden tibertrug der Kénig Hartmann
von Baldegg. Vgl. RepLich, Rudolf, S. 454-464.

58 Zum Hofrichter sieche Erkens, Tradition, S. 37.

39 So erhielt Erzbischof Heinrich von Trier 1555 Mark, vgl. MGH Const III, S. 12f., Nr. 7. Erzbischof Werner von
Mainz bekam einen Reichszoll in Boppard bis zu einer Einnahmesumme von 2000 Mark Silber, vgl. RI VI, 1, Nr.
12; Erzbischof Engelbert von Koéln begiinstigte der Konig mit der Reichsstadt Dortmund und der Festung
Kaiserswerth, vgl. UB Niederrhein II, Nr. 373. Uberdies bestitigte Rudolf dem Pfalzgrafen Ludwig II. am 1. Mirz
1274 seine anlésslich der Konradinischen Schenkung erworbenen Giiter in Oberbayern, vgl. RI VI, 1, Nr. 116.

60 Diese um 1250 vorgenommenen Verpfiandungen betrafen die Stidte Breisach und Kaysersberg, dazu die Vogteien

des Klosters St. Blasien und des Schwarzwalds. Die Herrschaft iiber Breisach und Kaysersberg konnte Rudolf im
Gegensatz zu den Vogteirechten nicht durchsetzen. Vgl. Krieger, Rudolf, S. 65f.
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konigsferneren Gebieten war er auf die Mithilfe der Landvogte sowie der ihm wohlgesinnten

Territorialherren angewiesen; dies gilt vor allem fiir die norddeutschen Teile des Reiches.

In der ersten Herrschaftsperiode begann Rudolf mit der Verkiindung eines allgemeinen
Landfriedens und zugleich mit der Bekdmpfung von widerrechtlich im ganzen Reich, vor allem am
Rhein, erhobenen Zollen.® Bereits am 26. Oktober 1273 erncuerte Rudolf von Habsburg den
Landfrieden Kaiser Friedrichs II. von 1235 und erklérte alle seit der Exkommunikation Friedrichs
aufgerichteten Zolle fiir ungiiltig, wobei er die Rheinzolle explizit hervorhob.®* Zollbefreiung und
Friedenswahrung wurden bei Rudolf genauso verkniipft wie in der Zeit des letzten Stauferkaisers.
Anders als im Fall der Revindikation von Reichsgut galt die Beseitigung von Zoéllen auch fiir die
Kurfiirsten und den Konig selbst. So befahl Rudolf seinem Vogt von Ensisheim, keinerlei Zolle oder

Wegegeld mehr zu erheben.

Wihrend in der ersten Herrschaftsetappe also die Sicherung der Konigswiirde sowie die
Revindizierung von Reichsgut im Zentrum stand, ist fiir die Zeit von 1276 bis 1281 ein vollig
anderer Schwerpunkt erkennbar. Charakteristisch fiir diese Herrschaftsetappe ist vor allem der
Kampf gegen den bohmischen Konig, der mit dem Tod Ottokars am 26. August 1278 in der
Schlacht bei Diirnkrut endete. Ottokar, der selbst Ambitionen auf den deutschen Konigsthron hegte,
widersetzte sich vom ersten Tag an der Konigsherrschaft Rudolfs. Nachdem Rudolf auf dem Hoftag
in Niirnberg im November 1274 erste rechtliche Schritte gegen Ottokar eingeleitet hatte, ging er auf
dem Hoftag von Augsburg im Mai 1275 einen Schritt weiter und enthob Ottokar seiner Lehen.%¢
Dies war der letzte nétige Schritt, um nun rechtlich legitimiert gegen Ottokar militérisch vorgehen

zu konnen.®” Der erste Feldzug von 1276 endete zwar mit einer Niederlage Ottokars, brachte jedoch

61 Bereits 1274 unternahm er einen Feldzug gegen Markgraf Rudolf von Baden, eroberte die Festungen Miihlberg,
Grotzingen und Durlach und zwang den Markgrafen, auf den Zoll von Selz zu verzichten. Vgl. RepricH, Rudolf, S.
513. Auch gegen seinen ehemaligen Bundesgenossen Graf Egno von Freiburg ging der Konig im August 1275
militérisch vor, belagerte Freiburg im Breisgau etwa eine Woche lang und erreichte den Verzicht des Grafen auf die
Rechte an der Stadt Neuenburg sowie auf Reichsgut um Freiburg. Vgl. RI VI, 1, Nr. 422a.

62 Vgl. weitere bei Reorich, Rudolf, S. 451-454 aufgefiihrte Beispiele.

63 Die Verkniipfung der Themenkreise Landfrieden und Abschaffung von Zoéllen, die ohne Erlaubnis des
Reichsoberhauptes erhoben wurden, findet sich bereits im Mainzer Reichslandfrieden Kaiser Friedrichs II. von
1235. Wéhrend am Ende des 12. Jahrhunderts am Rhein 19 Zollstitten existierten, stieg ihre Zahl bis zur Mitte des
13. Jahrhunderts auf ungefdhr 35 an. Da diese Praxis den Frieden und Wohlstand insbesondere der Handel
treibenden Stadtbewohner elementar gefahrdete, richtete sich der 1254 gegriindete Rheinische Stidtebund primér
gegen die als unrechtméBig angesehenen Zollstationen. Vgl. Preirrer, Transitzolle, S. 389-398.

64 Zur Zollpolitik Rudolfs von Habsburg vgl. ebd., S. 406-422.

6 Auch Rudolfs Vogt in Krenkingen sollte abgesehen vom althergebrachten Zoll von Erzingen keine weiteren
Abgaben von durchziehenden Héndlern verlangen. Vgl. RI VI, 1, Nr. 150.

66 Hierbei handelte es sich um Osterreich, die Steiermark, Kérnten, Krain, die Windische Mark, das Egerland und
Bo6hmen sowie das Reichsschenkenamt.

67 Reprich, Rudolf, S. 232-241.
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keine endgiiltige Entscheidung. Zu dieser kam es erst 1278, als Ottokar in der Schlacht bei Diirnkrut
am 26. August 1278 starb.

Die Zwischenzeit von Ende 1276 bis zum Tod Ottokars war von stindigen kriegerischen
Aktionen, aber auch von der volligen Umdeutung dieses Krieges seitens der Kurfiirsten gepragt:
Galt der Feldzug von 1276 als Reichskrieg um widerrechtlich entfremdetes Konigsgut, so handelte
es sich in den Augen der Kurfiirsten 1278 um Angelegenheiten zweier Landesherren. Die
rheinischen Wabhlfiirsten unterstiitzten Rudolf in der ersten Auseinandersetzung, weil sie die
Machtfiille Ottokars flirchteten und begrenzen wollten. Nun standen sie den Bemiihungen Rudolfs
um die Sicherung der eroberten Lénder fiir seine Familie argwohnisch gegeniiber. Der Kreis der
Getreuen, aus dem der Konig seine Armee rekrutierte, beschriankte sich daher im Jahr 1278 auf
Adelige aus seinen Stammlanden sowie den Bischof Heinrich von Basel, Graf Eberhard von
Katzenelnbogen und Burggraf Friedrich von Zollern.%® Dieser Personenkreis gehorte wihrend der
gesamten Herrschaftszeit Rudolfs zu seinen engsten Vertrauten und spielte {iberdies fiir Rudolfs

Kontakte zu den jlidischen Gemeinden eine wichtige Rolle.

Bereits unmittelbar nach dem siegreichen ersten Feldzug gegen Ottokar II. begann Rudolf
mit der Sicherung seiner Herrschaft in den neu erworbenen Gebieten. Die in der ersten
Herrschaftsperiode betriebene Revindikationspolitik wich nun einer schrittweisen Aneignung von
Rechten, die einst die Babenberger Herzoge bis zu ihrem Aussterben im Jahre 1246 innehatten und
die Konig Rudolf nun auf seine S6hne Rudolf und Albrecht {ibertragen lie3. Auch die Privilegien,
die er an Stiddte oder einzelne Interessengruppen vergab, nahmen stets Bezug auf ehemalige
herzogliche Dokumente und nicht, wie aufgrund der vorher betriebenen Revindikationsmaffinahmen,

auf — durchaus vorhandene — konigliche oder kaiserliche Privilegien.

Zur Sicherung der neu eroberten Gebiete gehorte von Beginn an auch die Einbeziehung des
osterreichischen Adels,® der bereits kurz nach der Wahl Rudolfs mit diesem in Kontakt getreten
war; offensichtlich erhofften weite Teile der dortigen Adligen, dass der neue Konig sie von der

Herrschaft Ottokars befreien wiirde.”® Als Belohnung fiir ihre Mithilfe im ersten Krieg mit Ottokar

68 Zugute kamen Rudolf allerdings die Verbindungen, die er seit 1276 zum ungarischen Konig Ladislaus IV. gekniipft
hatte. Da Ottokar auf seiner Weigerung beharrte, die in den 1260er Jahren eroberten ungarischen Grenzburgen
wieder an das Konigreich Ungarn zu iibergeben, fiel es Rudolf nicht schwer, Ladislaus zu einem Eingreifen gegen
Ottokar zu bewegen. Vgl. ebd., S. 235f.

6 Zur Rolle des dsterreichischen Adels von der Zeit des letzten babenbergischen Herzogs Friedrich II. bis in die Zeit
Rudolfs siehe WeLrnN, Landherren.

70 Vgl. eine diesbeziigliche Bemerkung im Cronicon Colmariense, MGH SS XVII, S. 245: Audientes autem nobiles,
qui erant de regis Bohaemiae dominio seu dictione, gravisi sunt multum, sperantes a regis Bohemiae dominio
liberari.
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verkiindete Rudolf einen Landfrieden,”! den er ausdriicklich in Ubereinstimmung mit den
geistlichen und weltlichen Landesherren, Grafen, Freiherren und Ministerialen der osterreichischen
Léander ausgehandelt hatte.”> Zahlreiche Paragraphen geben Auskunft iiber die Sonderrechte, mit
denen Rudolf die Landherren bedenken musste, um ihr Wohlwollen beim Aufbau einer neuen

Landesherrschaft zu erlangen.

Die Stadtgemeinden waren anders als die Landherren und die geistlichen Fiirsten der
Osterreichischen Lande weit weniger an einem Machtwechsel interessiert. Der Grund fiir die
ablehnende Haltung der Biirger gegeniiber einem Herrschaftswechsel ist in der Politik Ottokars II.
zu suchen, der die Stidte systematisch begiinstigte, um ein Gegengewicht zum Adel zu schaffen.”3
Am stirksten war der Widerstand der Stadt Wien, die sich trotz einer fiinfwdchigen Belagerung
nicht ergab und dem Konig erst Einlass gewéhrte, als der Friedensschluss mit Ottokar und dessen
Lehnshuldigung bereits vollzogen worden waren.” Auch kurz vor der zweiten Auseinandersetzung
mit  Ottokar formierte sich Widerstand gegen den Habsburger.”” Erst nach der
Entscheidungsschlacht konnte Rudolf die Biirger Wiens auf seine Seite ziehen, musste dies jedoch
mit weitreichenden Privilegien erkaufen, welche den Interessen eines kiinftigen starken
Landesfiirsten vollig zuwiderliefen.”® Auch in diversen weiteren Orten war der Konig aufgrund
seiner schwierigen Situation dazu gezwungen, bei einer erneuten Privilegierung — vor allem bei den
bald nach der Eroberung vorgenommenen Bestitigungen von alten Rechten — in den meisten Féllen

noch zusitzliche, neue Vergiinstigungen zu gewihren.”” Entscheidend fiir die Beurteilung des

71 MGH Const III, S. 116-118, Nr. 122. Zum Landfrieden von 1276 fiir die osterreichischen Lander vgl. WELTIN,
Landherren, S. 113-115, sowie Kunze, Landfriedenspolitik, S. 119-122. Fiir die Entwicklung des &sterreichischen
Landrechtes mit einer Einordnung des Landfriedens vgl. WeLTin, Landrecht.

72 MGH Const III, S. 116: (...) ad consilium principum tan ecclesiasticorum quam secularium, comitum, baronum,
ministerialium terrarum Austrie, Stirie, Karinthie et Karniole (...).

73 Zur Stadtepolitik Ottokars II. vgl. MarTin, Stadtepolitik, S. 65-79.

74 Im Friedensvertrag wurde unter anderem festgehalten, die Stadt im Allgemeinen und die namentlich genannten
Anfiihrer des Widerstands gegen den Konig, Paltram vor dem Freithof und Landschreiber Konrad, ohne Bestrafung
wieder in die Gunst des Konigs aufzunehmen. Vgl. MGH Const II1, S. 107, Nr. 114, § 9.

7> Dies erschlieit sich aus den beiden Stadtprivilegien, die Rudolf am 24. Juni 1278 als Dank dafiir gewihrte, dass
sich die liberwiegende Zahl der Biirger von Wien an der Verschworung nicht beteiligt hatte. Vgl. RI VI, 1, Nr. 974.
Zum Inhalt der Privilegien siche Csenpes, Wien, S. 111 sowie Repricu, Rudolf, S. 346f.

76 Unter anderem wurde Wien zur Reichsstadt erhoben. Diesen Status behielt die Stadt bis zum gescheiterten Aufstand
der Biirger gegen den Herzog 1287/88, als Herzog Albrecht die Stadtprivilegien in einem symbolischen Akt zerriss.
Die Biirger mussten dem Herzog Treue geloben und ausdriicklich auf die Privilegien Rudolfs von Habsburg
verzichten. Vgl. Csenpes, Wien, S. 113f. und Marriy, Stidtepolitik, S. 79.

77 Rudolf privilegierte in der Anfangszeit seiner Herrschaft (1276-1277) in Osterreich folgende dsterreichische Stidte:
Enns (1276 Oktober 15), Tulln (1276 Oktober 30), Judenburg (1277 Januar 19), Graz (1277 Januar 19), Bruck an
der Leitha (1276 November 2), Krems (1277 Juni 12), Wiener Neustadt (1277 Januar 19 und 1277 November 22),
Laa (1277 Juli 8), Fiirstenfeld (1277 Februar 23), Freistadt (1277 Juli 26), Bruck in der Steiermark (1277 August
25), Eggenburg (1277 August 13), Klosterneuburg (1276 November 24). Zu Einzelheiten der
Privilegienbestdtigungen siche Martin, Stadtepolitik, S. 75-78.
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Verhéltnisses von Rudolf und den Juden ist die Tatsache, dass sich der Konig in seiner zweiten
Herrschaftsperiode ausschlieflich in Osterreich aufhielt. Der herumreisende Konig wich fiir
viereinhalb Jahre einem Herrscher, der von einer Hauptstadt aus regierte, was die

Rahmenbedingungen der Kommunikation grundlegend énderte.

Die dritte Herrschaftsetappe von 1281 bis 1289 schlieB3t sich recht nahtlos an den Beginn
von Rudolfs Konigtum an. Auch hier standen der Ausbau der koniglichen Macht durch
Riickgewinnung von Reichsgiitern sowie die erneuten Bemiihungen um die Kaiserkrone im
Vordergrund der Aktivititen. Daneben riickte die Landfriedenspolitik stirker als zuvor in den
Blickpunkt des Konigs. Insgesamt muss beachtet werden, dass Rudolf durch den Erwerb der
Osterreichischen Lénder {tber eine deutlich vergroferte Machtbasis verfiigte und somit
entschlossener handeln konnte als noch in der ersten Phase seiner Herrschaft. Seine Bemiihungen
um die Riickgewinnung des Reichsgutes verlangten fast immer den Einsatz militirischer Mittel.
Neben einer Vielzahl von Feldziigen, die sich mehrheitlich im Stidwesten des Reiches abspielten,’
ist vor allem das militérische Vorgehen Rudolfs gegen Erzbischof Siegfried von Koln bedeutsam,
das zugleich Rudolfs Emanzipation von den zuvor iibermichtig erscheinenden Kurfiirsten

manifestierte.”®

Gleichzeitig musste Rudolf sich darum bemiihen, seine desolate Finanzlage zu verbessern,
woflir er im Juli 1284 eine Sondersteuer von den rheinischen, wetterauischen, frankischen und
schwibischen Stadten einforderte.®? Insbesondere in der Wetterau fiihrte dies — zusammen mit dem
Auftreten eines ,,falschen Friedrichs“®! — zu schweren Aufstdnden.®? Mit der erfolgreichen
Belagerung Wetzlars und der Hinrichtung des Betriigers konnte Rudolf diese Krise Ende Juli 1285

iberwinden.?? In Schwaben hingegen, das ebenfalls von den Unruhen erfasst wurde, konnte sich der

78 An erster Stelle ist hier der Konflikt mit Graf Egno von Freiburg zu nennen, in den auch die Freiburger Juden direkt
involviert waren. Zu den Einzelheiten siehe unten, S. 99.

7 Fiir die Einzelheiten des Konfliktes siche Erkens, Siegfried, S. 168f.
80 KrieGer, Rudolf, S. 189f.

81 Dieser hieB eigentlich Tile Kolup beziehungsweise Dietrich Holzschuh. Vgl. Erkens, Siegfried, S. 261-266 mit
einer Ubersicht der chronikalen Uberlieferung der Ereignisse um den falschen Friedrich. Zum mittelalterlichen
Phéanomen, dass sich wiederholt Personen als liangst verstorbene Herrscher ausgaben, vgl. Lecuepre, Kingship.
Moglicherweise wurden auch die Juden beschuldigt, den falschen Friedrich unterstiitzt zu haben. Siehe dazu unten,
S. 125.

8 RI VI 1, Nr. 1860a. Ebenso widersetzten sich die Stidte Bern und Freiburg im Uechtland der Zahlung und
kiindigten dem Ko6nig die Gefolgschaft auf. Annales Colmarienses Maiores, MGH SS XVII, S. 212. Siehe auch
RepricH, Rudolf, S. 492.

83 Eine Originalurkunde iiber die Beilegung der Feindseligkeiten ist nicht {iberliefert. Vgl. die Urkunde vom 25. Juli
1285 im UB Speyer, S. 114, Nr. 153, in der Rudolf die Speyrer darum bat, den zwischen ihm und den Biirgern von
Wetzlar geschlossenen Vertrag zu besiegeln. Siehe auch RI VI, 1, Nr. 1915 mit weiteren Angaben iiber die
Vermittlungstatigkeit der Stddte Mainz, Worms und Speyer.
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Konig nicht endgiiltig durchsetzen. Dies lag nicht zuletzt an den andersgearteten
Rahmenbedingungen des Konflikts, der weit iiber die geforderte Sondersteuer hinausging.
Tatsdchlich verfolgte der Habsburger in Schwaben eine offensive Hausmachtpolitik, der sich
insbesondere Graf Eberhard 1. von Wiirttemberg erfolgreich entgegenstellte.® Im September 1287

kam es zu einer endgiiltigen Schlichtung, die Rudolf keinerlei Vorteile brachte. 3

Zwar waren die Juden nicht unmittelbar von Rudolfs Bemiihungen um die Kaiserkronung
betroffen, dennoch zeigen sich auf den zweiten Blick wichtige Ankniipfungspunkte. Insbesondere
der Besuch des pépstlichen Legaten Giovanni Boccamazza 1286/87, der fiir viel Unruhe im Reich
sorgte,3¢ kann in Zusammenhang mit der zur gleichen Zeit erfolgten Gefangennahme Meirs von
Rothenburg durch den Konig gebracht werden.?” Insgesamt waren Rudolfs Bemithungen um die
Kaiserkrone auch in der dritten Herrschaftsetappe erfolglos. Hatte er diese zu Beginn noch
angestrebt, um seine Autoritdt im Reich zu erhdhen, sollte sie ihm nun dazu dienen, bereits zu

Lebzeiten einen seiner Sohne zum Konig kronen zu lassen. 88

Die letzten beiden Herrschaftsjahre heben sich insofern von der dritten Etappe ab, als sich
der Konig erneut fiir lingere Zeit an einem festen Ort authielt. Bereits 1286 hatte er seinem
Getreuen Heinrich von Isny, zu dieser Zeit Erzbischof von Mainz, die Herrschaft iiber Thiiringen
und MeiBlen tibertragen.®® Heinrichs Tod und die darauthin in Thiiringen ausbrechenden Kémpfe
machten eine Anwesenheit des Konigs notwendig.”® Von Dezember 1289 bis Oktober 1290 hielt
sich der Konig ausschlieBlich in Erfurt auf und ordnete die lokalen Verhéltnisse.?! Insbesondere
regelte er sein Verhidltnis zu den Reichsstddten Nordhausen und Miihlhausen, die seit etwa 1285

rebelliert und sich seiner Herrschaft vollstandig entzogen hatten.®?

84 Uber Rudolfs Pline zur Neuerrichtung des Herzogtums Schwaben vgl. ZertLEr, Schwaben, S. 198-202 sowie
QuartHAL, Konigslandschaft.

85 Zu dieser Schlichtung, in der einige die Juden betreffende Angelegenheiten erwéhnt werden, siehe unten S. 113.

86 Zu den Vorkommnissen auf dem Hoftag von Wiirzburg vgl. RI VI, 1, Nr. 2056 sowie Erxens, Siegfried, S. 266-274.
Uber die Geriichte um einen Erbreichsplan siche Erkens, Siegfried, S. 274-291, mit weiterer Literatur.

8 Fir die konkrete Analyse dieser Koinzidenz siehe unten S. 123.

8  Urspriinglich hatte Rudolf seinen Sohn Hartmann als Nachfolger bestimmt, dieser ertrank allerdings 1281 im
Rhein. Nach diesem Ereignis war sein Sohn Rudolf Anwérter auf den Thron, doch als dieser im Mai 1290 verstarb,
blieb nur noch Albrecht als méglicher Nachfolger {ibrig. Vgl. Krieger, Rudolf, S. 178.

8 Dabei wurden dem Erzbischof auch die Herrschaftsrechte an den dortigen Juden iibertragen; siehe unten S. 139.

%  Vermutlich hatte Rudolf bereits 1287 geplant, im Februar 1288 einen Hoftag in Miihlhausen abzuhalten, wurde aber
durch seine Aktivitdten im Stidwesten des Reiches von diesem Vorhaben abgehalten. Vgl. RI VI, 1, Nr. 2146a.

°l " Fiir Einzelheiten siehe Kunze, Landfriedenspolitik, S. 146-154.

92 UB Nordhausen I, S. 7, Nr. 8; UB Miihlhausen, S. 148, Nr. 356. Zu den Einzelheiten und der Rolle der
Nordhausener Juden vgl. unten S. 225.
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Das Vorhaben, einem seiner Sohne die Nachfolge auf dem Kd&nigsthron zu sichern, konnte
Rudolf von Habsburg nicht mehr verwirklichen. Auch wenn er durch familidire Bindungen
zumindest die weltlichen Kurfiirsten auf seiner Seite wusste, so scheiterte er letztlich am
wiedererstarkten bohmischen Konigtum in Gestalt Wenzels I1., der nach dem Tod von Rudolfs Sohn
Rudolf im Jahr 1290 zu einer Wahl Albrechts nicht bereit war.?> Da auch die geistlichen Kurfiirsten
Albrechts Macht fiirchteten, gelangte schlie8lich Adolf von Nassau 1292 auf den Konigsthron.

9 Dieser war zwar mit einer Schwester Albrechts verheiratet, stand aber aufgrund seines Vorhabens, die vom Vater

verlorenen Osterreichischen Lénder wieder in seinen Besitz zu bringen, in stindigen Konflikten mit dem
Habsburger. Seit 1287 kam es wiederholt zu militdrisch ausgetragenen Grenzstreitigkeiten, zudem stand Albrecht
mit oppositionellen bohmischen Adelsgruppen in Kontakt, wie auch Wenzel Verbindungen mit ungarischen
Adeligen pflegte, die mit Albrecht verfeindet waren. Vgl. Reprich, Rudolf, S. 715f.
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2.2 Siedlungsgeschichte: Zentren der Juden in konigsnahen und konigsfernen Gebieten

Stellte das gesamte 13. Jahrhundert allgemein eine Zeit des starken Bevolkerungswachstums dar, so
galt dies auch fiir die Juden. Ausgehend von der Rheinachse mit den wichtigen Kathedralstidten, in
denen sich die Juden bereits seit dem 11. Jahrhundert niedergelassen hatten, begann spitestens im
13. Jahrhundert eine Ausbreitung jiidischer Gemeinden im gesamten Reichsgebiet.’* Dabei ist
festzustellen, dass die Juden zunédchst in den groBen Stidten siedelten, bevor auch kleinere,
umliegende Ortschaften bewohnt wurden.”> Des Weiteren fand im Siiden des Reiches, welcher
ohnehin einen hoheren Urbanisierungsgrad aufweisen konnte, die Ausbreitung schneller statt als im
Norden und Nordosten. Insbesondere in Franken ist eine enorme Dichte an Judensiedlungen
festzustellen. Einziger Beleg fiir die Existenz dieser kleinen und kleinsten Siedlungsorte sind
allerdings die Memorbiicher, in denen die Opfer von Verfolgungen verzeichnet wurden. Dies weist
darauf hin, wie schwierig auch bei der Beurteilung der jiidischen Siedlungsgeschichte die
Uberlieferungslage ist. Einschriinkend muss man also stets bedenken, dass das Bild, welches man
heute aufgrund der {iiberlieferten Zeugnisse jiidischen Lebens gewinnt, nicht unbedingt der
damaligen Realitit entsprechen muss. Kategorische Aussagen verbieten sich also vor diesem

Hintergrund.

Die Neugriindung von Gemeinden verlief nicht immer ungesteuert; vielmehr gibt es einige
Hinweise darauf, dass die jeweiligen Landes- oder Stadtherren schon im Vorfeld mit giinstigen
Privilegierungen einen Anreiz fiir die Juden schaffen wollten, sich in ihrem Herrschaftsgebiet
niederzulassen.’® Die Herrschaftszeit Rudolfs von Habsburg féllt in eine Periode lang anhaltenden
Wachstums, in der die Lebensbedingungen von Christen und Juden giinstig waren und sich durch

das Ende des Interregnums weiter verbesserten.”’

9%  Zur den folgenden Ausfithrungen vgl. grundlegend die Karten iiber die jiidische Siedlungsgeschichte von 1200 bis
1300 in Haverkamp, Nordsee Bd. 3.

9 Haverkamp, Siedlungsgeschichte, S. 261.

9% In der Zeit Rudolfs gibt es viele Hinweise auf solche Ansiedlungsprivilegien. Zwei von diesen, die vom Konig
selbst gewdhrt wurden, werden in dieser Arbeit analysiert. Vgl. unten S. 50 (Altenbamberg) sowie S. 148
(Rodelheim).

97 Auch wenn das Interregnum in der modernen Forschung nicht mehr als dunkelste Schreckenszeit angesehen wird,
galt dennoch das Fehlen eines unangefochtenen Reichsoberhauptes als Mangel. Die einhellige Freude, die in der
Chronistik {iber die Wahl Rudolfs von Habsburg zu vernehmen ist, belegt, dass das Ende des Interregnums auch
von den Zeitgenossen als positiver Einschnitt wahrgenommen wurde. Vgl. Kaurnorp, Interregnum, S. 140-142
sowie Ders. Deutsches Interregnum, S. 1f.
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Abb. 1: Jidische Siedlungen im Reichsgebiet in der zweiten Hélfte des 13. Jahrhunderts.

Fiir eine Analyse der Bezichungen zwischen Rudolf und den Juden muss die Frage nach den
Beriihrungspunkten der Akteure gestellt werden. Gleichsam als Basis aller weiteren
Untersuchungen bendtigt man ein Gertist der jiidischen Ansiedlungen sowie derjenigen Orte, die
aufgrund hiufiger Besuche des Herrschers als konigsnah gelten konnen. Dabei muss allerdings
untersucht werden, ob der Konig insbesondere durch die Einrichtung von Reichslandvogteien
moglicherweise auch trotz langerer Abwesenheit eine mittelbare und dennoch stabile Herrschaft
ausiiben konnte. Auf diese Weise sollen im Folgenden also die wichtigsten jlidischen

Gemeindezentren herausgearbeitet und mit dem Itinerar des Konigs sowie weiteren konigsnahen
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Landschaften verglichen werden.”® Ob durch die Deckungsgleichheit von Judengemeinde und
konigsnahem Ort tatsdchlich auch eine verstirkte Kommunikationsebene entstand, steht damit
allerdings noch nicht fest. Dennoch ist diese Analyse notwendig, selbst wenn eine groflere Nihe

schlussendlich nicht die Relevanz haben sollte, die man zunédchst annehmen konnte.

Eine der wichtigsten Regionen fiir jiidisches Leben im Reich, sowohl in wirtschaftlicher
Hinsicht als auch durch ihre herrschaftliche Durchdringung sowie ihre Urbanitit, stellte das mittlere
Rheingebiet dar.”® Hier befanden sich die groBen Kathedralstddte Mainz, Worms und Speyer, deren
judische Gemeinden seit dem Hochmittelalter eine fithrende Stellung innehatten. Auch die
aufstrebende Gemeinde Frankfurts, die sich parallel zum Aufstieg der Stadt als Vorort fiir die
weiteren jlidischen Siedlungsorte des Medinat Hessen etablierte,!? befindet sich in diesem Gebiet.
Die Bedeutung dieser Gemeinde konnte durch das Pogrom von 1241, welches zumeist als
Frankfurter Judenschlacht bezeichnet wird, nicht gebrochen werden.!?! Zur Zeit Rudolfs hatte die
Frankfurter Gemeinde zweifellos die groBte Bedeutung als jiidischer Siedlungsplatz und nahm eine
Vorrangstellung vor den Gemeinden der Wetterauer Reichsstédte ein. Eine mindestens ebenso grofie
Wichtigkeit fiir die Juden besal3 die grofle und alte Gemeinde Triers. Zusammen mit der Koblenzer
Gemeinde war sie die bedeutendste jiidische Siedlung des Trierer Erzbistums. Insgesamt ist fiir das
mittlere Rheingebiet dieselbe Entwicklung zu beobachten, die sich iiberall im Reich vollzog: Die
Anzahl kleiner und kleinster Siedlungen nahm ab 1250 bestindig zu. Sind bis zu diesem Zeitpunkt
21 Orte mit jiidischen Gemeinden nachweisbar, so erhoht sich diese Zahl bis 1300 auf 57

Siedlungsorte.!02

Auch das Gebiet nordlich des Mittelrheins erlebte in der zweiten Hélfte des 13. Jahrhunderts
»die Phase der intensivsten Ausweitung des jldischen Siedlungsnetzes im Nordwesten des

Reiches“.!% Eine unbestritten herausragende Rolle spielte die Kolner Judengemeinde, deren

9%  Die Daten der folgenden Untersuchung sowie der Abbildung 1 wurden zwei fiir die Erforschung der jiidischen
Geschichte im Mittelalter zentralen Werke entnommen. Es handelt sich zum einen um das dreibédndige,
kommentierte Kartenwerk Geschichte der Juden von der Nordsee bis zu den Siidalpen, herausgegeben von Alfred
Haverkamp, sowie um die Germania Judaica Band II. Dabei bildet das Kartenwerk die Grundlage der folgenden
Ausfithrungen, wéhrend die GJ lediglich fiir die im Kartenwerk nicht beriicksichtigten Gebiete herangezogen
wurde.

%  Unter dem Begriff ,Mittelrthein“ wird hier in Anlehnung an Ziwes, Rheingebiet, S. 16 und Barzen,
Siedlungsgeschichte, S. 55 das Gebiet zwischen der Mosel und dem Elsass verstanden, welches auch die Wetterau
mit Frankfurt am Main einschlief3t.

100 Barzen, Regionalorganisation, S. 300, sowie Ders., Siedlungsgeschichte, S. 55.

101 Zur Ersten Frankfurter Judenschlacht siche Furst, Captivity, S. 179-221, Yuvar, Volker, S. 284f. sowie
ScHNEIDMULLER, Pfalzstadt, S. 17-19.

102 Vel. Ziwes, Rheingebiet, S. 134-138.
103 Vgl. CLuse/Koscue/Scumanor, Siedlungsgeschichte, S. 41.
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Mitglieder zugleich die Triger der weiteren Siedlungsexpansion waren.!* Koln stellte seit dem 10.
Jahrhundert das Zentrum des jlidischen Lebens im Niederrheingebiet dar. Die dortigen Juden
unterschieden sich auch in ithrem Brauchtum von den mittelrheinischen Gemeinden um die Schum-
Stidte.!0> Begleitet und unterstiitzt wurde die expansive Siedlungstitigkeit nicht zuletzt von den
lokalen christlichen Machthabern, die den Juden mitunter giinstige Privilegien ausstellten. Dies gilt
etwa fiir die Urkunden Konrads von Hochstaden fiir die Dortmunder und Koélner Juden aus den
1250er Jahren: Das Bemiihen um die Ansiedlung von Juden war Teil des herrschaftlichen
Landesausbaus. Entlang der Fliisse Ahr, Erft und Sieg entstanden so, etwa in Ahrweiler, Siegburg
und Neuss, neue Judensiedlungen. Der wichtigste Siedlungsort in Westfalen vor 1250 war die
Konigsstadt Dortmund. Ab 1250 begannen die Juden, ihre Siedlungstitigkeit auch auf
Bischofsstidte wie Osnabriick und Miinster sowie auf landesherrliche Ortschaften wie Hamm,
Soest und Biiren auszubreiten.!% Kosche bezeichnet die Zeit von 1250 bis 1300 als die Periode der

»eigentlichen Expansion® der Juden in den westfilischen Raum. !0

Das Elsass stellt fiir die Untersuchung von Kontakten zwischen Rudolf und den Juden ein
besonders interessantes Gebiet dar. Rudolf verfiigte hier {iber betrdchtliche Giiter, zudem ist das
Elsass durch seinen umfangreichen Reichsbesitz gekennzeichnet. Auch hier fand in der zweiten
Hilfte des 13. Jahrhunderts eine deutliche Steigerung von jlidischen Niederlassungen statt. Rein
quantitativ bleibt sie jedoch im Vergleich zu anderen Regionen des Reiches etwas zuriick. Vor 1250
sind lediglich in vier Ortschaften jiidische Gemeinden nachweisbar, wobei der jiidischen
Ansiedlung von Stralburg zweifelsohne eine fiihrende Rolle zukam. Die Gemeinden von Hagenau,
Rosheim und Oberehnheim blieben in ihrer Bedeutung hinter der von Stra3burg sicherlich zuriick.
Bis zum Jahr 1300 erhohte sich die Zahl jiidischer Ansiedlungen auf 14 Gemeinden, womit die
Ausweitung der jiidischen Siedlungstétigkeit mit der allgemeinen Urbanisierung des Elsass Schritt
hielt.!® Betrachtet man das habsburgische Territorium im Elsass, féllt das fast vollige Fehlen

judischer Gemeinden auf. Lediglich in Ensisheim lebten Juden zu Rudolfs Lebzeiten.!?® Dabei muss

104 Ebd., S. 33.
105 Ebd,, S. 34.
106 Koscue, Studien, S. 26f.
107 Ebd., S. 26.

108 MenTGeN, Elsass, S. 34, betont die Uberlieferungsproblematik von Belegen fiir die Zeit vor 1250, sodass die von
ihm angenommene Wachstumsrate von 250% laut eigener Aussage mit einigen Unsicherheiten behaftet sei.

109 Die erste Erwahnung einer jiidischen Gemeinde in Ensisheim stammt aus dem Jahr 1291, als die Abtei Murbach
Schulden bei Juden in Ensisheim und Bern hatte. Vgl. GJ II, 1, Art. Ensisheim. Fiir Meir von Rothenburg hatte
Ensisheim eine besondere Bedeutung: Nachdem er zunichst fiir eine unbestimmte Zeit in Wasserburg am Inn
festgehalten wurde, verbrachte er den Rest seiner Haft in der elsdssischen Stadt.
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beachtet werden, dass die Besitztiimer des Habsburgers kaum urbane Qualitit besalen. Dies konnte

ein Anhaltspunkt dafiir sein, warum sich nur wenige Juden in Rudolfs Besitztiimern ansiedelten.

Die Osterreichischen Linder, deren wechselvolles Schicksal bei einer Untersuchung der
Konigsherrschaft Rudolfs naturgemil3 eine zentrale Rolle spielt, konnen nicht auf eine derart lange
Tradition jldischer Siedlungen zuriickblicken. Erst ab dem Beginn des 13. Jahrhunderts sind dort
judische Gemeinden nachweisbar.!'® Zuvor bereisten jiidische Héndler zwar die Region, es kam
jedoch nicht zu einer festen Ansiedlung. Die erste Gemeinde bildete sich, wie auch in anderen
Regionen tblich, in der wirtschaftlich bedeutendsten Stadt des Herzogtums, ndmlich in Wien.
Relativ zeitgleich lieBen sich auch in Wiener Neustadt die ersten Juden dauerhaft nieder.!!! Uber die
genaue Entwicklung dieser Gemeinden in den ersten Jahrzehnten des 13. Jahrhunderts ist nichts
Weiteres bekannt. Die Privilegierung der Wiener Judengemeinde durch Friedrich II. von 1236 weist
darauf hin, dass sich die Gemeinde in der Zwischenzeit rasch vergréfert hatte und somit eine
Privilegierung den gesteigerten Bediirfnissen der Juden Rechnung trug. Dass es liberdies 1244 zu
einer Privilegierung der gesamten Osterreichischen Judenschaft kam, kann im Hinblick auf die
Siedlungstitigkeit zwei Bedeutungen haben. Zum einen ist denkbar, dass es bis zur Mitte des 13.
Jahrhunderts abgesehen von den Gemeinden in Wien und Wiener Neustadt bereits zu weiteren
Griindungen gekommen war. Zum anderen wire es mdglich, dass Herzog Friedrich mit dieser
Privilegierung fiir eine verstirkte Siedlungstatigkeit werben und somit den zukiinftigen Gemeinden
eine detaillierte Rechtsordnung geben wollte. In der zweiten Hélfte des 13. Jahrhunderts nahmen
auch die Osterreichischen Lénder an der schon im {ibrigen Reich beobachteten Entwicklung eines
Bevolkerungsanstieges und einer Ausweitung der jiidischen Siedlungstitigkeit teil.!'? Dies gilt
insbesondere filir Niederdsterreich, wo mit Krems, Laa, Tulln, St. Polten, Korneuburg und
moglicherweise auch Klosterneuburg sechs neue jiidische Gemeinden nachweisbar sind.!'? Auch fiir

die Regionen Kérnten, Tirol und Steiermark lassen sich jiidische Ansiedlungen belegen.!'!4

Eine fiir die Herrschaftszeit Rudolfs durchaus wichtige Region stellte das Konigreich
Bohmen dar. Auch hier gilt das bereits beobachtete Phinomen der verstiarkten Ausbreitung der

Juden in der zweiten Hilfte des 13. Jahrhunderts. Bis 1250 sind lediglich in Prag und Iglau Juden

10 T onrmany, Judenrecht, S. 52. So auch Brucatr, Osterreich, S. 128.
1T Zur Geschichte der Juden in Wiener Neustadt vgl. SuLzGruser, Wiener Neustadt.
12 Brucaer, Osterreich, S. 128f.

113 Fiir die einzelnen Nachweise vgl. GJ II, 1, S. 405-407 (Klosterneuburg); S. 450f. (Korneuburg); S. 453-455
(Krems); S. 461f. (Laa); GJ 11, 2, S. 735f. (St. Polten); S. 837 (Tulln).

114 Im Einzelnen sind dies: Friesach (GJ II, 1, S. 264-266), Gurk (GJ II, 1, S. 311), Klagenfurt (GJ II, 1, S. 403), Lienz
(GJ 1L, 1, S. 482f.), Marburg an der Drau (GJ II, 2, S. 522), Pettau (GJ, I, 2, S. 651f.), Volkermarkt (GJ, II, 2, S.
857f.) und Wolfsberg (GJ, 11, 2, S. 918).
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nachweisbar; diese Zahl von zwei Judensiedlungen erhoht sich durch das Hinzukommen von

Ansiedlungen in Briinn, Eger, Neuhaus, Olmiitz und Znaim deutlich.!!>

Zeigten die bereits genannten Zahlen zur Ausbreitung der Juden in den bisher behandelten
Gebieten eine starke Zunahme an Gemeinden, so lbertrifft die jiidische Expansion in Franken alle
anderen Reichsgebiete bei Weitem. Waren dort zunédchst die Bischofsstidte Wiirzburg und Bamberg
sowie die Reichsstddte Niirnberg und Rothenburg ob der Tauber die wichtigsten Zentren jiidischen
Lebens, vervielfachte sich die jiidische Siedlungstitigkeit bis zum ausgehenden 13. Jahrhundert im
Raum Franken. Wie bereits oben angedeutet, lieBen sich die Juden verstirkt in landesherrlichen
Stddten mit geringer urbaner Qualitit nieder.!'® Dabei muss an dieser Stelle noch einmal
eindringlich auf die problematische Uberlieferungslage verwiesen werden. Nur aufgrund der
Memorbiicher ist die Dichte an jlidischen Siedlungen in Franken bekannt. In anderen Regionen, die
von solchen Verfolgungen verschont blieben, fehlt dementsprechend eine vergleichbare
Uberlieferung. Ein dichtes und enges Netz von jiidischen Gemeinden kann daher auch in anderen
Regionen, etwa entlang des Neckars, wo die nachweisbare Siedlungsdichte im Vergleich zu Franken
abnimmt, zumindest vermutet werden.!!” Bereits der Blick nach Bayern zeigt allerdings eine
deutliche Abnahme jlidischer Ansiedlungen. Ihr Schwerpunkt befand sich zwischen Miinchen und
Landshut. Neben diesen Orten lebten Juden nachweislich in Dachau, Miihldorf und Pfaffenhofen
sowie in der Bischofsstadt Freising.!'® Auch im benachbarten Salzburg sowie dem etwas siidlich

gelegenen Hallein existierten jiidische Gemeinden zur Zeit Rudolfs. '?

Die zweite Halfte des 13. Jahrhunderts stellt also eine Phase intensiven Wachstums dar, in
der sich das jiidische Leben iiber weite Teile des Reiches ausbreitete und dabei auch in Orte mit
geringer urbaner Qualitit vorstie. Dies kann von den nord- und nordostdeutschen Gebieten nur
zum Teil konstatiert werden, ebenso wie fiir die Hansestddte, in denen nur vereinzelt Juden
nachweisbar sind.!? In den Gebieten an und 6stlich der Elbe kam es zwar zu einer verstirkten

Ansiedlung von Juden, diese beschriankte sich jedoch zunichst auf die groeren Stidte und stiell nur

115 Vgl GJII, 1, S. 137-140 (Briinn); S. 185-188 (Eger); S. 373 (Iglau); GJ, II, S. 576f. (Neuhaus); S. 628 (Olmiitz);
S. 659-662 (Prag) und S. 942 (Znaim).

116 Vgl. Haverkamp, Nordsee Bd. 3, A 4.4 und 4.5. Zur Relevanz von kleinen Orten ohne urbane Qualitét fiir die Juden
Frankens vgl. Haverkamp, Juden und Stédte, S. 76f.

117 Barzen, Siedlungsgeschichte, S. 63.

18 Vel. GJ I, 1, S. 156 (Dachau); S. 258f. (Freising); S. 467-469 (Landshut); GJ 11, 2, S. 550 (Miihldorf); S. 556-559
(Miinchen) und S. 652 (Pfaffenhofen).

19 Vgl GJ I, 1, S. 322f. (Hallein) und GJ IL, 2, S. 728-731 (Salzburg).

120 Von den an der Ostsee gelegenen Stidten innerhalb des Reiches beherbergten lediglich Greifswald (GJ 1II, 1, S.
303f.), Rostock (GJ 11, 2, S. 704-706), Stettin (GJ II, 2, S. 795f.), Stralsund (GJ 11, 2, S. 797f.) und Wismar (GJ I,
2, S.911-915) jiidische Gemeinden in der Zeit Rudolfs.
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in wenigen Féllen in Orte ohne urbane Qualitdt vor. Dies ldsst sich gut anhand des Beispiels der
Stadt Magdeburg erkennen: In unmittelbarer Umgebung siedelten sich Juden in Aken und Barby an,
im weiteren Umkreis sind jedoch keine weiteren Judensiedlungen nachweisbar.!?! Ein interessantes
Gebiet stellt Brandenburg dar, welches in der zweiten Halfte des 13. Jahrhunderts sieben jlidische
Gemeinden beherbergte.'?? Dort kam es 1297 zur grundlegenden Privilegierung der Stendaler Juden
durch die askanischen Markgrafen, was deren Rolle als wichtige Ansprechpartner fiir die Juden
threr Lander und gleichzeitig die Konigsferne Brandenburgs und Nordostdeutschlands allgemein
verdeutlicht.'?? Jedenfalls fand die Ausbreitung jiidischer Siedlungen in diesen Randgebieten
dhnlich wie zuvor im Westen des Reichs ausgehend von den Zentren statt, ohne dass es bereits im
13. Jahrhundert zu einer vergleichbaren Durchdringung der kleineren Ortschaften gekommen wire.
Die Frage ist nun, inwieweit sich die jliidischen Siedlungszentren mit den vom Konig am haufigsten
besuchten Orten deckten. Um dies zu beantworten, muss zunédchst das Itinerar Rudolfs betrachtet

werden.

Die rdumlichen Schwerpunkte von Rudolfs Konigsherrschaft divergieren stark und miissen
fiir jede Herrschaftsetappe gesondert untersucht werden.'?* Fiir die Zeit von 1273 bis 1276 spielt
ohne Frage der Siidwesten des Regnums die Hauptrolle. In der heutigen Nordschweiz sowie dem
Elsass befand sich der Hausbesitz Rudolfs, den er zu dieser Zeit hidufig aufsuchte. Dies gilt auch fiir
die ehemals staufische Stadt Hagenau, die ihre Bedeutung als Stiitze koniglicher
Herrschaftsausiibung auch unter dem Habsburger behaupten konnte. Mit insgesamt 22 Besuchen
und einer Aufenthaltsdauer von 200 Tagen kann die Stadt also als wichtigster Anlaufpunkt Rudolfs
im Siidwesten des Reiches charakterisiert werden.'?> Ein vollig anderes Bild zeigt sich in der
zweiten Herrschaftszeit von 1276 bis 1281. Nach seinem Sieg iiber Ottokar von Bdhmen hielt sich
Rudolf fiir etwa vier Jahre in Osterreich auf, um den Herrscherwechsel zu sichern und die
Ubertragung der neu eroberten Linder an seine Sohne vorzubereiten. Fiir diese Titigkeiten wihlte
er Wien als Residenzort. Die Stadt verlieB3 er nur sporadisch, um weitere Orte des Herzogtums, etwa
Wiener Neustadt, Graz oder Judenburg, aufzusuchen. Die dritte Etappe von 1281 bis 1289 ist durch

ein erneutes Reisekonigtum Rudolfs gekennzeichnet. Die Schwerpunkte lagen &hnlich wie zu

121 Vgl GJ I, 1, S. 5f. (Aken); S. 51 (Barby) und GJ 11, 2, S. 505-510 (Magdeburg).

122 Diese Gemeinden befanden sich in Berlin (GJ II, 1, S. 68-72), Frankfurt an der Oder (GJ II, 1, S. 251-253), dem
zum Erzbistum Magdeburg gehdrenden Jiterbog (GJ 11, 1, S. 383), Miihlberg (GJ 11, 2, S. 549), Spandau (GJ 11, 2,
S. 791-794) und Strausberg (GJ II, 2, S. 808).

123 Zu dieser sogenannten Stendaler Judenordnung sowie allgemein zur Geschichte der Juden in Brandenburg vgl.
kiinftig CrrisToPHERSEN, Studien.

124 Vgl. zu den folgenden Ausfithrungen iiber das Itinerar Rudolfs Moraw, Verfassung, S. 215 und Martiy,
Stadtepolitik, S. 191-197.

125 Marrtiv, Stadtepolitik, S. 196f.
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Beginn seiner Herrschaft im Siidwesten des Reiches. Insbesondere seine Feldziige fiihrten ihn bis
nach Savoyen und in die Freigrafschaft Burgund. Eine klare oder konstante Reiseroute ist nicht
nachweisbar, vielmehr zog Rudolf dorthin, wo seine Autoritdt benotigt wurde. Insgesamt reicht das
Spektrum an Aufenthaltsorten in der dritten Herrschaftsetappe von Regensburg im Osten bis nach
Besangon im Westen. Den Main {iberschritt der Konig in dieser Zeit nur sporadisch, nach
Norddeutschland gelangte er nie. Dies énderte sich auch nicht in der letzten Herrschaftszeit von
1289 bis 1291. Ahnlich wie nach dem Sieg gegen Ottokar wihlte Rudolf mit Erfurt {iber einen
lingeren Zeitraum eine Residenzstadt, von der aus er die umliegenden Gebiete effektiver
herrschaftlich durchdringen konnte. Das letzte Jahr seiner Regierungszeit fiihrte ihn ein letztes Mal

nach Frankfurt sowie an den Mittelrhein, wo er im Juli 1291 in Speyer verstarb.

Offensichtlich deckte sich die Lage der wichtigsten jiidischen Siedlungen mit den regionalen
Schwerpunkten von Rudolfs Herrschaft. Eine Ausnahme stellt allerdings die Wetterau dar. Diese
wichtige Region besuchte der Konig nie.'?¢ Lediglich in Frankfurt hielt sich Rudolf zu zwei
Anléssen auf. Die Wetterau stellte gleichzeitig jedoch die Region mit den meisten Reichsgiitern dar,
deren Verfiigbarmachung eine der Hauptinteressen koniglicher Politik sein musste. Gerade in der
Wetterau verfiigte Rudolf, etwa mit Reinhard von Hanau und Eberhard von Katzenelnbogen, iiber
duferst loyale und maéchtige Landvogte, die auch bei Abwesenheit des Herrschers fiir eine
reibungslose Nutzung des Konigsgutes sorgen konnten.!?” Im folgenden Analyseteil dieser Studie
ist daher zu bedenken, dass sich Konigsndhe nicht nur durch physische Pridsenz des Herrschers
ausdriicken musste, sondern auch mittelbar durch einflussreiche Stellvertreter hergestellt werden

konnte.

126 In Wetzlar war er lediglich zum Zweck der Belagerung der Stadt im Jahr 1283 anwesend.

127 Zu den Landvogten in der Wetterau vgl. Scuwinp, Landvogtei.
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2.3 Ein wechselvolles Verhiltnis — der Konig und die Juden

2.3.1 Der Beginn: 1273 bis 1276

Die Machtbasis, von der aus Rudolf zunichst agieren konnte, war denkbar schmal. Auch wenn er
nicht der arme Graf war, als den ihn Ottokar von Béhmen titulierte, war er zuniachst nicht zuletzt
aufgrund des schwerwiegenden Konfliktes mit ebenjenem Ottokar vollstindig auf die
Unterstlitzung der Kurfiirsten angewiesen. Sein Handlungsspielraum ging daher nur so weit, wie er
die Interessen seiner Wahler nicht tangierte. Vor diesem Hintergrund sind seine ersten Interaktionen
mit den Juden zu sehen. Aus deren Sicht stellte sich die Lage anders dar. Zum ersten Mal seit den
Tagen Kaiser Friedrichs II. herrschte ein im groften Teil des Reiches anerkannter Konig. Die Juden,
die sich in den Jahrzehnten zuvor lediglich in einem lokalen, bestenfalls regionalen Umfeld
verorteten, hatten nun die Moglichkeit, ihr Beziehungsgeflecht nun wieder auf ein Reichsoberhaupt
auszuweiten. Dabei stellt sich die Frage, fiir welche Lebensbereiche der Konig herangezogen wurde

und welche Problematiken auf der lokalen und regionalen Ebene behandelt wurden.

Goslar

Die erste belegbare Interaktion des neu gewédhlten Konigs mit den Juden ist eng mit der
Riickgewinnung von Reichsgut verkniipft. Am 22. April 1274 schrieb Herzog Albrecht II. von
Sachsen, der Schwiegersohn des Konigs, er sei von den Goslarer Biirgern gebeten worden, deren
Anliegen, ndmlich die Bestitigung all ihrer Rechte und Privilegien, die ihnen von fritheren
Herrschern verlichen worden waren, zu unterstiitzen.'?® In Bezug auf die Juden fiihrt der Herzog
aus, der Konig moge keine unverschuldeten Beldstigungen oder Gefangenschaft dulden und sie

bereitwillig und giitig verteidigen wie speciales camere sue servos.'?°

Der Konig antwortete am 27. November 1274 und bestdtigte die Privilegien der Stadt, stellte
jedoch in Bezug auf die Steuern und Rechte an den Biirgern und Juden fest, dass diese weiterhin

dem koniglichen Fiskus unterligen und dieses Recht gewahrt werden miisste.'3? Sollte

128 UB Goslar II, 2, S. 238f., Nr. 198. Zu den Juden von Goslar in der Zeit Rudolfs und im 14. Jahrhundert vgl. Fiscrer,
Judenprivilegien sowie Ders., Rechtsstellung, S. 81f., 95f. und 159f.

129 UB Goslar 11, 2, S. 238f., Nr. 198: Ad hec nullam indebitam molestiam sive capitvitatem judei civitatis sustinebunt
ab eodem domino rege, et defendet eos amicabiliter et bendigne tamquam speciales camere sue servos.
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irgendjemand mit der Privilegierung der Stadtgemeinde nicht einverstanden sein, moge er bis zum

23. Januar 1275 nach Wiirzburg kommen, um dort seine Beschwerden vorzutragen. 3!

Als Vorlage diente dem Bittschreiben Herzog Albrechts eine frithere Privilegienbestitigung
Konig Wilhelms von Holland aus dem Jahr 1252.132 Diese war offenbar bei der Stadtverwaltung
oder bei den Juden noch vorhanden und wurde nun abgeschrieben. Die markanteste inhaltliche
Anderung wurde in dem Abschnitt vorgenommen, der die Juden betraf. Hatte Kénig Wilhelm von
Holland noch festgehalten, die Juden sollten ihm dienen, so wie es Brauch sei,!3* was auf den
Anspruch des Konigs auf die Judensteuern hinweist, wurde dieser Zusatz in der Urkunde Herzog
Albrechts von Sachsen weggelassen. Da Rudolf unmdoglich {iber das Dokument von 1252 verfiigen
konnte, war ihm dieser Zusatz unbekannt. Secine Reaktion verdeutlicht aber, dass er fiir die
Bestitigung der Privilegien nicht auf die ihm zustehende Gegenleistung in Form von Steuern

verzichten wollte.

Der Inhalt der Briefwechsel und vor allem die Antwort des Konigs passen zu den genannten
Aktivititen Rudolfs zur Gewinnung von Reichsgut am Anfang seiner Herrschaftszeit, wobei sich
diese Aufgabe in Norddeutschland wesentlich schwieriger gestaltete als in den konigsnahen
Gebieten Siiddeutschlands. Konnte die Region um Goslar zur Zeit der Salier noch als konigsnah
bezeichnet werden, so war sie Ende des 13. Jahrhunderts nur noch ein Randgebiet, das Rudolf nie
betreten sollte.!3* Da er trotzdem nicht auf Einnahmen aus den norddeutschen Besitzungen
verzichten wollte, war er dazu gezwungen, die Reichsrechte ganzer Landstriche und die wichtigsten
Reichsstidte, also vor allem Liibeck und Goslar, zur Verwaltung an méichtige Landesherren zu
iibergeben. Dies tat er im Jahr 1277, als er die Herzége Albrecht II. von Sachsen und Albrecht I. von
Braunschweig zu seinen Verwaltern des Reichgutes in Liibeck, Goslar, Miihlhausen und

Nordhausen sowie allen weiteren Besitzungen in Sachsen, Thiiringen und ,,Slavien ernannte. 33

130 Ebd., S. 244f., Nr. 206: (...) confirmamus et hujus scripti patrocinio communimus, ita tamen quod jura nostra tam
de judeis quam aliis in eadem civitate regali fisco de consuetudine et de jure cedentia nobis servent et servari
faciant illibata. Fiscuer, Judenprivilegien, S. 95-97, Anm 2, interpretiert diese Stelle anders und behauptet, der
Ko6nig habe mit diesem Privileg die Rechte an den Juden auf die Stadt iibertragen. Dagegen der Kommentar in den
Urkundenregesten III., S. 29, Nr. 34.

BLEbd.: (...) si hujusmodi gracie nostre concessio aliquibus de universitate displiceat, decimo kalendas februarii apud

Herbipolim in presentia nostra conparenat, causam hujusmodi displicantie precensuri.
132 UB Goslar, 11, 1, S. 115, Nr. 12.
133 Ebd, S. 115: Ad hec nullam indebitam molestiam sive captivitatem judei civitatis sustinebunt a nobis, et defendemus
eos amicabiliter et bendigne tamquam specialis camere nostre servos; sed sicut debitum est, servient nobis
tamquam domino suo et Romanorum regi.

134 Zu Rudolfs Politik in Norddeutschland vgl. Vocrherr, Norddeutschland, 139-163 sowie Repricu, Rudolf, 642-682
und MarTiN, Stddtepolitik. Zur Bedeutung Goslars vor dem Interregnum siehe Frovich, Frithgeschichte; Ders.,
Verfassungsentwicklung und Enrers, Anfénge.
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In Goslar war die Machtposition des Reichsvogtes, der seit 1073 iiber die Besitztiimer des
Reiches wachte, so stark geschwécht, dass er sich ohne die Unterstiitzung eines Landesherrn nicht
mehr gegen die selbstbewussten Stadtvertreter durchsetzen konnte.!3¢ Der Vogt stand als oberster
richterlicher und fiir Verwaltungsfragen zustindiger Amtstriger an der Spitze der Vogtei, nahm auch
militdrische Aufgaben wahr und wirkte als Vermittler zwischen den verschiedenen
Bevolkerungsgruppen sowohl innerhalb der Stadt als auch zwischen der Stadt und den zum Teil
auBerhalb ansédssigen Rittern, Berg- und Waldarbeitern. Die meisten der Reichsrechte waren
allerdings in den letzten hundert Jahren vor der Thronbesteigung Rudolfs durch Verpfindungen
verlorengegangen.'3” Mit der Urkunde vom 27. November 1274 wollte der Konig deutlich machen,
dass er nicht noch weitere Rechtsminderungen hinnehmen wollte. Die Verleihung der Reichsrechte
in den erwdhnten Stddten an die beiden Herzoge im Jahr 1277 zeigt allerdings, dass Rudolf mit
diesem Ansatz wohl gescheitert war und sich fortan auf die Mithilfe der Territorialherren verlassen

musste.

Fiir die Juden in Goslar stellten sich andere Probleme. Sie lebten in einer Stadt, die seit
Jahrzehnten von andauernden Kémpfen zwischen verschiedenen Bevolkerungsgruppen
gekennzeichnet war. Seit sich in Goslar um das Jahr 1200 ein Rat konstituiert hatte,!3? stritten sich
die Kaufleute, Handwerker, Ritter und die Wald- und Bergarbeiter um die Partizipation an
demselben. Die Ritter, die sich aus altansdssigen Adelsgeschlechtern zusammensetzten, schieden
um das Jahr 1269 aus dem Ratsverband aus, gleichzeitig verkauften sie ihre Grundstiicke und
Héuser in Goslar und dem Umland.!3° Unter welchen Umstédnden dies geschah, ist nicht bekannt. Es
ist aber davon auszugehen, dass der Fortzug der Ritter aus der Stadt von Unruhen begleitet wurde.
Diese Situation konnte fiir die Juden gefahrlich werden, wie das Beispiel aus vielen anderen Stidten
zeigt, wo verschiedene Herrschaftstriger oder Interessengruppen um Macht und Einfluss

kampften.'40

135 UB Goslar 11, 2, S. 271f., Nr. 240: (...) Alberti Saxoniae, filii nostri, et Alberti Bruneswicensis (...) nostras et
imperii civitates Lubeke, Goslarium, Mulenhusen, Northusen et universas municiones, castra, villas et oppida,
quocumque nomine nuncupentur, ministeriales homines et vasallos ac omnia et singula jura, possessiones et
redditus, quos in terris Saxoniae, Thuringiae et Slaviae possidemus seu de jure racione imperii possidere debemus,

committimus per praesentes. Vgl. Vocraerr, Norddeutschland, S. 153f.
136 In der Reichsvogtei wurden das gesamte Konigsgut in Goslar selbst sowie die Besitztiimer in der Umgebung
zusammengefasst: Die koniglichen Ministerialen und ihr Besitz, der Harzwald mit dem Forstrecht und Goslar mit

den Giitern des Domstifts. Vgl. Frovich, Frithgeschichte, S. 253.
137 Ders., Verfassungsentwicklung, S. 344. Vgl. auch Martin, Stadtepolitik, S. 56.
138 Zu den ersten Hinweisen auf einen Stadtrat vgl. FroLich, Verfassungsentwicklung, S. 377-386.
139 Ders., S. 415-417.

140 Zu der Situation in Mainz und dem Umland siehe unten, S. 38. Ahnlich schwierig war auch die Lage der Kélner
Juden vor allem bei den Auseinandersetzungen zwischen Erzbischof Siegfried und der Kélner Stadtgemeinde, die
mit der Schlacht von Worringen endeten. Vgl. unten S. 157.
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Zur gleichen Zeit, in der die Kanzlei des Konigs den Biirgern und Juden die
Privilegienbestétigung ausstellte, wurde eine weitere Privilegierung der Stadt im Allgemeinen und
der mercatores im Besonderen vorbereitet.!#! Auch diese geht im Wesentlichen auf eine Urkunde
Konig Wilhelms von Holland vom 28. April 1252 zuriick,'#? wurde aber stark umgeschrieben und
durch Ankldnge an Passagen aus dem GroBlen Freiheitsbrief Kaiser Friedrichs II. von 1219
erginzt.'¥ Die Zusétze verdeutlichen die Situation, mit der die Juden und alle {ibrigen Bewohner
Goslars um das Jahr 1274 konfrontiert wurden. Der Konig sollte die Rechte der Stadtgemeinde, die
thnen schon von jeher zustanden, die aber in der Vergangenheit von einigen fehlgeleiteten
Einwohnern Goslars verdreht und missbraucht worden seien, neu bestétigen.'** Bezogen auf die
Kaufleute sollte beschlossen werden, das Verbot ihrer Gilde wieder aufzuheben, welches der Stadt
schweren Schaden zugefligt habe.'* Zudem sollten die Kaufleute nicht, wie bisher geschehen, in

ihrem Recht des Gewandschnitts behindert werden. 14

Die Urkunde ist nur als Entwurf tiberliefert und erlangte keine Rechtsgiiltigkeit.!4’ Die
Kaufleute hatten sie wohl vorbereitet, um sich ihre von Wilhelm von Holland erlangten Rechte
erneut bestitigen zu lassen. Dazu kam es allerdings nicht; im Gegenteil stellte der Konig den
Goslarer Biirgern am 23. Mérz 1275 ein neues Privileg aus, das ausdriicklich alle Rechte des
GroBen Freiheitsbriefs Kaiser Friedrichs II. aus dem Jahr 1219 bestitigte.!*® Generell wurden in
diesem alle Bruderschaften verboten, wobei unklar ist, ob sich dies nur auf die Zusammenschliisse

der nicht-ratsfahigen Gruppen bezog oder auch auf die fraternitas der Kaufleute.'#?

141 UB Goslar II, 2, S. 245f., Nr. 207. Siehe auch den Kommentar in Urkundenregesten III, S. 29, Nr. 34.
142 UB Goslar 11, 1, S. 116f,, Nr. 13.

143 RiepeL, Codex Brandenburgensis II, 1, Nr. 8. Zu seinem Inhalt vgl. FrRonLicn, Verfassungsentwicklung, S. 396-406.

144 UB Goslar I1, 2, S. 245, Nr. 207: (...) jura civitatis, que ab antiquis imperatorum et regum donationibus eis indulta

sed a quibusdam ipsius civitatis perversis habitatoribus inmutata et in abusionem fuerunt deducta, postulante hoc
ipsorum burgensium devotione, renovare decrevimus et confirmare (...). Diese Passage findet sich allerdings schon
im Groflen Freiheitsbrief Kaiser Friedrichs II. von 1219, sodass nicht vollig sicher ist, ob die Bemerkung bei dem
Urkundenentwurf Rudolfs phrasenhaft benutzt wurde. Die geschilderten weiteren Umstéinde sowie die Hinweise
aus der anderen Urkunde von 1274 lassen aber den Schluss zu, dass es durchaus Griinde gab, Bemerkungen iiber
Unruhen in Goslar erneut zu iibernehmen.

145 Ebd.: (...) honorabiles viri, mercatores videlicet civitatis Goslarie, quandam fraternitatem habuerunt, que inninge

sive gelde appellatur, ab antecessoribus nostris, imperatoribus et regibus, que per intervallum temporis

aliqguantulum cassata sit, ut civitas nostri imperii nostris temporibus sit graviter infirmata.
146 Ebd.: Statuimus (...), ut nullus prefatos mercatores hactenus aliqua temeritate in juribus ipsorum et in incisione

pannorum impedire presumat nisi de eorum pleno consensu et libera voluntate.
147 Vgl. die Anmerkung von Bope im UB Goslar 11, 2, S. 246, Nr. 207 sowie FroLich, Verfassungsentwicklung, S. 420f.
148 UB Goslar 11, 2, S. 249f., Nr. 212.

149 Frovich, Verfassungsentwicklung, S. 397-399 nimmt an, dass die Kaufleute nicht von dem Verbot von
Bruderschaften beziehungsweise Gilden und Innungen betroffen waren, ebensowenig wie von ihrer
Wiederzulassung durch ein Privileg Konig Heinrichs (VII.) aus dem Jahr 1223. Dagegen Urkundenregesten III, S.
29, Nr. 34.
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Erst im Jahr 1290 konnten alle Streitigkeiten endgiiltig und grundlegend beigelegt werden.
Bedeutsam fiir die Auss6hnung sind vor allem zwei von Rudolf ausgestellte Urkunden. In der ersten
vom 2. April 1290 erlaubt er dem Stadtrat, bislang verwaltete Reichsgiiter nun kéduflich erwerben zu
diirfen,’®® in einer weiteren vom 22. April wurde die Wiederzulassung der fraternitates
ausgesprochen.!’! In diesem Zusammenhang ist sicherlich der Erwerb der Reichsvogteirechte durch
die Stadtvertreter nur einen Monat spiter, am 6. Mai 1290, von den Grafen von Woldenberg zu
sehen.!>? Nachdem eine generelle Aussohnung zwischen allen maBgeblichen Gesellschaftsgruppen
der Stadt unter Mitwirkung des Konigs und Markgrafs Otto IV. von Brandenburg erfolgte, konnten
der Rat der Stadt neu geordnet und bislang ausgegrenzte Bevolkerungsteile integriert werden, was

zu einer endgiiltigen und vollstindigen Beilegung der innerstddtischen Konflikte fiihrte. 53

Vor diesem Hintergrund ist offensichtlich, in welch kritischer Atmosphére sich die Juden in
Goslar bis zum Jahr 1290 bewegten. Daraus erklért sich ithr Bemiihen, nach der Wahl eines neuen
Konigs sogleich um Bestédtigung ihrer Rechte und vor allem ihrer Position innerhalb der Stadt
zwischen den Biirgern und dem Reichsvogt zu bitten. Der Schutzaspekt stand aber nicht allein im
Vordergrund des jiidischen Interesses. Das Privileg ermdglichte den Juden auch, sich vor dem
Zugriff der Stadtverwaltung zu schiitzen oder thn zumindest hinauszuzégern. Um weitergehende
Einmischungen der Stadtvertreter in ihre inneren Angelegenheiten zu vermeiden, war es fiir die
Juden wesentlich attraktiver, wenigstens nominell unter dem Schutz und unter der Verantwortung
des Reichsoberhauptes zu verbleiben, was sich auf Zustindigkeiten etwa in Rechtsfragen oder auf
die Besteuerung auswirken konnte. Erste konkrete Hinweise auf eine Besteuerung der Juden durch
den Rat Goslars finden sich erst im 14. Jahrhundert.!>* Selbst wenn die Juden bereits vorher der
christlichen Stadtgemeinde eine Steuer bezahlen mussten, so war sie sicherlich geringer als in
anderen Stiddten, wo die Biirgerschaft bereits das Recht erlangt hatte, die Juden nach eigenem

Ermessen zu besteuern.!> Ohnehin waren die Juden mit ihrer christlichen Umwelt gut vernetzt; nur

150 UB Goslar II, 2, S. 385f,, Nr. 379.
151 Ebd., S. 387f., Nr. 382. Siche auch Urkundenregesten III, S. 402f., Nr. 584.
152 UB Goslar I1, 2, S. 389, Nr. 384.

153 Zu Einzelheiten dieser Aussdhnung vgl. FroLich, Verfassungsentwicklung, S. 424-435.

154 Fiscuer, Judenprivilegien, S. 102-114, nimmt an, dass die Stadtgemeinde ab der Wende vom 13. zum 14.

Jahrhundert die Judensteuer fiir das Reich einzog, allerdings von der jiidischen Gemeinde einen Aufschlag
verlangte. Dieser Schof, die direkte Judensteuer, wird erstmals in einem Judenbrief aus dem Jahr 1312 erwihnt.
Das Ungeld, die indirekte Steuer, die beispielsweise auf Wein und Bier erhoben wurde, zahlten die Juden spétestens
seit dem ausgehenden 14. Jahrhundert. Keinesfalls wurde damit jedoch die Reichssteuer ersetzt, die die Juden auch
im 14. Jahrhundert weiterhin an den Herrscher zahlen mussten.

155 In Mainz musste Erzbischof Siegfried der Stadt im Jahr 1295 zugestehen, die Juden nach Belieben zu besteuern,

wihrend ihm nur noch die jéhrliche Summe von 112 Mark Aachener Pfennige verblieb. Vgl. Regesten Mainz 1, 1,
S. 73f., Nr. 417 sowie FaLck, Bliitezeit, S, 123.
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diese konnte ihnen den nétigen Schutz vor innerer oder duflerer Bedrohung gewéhrleisten. Auch
wenn es in den folgenden Jahrzehnten innerhalb der Judengemeinde zu starken Spannungen kam, 156
wurde sie doch von Verfolgungen und Vertreibungen verschont, bis im Jahr 1414 alle Juden der
Stadt nach Braunschweig flohen.!3” Der Konig hingegen spielte fiir die Juden von Goslar die Rolle
einer raumlich fernen Instanz, die zumindest voriibergehend durch ihre Autoritét, nicht durch ihre
tatsdchliche Macht, mit Privilegien einen direkten Zugriff der Stadtgemeinde von Goslar verzogern

und die Juden vor den Konflikten zwischen den verschiedenen Gruppen schiitzen konnte.

Regensburg

Fast zeitgleich, im Herbst 1274, wandten sich die Juden Regensburgs mit der Bitte an den Konig,
ihre althergebrachten Rechte zu erneuern. Dieser Bitte folgte Rudolf am 16. Oktober 1274, als er
den Regensburger Juden alle ihre Freiheiten, Rechte und Privilegien, die sie bislang besessen
hatten, bestatigte.!>® Zur Pflicht des Herrschers gehore es, so Rudolf, auch diejenigen zu schiitzen
und ihre Rechte zu bewahren, die nicht dem rechten christlichen Glauben angehdren.!>® Daher
nehme er von den Juden des Reiches, die durch ein besonderes Vorrecht zur kaiserlichen Kammer
gehoren, die Juden Regensburgs, die sich durch ihren willfahrigen Dienst das besondere Privileg
seiner Gunst erworben beziehungsweise erkauft hétten, in seinen Schutz auf und bestétige ihnen alle
Freiheiten, Rechte, Gnaden und alle guten und ehrenhaften Gewohnheiten, wie sie schon von den
Vorgingern Rudolfs gewihrt worden waren.'®® Rudolf nahm explizit Bezug auf eine
Vorgiangerurkunde Friedrichs 1. und erklirte, dass es den Juden insbesondere erlaubt sein solle,
Silber und Gold und jedes andere Metall sowie Giiter welcher Art und welchen Handelszweiges
auch immer zum Kauf auszustellen und zu kaufen, so wie sie es bislang gewohnt gewesen seien. 6!

Auf der Riickseite der Urkunde befinden sich zwei hebridische Vermerke, die vermutlich aus dem

156 Zu diesen Konflikten innerhalb der jiidischen Gemeinde im 14. Jahrhundert, die unter anderem zu der Einrichtung
von zwei Synagogengemeinden fiihrte, vgl. Fischer, Judenprivilegien, sowie Haverkamp, Concivilitas, S. 342.

157 Uber die Umstiinde und Hintergriinde der Flucht vgl. GI IIL, 1, S. 452, Art. Goslar.
158 RUB, S. 56f., Nr. 109.

159 Ebd., S. 56: Ad regie maiestatis officium pertinere dinoscitur et iuris ac equitatis racio persuadere videtur, ut
universis nostrorum fidelium non religionis orthodoxe fidei christiane cultoribus (...), quod suum est, equitatis
tramite conservemus (...).

160 Ebd.: (...) nos omnium iudeorum in regno nostro degentium, qui specialis dignitas prerogativa ad imperialem
cameram pertinere noscuntur, providam et sollertem curam gerentes, iudeos nostros Ratisponenses, qui ob grata
sue devocionis servicia speciale sibi nostre gracie privilegium compararunt, in nostram et imperii proteccionem
recipimus specialem ac eisdem omnes libertates, iura, gracia ac honestas et bonas consuetudines (...) concedimus
et (...) confirmamus.
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14. Jahrhundert stammen.'? In der Mitte der Riickseite steht ,,Der Herrscher Rudolf bestitigt alle
Rechte der vorangegangenen Konige®,!6* am linken Rand ,,Ein Schreiben des Konigs beziiglich der
Ware“!104, Ausgestellt wurde diese Urkunde vom Protonotar Magister Gottfried. Bei diesem handelt
es sich entweder um Gottfried von Osnabriick, ehemals Propst von Maria Saal und ab 1283 Bischof
von Passau, der von 1274 bis 1282 als Schreiber Rudolfs nachweisbar ist, oder um einen weiteren

Notar Gottfried, tiber den allerdings nichts Weiteres bekannt ist. 16

Als Vorlage der Urkunde diente das Privileg Friedrichs 1. von 1182, das heute allerdings nur
als Abschrift in der Urkunde Friedrichs II. von 1216 tiberliefert ist. Rudolf nahm lediglich eine
inhaltlich relevante Anderung vor, indem er erwihnte, die Juden hétten sich durch einen im Vorfeld
geleisteten Dienst seine besondere Gnade, gemeint ist die Ausstellung des Privilegs, erworben.
Ansonsten ist der Kern der Urkunde zwar stark umgeschrieben, folgt aber in den inhaltlichen

Ausfithrungen der Vorlage Friedrichs 1.1

Mit einer weiteren Urkunde fiir die Juden Regensburgs, von Konig Heinrich (VIIL.) aus dem
Jahr 1230,'%7 stimmt die Privilegienausfertigung Rudolfs nur in Bezug auf die Handelsaspekte
inhaltlich {iberein. Davon abgesehen unterscheiden sich die beiden Stiicke sowohl inhaltlich als
auch lexikalisch so stark voneinander, dass davon auszugehen ist, dass die Urkunde Heinrichs nicht
als Vorlage fiir die Bestdtigung von 1274 diente und Konig Rudolf beziehungsweise seinem
Schreiber auch nicht vorgelegt wurde. Neben dem Handelsaspekt enthélt sie Passagen iiber den
Besitz von Glitern sowie zu juristischen Fragen. Das Auslassen dieser Punkte in der Urkunde
Rudolfs verweist darauf, dass beiden Aspekten 1274 keine besondere Relevanz zukam. Offenbar

galt das judische Interesse primér der Sicherung und Erhaltung ihrer Handelsprivilegien. 168

161 Ebd, S. 57: (...) et specialiter ut secundum clare memorie Fr. quondam Romani imperatoris literas liceat eis
argentum et aurum et quelibet metallorum genera ac res cuiusqumque mercacionis venalitati exponere, suo more
antiquo emere, res et merces commutacioni rerum exponere et ipsorum utilitatibus modis quibus convenit et eciam
consueverunt hactenus, providere concedimus et regalis gracie plenitudine confirmamus.

162 Tch danke Herrn Klaus Cuno, Bonn, fiir den Hinweis auf die Datierung.

163 Qsterreichisches Staatsarchiv, UR AUR 1371: 757 (sic!) 22mw77m 005 5w 037 55 2% 991717, Der Riickvermerk
ist im Regensburger Urkundenbuch nicht ediert. Sieche WoLr, Wien, S. 10.

164 Ebd.: on2 7057 ¥2 om.

165 Erkens, Art. Rudolf, S. 280. Interessanterweise befindet sich die Urkunde heute im Osterreichischen Staatsarchiv,
nicht etwa in Regensburger Bestdnden. Laut Worr, Wien, S. 10, ist sie schon ,,mindestens seit dem 15. Jahrhundert™
in Wien. Wahrscheinlicher ist, dass sie 1519 in den Besitz der habsburgischen Verwaltung kam, als die Juden vor
dem koniglichen Gericht in Innsbruck Einspruch gegen die Vertreibung aus ihrer Heimatstadt einlegten. Die
Urkunde konnte damals als Beweismittel verwendet worden sein. Zur Vertreibung der Juden aus Regensburg und
dem darauffolgenden Prozess siche WeNNINGER, Juden, S. 174-183, sowie GJ 111, 2, S. 1201f.

166 Zu lexikalischen Verdnderungen vgl. TAusLer, Urkundliche Beitrige, S. 35f.

167 RUB, S. 24, Nr. 56.
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Auf die Regensburger Juden wurde von vier Seiten Anspruch erhoben. Um 1233 waren die
Reichsrechte an den Juden an die Bischofe tibergegangen.!%® Auch die Herzoge von Bayern hatten
Anteil an den Judenrechten, der mit der Ausiibung der Burggrafschaft von Regensburg
zusammenhing.!”® Da die Rechte an der Burggrafschaft 1205 zwischen dem Bischof und dem
bayerischen Herzog aufgeteilt wurden, konnte der Bischof seine Anspriiche aus zwei Quellen
speisen.!”! War der Bischof damit in der rechtlich stirkeren Position, konnte er auch faktisch seine
Privilegien am wirkungsvollsten durchsetzen; der Herzog hingegen spielte de facto fiir die Juden
des 13. Jahrhunderts eine untergeordnete Rolle.!”> Neben den bayerischen Herzégen und dem
Bischof stand auch die Regensburger Biirgerschaft seit Anfang des 13. Jahrhunderts in einer
rechtlichen Beziehung zu den Juden.!”® Besonders hervorzuheben ist ein Privileg Konrads IV. von
1251, in welchem die Juden dazu verpflichtet wurden, sich an der Verteidigung der Stadt zu
beteiligen. Dies schloss sicherlich auch die notigen Abgaben fiir die Unterhaltung der
Verteidigungsanlagen mit ein und ist daher mit einer Besteuerung der Juden durch die Stadt

gleichzusetzen.!” Hatten Bischof und Herzog kraft ihrer Privilegien den grofiten Anteil an den

168 Erst 1313 sind Rechtsaspekte der Juden wieder in einer Urkunde greifbar, als den Juden von Reichsvikar Konig
Johann von Bohmen bestdtigt wurde, dass sie nicht auBerhalb der Stadt vor Gericht gestellt oder ihr Besitz
gepfiandet werden diirfte. Hintergrund waren Klagen der Juden dariiber, dass genau dies in Wiirzburg geschehen sei.
Vgl. RUB L, S. 150, Nr. 280.

169 Kaiser Friedrich II. iibertrug Bischof Siegfried die Regensburger Judensteuer und die Gerichtsbarkeit iiber die
Juden. Eine Urkunde dieser Ubertragung ist nicht erhalten, sie wird jedoch in der Bestitigung der Vereinbarung
durch Heinrich (VIL.) aus dem Jahre 1233 erwéhnt. Vgl. Scumuck, Ludwig der Bayer, S. 149 sowie BROMBERGER,
Regensburg, S. 34.

170 Grundsitzlich stand dem Herzog als Inhaber der Burggrafschaft neben der Judensteuer auch das Recht auf die
Ernennung des christlichen Judenrichters zu. Uber die Rechte der bayerischen Herzoge an den Regensburger Juden
und der Herleitung dieser Rechte aus der Burggrafschaft vgl. Scamuck, Ludwig der Bayer, S. 149f.

171" Den Partnern kam dabei eine jahrliche Judensteuer von jeweils 30 Pfund zu, daneben bezahlten die Juden je vier
Pfund Pfeffer an beide Parteien, jeweils zwei Pfund an Ostern und Weihnachten. Vgl. Scumuck, Ludwig der Bayer,
S. 150.

172 Tm Jahr 1265 einigten sich Bischof Leo und Herzog Heinrich von Niederbayern darauf, dass der Herzog wegen der
700 Pfund Regensburger Pfennige, die der Vorgénger Leos, Bischof Albert I., unrechtmafig bei den Regensburger
Juden eingetrieben hatte, entschédigt werden sollte. Vgl. Scamuck, Ludwig der Bayer, S. 149. Die Herzoge spielten
erst wieder eine Rolle fiir die Regensburger Juden, als Ludwig den niederbayerischen Herzégen Heinrich und Otto
die jahrliche Reichsjudensteuer verpfiandete. Siehe RUB I, S. 250, Nr. 444.

173 Ein Privileg Konig Philipps von Schwaben aus dem Jahr 1207 legte fest, dass die damals noch an das Reich zu
leistende Stadtsteuer von Klerikern, Laien sowie auch Juden gemeinsam bestritten werden sollte. Vgl. RUB 1, S.
17f., Nr. 48: Item quicunque sive clericus sive laicus seu etiam iudeus de Ratispona peccuniam aliquam seu
quodcunque commercium vel in civitate vel extra civitatem ad negociationem aliquam tradiderit, is cum aliis
civibus civitatis omne onus collectarum portabit.

174 Ebd.: (...) iudei servi camere nostre specialiter statuta, que per eosdem cives facta fuerint, super premissis cum eis

custodiant et observent, maxime cum hii qui similem cum aliis suscipiunt vitam, similem in legibus sentire debeant
disciplinam. Diese Verordnung wurde 1331 von Ludwig dem Bayern in direkter Bezugnahme auf die Urkunde
Konrads wiederholt. Sie hatte also durchaus Giiltigkeit {iber die Zeit der Kédmpfe von 1251 zwischen Staufer- und
Papstanhéngern, als sich die Stadt Regensburg gegen ihren Bischof auf die Seite Konrads gestellt hatte, hinaus.
Siehe ebd.: (...) et iudei camere nostre servi dictam civitatem inhabitantes statuta, que per ipsos cives pro custodia,
municione vel capitaneo civitatis prefate facta fuerint, una cum ipsis civibus custodiant et observent, maxime cum
hii qui similem cum aliis suscipiunt vitam, similem in legibus sentire debeant disciplinam.
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Rechten iiber die Juden, so diirfte dennoch die Stadtgemeinde ihr wichtigster Ansprechpartner in
Fragen des alltéglichen Lebens gewesen sein. Sowohl die Bischofe als auch die Herzoge besallen
de facto in der Stadt nur noch wenig Einfluss: Die Biirger hatten seit dem ausgehenden 12.
Jahrhundert begonnen, eine eigenstindige, von Bischof, Herzog und Konig unabhéngige
Stadtverwaltung aufzubauen.!” Es ist dariiber hinaus vor allem ihr Verdienst gewesen, dass die
Juden im Mittelalter bis zu ihrer Vertreibung aus Regensburg 1519 von allen Verfolgungen,

insbesondere der Rintfleisch-, Armleder- und der Pestverfolgung, verschont blieben. !¢

Ko6nig Rudolf hatte ein enges und gutes Verhiltnis sowohl zur Biirgerschaft von Regensburg
als auch zum Bischof. Er besuchte die Stadt zwar lediglich zweimal,!”” doch leiteten diese Besuche
jeweils neue und einschneidende Herrschaftsetappen ein. AuBerdem waren sie mit insgesamt 31
Tagen im Vergleich zu den Aufenthalten an anderen Orten sehr lang, sodass die zundchst gering
erscheinende Zahl von zwei Besuchen eine andere Bedeutung bekommt.!”® Bischof Leo von
Regensburg erhielt vom Konig bereits im Sommer 1274 ein Privileg, in dem ihm aufler der
Bestitigung aller vorher vom Reich erhaltenen Rechte auch zugesichert wurde, die Besitzungen des
Bischofs in den Osterreichischen Landen zu respektieren und zu schiitzen.!” Da der Konig zu
diesem Zeitpunkt noch gar nicht in Osterreich herrschte, ist anzunehmen, dass er den Bischof als
Verbiindeten in seinem sich schon abzeichnenden Kampf gegen Ottokar II. von Bohmen gewinnen
wollte.’® Auch mit Leos Nachfolger Heinrich von Rotteneck stand der Konig in gutem
Einvernehmen, stirkte unter anderem seine Position gegeniiber den Juden, indem er diesen im Juli
1281 befahl, ihrem Herrn mehr zu gehorchen als bisher.!8! Das Verhiltnis zu den Bischofen in
Rudolfs Regierungszeit kann insgesamt als sehr gut bezeichnet werden. Auch die christliche

Stadtgemeinde erhielt wichtige Privilegien. Herausragend fiir die Handelsstadt ist ein Privileg von

175 Als Meilenstein zur Entwicklung der biirgerlichen Institutionen gilt das Privileg Kaiser Friedrichs II. von 1245. Mit
diesem wurden sie fiir ihre Treue gegeniiber dem Staufer belohnt. Insbesondere die Erlaubnis zur Bildung eines
Stadtrates sowie zur Ernennung von Vorstehern und Amtménnern erlaubte den Biirgern, ihre Machtbasis weiter
auszubauen. Vgl. beispielsweise Scumip, Biirgerschaft.

176 Zur Vertreibung der Juden aus Regensburg im Jahr 1519 vgl. Scuorr, Gemeinde, S. 253f.
177 MarTIN, Pfalzen, S. 289, Karte 1.

178 Ders., Stadtepolitik, S. 196f. Von Regensburg aus begann Rudolf seinen ersten Feldzug gegen Koénig Ottokar von
Bohmen im Herbst 1276, und dorthin zog er zuerst, als er vier Jahre spéter, im Sommer 1281, zuriick in das
Zentrum des Reiches reiste.

179 Dieses Privileg galt auch fiir die Besitzungen Bischof Peters von Passau. Es verhinderte nicht, dass Konig Ottokar
II. die Giiter Leos besetzen lie. Leo reiste Anfang 1275 zum Konig von Béhmen, um die Beschlagnahmung seiner
Giiter zu beenden. Vgl. Reprich, Rudolf, S. 226f. und 242f. sowie RI VI, 1, Nr. 193f. und Marriv, Stadtepolitik, S.
66.

180 Mit diesem Vorgehen war Rudolf erfolgreich, denn Leo beteiligte sich am Feldzug von 1276 gegen Ottokar II. von
Bohmen und blieb bis zu seinem Tod 1277 am Hof des Konigs. Er bezeugte unter anderem den Friedensschluss
vom 21. November 1276 zwischen Rudolf und Ottokar. Vgl. Repricu, Rudolf, S. 283.

181 MGH Const 111, S. 267, Nr. 275. Zu dieser Urkunde vgl. die Ausfithrungen unten, S. 142.
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1279, in dem der neue Herrscher der Osterreichischen Lande die Regensburger cives von allen
Abgaben fiir Handelsgiiter befreite.'8? Speziell erwdhnte der Konig die Silberkdufe, die die
Regensburger Kaufleute in Ungarn titigen und durch Osterreich transportieren wiirden. Auch diese
sollten frei von Zollen sein.'® In dieser Urkunde ist nur von cives ratisponenses die Rede, Juden

werden nicht erwihnt.

Dennoch waren die Juden Regensburgs noch im ausgehenden 13. Jahrhundert als Hindler
tatig, was die Urkunde von 1274 belegt.'®* Die Formulierungen beziiglich des Gold- und
Silberhandels sowie der iibrigen Ware wurden zwar fast wortlich aus der Urkunde Friedrichs I.
iibernommen, kénnen jedoch nicht als formelhaft bezeichnet werden. Die hebriischen Vermerke auf
der Riickseite der Urkunde zeigen, dass die Bestimmungen Rudolfs {iber ,,die Ware* von den Juden
als zentraler Aspekt des Privilegs wahrgenommen wurden. Sie hitten diesen Punkt sicherlich nicht
auf dem Privileg vermerkt, wenn sie gar nicht mehr als Handler téitig gewesen wiaren. Fiir jiidischen
Handel gibt es zur Zeit Rudolfs und noch dariiber hinaus zahlreiche Hinweise. Dies gilt vor allem
fiir den Weinhandel, bei dem nahezu in allen Weinanbaugebieten des Reiches, beispielsweise dem
Mittelrhein, Juden involviert waren.!® Bei den in der Urkunde erwéhnten ,,iibrigen Waren* konnte
es sich um Pfander gehandelt haben, mit denen Juden im Zuge der Ausweitung ihrer Geldleihe
zunehmend Handel trieben. Einiges spricht dafiir, dass sich die Passagen iiber den Handel mit Gold,
Silber und anderen Metallen auf den Fernhandel bezogen. Gerade diese Giiter waren fiir die Stadt
Regensburg besonders wichtig. Der Bedarf an Edelmetallen war nicht zuletzt deshalb so hoch, weil
die Herzoge von Bayern zusammen mit den Bischofen seit dem Beginn des 12. Jahrhunderts dort
eine Miinzprigestitte unterhielten. '8¢ Die Miinzpragung als Garant fiir eine stabile Wahrung hatte in

einer von Fernkaufleuten dominierten Stadt eine zentrale Bedeutung. '%7

182 Ebd., S. 62f., Nr. 121.

183 Ebd., S. 63: Preterea volumus et eisdem civibus liberaliter indulgemus, quod more solito dicti cives de Ungaria per

terras Austrie libere argentum suum deducant (...).

184 'Weder Schorr, Gemeinde, S. 255f. noch Vourkerr, Judengemeinde, S. 135-138, gehen auf die Bedeutung der
Urkunde fiir die Handelstéitigkeit der Juden ein, sondern erdrtern lediglich die Pfandgeschéfte der jiidischen
Gemeinde.

185 Zur Relevanz jiidischen Weinhandels im Mittelrheingebiet vgl. Ziwes, Rheingebiet, S. 234-236, sowie SOLOVEITCHIK,
Halacha. Uber die Verbindungen von Weinhandel und Weinbau mit den Guten Werner-Pogromen vgl. MENTGEN,
Ritualmordaffire.

186 Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts hatte sich eine Miinzerhausgenossenschaft herausgebildet, die ein eigenes Siegel

filhrte und zwischen acht und 26 Mitglieder umfasste. Zur Geschichte der Regensburger Miinzpragungen im

Mittelalter vgl. EmmMERIG, Miinz- und Geldgeschichte, S. 159-176.
187 Als es in den 1250er Jahren zu Konflikten zwischen den bayerischen Herzégen und den Biirgern tiber die Pragung

von minderwertigen Miinzen kam, konnten sich die Regensburger durchsetzen. Vgl. dazu Mai, Bischof, S. 91.
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Wie lange die Juden tiber das 13. Jahrhundert hinaus noch im Metallhandel tétig waren, ist
unbekannt; die Handelsprivilegien wurden nach der Regierungszeit Rudolfs nicht erneut bestatigt.
Auch wurden die Juden in das schon erwéhnte Privileg fiir die Regensburger Biirger von 1277 nicht
mit eingeschlossen. Dennoch zeigen verschiedene Beispiele, dass Juden auch in anderen Teilen des
Reiches mit Edelmetallen zu tun hatten. Das explizit ausgesprochene Verbot Rudolfs von 1277 fiir
die Wiener Juden, Miinzen zu préagen, zeigt, dass dieser jiidische Gewerbezweig in Wien in den
1270er Jahren noch existierte und eine Konkurrenz zu den christlichen Miinzpragern darstellte.!88
Bedenkt man des Weiteren, dass die Juden von Ulm noch im 15. Jahrhundert sowohl am Handel mit
Edelmetallen als auch an deren Weiterverarbeitung beteiligt waren,'® so ist dies aufgrund der
genannten Indizien auch fiir die Regensburger Juden des ausgehenden 13. Jahrhunderts
anzunehmen. Der jiidische Handel mit Metallen war in Regensburg jedoch in Gefahr.
Wahrscheinlich wollten die christlichen Kaufleute die Juden aus dem lukrativen Geschéft
verdrangen. So erkldrt sich, warum sich die Juden nicht an die Biirgerschaft oder an den Bischof
wandten. Eine Privilegierung durch den in der Stadt weitgehend machtlosen Bischof hitte kaum
eine Wirkung erzielt, ein Privileg von den Biirgern durften die Juden nicht erwarten. Daher traten
sie an den neuen Konig heran. Da sie vermutlich noch iiber das Privileg Friedrichs II. von 1216
verfligten, konnten sie es dem Konig vorlegen und um Erneuerung bitten. Rudolf brachte die
Privilegienbestétigung vor allem finanzielle Vorteile, da die Juden fiir die Urkunde eine Gebiihr

entrichten mussten. Zudem konnte er seinen Einfluss in der Stadt manifestieren.

Mainz

Andere Motive fiir die Interaktion von Konig und Juden zeigten sich, als Rudolf im Februar 1275
als Schiedsrichter in die bereits jahrelang wihrenden Konflikte zwischen Erzbischof Werner von
Mainz auf der einen sowie der Stadtgemeinde von Mainz, den Ministerialen des Erzbischofs und
einigen adeligen Familien des Umlandes auf der anderen Seite eingriff, womit er auch zwei die

Juden betreffenden Angelegenheiten beriihrte.!”® Zum einen war es in der Zeit zwischen 1273 und

188 Dieser Tatigkeit gingen die Juden nachweislich seit Mitte des 13. Jahrhunderts nach, als sich in Wien eine jiidische
Genossenschaft mit dem Ziel bildete, Metalle anzukaufen und Miinzen zu pragen. Vgl. GJ 11, 2, S. 888, Art. Wien.
Zu dem Verbot des Miinzprégens, das im Privileg Rudolfs fiir die Wiener Miinzgenossenschaft an die Juden erging,
siche unten S. 61.

189 Vgl. Rotes Buch, S. 135f,, Nr. 347.

190 Tn den Jahren von 1260 bis 1280 wurde das Mainzer Erzbistum von stindigen Fehden erschiittert, in deren Zentrum

der Konflikt zwischen Erzbischof Werner von Eppstein (1259-1284) und den Mainzer Biirgern stand. Vgl. Favrck,
Bliitezeit, S. 105-111; Ders., Freie Stadt, S. 146f. sowie iliber die Rechte an den innerhalb der Stadt wohnenden
Juden seit der Privilegierung von 1244 Fiscuer, Stellung, S. 80.

38



1275 zu einem Mord an einigen Juden im erzbischdflichen Ort Lorch gekommen, zum anderen
hatte die christliche Stadtgemeinde von Mainz die Rechte ihres Stadtherrn in Bezug auf die Juden

nicht gewahrt.

In einer Urkunde Rudolfs von Habsburg aus dem Februar 1275 werden erste Hinweise iiber
Ausschreitungen gegen Juden im Erzbistum Mainz gegeben.!®! Darin werden die Sohne der
Margarete erwéhnt, die offenbar zu Unrecht fiir das Erschlagen einiger Juden bestraft worden
waren. Thren Schaden, so der Konig, solle man bezahlen.'? In dieser Quelle wird lediglich von
einem Judenmord gesprochen, der Ort des Verbrechens bleibt jedoch unerwédhnt. Da die
Streitigkeiten im Erzbistum kein Ende fanden, kam es im Januar 1276 zu einer weiteren, diesmal
endgiiltigen Siihne zwischen den verfeindeten Parteien. Diese wurde von Erzbischof Siegfried von
Ko6lIn und Bischof Heinrich von Basel vermittelt. Der Judenmord nimmt hier eine wichtige Stellung
ein und wurde folglich von den Beteiligten offenbar als ein zentrales Problem wahrgenommen.
Durch die detaillierte Erwdhnung des Pogroms werden die Vorgédnge, die sich zwischen 1273 und
1275 ereignet hatten, deutlicher. Erstmals wird der Ort des Geschehens konkret genannt: Es handelt
sich um den erzbischoflichen Ort Lorch; sowohl die Opfer als auch die Téter scheinen von dort zu
stammen. Der Erzbischof von Mainz hatte pauschal Strafen iiber eine groBBere Personengruppe aus
diesem Ort verhdngt und ihre Giiter konfisziert. Dieses Vorgehen hatte sich schon in Kénig Rudolfs
erster Urkunde als einer der Streitpunkte erwiesen. Es wurde nun erneut aufgegriffen und bestitigt,
was der Konig schon verfiigt hatte: Der Erzbischof wurde aufgefordert, die Strafen
zuriickzunehmen und denen, die nicht nachweislich an den Judenmorden beteiligt waren, ihre
Besitztiimer zuriickzugeben. Die Téter jedoch sollten geméall der Schwere ihrer Beteiligung an dem
Verbrechen bestraft werden.!”> Die S6hne der Margarete werden in dieser Urkunde nicht erneut
erwéhnt. In einem weiteren Themenkomplex wurde die Frage der Gerichtsbarkeit iiber die Juden
der Stadt Mainz behandelt, an deren Ausiibung der Erzbischof moglicherweise vorher behindert
worden war. Die Schiedsrichter legten fest, dass die Juden in dem urspriinglichen Status verbleiben

sollten. Gemédl3 diesem wurden Juden, die eines Verbrechens beschuldigt wurden, entweder vom

191 Rudolf fasste in dieser Urkunde die Ergebnisse des im Jahre 1273 initiierten Schiedsgerichtsverfahrens der
bisherigen Vermittler Graf Diether von Katzenelnbogen und Philipp von Bolanden zusammen. Vgl. Nassauisches
UB, 2, S. 511, Nr. 873. Siehe auch Urkundenregesten III, S. 31-33, Nr. 39.

192" Nassauisches UB 1, 2, S. 510f., Nr. 873: (...) unde want uns geseit ist von den genen, an die is gesetzit wart, daz ver
Margaretin sune unschuldich sin an den iuden, die da erslagin sint, so spregin wir, daz man irin schadin beszerin
sal.

193 Ebd., S. 527f., Nr. 899: (...) omnes illi de Lorcha, qui indignationem domini archiepiscopi occasione Judeorum sive
aliorum excessuum quorumcunque incurrerunt, ad possessionem bonorum suorum restituantur, ita tamen, quod ipsi
domino archiepiscopo satisfaciant et emendent ad dictum predictorum trium quilibet pro modo culpe et qualitate
delicti. Si vero aliquis illorum de Lorcha innocens compertus fuerit et inmunis, satisfiet eidem de dampnis, que
propter hoc sustinuisse dinoscitur ad dictum similiter predictorum.
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Richter des Erzbischofs oder, so dieser es wiinschte, vom Erzbischof selbst abgeurteilt. So hatte es
offenbar auch Erzbischof Werner in einer Urkunde an die Juden versichert.!** Schon in der Urkunde
Rudolfs war von einer Storung der erzbischoflichen Gerichtsbarkeit die Rede, wobei sich dieser

Punkt nicht konkret auf das Judengericht bezogen haben muss.!'%

Die Fehde war zwar mit dem Schiedsspruch von 1276 vorerst beendet, doch die Probleme
im Umgang mit den Lorcher Judenmdrdern blieben bestehen, sodass sich Rudolf am 6. Juli 1276
ein letztes Mal mit dieser Angelegenheit befasste. Der Konig fiihrte aus, dass er seinen
Oppenheimer Schultheilen Werner damit beauftragt habe, nach den Judenmérdern zu fahnden und
sie bis zur Verkiindung einer endgiiltigen Strafe in Arrest zu setzen.!°® Diese hitten sich aber
geweigert, das geforderte Einlager zu leisten, weshalb der Erzbischof nun die von ihm gewiinschten
Strafen an ihnen vollziehen diirfe. Ausdriicklich nennt der Konig das Motiv der Téter: Sie hitten
Juden getdtet und verletzt, um dem Mainzer Erzbischof zu schaden. Die in der Einleitung erwihnte
Quellenproblematik zeigt sich im letzten Satz der Urkunde, in dem Rudolf im Vorfeld verfasste
Schriftstiicke erwdhnt, in denen er mit dem Erzbischof iiber die Bestrafung der Morder
korrespondiert habe. Diese sind jedoch nicht iiberliefert, sodass iiber weitere Einzelheiten, etwa die

Schwere der Bestrafung, nichts bekannt ist.

Der Fall des Lorcher Judenmordes sowie die Streitigkeiten um die Fragen der
Gerichtsbarkeit zeigen eine andere Handlungsweise des Konigs als bei der Privilegienbestéitigung
fiir die Stadt Goslar. War dort ein deutlicher Anspruch des Konigs auf seine Kammerknechte
formuliert worden, so beschrinkt sich die Einschaltung Rudolfs in diese Angelegenheit auf eine
reine Vermittlungstitigkeit. So ist in keiner der Urkunden von den Juden als koniglichen
Kammerknechten die Rede. Vielmehr besteht kein Zweifel daran, dass der Anspruch des
Erzbischofs auf die Lorcher Juden vom Konig akzeptiert wurde. Dies erkldrt sich damit, dass der

Konig auf die Unterstiitzung des Mainzer Erzbischofs im bevorstehenden Kampf gegen Ottokar II.

194 Ebd., S. 529: Preterea dicimus et pronunciamus, quod Judei Maguntini in omni statu et condicione manere debent,
prout in litteris ... domini archiepiscopi ipsis concessis continetur salvo tamen hoc, quod si aliquis eorum excessit
seu deliquerit, coram iudice ipsius archiepiscopi in Maguntia vel coram ipso domino archiepiscopo, si ipse
maluerit, satisfaciet secundum iura et consuetudines civitatis Maguntine, prout hactenus fieri est consuetum.

195 Fiscuer, Stellung, S. 183, Note 6, nimmt an, dass besagter Abschnitt in der Urkunde des Konigs
»hochstwahrscheinlich® auf die Judengerichtsbarkeit bezogen ist, wobei es im Text keinen eindeutigen Beleg gibt,
da, wie erwéhnt, die Juden hier nicht genannt werden.

196 Nassauisches UB 1, 2, S. 537f., Nr. 905: Wernherus Miles scultetus noster in Oppenheim, cui ad monendum illos,
qui venerabilem Maguntinum archiepiscopum principem nostrum karissimum in occisione et lesione quorundam
Judeorum suorum in Lorichen offenderant, ut se usque ad satisfactionem in obstagium apud dictum locum
Oppenheim reponerent, vices nostras commisimus, II1. nonas Julii coram nobis comparuit et proposuit, quod iuxta
mandatum nostrum ipsos requisivisset, prout debuit, et ad representandum se in obstagium monuisset et quod iidem
hoc minime adimplessent, propter quod predicti penam in litteris nostris super hoc confectis contentam merito
inciderunt. Quam penam prefatus archiepiscopus exigere poterit secundum nostrarum super hoc confectarum
continenciam litterarum.
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von Bohmen dringend angewiesen war. Rudolf hitte sich zu diesem Zeitpunkt weder um Mainzer
Gerichtsbarkeitsfragen noch um einige Judengiiter in einem kleinen Ort gestritten. Seine Aufgabe in
dieser Angelegenheit bestand ausschlieBlich darin, dem Erzbischof in seiner Fehde zu einem
giinstigen Ausgang zu verhelfen, ohne die Gegenseite vollig zu verdrgern.'”’ Die Vorgehensweise
des Konigs ist keineswegs als exemplarisch zu betrachten: Als der méchtige Erzbischof Werner im
Jahre 1284 verstarb, nutzte Rudolf sofort die Situation, um sich einige ehemalige Reichsgiiter, die
der Erzbischof im Interregnum an sich gebracht hatte, wieder zu sichern. Auch beanspruchte er in
der Regierungszeit Erzbischof Heinrichs von Isny (1286-1288) die Juden als zum Reich gehorig
und sprach sie bei den noch zu behandelnden spdteren Gelegenheiten als konigliche
Kammerknechte an. Dies wurde mdglich, weil nun ein ihm treu ergebener Erzbischof die Geschicke
des Erzbistums lenkte, von dem kein Widerspruch, sondern stets Unterstiitzung fiir die koniglichen

Handlungen zu erwarten war.'?8

Eine aktive Beteiligung der Juden an dem Schiedsgerichtsverfahren wird nicht aus den
Urkunden ersichtlich, kann aber angenommen werden. Denn die bis ins Jahr 1276 reichende
Verfolgung und Aburteilung der Judenmdrder geschah sicherlich nicht nur im Interesse von
Erzbischof Werner, sondern auch auf Wunsch der Juden. Ein Vergleich mit anderen Beispielen
zeigt, dass der Konig in Extremsituationen wie Mord und Verfolgung einen zentralen
Ansprechpartner fiir die Juden darstellte. Ein direkter Kontakt zwischen den Juden und Rudolf ist
aber fraglich, zumindest ldsst er sich nicht mithilfe der Urkunden belegen. In das laufende
Schiedsverfahren griff Rudolf auf Bitten der Stadt und des Erzbischof ein. Rudolfs Hinweis in der
Urkunde von 1276 auf vorangegangene litterae, in denen er mit Werner von Mainz iiber die zu
vollstreckenden Strafen korrespondiert habe, zeigt, dass der Kontakt zwischen den Juden und dem

Erzbischof und nicht zwischen den Juden und dem Konig stattfand.

Regnum Teutonicum

Deutete sich die Relevanz des Konigs in prinzipiellen Fragen des Schutzes fiir die Juden in den

Mainzer Vorfillen bereits an, so wird sie in einer weiteren Urkunde von 1275 explizit fassbar: Am

197 Die Forschung weist darauf hin, dass der Erzbischof von Mainz tatsichlich in den Schiedsspriichen bevorzugt
wurde. Auch wenn Erzbischof Werner stets auf Distanz zum Konig blieb und sich zeitweise mit dessen Gegnern
wie dem Kolner Erzbischof Siegfried von Westerburg verband, so folgte er ihm doch im Jahre 1276 zu seinem
ersten Feldzug gegen Ottokar II. und trug so zu der erfolgreichen Eroberung der &sterreichischen Lénder bei. Vgl.
RepricH, Rudolf, S. 257.

198 Zu den Geschehnissen insbesondere des Jahres 1286 vgl. unten S. 116.
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4. Juli bestitigte Rudolf zwei Urkunden Papst Gregors X. Diese stellten wiederum Erneuerungen
mehrerer von Papst Innozenz IV. im Jahr 1246 ausgegebener Privilegien dar. Bevor die
Ausfertigung Konig Rudolfs analysiert werden kann, muss zunéchst auf die als Grundlage aller

weiteren Schutzprivilegien anzusehenden Urkunden Innozenz’ IV. eingegangen werden. %

In dem ersten Schreiben vom 5. Juli 1246, gerichtet an alle Bischofe und Erzbischofe in
Alemannia, fihrte der Papst aus, ihm seien Klagen iiber kirchliche und weltliche Herrschaftstrager
zu Ohren gekommen, die die Juden nicht nur ohne Recht beraubten, sondern auch Griinde erfanden,
um damit ihre Untaten zu legitimieren.??® Konkret sei dies der Vorwurf, die Juden wiirden am
Osterfest das Herz eines christlichen Knaben verspeisen, wo doch neben anderen Gesetzen vor
allem das Gebot ,,Du sollst nicht toten“ den Juden eine solche Tat verbiete.?’! Da die
Lebensbedingungen fiir die Juden durch die stindigen Angriffe dhnlich schlecht wie unter den
Pharaonen in Agypten seien, obwohl sie doch durch pipstliche Privilegien geschiitzt werden
miissten, hitten sie sich hilfesuchend an Innozenz IV. gewandt, um ihren Fortzug oder sogar ihre
vollige Ausldschung noch abwenden zu kénnen.22 Der Papst, in der festen Uberzeugung einer
baldigen von Gott erwarteten Bekehrung der Juden, befahl daher, die Angriffe einzustellen, sie nicht
weiter mit den genannten oder neuen falschen Anschuldigungen zu behelligen und sie in ihren
vorherigen Stand zuriickzuversetzen. Die Téter sollten, so Innozenz IV., nach kirchlicher Priifung

bestraft werden.203

In einer weiteren Urkunde vom 22. Oktober 1246 konkretisierte und erweiterte Papst
Innozenz IV. nicht nur den Schutz, den die Juden genieBen sollen, er stellte auch prinzipiell fest,

dass es den Juden gestattet sei, in ihrer Ablehnung des Christentums zu verharren und dass sie

199" Die Urkunde vom 4. Juli 1246 ist unter anderem ediert im Frankfurter UB, S. 4, Nr. 13; die Folgeurkunde des
Papstes zu dem gleichen Thema vom 22. Oktober 1246 im UB Niederrhein II, S. 159, Nr. 305.

200 Kracauer, UB Frankfurt, S. 4, Nr. 13: Lacrimabilem iudeorum Alemannie recepimus questionem, quod nonnulli
tam ecclesiastici quam seculares principes ac alii nobiles et potentes vestrarum civitatum et dyocesum, ut eorum
bona iniuste diripiant et usurpent, adversus eos impia consilia cogitantes ac fingentes occasiones varias et diversas

().

201 Ebd: (...) scriptura divina inter alia mandata legis dicente ,,Non occides” ac prohibente illos in sollempnitate
paschali quicquam morticinum non contingere, falso imponunt eisdem, quod in ipsa sollempnitate se corde pueri
communicent interfecti, credendo id ipsam legem precipere, cum sit legi contrarium manifeste (...).

202 Ebd.: (...) contra privilegia illis ab apostolica sede clementer indulta spoliant contra deum et iniusticiam (...);
iidem iudei quasi existentes sub predictorum principum, nobilium et potentum dominio deterioris conditionis, quam
eorum patres sub Pharaone fuerunt in Egypto, coguntur de locis inhabitatis ab eis et suis antecessoribus a
tempore, cuius non exstat memoria, miserabiliter exulare. Unde suum exterminium metuentes, duxerunt ad
apostolice sedis providenciam recurrendum.

203 Ebd.: Nolentes igitur prefatos iudeos indebite vexari, quorum conversionem dominus miseratus expectat (...), per
apostolica scripta mandamus (...) quicquid super premissis contra eosdem iudeos per predictos prelatos, nobiles et
potentes inveneritis temere attemptatum, in statum debitum legittime revocato, non permittatis eos de cetero super
hiis vel similibus ab aliquibus indebite pregravari seu molestari; molestatores autem huiusmodi per censuram
ecclesiasticam appelatione postposita comprescendo.
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trotzdem vom Heiligen Stuhl beschiitzt wiirden.?** Zunéchst nannte Innozenz IV. den Schutz der
Juden vor gewaltsamer Taufe, da aus seiner Sicht nur der freiwillige Ubertritt zum christlichen
Glauben einen Wert habe.?> Auch sollten die Juden nicht ohne das Urteil ihrer Landesherren
verletzt, getdtet und beraubt werden koénnen, sondern in ihrer privilegierten Stellung belassen
werden.?% Niemand diirfte sie zudem bei der Feier ihrer Feste mit Kniippeln oder Steinen angreifen
oder von ihnen Dienste verlangen, die sie nicht bereits in der Vergangenheit geleistet hatten.2?
SchlieBlich erwédhnt Papst Innozenz IV. noch die besondere Protektion der jiidischen Friedhofe;
niemand sollte sie zerstdren oder verkleinern, noch diirfte jemand die dort bestatteten Leichen

ausgraben, um damit Geld zu verdienen.?%8

Auf dem Zweiten Konzil von Lyon im Jahre 1274 erneuerte Papst Gregor X. in zwei Briefen
vom 7. Juli und 10. September 1274 die Urkunden Papst Innozenz‘ IV., indem er diese
transsumierte, ohne Anderungen oder weitere Zusitze anzufiigen.2®® Diese beiden Urkunden lagen
dem Konig im Juli 1275 zusammen mit der Besiegelung von Albertus Magnus vor.?'® Rudolf
bestdtigte sie am 4. Juli jenes Jahres, indem er sie in nur einer Urkunde wortwortlich wiedergab. Im
Gegensatz zu Papst Gregor fiigte er aber auch einige Zusédtze hinzu.?!! Mit der Begriindung, die
Juden sollten unter seiner Herrschaft besonders gut leben, fiihrte der Konig an, sie diirften unter
keinem Vorwand verurteilt werden, wenn sie nicht durch christliche und jiidische Zeugen {iberfiihrt

worden seien.?'? Ausdriicklich erklarte Rudolf von Habsburg zudem, er habe die Bestitigung der

204 UB Niederrhein II, S. 159, Nr. 305: (...) licet in sua magis velint duritia perdurare (...) defensionem nostram et
auxilium postulant (...) ipsorum petitionem admittimus eisque protectionis nostre clipeum indulgemus.

205 Ebd.: (...) nullus christianus inuitus vel nolentes eos ad baptismum per violentiam venire compellat,; sed si eorum
quilibet sponte ad christianos fidei causa confugerit, postquam voluntas eius fuerit patefacta, christianus absque
aliqua efficatur calumpnia: veram quippe christianitatis fidem habere non creditur, qui ad christianorum baptisma
non spontaneus sed invitus cognoscitur pervenire.

206 Ebd.: Nullus etiam christianus eorum personas sine iudicio potestatis terre vulnerare aut occidere, vel suas illis
pecunias auferre presumat, aut bonas, quas hactenus in ea in qua habitant regione habuerint, consuetudines
immutare.

207 Ebd.: Preterea in festivitatum suarum celebratione quisquam fustibus vel lapidibus eos ullatenus non perturbet,
neque aliquis ab eis coacta servitia exigat, nisi ea que ipsi preteritis facere temporibus consueverunt.

208 Ebd.: Ad hec malorum pravitati et avaritie obviantes, decernimus, ut nemo cimiterium iudeorum mutilare vel
minuere audeat, sive obtentu pecunie corpora humana effodere.

209 Fiir die erste Urkunde Gregors X. vom 7. Juli 1274 siehe unter anderem Ennen, KolIn III, S. 62f., Nr. 88; fiir die
zweite Ebd., S. 64f., Nr. 90.

210 Zum Verhiltnis von Albertus Magnus zu den Juden vgl. Resnick, Talmud, der ein ambivalentes Bild des
dominikanischen Gelehrten zu den Juden und ihren Schriften zeichnet, auf seine Rolle bei der Beglaubigung der
Schutzurkunde jedoch nicht eingeht.

2Il MGH Const IV, S. 72f., Nr. 84.

212 Ebd., S. 73: Et quia iidem ludei sub defensionis nostre debent umbraculo specialiter respirare, adicimus, ut nulla
omnio causa dampnari possint vel debeant, nisi legitimo Iudeorum et Christianorum testimonio convincantur.
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pépstlichen Privilegien auf dringende Bitte der Juden vorgenommen.?!3 Die Juden waren offenbar
an den Hof des Konigs nach Ziirich gekommen und hatten ihm die Privilegien Gregors zur
Bestdtigung vorgelegt.?'* Unbekannt ist jedoch, aus welchen Gemeinden die Juden zu Rudolf
kamen und welche Gemeinden eine Abschrift der neuen Urkunde erhielten. Fiir die Kolner
Judengemeinde ist eine zeitgendssische Version iiberliefert, auch die Frankfurter Juden haben
offenbar eine Urkunde erhalten.2!5 Die Probleme der Uberlieferung #ndern jedoch nichts an der

offensichtlichen Tatsache, dass die Bestédtigung der Rechte fiir alle Juden des Reiches galt.

Diese Privilegienbestitigung zeigt das Feld, auf dem der Konig fiir die Juden von
essentieller Bedeutung war. Konnte er auch nicht in konkreten Bedrohungssituationen fiir
militdrischen Schutz der Juden sorgen, so war er doch aufgrund seiner koniglichen Autoritét die
einzige weltliche Instanz, die das prinzipielle Recht der Juden auf einen Platz innerhalb der
christlichen Mehrheitsgesellschaft sanktionieren konnte. Dies erscheint fiir die Juden in einer Zeit
umso wichtiger, in der dieses Recht von vielen Seiten angezweifelt oder ihnen sogar entzogen
wurde. Die Juden der Bretagne wurden bereits 1239 von Herzog Johann I. vertrieben und auch
Konig Ludwig IX. von Frankreich dachte wiederholt daran, die Juden aus der Krondomine
auszuweisen.?'® Vor allem im Gebiet des Konigreichs Frankreich hduften sich zudem
Beschuldigungen gegen die Juden. So wurde der Talmud im Pariser Talmudprozess von 1242 als
ketzerische Schrift verurteilt, verboten und viele Wagenladungen davon wurden verbrannt.?!” Noch
fataler wirkte sich die im 12. Jahrhundert aufgekommene Diskussion iiber RechtméBigkeit oder
Unzuldssigkeit der Geldleihe gegen Zinsnahme aus. Die zunichst lediglich unter Theologen
gefiihrte Debatte wirkte sich zunehmend auf die Sicht der Herrscher auf die Juden aus: Sie waren

es, die durch die Besteuerung der Juden von den nun kritisierten Geldgeschéften profitierten.!® Alle

213 Ebd.: Nos autem de liberalitate regia predictorum Iudeorum instancia favorabiliter inclinati predicta omnia et
singula (...) confirmamus (...).

214 Maain, Status, S. 137f., fithrt aus, Rudolf habe durch die Bestitigung des papstlichen Dokumentes die ,,Tradition
seiner Vorgédnger” verlassen und keine eigenstindigen, sondern auf kanonischem Recht beruhenden
JudenrechtsmaBnahmen getroffen. Tatsdchlich reagierte er, wie er selbst ausfiihrt, lediglich in passiver Weise auf
eine Anfrage der Juden um Bestitigung eines Dokuments.

215 Die Frankfurter Juden lieBen eine Ausfertigung, die allerdings nur von Albertus Magnus und nicht vom Koénig
beglaubigt worden war, am 26. Juni 1287 vom Schultheifl, den Schoffen, den Ratsmitgliedern und weiteren
Frankfurter Biirgern bestétigen und besiegeln. Vgl. CD Moenofrancofurtanus I, S. 255-257, Nr. 532. Die Germania
Judaica II, 2, S. 682, behauptet, auch die Regensburger Juden hitten eine Abschrift erhalten. Dafiir lassen sich
allerdings keinerlei Anhaltspunkte finden.

216 Barzen/GUNTzEL, Vertreibungen, S. 229-231.

217 YuvaL, Nations, 283f. Auch Albertus Magnus, der sich zu dieser Zeit in Paris aufhielt, war an der Verurteilung des
Talmuds beteiligt. Vgl. Resnick, Talmud, S. 71f.

218 Cruse, Wuchervorwurf, S. 145.
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diese Vorginge in Westeuropa sind den Juden, die iiber weitreichende Beziehungen verfiigten,

sicherlich bekannt gewesen.

Die Tatsache, dass Rudolf die fiir die Juden so wichtigen Schutzbestimmungen traf, zeigt,
wie vielschichtig das Bild der christlichen Gesellschaft Ende des 13. Jahrhunderts gezeichnet
werden muss, in der weder die Herrschaftstrager noch religiose Gruppierungen wie beispielsweise
die Bettelorden der Dominikaner und Franziskaner eine einheitliche Meinung oder eine einheitliche
Vorgehensweise in Bezug auf die Juden vertraten.?!® Weder Konig Rudolf noch Papst Gregor oder
auch der Dominikaner Albertus Magnus stellten das Vorhandensein jlidischen Lebens im Reich in
Frage, vielmehr beachteten sie die traditionelle Vorgehensweise ihrer Vorgdnger und sorgten
weiterhin fiir die Art von Judenschutz, die in ithrer Macht lag und die nur sie gewéhren konnten. Von
einer generellen Frontstellung zwischen Papsttum und Bettelorden auf der einen Seite und den
Juden auf der anderen kann also fiir das 13. Jahrhundert nicht gesprochen werden. Sowohl von den
Pépsten als auch von einem in dieser Zeit filhrenden christlichen Gelehrten erfuhren die Juden

Beistand und Unterstiitzung.

Friedberg

Wiéhrend man bei den Privilegienbestitigungen Rudolfs annehmen darf, dass die Juden bei der
Interaktion mit dem Konig den aktiven Part einnahmen, ist dies bei der Vergabe von Judensteuern
als zweckgebundenem Lehen fiir die Unterhaltung von Reichsburgen weniger eindeutig. Eine
Ausnahme stellt die Ubertragung der Judensteuer als Burglehen fiir die Reichsburg Friedberg dar,

bei der die Beteiligung der Juden an den Verhandlungen explizit vom Konig genannt wurde.

Am 11. Dezember 1275 stellte Rudolf dem nicht namentlich genannten Burggrafen die
Ubertragungsurkunde iiber die Nutzung der Judensteuern aus; das Privileg enthilt dariiber hinaus
noch einige andere das Leben der Juden von Friedberg betreffende Passagen.??? In der Arenga wird
zundchst ausdriicklich betont, dass die Einigung {iber die folgenden Passagen im Einvernehmen und
nach Verhandlungen zwischen dem Konig, der Burgmannschaft und den Juden zustande gekommen

sei.??! Die Hohe der Summe, die die Juden als Burglehen aufbringen sollten, belief sich auf 130

219 Dieser Befund spricht vor allem gegen die Ausfiihrungen von Jeremy Cohen, der den Bettelorden und den Pépsten
des 13. Jahrhunderts pauschal eine Schuld an der Verschlechterung der Lage der Juden in Europa zuschreibt. Vgl.
Comen, Friars sowie Ders., Living Letters.

220 UB Friedberg I, S. 21f., Nr. 60

221 Ebd.: (...) nos habito consilio fidelium nostrorum, burcgravii et castrensium in Frideberg et Judeorum ibidem
commorantium (...).
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Mark Kélner Pfennige, zahlbar jihrlich am Fest der Beschneidung des Herrn (1. Januar).222 Uber
den Betrag von 130 Mark hinaus sollten die Juden in kiinftigen Zeiten und unter den Nachfolgern
des Konigs nicht besteuert werden.??* Auch fiir den Fall, dass Juden aus Friedberg wegziehen oder
sterben sollten, wurde in der Urkunde Vorsorge getroffen: In dieser Situation sollten der Burggraf,
die Burgménner und die Juden gemeinsam fiir die Aufnahme neuer Juden sorgen, die iiber
ausreichende finanzielle Mittel verfiigen sollten, um die Steuer fiir die Burg mitbezahlen zu konnen.
Fiir die Beteiligung an den Abgaben wiirden die neu hinzuziehenden Juden dann dieselben Rechte
und Privilegien genieBen wie die schon ansissigen.??* Als Gegenleistung fiir die Steuerzahlung war
es Aufgabe der Burgmannen, fiir die Sicherheit der Juden zu sorgen und sie bei drohenden Gefahren
zu beschiitzen.?? Interessant und ungewohnlich ist der letzte Abschnitt der Urkunde, in dem Rudolf
von Habsburg bestimmte, dass die erste Zahlung der 130 Mark erst drei Jahre spiter, also am 1.
Januar 1279, getitigt werden sollte.?2¢ Bis dahin waren die Friedberger Juden geméil einem
weiteren, nicht iiberlieferten Privileg, das die Juden schon im Vorfeld von K6nig Rudolf erhalten

hatten, frei von allen Abgaben.?%’

Nur anderthalb Jahre spiter, am 24. Juli 1277, erteilte Rudolf dem diesmal namentlich
genannten Burggrafen Rupert von Friedberg eine weitere Anweisung auf die Friedberger
Judensteuer als Nutzung fiir die Instandhaltung der Reichsburg.??® Dieses Mal betrug die Summe
zehn Mark jéhrlich, alle weiteren Einzelheiten etwa zum Termin der Zahlung oder allgemeine

Aspekte der Vorgidngerurkunde, etwa zur Aufgabe der Burgbesatzung in Bezug auf den

222 Ebd.: (...) nostri Judei in circumcisione domini (...) burcgravio et castrensibus de Frideberg centum triginta marcas
denarionrum legalium coloniensium annis singulis presentabunt et nostro nomine assignabunt.

223 Ebd.: Indulgemus et eisdem Judeis ex gracia speciali et eorum heredibus eisdem in Frideberg succedentibus, quod
neque per nos nec nostros seu imperatores aut reges, nostros successores, ultra predictam summam nichil penitus
exigatur, sed ab omni precaria et exactione perpetuo sint liberi et soluti.

224 Bbd.: (...) si quisquam Judeorum dictum a civitate nostra Frideberg diverterit vel per mortem decesserit, (...)
burcgravius, castrenses et Judei ibidem alium seu alios Judeum vel Judeos in ipsorum assument consorcium
Judeorum, qui possit vel possint summam predicte contributionis integraliter adimplere, et hii libertate predicta
cum ceteris Judeis gaudebunt pacifice ac quiete.

225 Ebd.: (...) dicti nostri Judei naullatenus infestentur, pro eo videlicet, quod nos ipsos sic predictis nostris
castrensibus astrinximus, si quisquam contra dictos nostros castrenses aut ipsi contra quempiam intenderint
litigare.

226 Ebd.: Dicti vero Judei nostris castrensibus memoratis dare incipient singulis annis pecuniam suprascriptam a festo
circumcisionis domini proximo nunc venturo post tres annos, et deinceps perpetuo perdurabit. Dieser Zusatz, der
die gesamte Bedeutung der Urkunde verdndert, wird bereits im Kopfregest der Edition des Friedberger
Urkundenbuchs erwéhnt, von der Forschung allerdings bislang iibersehen. Vgl. beispielsweise Ziwes, Rheingebiet,
S. 102.

227 Ebd.: Infra quos tres annos nobis ac alicui nostro nomine nichil dabunt, secundum quod ipsos liberos fecimus in
alio nostro privilegio ipsis dato.

228 UB Friedberg I, S. 23f., Nr. 63.
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Judenschutz, entfielen.?”® Bei dem genannten Burggrafen handelt es sich um Rupert von Karben,
der das Burggrafenamt von 1265 bis um 1280 innehatte. Seine Tatigkeiten waren nicht nur auf die
Verwaltung der Burg beschrinkt, sondern erstreckten sich aufgrund der Friedberger Verhiltnisse
auch auf Aufgaben der Gerichtsbarkeit und Ratstdtigkeit innerhalb der Stadt sowie auf weitere

Tatigkeiten in der Wetterau.?3°

Die fehlende Moglichkeit zur Nutzung von Reichsgiitern stellte eines der Hauptprobleme
der Anfangszeit von Rudolfs Konigtum dar, was die groe Bedeutung der Revindikationspolitik
erklart. Die Ubertragung der Judensteuer auf die Reichsburgmannen von Friedberg in dem
vorliegenden Fall fiihrte neben dem Unterhalt der Burg dazu, dass auf lokaler Ebene sichergestellt
werden konnte, dass das Recht an der Judensteuer von Friedberg nicht verfiel oder von anderen,
etwa den Friedberger Biirgern, okkupiert werden konnte. Derartige Ubertragungen wurden in der
gesamten Herrschaftszeit Rudolfs vorgenommen und waren Teil des Versuchs, die von den Staufern
initiierte Konzeption der Sicherung der Konigsmacht durch ein System von giinstig gelegenen
Reichsburgen nach dem Interregnum wieder aufleben zu lassen.?*! Rudolf begann gleich nach
seiner Wahl zum Konig die noch bestehenden Reichsburgen auszubauen, zerstorte Burgen wieder
instand zu setzen und an zentralen Orten, oft in der N&he zu wichtigen landesherrlichen

Besitzungen, neue Festungen anzulegen.?3?

Beachtet man den Kontext der beiden Urkunden, wird deutlich, warum den Juden sehr viel
daran gelegen sein musste, den Schutz der Burgleute zu erlangen, und warum sie bereit waren, eine
recht hohe Summe als Steuer zu bezahlen. Die Reichsburg war der bestimmende Machtfaktor in
Friedberg und sie blieb es wihrend des ganzen Mittelalters.?3? Die Burg stellte einen der wichtigsten
Standorte des Reiches in der Wetterau dar und war gegeniiber der Stadt mit weitreichenden
Privilegien und Rechten ausgestattet. Der Burgherr war oberster Vertreter des Reiches in der Stadt,
er fungierte als Amtmann, Richter sowohl fiir die Burgmannen als auch fiir die Biirger und hatte den

Vorsitz des Schoffenkollegs inne. Dariiber hinaus wirkte er auch nach 1275, als Rudolf mit

229 Ebd.: (...) decem marcas annui redditus a Judeis nostris in Fredeberg annis singulis recipiendos eidem ac suis
legittimis successoribus conferimus liberaliter et donamus (...).

230 Die Karbener sind mit einigen Unterbrechungen seit 1239 als Burggrafen von Friedberg nachweisbar. Der letzte
Vertreter der Familie in diesem Amt war Wolfgang Adolf von Karben, der in den Jahren von 1632 bis 1671 als
Burggraf fungierte. Siehe die Tabelle bei ScuiLp, Reichsburg, S. 87-90.

231 Vegl. ausfiihrlich Martiv, Stadtepolitik, S. 109-114 sowie Repricn, Rudolf, S. 467-47 und Erkens, Konigtum, S. 39.

232 So kann beispielsweise die Anlage der Burg Germersheim neben der gleichnamigen koniglichen Ortschaft als
Abwehrmafinahme gegen den Speyrer Bischof verstanden werden.

233 Dies zeigt sich bereits an den topographischen Bedingungen, die darauf hinweisen, dass die Stadt der Burg
untergeordnet war. Die Stadt war gegeniiber der Burg nicht befestigt, sondern in deren Verteidigungsanlagen
miteinbezogen. Sie konnte sich gegen die Burg nicht schiitzen, wihrend umgekehrt eine Befestigungsanlage zur
Stadt hin bestand. Vgl. Scup, Reichsburg, S. 174.
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Reinhard von Hanau einen Landvogt fiir die Wetterau einsetzte, noch regional im Auftrag des
Konigs, indem er als Zeuge in Urkunden und als Schutzherr von geistlichen Einrichtungen
auftrat.?’* Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts bildete sich gegen die Vormachtstellung der
Burgmannen ein stadtischer Rat, der mit zwolf Ratsleuten besetzt wurde. Aber auch dieser konnte
nichts an den bisherigen Machtverhéltnissen dndern.?*> Es muss daher konstatiert werden, dass die
Reichsburg fiir das alltigliche Leben der Juden wie fiir alle Biirger der Stadt eine iliberragende
Bedeutung hatte und dass die Burgmannen daher fiir die Juden den ersten Ansprechpartner

darstellten.

Dies galt erst recht fiir die Krisensituation, die durch den Aufstand der Friedberger Biirger
im Jahr 1275 entstand. Diese hatten sich gegen die Wiedererrichtung der Reichsburgen, die
Machtfiille der Burgmannen sowie die Steuern, die Rudolf erhob, um dem chronischen Geldmangel
der ersten Herrschaftsjahre zu begegnen, aufgelehnt und die Burg zerstort. Erst am 3. April 1276
kam es zu einer Ausséhnung zwischen dem Konig und den Friedbergern,?3¢ also etwa vier Monate,
nachdem der Konig den Burgmannen und den Juden die erste Urkunde ausgestellt hatte. Die Zeit
wiahrend der Ausschreitungen zwischen den Angehdrigen der Reichsburg und den Friedberger
Biirgern stellte fiir die Juden eine essentielle Gefahr dar. Wie bereits anhand der Ausschreitungen
von Lorch gesehen,?’” konnte die Ermordung von Juden ein probates Mittel darstellen, dem eigenen
Stadtherren zu schaden. Dies galt natiirlich umso mehr in einer Stadt, die durch einen derart starken
Gegensatz zwischen Stadtherren und Stadtbevolkerung gekennzeichnet war. Die Juden mussten in
einem solchen Fall eindeutig Stellung beziehen. Sie stellten sich auf die Seite des Konig und der
Reichsburg und somit gegen die Biirger Friedbergs. Die in der Urkunde in allgemeiner Form
angesprochenen Schutzbestimmungen waren eindeutig auf den konkreten Streitfall ausgerichtet. Es
ist nicht bekannt, ob die Juden bereits bedroht worden waren; sicherlich filirchteten sie einen Angriff

von Seiten der Biirgerschaft.

Das in der Urkunde von 1276 erwéhnte erste Privileg von Rudolf, in dem offenbar
weitergehende Erldauterungen zu den Abgaben der Juden enthalten waren, ist nicht iiberliefert. Es
wiirde sicherlich weiteren Aufschluss dariiber geben, warum die erste Zahlung an die Burgmannen
erst drei Jahre spédter erfolgen sollte. Wahrscheinlich hatten die Juden Friedbergs in den Jahren
zuvor eine besondere Abgabe entrichtet und als Ausgleich eine Befreiung von allen weiteren

Zahlungen an das Reich bis ins Jahr 1279 erhalten. Gerade in der ersten Herrschaftsperiode von

234 Ebd., S. 94f.

235 Ebd., S. 175.

236 UB Friedberg I, S. 22f., Nr. 62. Vgl. Urkundenregesten III, S. 64, Nr. 80.
237 Siehe oben S. 38.
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1273 bis 1276 erhob der Konig sowohl von Reichs- als auch von Bischofsstiddten wiederholt hohe
Sondersteuern. Es liegt sehr nahe anzunehmen, dass auch die Juden einen Teil der Steuerlast tragen
mussten. Fiir diese Annahme sprechen zwei nicht datierbare Urkunden, die aber vermutlich in der
Anfangszeit der Konigsherrschaft Rudolfs ausgestellt wurden.?*® In einer sprach der Konig eine
ungenannte jiidische Gemeinde an und bat sie mit dem Hinweis auf seine finanzielle Notlage um
eine Sondersteuer von zwolf Mark, welche auch andere Judengemeinden bereits geleistet hatten.?3”
Vor allem aufgrund des in der Urkunde enthaltenen Hinweises darauf, dass auch Christen eine
Sondersteuer gezahlt hatten, scheint eine Datierung auf das Jahr 1275 wahrscheinlich. Zu dieser
Zeit hatte Rudolf eine solche Abgabe verlangt und damit unter anderem Aufstinde in der Wetterau
und Oppenheim provoziert.** In einem weiteren Urkundenfragment, das allerdings in einer
Briefsammlung aus Rudolfs Zeit in Wien tiberliefert ist, erklarte der Konig, dass ,,die Juden von C.*
ithm bereitwillig eine Abgabe von ,,soundso viel“ Mark geleistet hatten und nun zunichst von
weiteren Forderungen Rudolfs verschont bleiben sollten.?*! Auch dieses Formular konnte im
Zusammenhang mit dem nicht erhaltenen Privileg Rudolfs fiir die Friedberger Gemeinde iiber die
Steuerbefreiung in einem Zusammenhang stehen und zu einem spiteren Zeitpunkt, als Garantie fiir
die Juden, erneut ausgestellt worden sein. Der Konig hielt sich jedoch nicht an die getroffene
Zusage, die Juden liber die als Burglehen ausgewiesenen 130 Mark nicht weiter zu belasten. Als
Dank fiir geleistete Dienste, wahrscheinlich fiir die Treue im Konflikt mit den Friedberger Biirgern,
iibertrug er im Jahre 1277 dem Burggrafen Rupert von Friedberg weitere zehn Mark, die ebenfalls

zur Nutzung und Unterhaltung der Burg dienen sollten.

Erneut zeigt sich das wechselseitige Interesse von Konig Rudolf und den Juden aneinander.
Die Juden nutzten bei akutem Bedarf, der in diesem Fall zweifellos vorlag, die Schutzfunktion und
-moglichkeiten des Herrschers, die in Friedberg im Gegensatz zu vielen anderen Orten tatsichlich
vorhanden waren. Der Koénig hingegen konnte mit der Belehnung der Burgmannen mit der

Judensteuer unter Umgehung der aufsdssigen Biirgerschaft den Unterhalt der ihm wichtigen

238 Siehe MGH Const III, S. 267, Nr. 276, mit den einleitenden Bemerkungen. Vgl. auch RI VI, 1, Nr. 1547, wo die
Urkunde — ohne Begriindung — auf ,,vor 1282 datiert wurde.

29 MGH Const III, S. 267, Nr. 276: Cum propter novitatem negociorum de novo emergencium, in quibus magna et
maxime utilitatis reipublice vis consistit, novas ac inopinatas expensas facere nos oporteat, tam a Christianis quam
ludeis nostris fidelibus nova subvencionis subsidia seu servicia petere nos oportet. Quapropter vobis mandamus
attente rogantes, quatinus exemplo aliorum Iudeorum devote et grate nobis de novo serviencium, videlicet singulis
talibus marcas XII tribuendo, grata nobis et necessaria denuo nobis servicia faciatis eo liberalitatis animo, quod
exnunc inantea propter impensa servicia maiori libertate quam ante nostra vos serenitas debeat honorare.

240 Vgl. Mariy, Stadtepolitik, S. 156-158.

241 Briefsammlung, S. 267, Nr. 273: (...) prompta atque omni promptitudine plenissima de tot marcis nobis a ludeis C.
inpensa servicia, ut predicti ludei nunc satis variis et diversis propter malum statum terre pregravati periculis per
nostre serenitatis graciam respirare valeant relevati (...).
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Reichsburg sichern. Neben diesem wirtschaftlichen Aspekt war es aber auch aus Prestigegriinden
fiir den Konig unerldsslich, die Juden unter den Schutz der Reichsburg zu stellen und so seine

koniglichen Rechte an den Juden zu wahren.

Altenbamberg

Die Steuern der Friedberger Juden blieben dem Reich mittelbar erhalten, da sie fiir den Unterhalt
von Reichsbesitz genutzt wurden. In einer weiteren Urkunde aus dem Jahr 1276 fand hingegen eine
wirkliche Vergabe von Judenrechten statt.”*> Am 12. April gestattete Rudolf dem Raugrafen
Ruprecht in Anerkennung seiner geleisteten Dienste die Ansiedelung von fiinf Juden an seiner Burg
in Altenbamberg. Ruprecht sollte die Juden als Lehen erhalten und er bekam das Recht, bei Fortzug
oder Todesfallen unter den Juden andere neu aufzunehmen, allerdings nur solche, die sich bereits
vorher in den Burgen des Raugrafen aufhielten.?*3 Keinesfalls erstreckte sich das Lehen also auf
alle Juden in dessen Herrschaftsgebiet. Die Vergabe der flinf Juden wird zwar als Lehen bezeichnet,
es handelt sich allerdings eher um eine Verpfindung der Judensteuer. Denn Rudolf fiihrte aus, er
und seine Nachfolger sollten die Mdglichkeit erhalten, die Rechte an den Juden mit 300 Mark
Koélner Pfennigen wieder zuriickzukaufen. Ebendiese Summe war im Vorfeld der Ausfertigung der

Urkunde von Ruprecht an den Konig bezahlt worden.?**

Uber weitere Kontakte zwischen Rudolf und Ruprecht ist abgesehen von dieser Urkunde
wenig bekannt. Der Raugraf trat lediglich einmal als Zeuge einer koniglichen Urkunde auf.?#3
Weder ist Ruprecht als Mitglied der militdarischen Aktion gegen Ottokar II. von Béhmen bezeugt,
noch hielt er sich nachweislich zu anderen Zeiten am Hof des Konigs auf oder empfing weitere
Privilegien von ihm. Trotzdem lassen sich einige Erkldrungsansitze dafiir finden, warum der Konig
den Grafen mit einem Judenprivileg bedachte. Wie schon im Fall des Friedberger Burglehens
erwahnt, war die Nutzung von Reichsrechten fiir den Konig leichter durchzusetzen, wenn lokale

Herrschaftstrager mit deren Wahrung beauftragt wurden. Die Urkunde spricht eindeutig davon, dass

242 HHStAWiesbaden, Abt. 168a, Nr. 6. Siehe auch RI VI, 1, Nr. 546.

243 Ebd.: (...) concedimus in feodum quinque Iudeos in Bovmeburg ut alibi in suis municionibus residentes qui, si
nimius pauciores fuerint ut ex dicto numero aliqui cesserint ut decesserint, colligiendi et recipiendi in locum
cedencium ut decedentium Iudeorum alios in facultatibus hiis qui nunc in ipsius Ruberti municionibus
commorantur non disparens sine fraude et dolo eidem liberam concedimus facultatem.

244 Ebd.: Recenta tamen nobis nostris quam successoribus potestate predictos Iudeos pro trecentis marcis marcis [sic!]
denariorum coloniensium cum placuerit liberandi quam summam pecunie cum eidem soluta fuerit in empciones
prediorum convertet a nobis et imperio feodali titulo tenendorum (...).

245 MGH Const II1, S. 78f., Nr. 88.
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es sich um Juden handelte, qui nunc in ipsius Ruperti municionibus commorantur. Dies bedeutet,
dass im Territorium oder zumindest in weiteren Burgen Ruperts bereits Juden lebten, die aber
bislang einem anderen Herrschaftstriger steuerpflichtig waren: entweder dem Landvogt des
Speyergaus und damit dem Konig selbst, oder aber dem Pfalzgrafen Ludwig II., der liber groflen
Einfluss im Gebiet des Raugrafen verfiigte und mit seiner Burg und Stadt Alzey in unmittelbarer
Nachbarschaft Ruperts einen wichtigen Stiitzpunkt besal3.24¢ Rudolf erhielt durch das Geschéft mit

dem Raugrafen 300 Mark, fiir die er die Juden sicherlich einige Jahre lang hitte besteuern miissen.

Eine weitere Erkldrung fiihrt zu den familidren und politischen Bindungen, iiber die der
Konig in diesem Gebiet verfligte. Die Raugrafen waren eng verwandt mit den wesentlich
maéchtigeren und einflussreicheren Grafen von Leiningen.?*” Zu diesem Grafengeschlecht, das tiber
umfangreiche Besitzungen im Speyer-, Worms- und Nahegau, aber auch im Elsass verfiigte,?*®
pflegte der Konig sowohl auf politischer Ebene als auch durch familidre Bindungen iiber die
Kyburger, denen Rudolfs Mutter angehorte, enge Beziehungen. Die Leininger Grafen hatten schon
vor der Wahl Rudolfs zum Konig wichtige Positionen im Reich inne,?*® was sich auch unter Rudolf
fortsetzte. Graf Emich IV. von Leiningen-Landeck war bei der Kronung Rudolfs in Frankfurt am
Main anwesend und biirgte mit anderen Adeligen fiir die von Rudolf an den Trierer Erzbischof zu
zahlenden Kronungskosten.>® Er war hidufig am Hof des Konigs zugegen und beteiligte sich
personlich am ersten Feldzug gegen Ottokar.! Noch stirker war die Verbindung zwischen Rudolf
und Graf Friedrich IV. von Leiningen, dem Neffen Emichs. Auch dieser zeichnete sich durch eine
grofle Ndhe zum Konig aus. Offenbar fiir die geleisteten Dienste im Kampf gegen Ottokar iibertrug
ithm der Konig die Landvogtei des Speyergaus, was ohne Zweifel einen bedeutenden Machtzuwachs

fiir Friedrich darstellte.252

246 Der Pfalzgraf iibte die Lehenshoheit in den Gebieten des Rau- und Wildgrafen sowie im Gebiet der Grafschaft
Leiningen aus. Vgl. ToussamT, Grafen, S. 83f.

247 Vgl. die Ubersicht iiber die verwandtschaftlichen Verbindungen zwischen den Geschlechtern in Toussat, Grafen,
S. 70-74.

248 Vgl. zu den Besitzungen der Leininger Grafen um 1280 Ebd., Karten 6-8 im Anhang.

249 An erster Stelle muss Heinrich II. von Leiningen genannt werden, der von 1245 bis 1272 Bischof von Speyer war.
Vgl. zu ihm Marortki, Heinrich von Leiningen. Auch hatten die Leininger Grafen bereits zu Beginn des 13.
Jahrhunderts die Landgrafschaft im Speyergau inne. Vgl. Toussaint, Grafen, S. 46.

250 Unter den Biirgen befanden sich auch zwei weitere Personen, die in der gesamten Herrschaftszeit eine wichtige
Rolle bei der Unterstiitzung des Konigs spielten: Buggraf Friedrich von Niirnberg und Graf Eberhard von
Katzenelnbogen. Vgl. MGH Const III, S. 12f, Nr. 7.

Auch in spiteren Zeiten kdmpfte er zuweilen an der Seite des Konigs; so ist er beispielsweise bei der Belagerung
Colmars im Jahr 1285 im Lager Rudolfs nachweisbar. Zu den Aufenthalten von Leininger Grafen am Konigshof
von Rudolf vgl. Toussant, Grafen, S. 225-228.
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Auch wenn Raugraf Ruprecht in den Quellen, die iiber weitere Kontakte mit dem Konig
Zeugnis ablegen konnten, weitgehend unsichtbar bleibt, so ist doch anzunehmen, dass er iiber seine
méchtige und einflussreiche Leininger Verwandtschaft eine positive Beziehung zu Rudolf
unterhielt. Moglicherweise bat der Raugraf um die Gunst, Juden besteuern zu diirfen, um sein
Prestige aufzuwerten und eine geschlossenere Herrschaft in seinen Gebieten durchzusetzen. Auch
die Juden konnten ein Interesse daran gehabt haben, direkt dem Raugrafen zu unterstehen, in dessen
Herrschaftsgebiet sie bereits lebten. Unzweifelhaft kam dem Konig dieses Ansinnen gelegen, da er

dringend auf Geldmittel angewiesen war und jede Summe fiir seinen Feldzug benotigte.

Zusammenfassung: Die Zeit von 1273 bis 1276

Bereits in der ersten Herrschaftsetappe werden die Leitlinien der Interaktionen zwischen Rudolf von
Habsburg und den Juden des Reiches sichtbar. Die vor allem in der é&lteren Forschung
vorherrschende Ansicht {iber den reinen Objektcharakter der Juden kann bereits jetzt als widerlegt
gelten. Vielmehr traten die Juden als handelnde Subjekte auf, die ihre Interessen gegeniiber dem
Koénig aktiv wahrzunehmen verstanden. Dies ist offensichtlich in den Féllen der
Privilegienbestétigungen der Gemeinden von Goslar und Regensburg. Diese zeigen, dass die Juden
gezielt auf die Autoritit des Konigs zuriickgriffen, sei es, um zu starken Einfluss von biirgerlicher
Seite einzuddmmen, oder sei es, um sich gegen die Verdringung aus lukrativen Handelsgeschéften
zu schiitzen. Dabei hatten die Juden offenbar keine Bedenken, sich selbst als konigliche
Kammerknechte zu bezeichnen, wenn sie sich davon einen Vorteil versprachen. Mochten die Juden
auch in ihrem téglichen Leben den christlichen Mitbewohnern néher gestanden haben als dem im
Normalfall weit entfernten Konig, vertrauten sie dennoch auf dessen Autoritdt. Auch wenn Rudolf
keine konkreten Schritte unternechmen konnte, um seinen Privilegien Nachdruck zu verleihen,
verzichteten die Juden nicht auf seine Unterstiitzung. Der Fall der Goslarer Juden zeigt zudem, dass
die Frage rdumlicher Ndhe keine entscheidende Rolle fiir die Interaktion spielte. Von zentraler
Bedeutung war in diesem Fall das Vorhandensein eines Vermittlers, der die notwendige Ndhe zum

Konig herstellen konnte.

252 Dieses Amt ermdglichte dem Leininger, neben dem Dienst fiir den K6nig, der dort als wichtigsten Gutkomplex die
Stadt und Reichsburg Germersheim besal, auch seinen eigenen Landesausbau voranzutreiben. Wann die Ernennung
zum Landvogt vorgenommen wurde, ist nicht bekannt, da keinerlei Urkunden tiber diese Privilegierung iiberliefert
sind. Vgl. ebd., S. 140f.
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Abb. 2: Schwerpunkte von Rudolfs Itinerar sowie jiidische Gemeinden mit Kontakt zum Konig, 1273-1276.

Trat ein neuer Konig sein Amt an, bemiihten sich etliche Interessengruppen um die
Bestétigung ihrer alten Privilegien. Es mag verwundern, dass lediglich zwei jiidische Gemeinden
um eine Erneuerung ihrer Rechte baten. Dafiir lassen sich verschiedene Erklarungen anfithren. Zum
einen muss erneut auf die fiir jiidische Dokumente duBerst schwierige Uberlieferungslage verwiesen
werden. Zum anderen wird aus den Privilegienbestitigungen fiir Goslar und Regensburg ersichtlich,
dass die Juden sich nur bei der konkreten Infragestellung ihrer Rechte um deren Erneuerung
bemiihten. Zudem bleibt fraglich, welche Rolle Stadtherren oder Stadtgemeinden, also
Herrschaftstrager aus dem direkten lokalen Umfeld, bei der Privilegierung von Juden spielten. Eine
zentrale Position nahm Rudolf ein, wenn die Prisenz von jiidischem Leben prinzipiell sanktioniert

werden sollte. Die Privilegierung, die der Konig in Anlehnung an die pépstlichen Schriftstiicke zum
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Schutz vor Ritualmordvorwiirfen 1275 vornahm, hatte reichsweite Giiltigkeit. Derart grundsétzliche

Privilegien hitten nicht von einem lokalen Herrschaftstrager ausgestellt werden konnen.

Auch der Konig hatte grundsitzliche Interessen an der Kommunikation mit den Juden, deren
Steuern ein Gegenstand der Revindikationspolitik waren. Insgesamt zeigte sich Rudolf jedoch sehr
zuriickhaltend bei der Einforderung seiner Rechte und beharrte lediglich bei der Privilegierung
Goslars auf seinen Anspriichen. Wéhrend seiner Vermittlungstitigkeit im Streit Erzbischof Werners
von Mainz verzichtete er hingegen vollstindig auf eigene Forderungen. Er wurde nur dort aktiv, wo
er die Interessen der Kurfiirsten nicht beriihrte. Doch auch in den Féllen von Friedberg und
Altenbamberg verfolgten die Juden eigene Absichten. Alle auf den ersten Blick ,,autoritir oder
einseitig anmutenden Entscheidungen des Konigs waren in der Realitit das Ergebnis von
Aushandlungsprozessen, an denen die Juden genauso beteiligt waren wie der Konig und der zu

privilegierende Landes- oder Burgherr.

2.3.2 Osterreichisches Intermezzo: 1276 bis 1281

Wihrend in der ersten Herrschaftsphase Rudolfs von Habsburg die Absicherung seines Konigtums
im Vordergrund stand, was seine Prisenz an verschiedenen Orten des Reichs erforderte, so sind die
darauffolgenden Jahre durch seinen dauerhaften Aufenthalt in Wien gekennzeichnet. Daher stellt
sich die Frage, ob und wie sich diese grundlegend verschiedenen Rahmenbedingungen seiner
Herrschaftsausiibung auf seine Kommunikation mit den Juden auswirkten. Dabei muss allerdings
bedacht werden, dass dies nicht fiir alle jiidischen Gemeinden des Reichs galt. Somit wird im
Folgenden zunichst auf die Interaktion zwischen dem Konig und den Juden Osterreichs
eingegangen, wihrend die Kommunikation mit den Juden der {ibrigen, weit entfernten

Reichsgebiete in einem spéteren Teil abgehandelt wird.

2.3.2.1 Interaktion zwischen Rudolf von Habsburg und den osterreichischen Juden

Bei der Untersuchung der Interaktion zwischen Rudolf und den 6sterreichischen Juden sind einige
Pramissen zu beachten. Der Herrscher hielt sich in diesen Jahren stets in Wien und Umgebung auf,
war somit fiir die Osterreichischen Gemeinden leicht erreichbar. Insbesondere fiir die Wiener

Gemeinde war Rudolf somit stets vor Ort. Ob dies gleichzeitig auch zu einer quantitativen
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Verstirkung der Interaktion fiihrte, bleibt zu iberpriifen. Seine Pridsenz bedeutete auch, dass
Anweisungen problemlos vom Konig durchgesetzt werden konnten. Dabei spielt die Tatsache, dass
Rudolf in dieser Zeit stets liber grofle militirische Mittel verfiigte, keine unwesentliche Rolle.
Ebenfalls beachtet werden muss, dass die Forschung die Politik Rudolfs in Osterreich weniger im
Zeichen der koniglichen Revindikationspolitik denn vielmehr als Grundlegung der habsburgischen
Landesherrschaft siecht. Wie oben angedeutet begann Rudolf bereits in den ersten Monaten nach der
Eroberung Osterreichs, alte herzogliche Rechte auf seine Séhne zu iibertragen.253 Ob sich dieses
Vorgehen auch auf seine Kommunikation mit den jiidischen Gemeinden auswirkte, soll im

Folgenden ebenfalls untersucht werden.

Osterreich

Wie bereits erwdhnt war ein Herrscherwechsel stets mit einer gewissen Rechtsunsicherheit
verbunden. Umso mehr galt dies im Falle des gewaltsamen Umbruchs, welcher 1276 in Osterreich
stattfand. Vollig unklar musste den lokalen Entscheidungstrigern sein, wie Rudolf auf die
Regelungen und Erlasse Ottokars reagieren wiirde, da er dessen Herrschaft schon im Vorfeld
prinzipiell die Legitimitdt abgesprochen hatte. Diese Unsicherheit herrschte offensichtlich auch
unter den Osterreichischen Juden. Da auch Rudolf ein starkes Interesse an der Fixierung des
gegenseitigen Verhiltnisses hatte, kam es am 4. Mérz 1277 zu der Privilegierung aller jiidischen

Gemeinden der osterreichischen Lande.254

Rudolf folgte in seiner Privilegierung nahezu wortwortlich einer Urkunde, die der
babenbergische Herzog Friedrich II. der Streitbare 1244 fiir alle Juden in seinen Besitzungen
erlassen hatte.?> Vollig auBBer Acht gelassen wurde hingegen ein kaiserliches Privileg Friedrichs II.,
welches die jiidische Gemeinde Wiens im Jahr 1238 erhielt.2® Die Urkunde stellte die erste
schriftlich fixierte Rechtsgrundlage fiir jiidisches Leben in Osterreich dar und #hnelte in ihrem
Aufbau dem programmatischen Privileg fiir die Wormser Juden von 1236, in dem alle Juden des

Reiches erstmals als kaiserliche Kammerknechte bezeichnet wurden.?>” Dieses Verhiltnis zwischen

253 Sijehe oben S. 15.

254 Die I"Jrkunde ist bei Kurz, Oesterreich 11, S. 185-189, Nr. IX., sowie bei BrRuGGer, Regesten, S. 71-73, Nr. 56, ediert.
Zur Uberlieferungsgeschichte der Urkunde vgl. Lonrmann, Judenrecht, S. 116f.

255 Babenbergisches UB 11, S. 283-287, Nr. 430.
256 Rechtsquellen, S. 47f., Nr. 7
257 Dies betont Sprtzer, Bne Chet, S. 22 und S. 28.
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dem Reichsherrscher und den Juden postuliert Friedrich auch in der Urkunde fiir die Wiener
Juden.?>® Neben dieser allgemeinen Feststellung ging der Kaiser auf einzelne Punkte zum Schutz
der Juden ndher ein: Die Zwangstaufe wurde verboten® und es werden Strafen bei Tétung und
Verwundung eines Juden festgelegt.?® Aspekte des wirtschaftlichen Lebens etwa {iber

Handelstétigkeiten der Juden oder die Regelung der Pfandleihe wurden jedoch weggelassen.

Diese Liicke wurde durch die Urkunde des babenbergischen Herzogs geschlossen, zudem
erstreckte sich sein Privileg auf die gesamten oOsterreichischen Lande.?’! Darin wurden das
Pfandrecht festgelegt, die Juden vor ungerechten Zollen geschiitzt — dies galt sowohl fiir den
Transport von Waren als auch fiir die Uberfiihrung von Toten22 — und Bestimmungen beziiglich der
Geldleihe getroffen.?®3 Daneben verdnderten sich die Strafen, die fiir die Verletzung und Tétung
eines Juden verhingt werden sollten, im Vergleich zum Privileg Kaiser Friedrichs von 1238 stark:
Fiir die Totung eines Juden hatte Kaiser Friedrich eine Strafe von zwdlf Goldpfund festgelegt, das
Privileg des Herzogs sah fiir die Totung eines Juden die Todesstrafe fiir den Morder und die
Beschlagnahmung dessen Vermdgens vor.?%* Auf die Zerstérung eines Judenfriedhofs stand
ebenfalls die Todesstrafe.?®> Das Privileg Herzog Friedrichs stellte die Grundlage fiir jiidisches
Leben in Osterreich dar. Sie brachte sowohl fiir den Herrscher, der als alleinige Bezugsperson
festgeschrieben wurde, als auch fiir die Juden, deren unterschiedliche Lebensbereiche bis ins Detail

geregelt und rechtlich abgesichert wurden, offensichtliche Vorteile. Diese hatte sicherlich auch

258 Rechtsquellen, S. 47f., Nr. 7: (...) nos iudeos Wienne, servos camere nostre, sub nostra et imperiali proteccione
recipimus et favore. Vgl. auch Lonrmann, Wiener Juden, S. 38.

259 Rechtsquellen, S. 47f., Nr. 7: Nullus filios vel filias ipsorum invitos baptizare presumat. Aut si captos vi vel furtim
raptos vel coactos baptizaverit, duodecim libras auri ad errarium nostrum persolvat.

260 Fiir die Totung eines Juden z.B. waren, wie fiir die Zwangstaufe, 12 Goldpfund zu bezahlen. Vgl. Ebd.: Si quis
adversus aliquem eorum consilium fecerit aut eis insidiatus fuerit, quod occidatur, uterque consiliator duodecim
libras auri ad errarium nostrum persolvat.

261 Eg ist nicht sicher, in welchen Orten auflerhalb Wiens {iberhaupt Juden zu dieser Zeit lebten. Vor 1244 ist lediglich
in Wiener Neustadt eine weitere Gemeinde nachweisbar. Einzelne Juden hielten sich kurzzeitig auch in anderen
Stédten Friedrichs auf, ohne dass man von einer konstanten Ansiedlung sprechen konnte. Moglicherweise war die
Ausdehnung des Privilegs auf das ganze Herzogtum vor allem als Anreiz fiir die Juden gedacht, sich in weiteren
Orten des Herzogs niederzulassen. Vgl. Lonrmann, Judenrecht, S. 46-53 sowie fiir Wiener Neustadt SULZGRUBER,
Wiener Neustadt, S. 16f.

262 Ebd., S. 285: Item ubicumque Iudeus dominium nostrum transierit, nullus ei aliquod impedimentum prestabit nec
molestiam inferat nec gravamen, sed si aliquas merces aut alias res duxerit, de quibus muta debeat evenire, per
omnia mutarum loca non nisi debitam solvat mutam, quam solveret unus civium illius civitatis, in qua Iudeus eo
tempore commoratur.

263 Ebd., S. 286: Item quicumque Christianus Iudeo per vim abstulerit pignus suum aut violenciam in domo eius
exercuerit, ut dissipatur camere nostre graviter puniatur.

263 Ebd.: Item si Christianus Iudeum interemerit, morte digno iudicio puniatur et omnia rei mobilia et immobilia in
ducis transeant potestatem.

265 Ebd.: Item si Christianus cymeterium Iudeorum quacumque temeritate dissipaverit aut invaserit, in forma iudicii
moriatur et omnia sua proveniant camere ducis, quocumque nomine nuncupantur.
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Konig Ottokar II. von Bohmen im Blick, als er am 29. Mérz 1255 in Krems eine fast gleichlautende
Urkunde fiir die Juden erlie8, wobei sich durch die ausgedehnteren Besitzungen des Konigs auch
die Giiltigkeit des Privilegs erweiterte. Die einzige Ergdnzung, die der Konig — sicherlich auf
Wunsch der Juden — in das Privileg aufnahm, war das Verbot, die Juden des Ritualmords zu
beschuldigen, das Papst Innozenz I'V. im Jahr 1246 erlassen hatte.?%¢ Als Ottokar das Privileg am 23.
August 1262 erneut bestitigte, gab er als einzige Anderung gegeniiber der Urkunde von 1255 den
wochentlichen Zinssatz frei, womit er seine Lidnder als Siedlungsort fiir Juden noch attraktiver
machte.?6” Moglicherweise aufgrund der judenfeindlichen Beschliisse des Wiener Konzils von 1267
lieBen sich die Juden unter der Herrschaft Ottokars im Jahr 1268 das Privileg von 1262 mit
geringfiigigen Ergdnzungen erneut bestitigen.?®® Die offenkundigen Vorteile, die das Privileg fiir
Herrscher und Juden brachte, fithrten dazu, dass die Urkunde als Vorbild fiir weitere

Privilegierungen in den Osterreich umgebenden Lindern diente.2%°

Rudolf von Habsburg stiitzte sich wie erwédhnt bei seiner Privilegierung ausschlieBlich auf
die Urkunde Herzog Friedrichs. Zunédchst wurden die Pfandregelungen im Einzelnen festgelegt und
Bestimmungen zur Bestrafung von Angriffen gegen die Juden getroffen, wobei alle Einzelheiten aus
der babenbergischen Urkunde iibernommen wurden.2”" Eine Anderung ergab sich lediglich in der
Passage, in der den Juden freier Verkehr von Waren und Uberfiihrung der Verstorbenen zwischen
allen Gemeinden, Provinzen und Léandern erlaubt und zusétzliche Mauterhebung verboten wurde:
Diese Bestimmungen bezogen sich in der Urkunde von 1244 auf die Lénder des Herzogs, in der
Urkunde von 1277 galt dies nun vermutlich fiir das ganze Reich. Es ist allerdings fraglich, ob diese
Anderung beabsichtigt war oder sich lediglich aus der wortlich iibernommenen Formulierung ergab.
Von Rudolf gewollt waren sicherlich die Ausfiihrungen {iber die Zustindigkeiten in der
Gerichtsbarkeit, in denen nun die enge Bindung zwischen Landesherrn und Juden auf den Konig
ibertragen wurde.?’! Der Zinssatz, den Ottokar in seiner Ausfithrung des Fridericianum aus dem
Jahr 1268 freigegeben hatte, wurde nun wieder auf 8 Denare pro Talent festgelegt.?’> Da auch die

von Ottokar getroffenen Schutzzusagen bei Ritualmordvorwiirfen fehlen, ist eindeutig festzustellen,

266 BRrUGGER, Regesten, S. 45-48, Nr. 34. Lourmann, Judenrecht, S. 85f. vermutet, dass die Juden den Konig fiir die
Ausstellung des neuen Privilegs bezahlten und dieser damit seinen Feldzug nach PreuBlen finanzierte.

267 CD Bohemiae V, 1, S. 474, Nr. 316: Item statuimus, quod quidquid iudeus mutuaverit, sive aurum fuerit, denarii vel
argentum, idem ipsi solvi seu reddi debeat cum usura debita, que accrescit.

268 BRUGGER, Regesten, S. 62-65, Nr. 47.

269 Fiir die Juden des Konigreichs Ungarn wurde das Privileg 1251 von Konig Béla IV. erlassen, im Herzogtum Polen
filhrte Herzog Boleslav V. das Fridericianum im Jahr 1264 ein. In der Markgrafschaft Meiflen wurde das Privileg
im Jahr 1265 von Markgraf Heinrich III. iibernommen. Vgl. Monumenta Hungariae Judaica I, S. 23-30, Nr. 22;
ScHoeps, Juden, S. 139-143, Nr. 65 sowie UB Dresden I, S. 6-8., Nr. 2.

270 Fiir die Quellenzitate, die mit der Urkunde von 1244 identisch sind, siche oben S. 55f.
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dass Rudolfs Kanzlei bei der Ausfertigung der neuen Urkunde das babenbergische Privileg vorlag.
Bis auf die ndtigen Anderungen der Intitulatio und das Ersetzen des Wortes dux durch rex sind
kaum philologische und erst recht keine inhaltlichen Anderungen zwischen den Urkunden von 1244

und 1277 vorhanden.

Wire Rudolf von Habsburg seinen in der ersten Herrschaftszeit skizzierten Absichten
gefolgt, so viel Reichsgut wie moglich wieder fiir das Konigtum verfligbar zu machen, hitte er die
Urkunde Kaiser Friedrichs II. als Grundlage fiir die neue Privilegienausfertigung nehmen miissen.
Er hétte die Juden als servi camere nostre angesprochen, so wie er es in fast allen Urkunden aus
dem {ibrigen Reichsgebiet tat. Die in der Urkunde Friedrichs II. fehlenden Bestimmungen iiber den
Handel mit nicht ausgelosten Pfandern, die im Fridericianum vorkommen, hitten als Ergdnzung der
Kaiserurkunde in die Neuausfertigung von 1277 Eingang finden konnen. Dies geschah jedoch nicht;
vielmehr fehlt jeder Hinweis darauf, dass der Konig die Rechte an den Juden Osterreichs als
Reichsgut betrachtete beziehungsweise verstanden wissen wollte. Daher ist anzunehmen, dass
Rudolf zum Zeitpunkt der Ausstellung bereits den Entschluss gefasst hatte, die Osterreichischen
Lénder fiir seine Familie zu sichern.2”® Im Landfrieden fiir Osterreich vom Dezember 1276 hatte er
dem Landadel weitreichende Konzessionen machen miissen, die Stadt Wien war durch den
Friedensvertrag vom November 1276 wieder in den Status einer Reichsstadt erhoben und damit
zumindest vorldufig dem Zugriff des kiinftigen Landesherrn entzogen worden. Rudolf musste daran
gelegen sein, nicht auch noch die Rechte an den Juden einem kiinftigen Herzog durch die Bindung
derselben an das Reich zu entfremden. Drei Jahre nach dem Herrschaftsantritt Rudolfs als Konig
war es aufgrund der noch vorhandenen Bedrohung durch Ottokar unsicher und unkalkulierbar, ob
der ndchste Konig wieder ein Habsburger sein wiirde. Zunichst musste das Interesse des Konigs der
Ubertragung der dsterreichischen Linder an seine Familie gelten, daher revindizierte er die Rechte
an den Juden nicht zugunsten des Reiches. Er nahm in der Urkunde von 1277 den Platz Herzog
Friedrichs ein. Dies spiegelte die von Rudolf gewiinschte Herrschaftskontinuitdt von Babenbergern
zu Habsburgern wider und verdeutlichte, dass die Juden auch fortan wie zu Friedrichs Zeiten zum

Gut der Herzoge gehorten. Die Maflnahmen Rudolfs in Bezug auf die dsterreichischen Juden sind

271 Bei Herzog Friedrich II. in: Babenbergisches UB II, S. 285, Nr. 430.: Item si iudei de facto inter se discordiam
moverint ad guerram, iudex civitatis nostre nullam sibi iurisdictionem vendicet in eosdem, sed ipse dux aut summus
terre sue camerarius iudicium exercebit. Si autem reatus vergit in personam, soli duci his casus reservabitur
iudicandus. Bei Rudolf von Habsburg in: Kurz, Oesterreich, S. 185, Nr. IX.: ltem. Si Judei de facto inter se
discordiam mouerint aut guerram, Judex civitatis nostre nullam sibi Jurisdictionem vendicet in eosdem, sed ipse
Rex aut summus terre camerarius iudicium exercebit. Si autem reatus uergit in personam, soli Regi his casus
reseruabitur iudicandus.

272 Kurz, Oesterreich, S. 185, Nr. IX.: Statuimus ut et Judei de talento per singulas ebdomadas, non octo denarios
percipiant in usuris.

273 So auch Lonrmann, Judenrecht, S. 107-110, und Bruccer, Osterreich, S. 142f.
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also im Kontext mit der — allerdings erst zwei Jahre spiter erfolgten — Ubertragung von
Kirchenlehen auf seine S6hne zu sehen und bilden daher einen ersten, frithen Mosaikstein zur

Erlangung und Festigung der habsburgischen Herzogswiirde in Osterreich. 274

Auch aus der Perspektive der Juden ist ein starkes Interesse an der Bestdtigung gerade dieses
Privilegs offensichtlich und verstdndlich. Die Erfolgsgeschichte des Fridericianum in den Ostlichen
Regionen Ungarn, Bohmen, Méhren, Polen und Meillen zeigt, wie grundlegend es fiir die Sicherung
des jiidischen Lebens auch in Osterreich gewesen ist. Man kann davon ausgehen, dass die
Bestdtigung durch Rudolf auf Betreiben der Juden vorgenommen wurde. Aus ihrer Sicht bot sich
fiir eine Privilegierung nur die Urkunde von 1244 an. Das kaiserliche Privileg von 1238 behandelte
den wichtigen Themenkomplex der Geldleihe nicht und setzte die Strafen fiir Angriffe auf Juden
und ihre kultischen Einrichtungen wesentlich niedriger an als das Fridericianum. Die Urkunde
Ottokars, die mit dem Vorbild Herzog Friedrichs weitgehend identisch war, hatte zwar den Zinssatz
fiir die Geldleihe freigegeben und wire damit fiir die Juden noch attraktiver gewesen. Sie
antizipierten aber, dass der Konig keine Urkunde seines Vorgingers, dessen Herrschaft iiber
Osterreich er als unrechtmiBig ansah, bestitigen wiirde. Auch hatte er bereits bei der Privilegierung
Tullns vom 30. Oktober 1276 den Hochstzins der dort ansdssigen Juden festgelegt.?”> Eine erneute
Freigabe des Zinssatzes war also nicht zu erwarten. Die Vorlage der Urkunde Herzog Friedrichs
blieb somit die einzig praktikable Vorgehensweise. Den Juden konnte zu diesem Zeitpunkt nicht
bewusst sein, dass sie mit diesem Privileg den Interessen des K&nigs beziiglich der Ubernahme der
Osterreichischen Lénder entgegenkamen; weder die Intention noch der Erfolg Rudolfs in dieser

Angelegenheit war im Friihjahr 1277 fiir die Juden absehbar.

Wien

Die Notwendigkeit einer besonderen Privilegierung der Wiener Juden durch Rudolf war durch die
Bestitigung des Fridericianum nicht mehr gegeben. Dennoch brachte die jahrelange Prasenz des

Herrschers eine Fiulle an verschiedenen Interaktionsformen zwischen Rudolf und den Juden.

274 Reprich, Rudolf, S. 337 und Kriecer, Rudolf, S. 155, vermuten, dass der Konig bereits vor dem ersten Feldzug
gegen Ottokar II. im Januar 1276 mit den Kurfiirsten iiber die Ubertragung der dsterreichischen Lande an seine
Sohne verhandelt hat, er also schon sehr frith den Entschluss fasste, die Gebiete seiner Familie zu sichern. Dem
widerspricht v.a. Kunze, Landfriedenspolitik, S. 120f., die betont, man miisse die ersten politischen MaBBnahmen des
Konigs in Osterreich im Zusammenhang mit der vorherigen Politik der Anfangsjahre Rudolfs sehen. Ausdriicklich
weist sie darauf hin, dass beispielsweise der Landfrieden vom Dezember 1276 kraft der auctoritas imperii
verkiindet wurde.

275 Siehe unten S. 65.
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Erstmalig waren die Juden von der Politik Rudolfs betroffen, als dieser in zwei Urkunden die
Wiener Stadtrechte bestitigte und erweiterte, deren Ausfertigungen am 24. Juni 1278 den
Stadtvertretern libergeben wurden. Der dritte Paragraph des zweiten Rudolfinum beschiftigte sich
mit einer die Juden betreffenden Angelegenheit.?’® Im Einklang mit kirchlichen Bestimmungen und
Argumentationen wurde den Juden verboten, dffentliche Amter in Wien auszuiiben. Begriindet
wurde dieser Schritt damit, dass die Juden ihre {ibergeordnete Stellung dazu missbrauchen konnten,

Christen zu unterdriicken, obwohl sie von alters her eine dienende Stellung einzunehmen hétten.>’”

Grundlage des zweiten Rudolfinums stellte die Urkunde Kaiser Friedrichs II. von 1237 dar.
Auch der Abschnitt iiber das Amterverbot der Juden wurde fast wortlich daraus entnommen.?78
Dieses Verbot basiert auf den Ergebnissen des IV. Laterankonzils von 1215. Fiinf Konzilsbeschliisse
beschéftigten sich mit Regelungen, die in das Zusammenleben von Juden und Christen eingriffen.?”
Das Vorbild fiir die Bestimmung im Wiener Stadtrecht findet sich in Kanon 69. Dort wird unter
direkter Bezugnahme auf das Konzil von Toledo vom Jahr 578 festgelegt, dass es den Juden
verboten sein sollte, dffentliche Amter zu iibernehmen. Die Juden, so wurde zur Begriindung
ausgefiihrt, stinden den ihnen derart unterstellten Christen feindselig gegeniiber; jeder Christ, der
einem Juden zu einem Offentlichen Amt verhelfen wiirde, miisste mit einer angemessenen Strafe
belegt werden.?8 Die Konzilsbeschliisse wurden in den europdischen Reichen unterschiedlich
rezipiert und umgesetzt. Wahrend im mediterranen Bereich relativ schnelle Umsetzungsmafinahmen
zu beobachten sind, entfalteten die Beschliisse im Reich bis zum Regierungsantritt Rudolfs von
Habsburg kaum eine Wirkung.?®! Dass dies auch fiir die Osterreichischen Lander galt, zeigt das
1267 abgehaltene Wiener Konzil, auf dem die Beschliisse des I'V. Laterankonzils nicht nur erneut

verabschiedet, sondern in vielen Punkten noch ergénzt und verschirft wurden.?®? Unter anderem

276 Rechtsquellen, S. 74-82, Nr. 12.

217 Ebd.: Ad hec katholici principis partes fideliter exequentes, ab officiorum prefectura iudeos repellimus, ne sub

pretextu prefecture vel officii publici opprimant christianos, cum imperialis auctoritas a priscis temporibus ad
perpetrati sceleris iudaici ultionem eisdem iudeis indixerit perpetuam servitutem.

278 Ebd., S. 39-43, Nr. 5: Ad hec katholici principis potestates fideliter exequentes, ab officiorum prefectura iudeos
excipimus, ne sub pretextu prefecture vel officii publici opprimant christianos, cum imperialis auctoritas a priscis
temporibus ad perpetrati iudaici sceleris ultionem eisdem iudeis indixerit perpetuam servitutem.

279 Conciliorum Collectio Bd. 22, Sp. 1054-1058. Die die Juden betreffenden Ergebnisse des IV. Laterankonzils sind
bei ScHrRECKENBERG, Adversus Judaeos II, S. 422-427, iibersetzt und mit einem Kommentar versehen.

280 Conciliorum Collectio Bd. 22, Sp. 1058: Cum sit nimis absurdum, ut Christi blasphemus in Christianos vim
potestatis exerceat, quod super hoc Toletanum concilium provide statuit, nos propter transgressorum audaciam in
hoc capitulo innovamus: prohibentes, ne Judaei officiis publicis praeferantur, quoniam sub tali praetextu
Christianis plurimum sunt infesti. Si quis autem officium eis tale commiserit, per provinciale concilium (quod
singulis praecipimus annis celebrari) monitione praemissa, districtione qua convenit, compescatur.

281 Maan, Status, S. 412f., schitzt die tatsichliche Relevanz der Konzilsbeschliisse fiir das Leben der Juden im Reich
als sehr gering ein, wenn es auch auf lokaler Ebene zu partiellen Umsetzungen kommen konnte.

282 Fiir die einzelnen Abschnitte vgl. BrucGer, Regesten, S. 59-61, Nr. 45.
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verbot man Christen, zusammen mit Juden an einem Tisch zu essen, zu tanzen und zu feiern, ebenso
wie den Juden untersagt wurde, christliche Wirtshduser oder Biader zu besuchen. Um die Relevanz
des Amterverbotes richtig einordnen zu kénnen, muss beachtet werden, dass zu keiner Zeit Juden in
Wien in der biirgerlichen christlichen Sphire dffentliche Amter bekleideten. Dagegen waren in den
Jahren von 1257 bis 1267 zwei Juden in der Verwaltung Ottokars als Kammergrafen titig.?%3 Darauf
zielte wohl auch das erneut aufgenommene Amterverbot: Die Wiener Biirger wollten sicherstellen,
dass nicht wie unter Ottokar herzogliche jiidische Amtstrager eingesetzt werden konnten. Da im
gesamten Reich des 13. und 14. Jahrhunderts immer wieder Juden als landesherrliche Amtstrager
insbesondere fiir finanzielle Belange eingesetzt wurden, waren die Beflirchtungen der Wiener

Biirger wohl nicht ganz unbegriindet.?3*

Man kann davon ausgehen, dass die Amterverbote weder im direkten Interesse Rudolfs noch
in dem der Juden lagen, sondern vielmehr — wie die beiden Stadtrechtsurkunden insgesamt — eine
Konzession an die Wiener Biirger darstellten. Es handelte sich mit Sicherheit um eine praventive
Klausel, da Rudolf im Gegensatz zu Ottokar nie Juden in seiner Verwaltung beschéftigte. Daher ist
es gut moglich, dass diese Privilegienbestitigung fiir Rudolf lediglich eine formelhafte
Wiederholung ohne reale Auswirkungen darstellte und nicht auf grundsatzlichen Zielsetzungen

fuflte.

Auch bei der Privilegienbestitigung der Wiener Miinzgenossenschaft wird den Juden keine
aktive Rolle zugekommen sein. Am 16. Juli 1277 bestétigte Rudolf unter Bezugnahme auf ein
Privileg des babenbergischen Herzogs Ludwig V. (1183-1231) ihre Rechte. Unter anderem fiihrte
der Konig aus, dass niemand auller den Miinzgenossen Gold, Silber oder Geld kaufen oder tauschen
diirfte.?® Sollte diese Vorschrift von irgendjemandem auBerhalb der Miinzgenossenschaft — ob
Christ oder Jude — missachtet werden, musste er sich mit seinem gesamten Gut gegeniiber dem

Landesherren und dem Miinzmeister der Stadt verantworten.28¢

Das Vorgangerprivileg Herzog Ludwigs ist nicht iiberliefert. Brugger vermutet, dass jene
Urkunde mit dem Eintreffen des Losegelds fiir Konig Richard von England zusammenhéngt und

einen Ausschluss der Juden aus dem Miinzgeschift bedeutete.?8” Tatsdchlich sind Juden aber in

28 Zur Tétigkeit der Juden Lublin und Nekelo als Kammergrafen Ottokars bis zum Wiener Konzil vgl. LoHrmANN,
Judenrecht, S. 87-102.

284 Vgl. WeNNINGER, Miinzmeister, S. 135.

BruGcer, Regesten, S. 74, Nr. 58: Item nulli hominum exceptis monete consortibus liceat aurum, argentum aut
antiquos denarios emere vel eciam commutare.
286 Ebd.: Si quis autem huius institucionis transgressor existerit, sive christianus fuerit vel iudeus, illius personam cum

omnibus rebus suis domini terre et magistri monete tradi volumus potestati.

287 Ebd., S. 75, Nr. 58.
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verschiedenen Tétigkeiten im Umfeld des Miinzpragens und des Handels mit Edelmetallen in
Osterreich am Ende des 12. Jahrhunderts und dariiber hinaus nachweisbar. Auch wenn Ludwig den
von Rudolf iibernommenen Passus um 1195 in ein Miinzgenossenschaftsprivileg einfiigte,
beschiftigte er selbst gerade zu dieser Zeit den Juden Schlomo als Miinzmeister.?® In den vierziger
Jahren des 13. Jahrhunderts bildete sich dariiber hinaus ein jiidisches Konsortium, das im Ankauf
von Edelmetallen und im Pragen von Miinzen titig war.?%® Das Privileg Ludwigs hatte demnach

kaum Erfolg darin, die christliche Miinzgenossenschaft vor unliebsamer Konkurrenz zu schiitzen.

Anders als das Amterverbot fiir die Juden Wiens hatten die Bestimmungen Rudolfs iiber den
Miinzhandel und die Miinzpridgung der christlichen Wiener Genossenschaft und den Ausschluss der
Juden aus diesem Wirtschaftszweig somit einen realen Hintergrund, da die Juden wahrscheinlich
noch als Miinz- und Metallhdndler agierten.??® Das Verbot des Konigs kann daher nicht als
formelhafte Wiedergabe des fritheren Privilegs gesehen werden. Vielmehr ist es im Kontext der
Herrschaftssicherung zu verstehen, in deren Zuge der Konig diversen Interessengruppen oder
Stiddten Privilegien bestitigte, um im Gegenzug deren Loyalitdt zu sichern. Die Einnahmen des
kiinftigen Landesherrn aus der Miinzprigung stellten ein bedeutendes Herrschaftsinstrument dar,
auf das Rudolf nicht verzichten konnte. Die Konzession an die Miinzgenossenschaft bedeutete
daher fiir den Herrscher keinen Machtverlust. Sie war allerdings sicherlich nicht im Interesse der
Juden, die in Osterreich sehr wohl im 13. Jahrhundert und méglicherweise bis zum Machtwechsel

von Ottokar zu Rudolf im Miinzgeschift titig waren.

Vertrat Rudolf in den beiden bislang vorgestellten Féllen die Interessen der christlichen
Gemeinde Wiens, so wird in seiner richterlichen Téatigkeit zugleich seine Schutzfunktion fiir die
Juden erkennbar. Um das Osterfest des Jahres 1281 kam es gemdll den Annalen Heinrichs von
Heimburg zu einem Prozess in Wien gegen einen nicht namentlich genannten Juden, bei dem
Rudolf als vorsitzender Richter fungierte.?’! Dem Juden wurde vorgeworfen, einen Priester, der die
Hostie bei sich trug, mit Schlamm oder Steinen verletzt zu haben. Der Konig verurteilte ihn fiir

dieses Verbrechen zum Tod durch Steinigung.2%?

288 Schlomo ist zwischen den Jahren 1194 und seiner Ermordung 1196 mehrfach in seinen Tatigkeiten fiir die Herzoge
Ludwig und Friedrich bezeugt. Vgl. zu ihm Lourmany, Judenrecht, S. 47f.

289 GITIL, 2, S. 888, Art. Wien.

290 So auch WeNNINGER, Miinzmeister, S. 130, der sich auf einen Bericht Bischof Brunos von Olmiitz an Papst Gregor
X. aus dem Jahr 1273 bezieht, in dem Bruno beklagt, dass Juden in Bohmen, Méhren und Osterreich unter anderem
im Miinzgeschift titig seien.

291 Annalen Heinrichs von Heimburg, MGH SS XVII, S. 717.

292 Ebd.: Rudolphus Romanorum rex post pasca inter alia iudicia, que fecit Wienne, fecit iudeum quendam lapidibus
obrui, qui fertur sacerdotem cum corpore Dominico euntem luto nescio vel lapide vulnerasse.
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Der zeitgendssisch verfasste Bericht Heinrichs erwdhnt keine weiteren Details iiber die
Hintergriinde des Ereignisses.?”* Die Steinigung eines Juden als Hinrichtungsart war zu dieser Zeit
ungewohnlich, kann aber moglicherweise als spiegelnde Strafe verstanden werden, da sowohl das
Verbrechen als auch die Hinrichtung mit Steinen vollzogen wurde.?** Offenbar handelte es sich um
die Tat eines Einzelnen und wurde von der christlichen Umwelt auch so wahrgenommen. Die
jidische Gemeinde Wiens war von dem Strafgericht nicht betroffen und es gibt auch dariiber hinaus
keine Hinweise darauf, dass die Juden in ihrer Gesamtheit in irgendeiner Form fiir den Angriff der
Einzelperson belangt wurden. Dieser Fall zeigt eine weitere wichtige Funktion des Konigs. Es ist
vor allem mit seiner personlichen Anwesenheit zu erkldren, dass die Tat keine weiteren
Konsequenzen fiir die Wiener Judengemeinde hatte. Die Prasenz des Konigs bedeutete also fiir die
Juden einen nicht zu unterschitzenden Schutzfaktor. Dadurch, dass der Konig das
Gerichtsverfahren an sich zog und damit fiir eine in der Offentlichkeit als rechtmiBig und serids
aufgefasste Aufklirung sorgte, verhinderte er ein ungesteuertes Vorgehen verschiedener Gruppen,
das die Juden in ihrer Gesamtheit in Gefahr hétte bringen kénnen.?®> Daher ist anzunehmen, dass —
unabhéngig davon, ob die Vorwiirfe nun der Wahrheit entsprachen oder nicht?*¢ — die Rolle Rudolfs

als Richter und Wichter der Ordnung den Sicherheitsinteressen der Juden entgegenkam.

Die vielféltigen Beriihrungspunkte zwischen Rudolf und den Juden Wiens erstreckten sich
nicht nur auf Erwdhnungen in den Privilegien fiir die Stadt und die Miinzgenossenschaft sowie iiber
den Gerichtsfall von Ostern 1281, sondern zeigten sich auch in offensichtlich personlicheren
Kontakten. Ein Schriftstiick?®” von Rudolfs Tochter Agnes belegt, dass auch die konigliche Familie
bei finanziellen Engpédssen Kredite bei Juden aufnahm. In besagtem Schreiben bat Agnes den
Wiener Stadtrichter und den Chriglario um die Mithilfe bei der Wiedererlangung ihrer bereits

ausgelosten Pfander, die sich noch bei dem Juden Sneclin oder Sueclin®*® befanden. Sollte der Jude

293 Heinrich, der um 1242 in Osterreich geboren wurde und sich Zeit seines Lebens im dsterreichisch-bohmischen
Einflussgebiet authielt, gilt als verldBlicher Autor. Er erlebte den Machtwechsel in Osterreich als Augenzeuge. Vgl.
MGH SS XVII, S. 711. Seinem Bericht iiber den Prozess ist daher hohen Wert beizumessen.

294 So wird das Ereignis von BruGGer, Regesten, S. 77f., Nr. 62, erklart. Als weitere Hypothese fiihrt sie an, mit der
Steinigung sei auf jiidische Traditionen zuriickgegriffen worden, welche diese Hinrichtungsart als Strafe fiir
Blasphemie vorsahen.

295 In diesem Fall lohnt ein Vergleich mit den Vorgingen um das Pogrom von Mainz im Jahr 1283, als mehrere
Herrschaftsinstitutionen mit der Aufkldrung der Mordvorwiirfe gegen die Mainzer Judengemeinde beschéftigt
waren, sich aber gegenseitig behinderten und damit die Judenmorde begiinstigten. Vgl. zu diesem Fall unten, S.
175.

296 Aufgrund mangelnder weiterer Zeugnisse zu dieser Straftat ist nicht zu kldren, ob der Vorwurf des Angriffs
tatsdchlich einen realen Hintergrund hatte. Lotter, Hostienfrevelvorwurf, S. 544f.; zieht die RechtméBigkeit der
Anklage nicht in Zweifel und erkléart den Angriff mit auch bei den Juden vorhandenem religiosem Fanatismus.

297 Briefsammlung, S. 198, Nr. 187; sowie BruGGer, Regesten, S. 78f., Nr. 64.

298 Zur Diskussion um die Schreibweise des Namens vgl. BRuGGer, Regesten, S. 79, Nr. 64.

63



die Ubergabe verweigern, hielt die Herzogin ihre beiden Vertrauten dazu an, ihn durch

Gefangennahme zur Herausgabe des Pfandes zu zwingen.?®?

Der Brief ist nicht datiert, stammt aber sicherlich aus der Zeit zwischen 1277 und 1281, als
sich Herzog Albrecht II. von Sachsen, der Schwiegersohn Rudolfs, zusammen mit seiner Frau
haufig am Hof Rudolfs in Wien aufhielt. Bei dem hier nicht namentlich genannten Stadtrichter
konnte es sich um Hunlo von Tulln handeln, der um 1276 in dieser Funktion wirkte. Konrad
Kriegler, sein Vorgdnger im Amt des obersten Richters von Wien, in der Urkunde als Chriglario
bezeichnet, wurde von Agnes ebenfalls mit dem Fall betraut; er ist bis 1275 als Stadtrichter
urkundlich nachweisbar. Seine Familie gehorte zu den einflussreichen Biirgern Wiens zu dieser
Zeit.3% SiiBlein, Sohn des Lublin, war ein bedeutender Jude der Wiener Gemeinde, der auch mit

Rudolfs Vorginger Ottokar in Verbindung gestanden hatte.3°!

Zu dieser Angelegenheit sind keine weiteren Nachrichten tiberliefert. Zundchst bleibt daher
nur festzuhalten, dass die Familie des Konigs offenbar zu der groBBen Gruppe von
Herrschaftstragern gehorte, die bei Bedarf auf die finanziellen Dienste der Juden zuriickgriff. Diese
Quelle wirft die Frage auf, inwieweit der Konig selbst bei Juden Geld lieh. Im Gegensatz zu
spiteren Herrschern ist die Uberlieferung diesbeziiglich gering, nur ein konkreter Hinweis auf ein
Geldgeschift Rudolfs mit dem Juden Anselm von Oppenheim gibt einen Anhaltspunkt fiir diese

Form des Kontaktes zwischen Rudolf und den Juden.392

Tulln, Laa, Olmiitz

Wihrend und nach den Feldziigen gegen Ottokar II. wandten sich die meisten Stddte der

osterreichischen und, im Falle des zweiten Krieges von 1278, méhrischen Gebiete an den neuen

299 Ebd., S. 78f, Nr. 64: Agnes dei gracia ducissa Saxonie honorando iudici in Wienna et Chriglario ibidem salutem et
omne bonum. Discretionem vestram requirimus et rogamus ex affectu, quatenus iudeum dictum Sneclin vestris
ammonicionibus et preceptis inducatis, ut pignora nostra sibi obligata, que dudum aput ipsum prompta exsolvimus
peccunia, nobis per famulum nostrum et antequam perdantur finaliter transmittat nullatenus obmittendo et quod, si
vestris amicabilibus preceptis ipsum inducere non potestis, saltem per captivitatem ipsum ad restitucionem
dictorum pignorum compellatis.

300 Perger, Grundherren, S. 49, zéhlt die Famile Kriegler ab 1272 zu den flihrenden Geschlechtern Wiens, die ihren
Besitz moglicherweise aus konfiszierten Giitern der Familie Paltrams von dem Freithof vermehrt haben kénnten.

301 Er war so einflussreich, dass Ottokar auf sein Bitten hin in einem Mandat den Stadtrichter und die Stadtgemeinde
eines nicht genannten Ortes anwies, einen an Siilein begangenen Diebstahl zu untersuchen. Vgl. Briefsammlung,
S. 75, Nr. 65. Zu weiteren Angaben vgl. BruGGer, Regesten, S. 70f., Nr. 55.

302 Fiir die Analyse dieses Falles siehe unten, S. 109.
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Herrscher, um ihre Privilegien bestitigen zu lassen.?® Drei Fille tangierten auch die jeweiligen
judischen Gemeinden. Der erste Judenbetreff findet sich in der Bestéitigung des Stadtrechts von
Tulln, die Rudolf am 30. Oktober 1276 noch wihrend der Belagerung Wiens vornahm.3%* Explizit
wies der Konig darauf hin, dass die Privilegierung erfolge, weil die Stadt der koniglichen Armee
bereitwillig und kampflos die Tore gedffnet habe.3% Ein Paragraph des Stadtrechts legte fest, dass
die Juden, die in Tulln wohnhaft waren, bei ihren Geldgeschiften keinen héheren Zinssatz als einen
Pfennig vom Schilling pro Woche verlangen durften.’® Dies stellte exakt den Zinsfull dar, den
bereits Herzog Friedrich II. in seinem Privileg fiir die Osterreichischen Juden bestimmt hatte, der
von Ottokar II. in dessen Urkunde von 1262 allerdings abgeschafft und freigegeben worden war.3%’
Rudolf kehrte mit dieser Festsetzung schon vor dem erfolgreichen Abschluss seines Feldzuges zu
der alten herzoglichen Regelung zuriick. Sie galt zundchst nur flir die Stadt Tulln. Als er die
Kontrolle iiber die Osterreichischen Lander erlangt hatte, dehnte er die Bestimmung in seinem
Privileg vom 3. Miérz 1277 auf alle Juden dieses Gebiets aus. Die Aufnahme des Paragraphen in das
Tullner Stadtrecht geschah sicherlich auf Wunsch der Biirger,**® denen die Regelung, die bis 1262
gegolten hatte, natiirlich noch bekannt war; die Juden hingegen konnten kein Interesse an einer

Begrenzung ihrer Zinsnahme haben.

Ahnlich wie im Falle Tullns wurden auch die Einwohner der Stadt Laa zum Dank fiir die
sofortige Unterwerfung und als Maflnahme, um die Treue der Biirger auch weiterhin zu sichern, mit
einer Privilegienbestitigung belohnt. Am 8. Juli 1277 erhielt die Stadtgemeinde eine
Neuausfertigung der iiberlieferten Rechte, wobei der Konig noch einige weitere Punkte hinzufiigte.
Einer davon betraf die Steuer der Laaer Juden.’? Es wurde festgelegt, dass die in der Stadt
ansdssigen Juden nicht mit den iibrigen Juden, sondern gemeinsam mit den christlichen Biirgern

steuern sollten.310

303 Fiir die Einzelnachweise vgl. oben, S. 16.
304 WinTER, Beitrdge, S. 25-28, Nr. 10. Der Abschnitt {iber die Juden ist auch bei Bruccer, Regesten, Nr. 54, ediert.

305 WinTer, Beitrdge, S. 25, Nr. 10: (...) considerantes (...) quod iidem cives in primo felici nostro adventu ad
agnitionem nostri nominis reverendissime venientes nos pronis vultibus susceperunt (...). Vgl. auch LoHrmANN,
Judenrecht, S. 104, Anm. 353.

306 BruGGer, Regesten, S. 69, Nr. 54: [tem statuimus et servari volumus, ne ulli iudeorum in ipsa civitate residenciam

habentium liceat de solido usuali plus quam unum denarium per septimanam exigere pro usura.
307 Siehe oben S. 57.
308 So auch Lonrmann, Judenrecht, S. 103f.

309 WinTER, Beitrdge, S. 29-31, Nr. 11. Der Paragraf iiber die Steuern der Juden ist auch bei BrucGer, Regesten, S. 74,
Nr. 57, ediert.

310 Ebd., S. 74, Nr. 57: Daruber verleichen wir und geloben, daz ein jud in der stat gesessen mit anndern juden nicht
dien, sundern daz er nach der vordern gewonhait in unserr burger dinst beslossen sey.
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Laa stellte mit seiner Grenzlage nach Méhren einen wichtigen Ausgangs- und Stiitzpunkt fiir
die Sicherung und Beherrschung des Herzogtums Osterreich gegeniiber Ottokar dar. Um sich die
Treue der Stadtbewohner dauerhaft zu sichern, musste der Konig ihnen Konzessionen machen.
Indem Rudolf bekriftigte, dass die Juden zusammen mit der Stadt steuern sollten, gab er den
christlichen Biirgern de facto das Recht, von den Juden Steuern zu erheben, die dann zusammen mit
den christlichen Steuergeldern an den Herzog abgefiihrt wurden. Dies hatte zwei Konsequenzen:
Zum einen konnte die Steuerlast der Biirger durch diese Methode gesenkt werden,?!! zum anderen
gab es ihnen die Moglichkeit, von den Juden einen hoheren Betrag zu fordern als vom Herzog
festgelegt und somit eine eigenstédndige Steuerpolitik den Juden gegeniiber zu betreiben.’'? Wird im
von Rudolf iibernommenen Fridericianum keine Abgabe der Juden erwéhnt, belegt die
Privilegierung Laas, dass die Juden Osterreichs schon seit lingerer Zeit, nach der vorderen
gewonhait, Steuern an den Herzog =zu zahlen hatten. Die Erwdhnung in der Laaer
Privilegienbestitigung ist im Ubrigen der erste Hinweis auf Steuerzahlungen der Juden fiir die

Osterreichischen Linder.3!3

Das gleiche Muster wie bei der Bestéitigung der Stadtprivilegien fiir Tulln zeigte sich, als
Rudolf wihrend seines zweiten Feldzugs nach Méhren vorstie3 und auch dort kaum auf stddtischen
Widerstand stieB. Am 20. September 1278 belohnte der Konig die Stadt Olmiitz mit einer
Urkunde,?'* in der alle alten Privilegien bestétigt und die Biirger dariiber hinaus fiir zwei Jahre von
Reichssteuern und fiir zehn Jahre von Zollabgaben befreit wurden.3!> Der Grund fiir die groBziigige
Gunstgewidhrung wurde auch in dieser Urkunde explizit genannt: Die Biirger hatten sich durch ihre
rasche Unterwerfung das Wohlwollen des Konigs erworben.3!® Uber die Juden bestimmte der
Konig, dass sie sich an den Steuern, die den Biirgern auferlegt seien, beteiligen sollten.3!” Hier ist

nicht explizit ausgefiihrt, ob diese Bestimmung den christlichen Biirgern ermoglichte, selbst die

311 Dies vermutet Lonrmann Judenrecht, S. 113f., als Hauptinteresse der Stadt bei der Einfligung dieses neuen
Paragraphen.

312 Dies wire ein weiterer Beleg daftir, wie sich Stadtgemeinden schrittweise konigliche oder landesherrliche
Judenrechte aneigneten. Ein solches Vorgehen beobachtet beispiclsweise Fiscuer fiir Goslar. Vgl. oben S. 32.

313 LonrmManN, Wiener Juden, S. 86f. und Ders. Judenrecht, S. 113f.
314 CD Moraviae 4, S. 217f., Nr. 47.

315 Ebd.: (...) ad duos annos continuos a precariarum et censuum servicio quolibet sint liberi et soluti. (...) per
universas terras Imperii, atque loca, ubi nomine nostro thelonia recipi consueverunt, per continuos decem annos
liberi transeant sine cuiuslibet exaccione thelonei, sine mute.

316 Ebd.: Dilectis fidelibus nostris Civibus Olmunzensibus, qui se ipsos, et civitatem nostram et Romani Imperii
dictioni tam liberaliter quam fildeliter subiecerunt, Regalis gracie plentitudinem plene contulimus eos que in
nostrum favorem collegimus specialem.

317 Ebd.: ludei Civitatis predicte, universi et singuli, in solvendis nobis contribucionibus sive Stiuris, ac civitatis
oneribus sustinendis, sicut et Cives predicti omnimodis astringantur.
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Steuern der Juden einzuziehen und mit ihrer Reichssteuer zu verrechnen. Es kann aber ebenso wie
bei den schon behandelten Stadtrechtsprivilegien fiir Tulln und Laa angenommen werden, dass sich
die christlichen Stadtvertreter Vorteile von einem solchen Paragraphen erhofften und Rudolf diesen
auf ihren Wunsch hin in das Stadtprivileg aufnahm. Olmiitz stellte eines der wichtigsten Zentren in
Maihren dar, und Rudolf befand sich im September und Oktober 1278 mit seinen Truppen auf dem
Weg nach Bohmen; eine Rebellion in seinem Riicken hétte seine Unternehmungen stark gestort.
Deshalb war ein Entgegenkommen des Konigs auch in Fragen des Umgangs mit den Rechten an

den Juden eine logische Konsequenz der Umsténde.

Rudolf nutzte also die Gewédhrung von Rechten an den Juden, um noch wihrend seiner
militdrischen Aktionen gegen Ottokar oder kurz danach die Loyalitit der betreffenden Stidte
sicherzustellen. Die Aspekte iiber Rechte an den Juden — Steuerfragen und die Begrenzung des
Zinssatzes — waren nicht im Interesse des Konigs, der, wie aus dem Privileg fiir die dsterreichischen
Juden von 1277 hervorgeht, die Nutzung der Judenrechte dem kiinftigen Landesherren sichern
wollte. Sie waren auch nicht im Interesse der Juden, da sie im Falle der Steuerfragen eine
Mehrbelastung bedeuten konnten und die Begrenzung des Zinssatzes natiirlich die Gewinnspannen
minimierte. Insofern kann in diesen Entscheidungen auch nicht von einer direkten Beziehung
zwischen den Juden und dem Konig gesprochen werden; selbst wenn die Juden — eingebunden in
die jeweiligen christlichen Stadtgemeinden — an der Ausformung der Stadtprivilegien einen Anteil

hatten.

2.3.2.2 Die iibrigen Reichsteile

Neben den Interaktionen Rudolfs von Habsburg mit den Osterreichischen Juden, die vor dem
Hintergrund der Herrschaftssicherung der neuen Gebiete zu sehen sind, existierten weiterhin
Kontakte zu den Juden des iibrigen Reiches. Aus der Zeit Rudolfs in Osterreich sind zehn Urkunden
iiberliefert, die Aufschluss iiber die Beziehung zwischen den nun weit von Osterreich entfernten
Juden und dem Konig geben konnen. Insbesondere ist hierbei zu untersuchen, ob sich die
Handlungsweise des Habsburgers nun von der seiner ersten Herrschaftsetappe unterscheidet. Auch

kann Rudolfs zeitgleiches Vorgehen in Osterreich als Vergleichspunkt herangezogen werden.
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Niirnberg

In einem Brief, der in der Zeit von Rudolfs Aufenthalt in Wien verfasst wurde, wandte sich
Burggraf Konrad von Niirnberg an seinen Bruder Friedrich II1.3'® Konrad fiihrte aus, der Konig
habe sich fiir ihn bei den Niirnberger Juden um einen Aufschub seiner Schuldenzahlungen bis zu
Martini eingesetzt, doch diese hitten den Befehl Rudolfs ignoriert.3!’® Er habe nun ein Abkommen
mit dem Butigler’?° getroffen, wonach er das Geld an einem spiteren Termin zahlen wiirde, aber
auch mit dessen Unterstiitzung sei er bei den Juden auf Ablehnung gestoBen.’?! Seine letzte
Hoffung beruhte nun auf einem Eingreifen Friedrichs, der fiir ihn einen weiteren Brief des Butiglers
erwirken sollte. Darin sollte dieser den Juden erneut befehlen, Konrad einen groBeren zeitlichen
Spielraum fiir die Schuldentilgung einzurdumen und die diesbeziigliche Anordnung Rudolfs zu
beachten.??> Abgesehen von allen Streitigkeiten mit den Juden beteuerte Konrad, die Schulden unter
allen Umstédnden bezahlen zu wollen.’?3 Der nur in einer Formelsammlung tberlieferte Brief
Konrads an seinen Bruder ist zugleich das einzige Zeugnis iiber den erbetenen Zahlungsaufschub.
Weder das vorangegangene und in der Urkunde erwdhnte Mandat Rudolfs noch die weiteren
Schriftstiicke an die Judengemeinde von den koniglichen Amtstrégern sind erhalten. Daher ist nicht

bekannt, ob Konrad tatsdchlich eine Fristverlingerung fiir seine Schuldenzahlung erreichte.

Uber die Juden der Stadt ist zur Zeit Rudolfs von Habsburg wenig bekannt; es muss sich

allerdings um eine bedeutende Gemeinde gehandelt haben, da im Jahr 1298 bei den

318 Briefsammlung, S. 191, Nr. 178. Vgl. Urkundenregesten III, S. 183, Nr. 238.

319 Ebd.: (...) ludei Nurnbergenses vilipenso mandato incliti domini nostri Romanorum regis nobis inducias de nostris
debitis usque ad festum Martini proximi secundum continenciam regalium litterarum ipsis ludeis inantea
destinatarum tradere noluerunt.

320 Die Butigler fungierten seit Ende des 12. Jahrhunderts in Niirnberg und der Umgebung als oberste
Verwaltungsamtstrager des Reichsgutes. Sie nahmen Aufgaben in der koniglichen Hochgerichtsbarkeit wahr, hatten
die Schutzvogteien der umliegenden Kldster inne, prigten eigene Miinzen und zogen die Reichssteuern von
Christen und Juden ein. In der Zeit des Interregnums konnten die Burggrafen das Amt des Butiglers weitgehend
unter ihre Kontrolle bringen, wéhrend der Regierungszeit Rudolfs verlor dieses Amt weiter an Eigenstéindigkeit und
Einfluss: Zum einen drangen die biirgerlichen Stadtvertreter immer starker in die zuvor unter koniglicher Kontrolle
stehenden Institutionen ein. Zum anderen wurde der Butigler durch die Befreiung der Reichsstidte von den
Landgerichten vom Vorsitz des Landgerichtes entbunden. In der Entstehungszeit der Urkunde Burggraf Konrads
von Zollern fungierte Konrad von Kornburg als Butigler. Vgl. TweLLeEnkamp, Burggrafen, S. 20f. Bost, Entwicklung,
S. 31f.

321 Ebd.: Nos vero dissimulavimus huiusmodi contemptum volentes in dominum Ch. butiglarium compromisisse pro
nostra parte taliter, ut sepedicti Iudei super aliqguem terminum nobis aliquomodo competentem suam possent
pecuniam rehabere, quod facere minime voluerunt.

322 Ebd.: Sane cum pro talibus que audisti nobis angustie sint quamplures, dilectioni tue, de qua plus confidimus quam
quam enarrare valeamus, duximus instandum cum instancia multa precum, quatenus butiglario Nurnbergensi
secundario litteras regales dirigas, in quibus firmiter ipsi precipiatur, ut nominatos ludeos cogat et compellat, ut
inducias nobis usque Martini traditas a benignitate regali nobis aliqualiter non infringant.

323 Ebd.: Nichilominus enim volumus medio tempore de nostrorum debitorum persolucione debite cogitares.
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Rintfleischverfolgungen iiber 700 Juden ermordet wurden.3?* Abgesehen von der Bitte Konrads um
Kreditaufschub sind fiir die Zeit Rudolfs jedoch nur zwei Urkunden {iberliefert, die Aufschliisse
iiber die Beziehung der Juden zu den anderen Herrschaftstrigern der Stadt geben. Zum einen
handelt es sich um eine Mitteilung des Schultheien, der Ratsmitglieder und der Schoffen an den
Rat der Stadt Weillenburg vom 8. April 1288, in der Auskunft {iber die Geldleihe der Niirnberger
Juden gegeben wurde.’”® Da der Schulthei in der Urkunde an erster Stelle genannt wird, ist
anzunehmen, dass er durchaus eine wichtige Rolle in Bezug auf die Juden spielte.?® Ein weiteres
Zeugnis Uber das Beziehungsgeflecht zwischen Juden, Biirgern und Vertretern des Konigs stellt die
vom Ende des 13. Jahrhunderts stammende Fleischordnung dar. Die Regelung des Schlachtens und
des Verkaufs von Fleisch wurde von Seiten der christlichen Stadtvertretung vorgenommen und
dabei wurden christliche Fleischmeister bestimmt, die unter anderem den jiidischen Fleischverkauf

iiberwachen sollten.3?’

Die Weigerung der Juden, den vom Ko6nig und vom Butigler geforderten Zahlungsaufschub
fiir den Burggrafen zu gewéhren, ldsst sich nur vor dem im Wandel begriffenen Kréfteverhiltnis
innerhalb der Stadt erkldren. Auch wenn sich die Reichsamtstriger einen gewissen Einfluss auf die
Juden Niirnbergs erhalten konnten, spielte der Stadtrat die bedeutendste Rolle fiir die jlidische
Gemeinde. Dies zeigt sich insbesondere durch den Bittbrief Konrads an seinen Bruder, der belegt,
dass sich trotz der nominellen Oberhoheit des Konigs iiber alle Bewohner der Reichsstadt die realen
Machverhéltnisse zugunsten der Biirger verschoben hatten. Die Juden, die kein Interesse an einem
Zahlungsaufschub fiir den Burggrafen hatten, erlaubten es sich offenbar, das Eingreifen des Konigs
und seiner Amtstrager zu ignorieren. Dies ist nur vorstellbar, wenn man annimmt, dass sie von den
christlichen Biirgern bei ihrem Vorgehen unterstiitzt wurden. Der Rat der Stadt und die Burggrafen
konkurrierten um Macht und Einfluss etwa auf die Rechtsprechung sowohl in der Stadt als auch im
Umland Niirnbergs; beide Parteien konnten sich in ihrer jeweiligen Umgebung eine immer stérkere
Position erarbeiten. Die Biirger verzeichneten grofle Erfolge beim Ausbau der Stadtherrschaft, der

schrittweisen Aneignung der innerstddtischen Gerichtsbarkeit und der Abhingigkeit des

324 Martyrologium, S. 165. LotTer, Hostienfrevelvorwurf, S. 551, nennt fiir Niirnberg etwa 715 Opfer. Die Stadt mit
der grofiten Zahl ermordeter Juden war Wiirzburg mit 941 Toten.

325 Stern, Bevolkerung I11, S. 213-222, Nr. 1A.

326 Der Schultheif hatte primdr Aufgaben in der stidtischen Gerichtsbarkeit inne. Des Weiteren gewahrleistete er den
Schutz der Biirger und ihrer Privilegien und entschied iiber die Biirgeraufnahme. Vgl. Pirz, Ratsherrschaft, S. 2f.
und 6f.

327 Stern, Bevolkerung 111, S. 20, Nr. 2: Magistri super carnes Judeorum et carnes vitulinas: Ottel Puck, Ditel llsung,
Fritz Vischer, Heinrich Jachherzu, Albrecht Henteler et Pellitz. Konig Heinrich VII. sanktionierte die Ergebnisse im
Jahr 1310 in einer Bestdtigungsurkunde. GJ II, 2, S. 601, Art. Niirnberg, interpretiert die konigliche Bestitigung
beziechungsweise die Ausstellung einer eigenen Urkunde als Versuch des Herrschers, seine Autoritit innerhalb der
Stadt gegeniiber den Biirgern zu wahren.
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ReichsschultheiBen.??®  Die  Burggrafen verfolgten eine  aufBlerordentlich  erfolgreiche
Territorialpolitik, die ihnen bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts die Kontrolle iiber weite Teile des
Niirnberger Umlands verschaffte.3?® Hier ist das Motiv fiir die Mithilfe der christlichen Gemeinde
zu suchen: Zum einen waren sie daran interessiert, ihren Einfluss auf die Juden zu vergrof3ern, was
auch eine Verpflichtung zum Schutz jlidischer Interessen beinhaltete. Zum anderen war es in diesem
Fall sicherlich ihr Anliegen, den Burggrafen im Allgemeinen und Konrad im Besonderen zu
schaden. Der Konig, der den Burggrafen wesentlich ndher stand als der Biirgervertretung,33°
versuchte zwar, zugunsten Konrads einzuschreiten, doch konnten sich seine Stellvertreter nicht
gegen den Verbund von Christen und Juden durchsetzen. Da keine weiteren Urkunden zu diesem
Fall tiberliefert sind, ist allerdings nicht endgiiltig gesichert, dass die Verweigerung der Juden, mit
Konrad zu kooperieren, Erfolg hatte. Rudolf selbst kehrte erst im Sommer 1281 nach Niirnberg
zuriick und nahm sich zuvor der Angelegenheit — soweit erkennbar — nicht wieder an. Der Vorfall
zeigt, dass Rudolf fiir die Juden Niirnbergs in dieser Zeit nur eine marginale Rolle spielte. Durch
ihre hervorragenden Kontakte zur michtigen Biirgerschaft konnten sie es sich erlauben, die

Anweisungen des Konigs und seiner Stellvertreter vor Ort zu missachten.

Oppenheim

Die im vorigen Kapitel im Zusammenhang mit dem Friedberger Burglehen gezeigten Bemiihungen

Rudolfs von Habsburg um die Wiedererrichtung und Unterhaltung der Reichsburgen wurden auch

328 Bost, Entwicklung, S. 32f. Pirz, Ratsherrschaft, S. 4.

329 Die Burggrafen waren seit ihrer ersten urkundlichen Nennung im Jahr 1105 fiir militdrischen Schutz, Verwaltung,
Gerichtsbarkeit und Miinzprigung der Marktsiedlung Niirnberg zustindig. Mit der Schaffung der Amter des
Butiglers und des Reichsvogtes beschnitt Heinrich VI. die Kompetenzen des Niirnberger Burggrafenamtes, das
mittlerweile an die Zollern gefallen war. Wahrend des Interregnums konnten die Burggrafen allerdings den Butigler
zu einem von ihnen abhdngigen Amtstrager machen und dessen juridikale Kompetenzen unter ihre Kontrolle
bringen. Eine Erbschaft im Jahre 1248 ermoglichte den Zollern den Aufbau eines zweiten Besitzschwerpunktes um
Bayreuth, was ihren Ubergang von Inhabern eines Reichsamtes zu eigenstiindig agierenden Landesherren einleitete.
Vgl. TweLLenkamp, Burggrafen, S. 9-20. Pirz, Ratsherrenschatft, S. 3.

330 Zwar zdhlte Niirnberg zu den wichtigsten Aufenthaltsorten Rudolfs innerhalb des Reiches, was primér an der
zentralen Lage der Stadt lag. Sein Verhéltnis zur Niirnberger Biirgerschaft ist jedoch als nicht besonders intensiv zu
charakterisieren, was in der Urkunde vom 15. August 1287 deutlich wird: Rudolf bestétigte der Stadtgemeinde zwar
alle Rechte und Freiheiten, die sie bisher genossen hatte, sprach allerdings in der Inscriptio lediglich die Niirnberger
cives, nicht jedoch die in der Stadt ldngst vorhandenen consules an (RI VI, 1, Nr. 2118). Er war anscheinend nicht
bereit, die Bildung einer eigenstdndigen und von den koniglichen Amtleuten unabhingigen Stadtvertretung
anzuerkennen. Im Gegensatz dazu zdhlte Burggraf Friedrich III. zu den wichtigsten Unterstiitzern seiner
Konigsherrschaft. Beide hatten gemeinsam Kaiser Friedrich II. gedient und waren weitldufig miteinander verwandt.
Bereits an der Konigswahl setzte sich Friedrich maB3geblich fiir den Habsburger ein. In der gesamten Regierungszeit
trat er diverse Male als Zeuge von Urkunden und als Gesandter Rudolfs auf. Zudem beteiligte sich an fast allen
militdrischen Aktionen des Konigs. Vgl. Martiv, Stadtepolitik, S. 196f.; Pirz, Ratsherrschaft, S. 16f.; TWELLENKAMP,
Burgherrschaft, S. 18, 22-31.; Reprich, Rudolf, S. 606f. und 628.
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wihrend der Anwesenheit des Konigs im weit vom Reichszentrum entfernten Osterreich
konsequent fortgefiihrt. Am 25. April 1277 erweiterte Rudolf dem Oppenheimer Ritter Hertwin von
Albich sein bereits vorhandenes Burglehen um 50 Mark Aachener Denare, wofiir er jéhrlich an
Martini fiinf Mark von den Juden Oppenheims erhalten sollte, bis die 50 Mark abgegolten sein
wiirden.’3! Rudolf wies Hertwin an, von diesem Geld Giiter zu kaufen, die er dann ebenso als
Burglehen fiir die Deckung seiner Kosten nutzen sollte.’3? Der als castellanus der Reichsburg
Oppenheim bezeichnete Ritter Hertwin entstammte einer Familie, die wéhrend des gesamten
Spatmittelalters an verschiedenen Orten als Inhaber von Burglehen nachweisbar ist.333 Er ist,
abgesehen von der Belehnungsurkunde mit einem Teil der Oppenheimer Judensteuern, nicht mit

dem Konig in Kontakt getreten.

Die machtpolitische Lage in Oppenheim, die sich in einem starken Gegensatz zwischen den
Biirgern und der Burgmannschaft manifestierte, ist in thren Grundziigen vergleichbar mit der von
Friedberg. Wihrend Reichsburg und Biirgerschaft etwa in Wetzlar weitgehend unabhéngig
voneinander existierten und Konflikte somit minimiert werden konnten, fiihrte der Einfluss der
Oppenheimer Burgmannen auf alle Belange der biirgerlichen Stadtgemeinde im 13. Jahrhundert zu
wiederholten Spannungen und Gewaltausbriichen.33* Im Jahr 1257 zerstorten die Biirger zum ersten
Mal die Reichsburg und lieen sich in den darauffolgenden Verhandlungen von Konig Richard von
Cornwall zusichern, dass er zu seinen Lebzeiten keine neue Burg in Oppenheim errichten werde.33
Unter Rudolf von Habsburg wurde die Burg wieder aufgebaut, fiel aber den Unruhen im Zuge der
Sondersteuererhebung von 1274 erneut zum Opfer.>3® An den Machtverhiltnissen innerhalb der

Stadt konnte dies nichts dndern. Um eine Versohnung mit dem Ko6nig zu erreichen, mussten sich die

31 Die Belehnungsurkunde ist nicht ediert. Vgl. HstAD C1 A, Nr. 133, Bl. 37: (...) nos dilecto fideli nostro Hertwino
militi de albicus Castellano de oppenheym pro augmento fedi castrensis ibidem quinquaginta marcas aquenses
denariorum liberaliter elargimur pro quibus eidem singulis annis quinque marcas concessimus In festo beati
martini de Judeis nostris oppenheim percipiendas pacifice et quiete tamdiu quousque predicte quingfua]ginta
marce sibi vel heredibus suis integre fuerint ex solute solutione (...).

32 Ebd.: (...) idem Hertwinus vel ipsius heredes easdem quinquaginta marcas in emptionem predictorum tonbtorum

conuertere et eadem predicta titulo castrensis fedi aumentati perpetuo possedere (...).

33 Vgl. etwa Regesten Pfalzgrafen 2, Nr. 6267, in denen fiir den Zeitraum von 1400 bis 1410 Wernher von Albich als
Burgmann von Alzey genannt ist.

334 Bereits im ersten wichtigen Stadtprivileg, das Kaiser Friedrich II. im Jahr 1226 ausstellte und Oppenheim damit zur
Reichsstadt erhob, wurde den Rittern in Form von unbefristeter Steuerbefreiung eine bevorzugte Stellung
eingerdumt. Die Biirger der Stadt wurden lediglich mit einer Steuerfreiheit auf zehn Jahre bedacht. Vgl. RI'V, 1, Nr.
1635. Ob es sich bei den milites um die Burgbesatzung handelt, ist nicht sicher. Die Reichsburg existierte sicherlich
bereits seit den frithen 1220er Jahren, auch wenn sie erst 1244 explizit in einer Urkunde erwéhnt wird. Vgl. LicHr,
Oppenheim, S. 58.

335 RIV 1, 2, Nr. 5328. Der Gewaltakt der Biirger ist im Zusammenhang mit Streitigkeiten um die Ratsbesetzung zu
sehen. Zwei Jahre nach der Zerstdrung der Burg, im Mai 1259, wurde den Biirgern in einer Urkunde des
Schultheiflen Marquard von Wunnenberg das Recht auf Beteiligung am Stadtrat erteilt. Vgl. RI V 2, 4, Nr. 11842
sowie Licut, Oppenheim, S. 58f.
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Biirger 1276 dazu verpflichten, die Burg stirker als zuvor wieder aufzubauen.’*” Am bedeutsamsten
fiir die Stirkung der Konigsmacht in Oppenheim war allerdings die am 15. September 1276 erfolgte
Aufnahme Graf Eberhards I. von Katzenelnbogen®3® in den Kreis der Burgmannen und dessen
Ausstattung mit einem ungewdhnlich hohen Burglehen von 500 Mark.33° Eberhard gehorte
zusammen mit Heinrich von Isny zu den engsten Beratern des Konigs. Seine Ernennung zum
Burgmann zeigt die iiberragende Bedeutung, die die Reichsburg Oppenheim offensichtlich fiir
Rudolf hatte.

Inwieweit die Juden von den immer wieder aufflammenden militirischen Konfrontationen
zwischen den Biirgern Oppenheims und den Vertretern des Reiches betroffen waren, ist nicht
bekannt. Sie waren seit Anfang des 13. Jahrhunderts in Oppenheim anséssig; die Gemeinde
erscheint in der Reichssteuerliste von 1241 mit einem Betrag von 15 Mark.340 Sicherlich
unterstanden sie von Beginn an den Burgmannen sowie den koniglichen Amtstrdgern in der Stadt.
Die jiidische Gemeinde blieb von Pogromen, etwa der Guten Werner-Verfolgung, verschont. Eine
enge Bindung an die Burgmannen Oppenheims als michtigster Schutzfaktor in der Stadt lag im
Interesse der Juden. Vor allem iiber die Verbindung mit Graf Eberhard konnten sie Kontakte zum
Konig autbauen beziehungsweise unterhalten. Zudem garantierte diese Bindung, &hnlich wie im
Fall der Friedberger Juden, Schutz vor moglichen Angriffen der Oppenheimer Biirger. Aus der Sicht
Rudolfs dienten die Judensteuern einmal mehr dazu, seine Bemiihungen zur Stirkung des
Reichsburgensystems und damit verbunden zur VergroBerung seines Handlungsspielraums in einem

von thm kaum personlich besuchten Gebiet zu unterstiitzen.

336 Die Burgmannen hatten sich offenbar nicht kampflos ergeben, denn Rudolf von Habsburg belohnt ihre Treue im
September 1276 mit einem Privileg, das ihnen erlaubt, ihr Burglehen auch bei Abwesenheit nutzen zu diirfen. Vgl.
RIVIL, 1, Nr. 432.

37 RIVI, 1, Nr. 541 sowie Licat, Oppenheim, S. 59.
338 Zu der Person Graf Eberhards I. von Katzenelnbogen und seinem Verhiltnis zu K6nig Rudolf siche unten, S. 121.

339 Bis zur Zahlung der 500 Mark verpfindete der Konig dem Grafen die Orte Tribur, Dornheim, die Hélfte der
Einkiinfte von Krummstatt und den Wald Schliichter. Vgl. RI VI, 1, Nr. 597 sowie Reprich, Rudolf, S. 474f. und
Demanpt, Katzenelnbogen, S. 41, der die Aufnahme Graf Eberhards irrtiimlich in das Jahr 1285 verlegt. Die
Ernennung des méchtigen Regionalherren sorgte anscheinend unter den schon vorhandenen Burgmannen fiir
Unmut, weshalb Rudolf von Habsburg am 27. November 1276 wihrend der Belagerung von Wien ein neues
Privileg fiir die Ritter ausfertigen musste, in dem er diesen versprach, gegen ihren Willen kiinftig keine Fiirsten,
Grafen oder Edlen in die Burgmannschaft aufzunehmen. RI VI, 1, Nr. 627. Auch bei dieser Angelegenheit finden
sich Parallelen zur Geschichte der Reichsburg Friedberg, wo die Aufnahme Reinalds von Hanau im Jahre 1274 zu
einem dhnlichen Privileg seitens des Herrschers fiihrte.

340 MGH Const I11, 2, S. 22.
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Wetzlar

Nachdem die Oppenheimer und Friedberger Angelegenheiten im Sinne Rudolfs, der Burgmannen
und der Juden geregelt worden waren, stand nun die Verstirkung der Wetzlarer Burg Karlsmund auf
der Agenda des Konigs. Zu diesem Zweck ernannte er am 9. Juli 1277 seinen Getreuen Siegfried
von Runkel zum Burgmann auf der Reichsburg und versprach ihm 100 Mark Kdélner Pfennige als
Burglehen.3*! Zum Erhalt dieser Summe sollte Siegfried von den Juden Wetzlars jéhrlich zehn Mark
erheben, bis 100 Mark abgegolten sein wiirden. Die Juden sollten allerdings erst nach Ablauf der
Zahlungsfreiheit belastet werden, die ihnen der Konig in einem anderen Schriftstiick gewéhrt
hatte.3*> Bei Siegfried V. von Runkel handelt es sich um den Vetter des Kolner Erzbischofs
Siegfried von Westerburg. Um das Jahr 1226 hatte ein Familienstreit zwischen den Briidern
Siegfried I'V., dem Vater Erzbischof Siegfrieds, und Dietrich 1., dem Vater Siegfrieds V. begonnen.
Er hatte zur Folge, dass sich die Dynastie teilte: Siegfried I'V. erhielt Westerburg und benannte sich
fortan nach dieser neuen Stammburg, wihrend Dietrich 1. die Burg Runkel behielt.>** Fortan
standen sich die Familienzweige feindlich gegeniiber; Siegfried V. von Runkel ist bei Konflikten
des Erzbischofs von Ko&ln meist auf Seiten der Gegner zu finden. Er gehdrte auch zu den
Unterstiitzern Rudolfs von Habsburg, als dieser Erzbischof Siegfried im Jahr 1282 zur Ubergabe
von Reichsgut zwang.’* Die Konflikte innerhalb der Familie wurden erst 1288 geldst, als
Erzbischof Siegfried sowie dessen Briider in einer Urkunde bestétigten, auf die Burg Runkel

zugunsten Siegfrieds V. zu verzichten.3%

Zum Zeitpunkt der Ernennung Siegfrieds V. zum Burgmann auf Karlsmund waren die
Vettern noch verfeindet. Die Burg und die zugehorige Stadt Wetzlar lagen in der Interessensphire
des Erzbischofs, daher wird er nicht gerne gesehen haben, dass der Konig eine ithm feindlich
gesinnte Person in diesem Ort privilegierte.’¥® Da sich Erzbischof Siegfried auch dem Konig

gegeniiber zumeist feindlich zeigte, hatte Rudolf keine Griinde, bei der Besetzung seiner

341 UB Wetzlar I, S. 89f,, Nr. 215.

342 Ebd, S. 89: (...) centum marcis ipsi Sifrido decem marcas a Judeis nostris Wetflariensibus post libertatis ipsis

Judeis a nobis indulte tempus annis singulis tam diu obligavimus recipiendas, quosque sibi predicte centum marce
per nos vel nostros successores plenarie fuerint persolute.

343 Die 1226 vorgenommene Teilung der Runkeler Besitztiimer wurde im Jahr 1270 erneut verhandelt und bestatigt.

Vgl. Demanpt, Hessen, S. 439f. sowie Leamann, Dynastien, S. 14f. und 21f.

344 Seit dem Regierungsantritt des Konigs stellte das von Siegfried okkupierte Reichsgut — die Burgen Kaiserswerth

und Cochem, sowie die Vogteirechte iiber das Kloster Essen — einen Streitpunkt dar. Nach einer kurzen
militdrischen Auseinandersetzung gab Siegfried nach und verzichtete auf seine Anspriiche. Vgl. Erkens, Siegfried,
S. 146-156; 170f.

345 Reg. EB KoIn 11, 2, Nr. 3178.
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Reichsburgen auf die Interessen Siegfrieds Riicksicht zu nehmen.?#” Er privilegierte mit Siegfried
von Runkel einen Getreuen und mutmaBlichen Helfer im Kampf gegen Ottokar, auf dessen Treue er
sich auch bei moglichen Konflikten gegen den Kolner Erzbischof verlassen konnte. Seine

Ernennung ist als deutliches Signal an Siegfried von Westerburg zu verstehen.

Die Urkunde ist auch in Bezug auf die Juden aufschlussreich, da sie einen dhnlichen Passus
wie das Privileg fiir die Friedberger Juden enthilt. Auch im Falle der Wetzlarer Burglehensvergabe
wird erwéhnt, dass die Juden in einem fritheren Privileg filir eine bestimmte Zeit von Abgaben
befreit waren und der Beginn der Zahlungen an den neuen Burgmann Siegfried erst nach Ablauf der
Zahlungsbefreiung erfolgen sollte. Weitere Paragraphen, die in der Friedberger Urkunde enthalten
sind, etwa {iber den Schutz der Juden oder die Regelung von Neuaufnahmen, entfallen jedoch in der
Urkunde fiir den Wetzlarer Burgmann. Dies ldsst sich mit der vollig unterschiedlichen lokalen
Situation erkldren, die solche Bestimmungen in Friedberg notwendig und in Wetzlar {iberfliissig
machten. Da die Burgmannen von Friedberg einen starken Einfluss auf die Belange der
Stadtbewohner hatten, war es logisch und konsequent, diese fiir den Judenschutz einzusetzen und
dies auch den Juden schriftlich zu bestitigen.’*® In Wetzlar war die Position der Reichsburg
Karlsmund nicht mit der von Friedberg zu vergleichen; die Burgmannen spielten im politischen
Leben der Stadtgemeinde keine relevante Rolle.?* Die Inhaber der Reichsvogtei, die Herren von
Merenberg, sowie der Schultheil verloren mit Aufkommen der Biirgerschaft stetig an Macht.33° Seit
1260 existierte neben den zuvor bereits nachweisbaren Richtern und dem Schéffenkolleg ein
Stadtrat, der aus zwolf von der Biirgerschaft gewéhlten Ratsherren bestand und auf den die

Burgmannschaft und der Burggraf anders als in Friedberg keinerlei Einfluss hatten.

Auch lebten die Juden inmitten der Stadt; ihre Judengasse befand sich glinstig gelegen auf
dem Weg zwischen der Lahnbriicke und dem Markt. Es wohnten auch Christen in der Judengasse,
ebenso wie einzelne Juden direkt am Marktplatz inmitten von Christen lebten.?>! Die Juden waren

eng verwoben mit der christlichen Stadtbevilkerung und hatten kein Interesse, bei eventuellen

346 Ahnlich verfuhr Rudolf mit Landgraf Heinrich I. von Hessen, der vom Mainzer Erzbischof mit der Acht belegt
worden war und trotzdem zeitgleich vom Konig Privilegien empfing. Auch er zdhlte zu den Unterstiitzern des
Konigs im Krieg gegen Ottokar II. von Bohmen. Vgl. Demanpt, Hessen, S. 186f.

347 Nur wenige Monate vor der Privilegierung Siegfrieds von Runkel kursierten Geriichte {iber eine Verschworung der
drei rheinischen Erzbischofe gegen den Konig, denen Werner von Eppstein im November 1277 o&ffentlich
widersprechen musste; zudem stand Siegfried offenbar in freundschaftlichem Kontakt zu Ottokar von Béhmen.
Siehe Erkens, Siegfried, S. 160f.

348 Vgl. die Ausfiihrungen oben, S. 53.
349 FgrLscHow, Wetzlar, S. 15.
350 Herrzenroper, Reichsstédte, S. 231,

351 Warz, Wetzlar, S. 46f. sowie Abb. 1, S. 48.
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Konflikten der Biirger mit der Burgmannschaft auf Seiten der Burg zu stehen, die in diesem Fall
ohnehin Leib und Gut der Juden nicht hitte schiitzen kdnnen. Anders als in Friedberg war es bei den
Unruhen in der Wetterau in den 1250er und 1270er Jahren nie zu einem Angriff der Biirger auf die
Reichsburg gekommen, sodass die Notwendigkeit einer Schutzurkunde fiir die Juden nicht
zwingend bestand. Sicherlich nahmen die Wetzlarer Juden in der Angelegenheit der
Burglehensvergabe keinen aktiven Part in der Interaktion mit dem Konig ein, selbst wenn sie bei
Verhandlungen iiber die Ausstattung des Burglehens fiir Siegfried V. von Runkel beteiligt waren.
Die nicht liberlieferte Vorgéngerurkunde konnte wahrscheinlich auch keine weitere Auskunft geben.
Sie ist im Zusammenhang mit der ebenfalls nicht mehr vorhandenen Friedberger Urkunde zu sehen,
in der die Juden gegen Zahlung einer besonderen Steuer fiir einen lingerfristigen Zeitraum von

weiteren Geldzahlungen befreit wurden.35?

Assenheim — Miinzenberg — Nidda

Die Nutzung der Judensteuern von Assenheim, Miinzenberg und Nidda zeigt, wie Rudolf seine
Interessen zur Starkung der Koénigsmacht in der Wetterau mit der Belohnung seiner Anhinger zu
verbinden verstand. Die Privilegierung Ulrichs I. von Hanau im August 1277 ist in diesem Kontext
zu sehen.333 Ulrich, so fithrte der K&nig aus, habe ihm bei seiner Heerfahrt nach Osterreich groB3e
Dienste geleistet, weshalb er thn nun belohnen wolle, um auch anderen Personen zu signalisieren,
dass sich die Treue zum Konig auszahlen konnte.35* Er ernannte Ulrich zu seinem Dienstmann und
wies ihm 300 Mark an, bis zu deren Erhalt der Konig ihm die Judensteuer von Assenheim,
Miinzenberg und Nidda vergab.3>> Sobald Ulrich die 300 Mark erhalten hatte, sollte er von diesem

Geld Giter erwerben, die er dann als dauerhaftes Reichslehen nutzen durfte.33¢

352 Zu dieser besonderen Steuer, die Rudolf vermutlich zu Beginn seiner Regierungszeit von den jiidischen Gemeinden
erhob, siehe oben S. 49.

353 UB Hanau [, S. 393, Nr. 546.

354 Ebd.: (...) unser lieber getruwer Ulrich, son des edelen mannes Reynhartes von Hagenouw, unser getruwe, geneme
und nucze dienste uns und dem riche hat gedon, da wir furen gen Osterrich, die han wir angesehen als wir von
rechtes wegen solden, daz wir yme der mit wolteden lonten, daz ander getruwen des riches zu unserm und
desselben unsers riches diensten dester schneller bereyt sind.

355 Ebd.: Darumbe wollen wir, daz alle lude wissen, daz wir uns desselben Ulrichen uns und deme riche zu manne
entphangen hand und umme die manschaft, darumme er uns verbunden ist, han wir yme gelobt druhundert marck
ze geben geldes uf unser iuden sture zu Assenheim, zu Minczenberg und zu Nithe, die er also lange sal ufheben, bis
daz yme druhundert marck von uns oder unsern nachkomelingen vergulden werden.

336 Ebd.: Und so yme druhundert marck vergulden werden, die sal der selbe Ulrich oder sine erben an ander gut legeu
und soltent die von uns und dem riche ewichlien zu manlehen besiczen.
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Uber die Judensteuer von Assenheim wurde zwischen Ulrich und seinem Vater, Reinhard
von Hanau, sowie Philipp und Werner von Falkenstein am 14. November 1278 eine weitere
Vereinbarung getroffen.’>” Sowohl im Interesse der Juden als auch zu ihrem eigenen Vorteil
beschlossen die vier Akteure, dass die Juden Ulrich sieben Mark Aachener Pfennige — so wie es
Konig Rudolf beschlossen habe — am Walpurgisfest (1. Mai) zahlen und dass Reinhard, Philipp und
Werner von diesen den gleichen Betrag am Martinifest (11. November) erhalten sollten.3>® Wiirde
die Zahlung piinktlich erfolgen, sollten die Juden von allen weiteren Verpflichtungen befreit sein.?°
Zwei Regelungen wurden fiir den Fall getroffen, dass sich die Zahl der Juden in Assenheim
verkleinern konnte: Sollten nur wenige Juden wegziehen, wiirde sich weder an der zu zahlenden
Summe noch an der Aufteilung der Steuern unter den Herrschaftstragern etwas dndern.’$” Sollte
sich die Zahl der Juden so stark verringern, dass sie die insgesamt 14 Mark nicht mehr aufbringen
konnten, wiirde die Steuersumme dementsprechend angepasst, wobei Ulrich immer noch die eine
Hilfte und die drei tibrigen Herren die andere bekdmen.3¢! Als Gegenleistung fiir die Steuerleistung
versprachen die vier Landesherren, die Juden — sowohl jene, die unter der nominellen Herrschaft
des Konigs standen, als auch die, die auf ihrem eigenen Herrschaftsgebiet lebten — zu beschiitzen.
Ausgenommen wurde der Fall, dass es zu Straftaten der Juden kdme. Dann sollten die Herren, die

Juden und die Schoffen von Assenheim gemeinsam tiber die Téter urteilen. 362

Die Herren von Hanau waren eine nicht unbedeutende Familie in der 6stlichen Wetterau, die
ab der Mitte des 13. Jahrhunderts beachtliche Gebietszuwichse verzeichnen konnte.’%® Als die

Herren von Miinzenberg im Jahr 1255 ausstarben, sicherten sich die Hanauer einen Teil des Erbes,

357 Hessisches UB I, 1, S. 409f., Nr. 570.

358 Ebd.: (...) unanimi consilio et pari consensu tam propter commodum iudeorum quam et usum nostrum statuimus et
ordinavimus, quod iudei nunc apud Assinheim sedentes et parte serenissimi domini nostri Rudolphi Romanorum
regis Ulrico consangwineo nostro de Hagenowe quolibet festo beate Walpurgis servient in septem marcis
denariorum Aquensium et nobis Reinhardo, Phylippo et Wernhero quolibet festo beati Martini etiam in septem
marcis servient eiusdem monete (...).

359 Ebd.: (...) quibus suis terminis persolutis ipsos extunc ex neutra parte nequaquam ad maiora seu graviora servicia
compellemus.

360 Ebd.: Sed si plures istis apud Assenheym processu temporis se receperint, quidquid obsequii de illis derivari
poterit, hoc Ulrico pro parte cedet media et nobis tribus pars media permanebit et sic, quod unusquisque
nostrorum trium de denariis a iudeis ipsis nobis derivantibus talem porcionem suscipiat, sicut ab hereditate sua de
iure cedere sibi debet.

361 Ebd.: Si vero iudei ex decessu vel recessu forsan minorati fuerint, sic quod prenominatas summas dare non
potuerunt, quicquid uni parti in sua medietate deperit, debet et alteri similiter deperire.

362 Ebd.: Promittentes nichilominus, quod eosdem iudeos tam loco domini nostri regis quam et nostro defensare, tueri
et manutenere debemus pro nostris viribus in omnibus nec ipsos per nos aut nostros subditos in aliquibus
aliqualiter molestari, nisi suis hoc demereantur hoc excessibus, quod tunc ab ipsis requiremus, secundum
communis nostrorum castrensium, iudeorum et scabinorum in Assinheim sentencia ipsis dabit.

363 Zu den Anféngen der Herren von Hanau im 12. Jahrhundert und ihren Machtzuwéchsen bis zur Zeit Rudolfs vgl.
Scuwinp, Hanau, S. 20-26.
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wobei die Herren von Falkenstein als ihre Hauptkonkurrenten und Gegner bei der Ubernahme der
Miinzenberger Giiter und dem Ausbau der Landesherrschaft auftraten.3%* Insbesondere ging es um
Rechte an den Orten Babenhausen, Dreieichenhain, Miinzenberg und Assenheim. Am wichtigsten
fiir den Hanauer Herrschaftsausbau war allerdings die Ndhe Reinhards zu Konig Rudolf, welcher
thm um das Jahr 1275 im Zuge der Neustrukturierung der Reichslandvogteien die Vogtei tliber die
Wetterau anvertraute.’®> Dariiber hinaus war Reinhard Burgmann auf den Reichsburgen
Friedberg,3¢¢ Gelnhausen*®” und Rodelheim3®®. Da er seinen vorgeschriebenen Dienst nicht auf drei
Burgen gleichzeitig leisten konnte, ist die Aufnahme durch den Konig primir als Mittel zu
verstehen, ihn enger an sich zu binden.3%° Reinhards Sohn Ulrich stand ebenfalls in einem engen
Verhéltnis zu Konig Rudolf. Er wirkte an den Feldziigen Rudolfs gegen Ottokar im Jahr 1276,
gegen Graf Eberhard von Wiirttemberg im Jahr 1287 und gegen Graf Reinald von Mompelgard-
Burgund 1288 mit. Fiir seine Konigstreue erhielt Ulrich wihrend der gesamten Regierungszeit

Privilegien von Rudolf, dank derer er die Stellung der Hanauer weiter ausbauen konnte.37°

Die Herren von Falkenstein stammten aus der Familie der seit Beginn des 12. Jahrhunderts
zunidchst als Ministeriale des Erzbischofs von Mainz, dann als Reichsministeriale titigen Herren
von Bolanden, welche seit dem spéten 12. Jahrhundert in der Wetterau iiber Besitztiimer verfligten.
Ihre Position im Erbstreit um die Miinzenberger Besitzungen war ungleich stirker als die der
Hanauer, da es ihnen gelang, die weiteren Erben zum Verzicht auf die Giiter zu bewegen.’’! Zur
Zeit der Ausstellung der Urkunde Rudolfs fiir Ulrich kontrollierten die Falkensteiner drei Fiinftel

der Rechte an den Stddten Assenheim und Miinzenberg, jeweils ein Fiinftel der Rechte nahmen die

364 Die Anspriiche der Hanauer am Miinzenberger Erbe resultierten aus der Ehe zwischen Reinhard von Hanau und
Adelheid von Miinzenberg. Vgl. zum Herrschaftsausbau der Hanauer und der Konkurrenz zu den Falkensteinern
Demanpt, Hessen, S. 288f.

365 Demanpt, Hessen, S. 289f.

366 Rudolf ernannte Reinhard am 12. April 1276 zum Reichsburgmann von Friedberg und verpfiandete ihm den Hof
Mohrle und die Miihlen von Friedberg bis zur Zahlung von 100 Mark als Burglehen. Vgl. RI VI, 1, Nr. 544.

367 Am 23. Juli 1277 wurde Reinhard vom Konig ein Burglehen in Héhe von 100 Mark versprochen und bis zur
Zahlung unter anderem der Gelnhausener Zoll verpfandet. Vgl. RI VI, 1, Nr. 829.

368 Einen Tag nach der Aufnahme Reinhards zum Burgmann von Gelnhausen, am 24. Juli 1277, wies der K6nig seinen
Frankfurter Schultheien Heinrich von Praunheim an, Reinhard von nun an jéhrlich 10 Mark aus den Einkiinften
der Stadt als Burglehen zu iibergeben, bis die Summe von 100 Mark erreicht sei. Vgl. RT VI, 1, Nr. 830.

369 So auch Scuwmp, Hanau, S. 26.

370 Drei weitere Belege betreffen Rechte an den Steuern der Juden, die Ulrich von Hanau vom Konig gewéhrt wurden.
Am 6. Dezember 1286 iibertrug Rudolf ihm unter anderem einen Teil der Steuer der Gelnhausener Juden. Vgl.
unten S. 201. Diese Summe wurde am 11. Juli 1290 vom Ko6nig von zuvor 750 Mark auf 500 Pfund erhoht. Vgl.
unten, S. 222. Im Jahr 1291 iiberlie Rudolf dem Hanauer die finanziellen Rechte an dem Gelnhausener Juden
Swebelin. Vgl. unten, S. 222f.

370 Im Jahr 1270 verkauften die Herren von Weinsberg ihren Erbteil an Philipp von Falkenstein; 1272 taten dies auch
die Herren von Schoneberg. Vgl. Demanpt, Hessen, S. 447,
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Herren von Hanau und die Herren von Pappenheim wahr, wobei Letztgenannte ihre Anspriiche im
Jahr 1286 an die Falkensteiner abtraten.?’> Bei den in der zweiten Urkunde erwéhnten Philipp und
Werner von Falkenstein handelt es sich um die beiden S6hne Philipps I. von Falkenstein, der im
Interregnum eine bedeutende Stellung in der Wetterau eingenommen hatte und von Richard von
Cornwall zum Reichslandvogt fiir dieses Gebiet ernannt worden war. Diese Stellung ging seit dem
Tod Philipps 1. teilweise verloren, da die S6hne Philipp und Werner ihr Erbe aufteilten und anders
als die Hanauer nicht durch Privilegien des Konigs an Macht gewinnen konnten; sie sind selten in
der Umgebung Rudolfs nachweisbar und beteiligten sich offenbar auch nicht am Feldzug gegen
Ottokar.?”> Bei einem Streit zwischen den Falkensteiner Briidern und den Stadtgemeinden
Frankfurt, Friedberg und Wetzlar ergriff der Konig Partei fiir seine Reichsstddte und forderte die

Falkensteiner dazu auf, nachzugeben und ein Urteil des K6nigs abzuwarten.374

Durch die Machkonstellation vor Ort sowie die jeweiligen Beziehungen der beiden Familien
erkldren sich die beiden Urkunden. Ulrich von Hanau profitierte von seiner engen Bindung zu
Konig Rudolf und konnte sich konkret durch seinen Dienst auf dem ersten Feldzug des Konigs
gegen Ottokar die Steuern der Juden Assenheims, Miinzenbergs und Niddas sichern, deren
Stadtherrschaft zumindest in den beiden erstgenannten Orten zu einem grof3en Teil von den mit den
Hanauern in Konkurrenz stehenden Falkensteinern ausgeiibt wurde. Nidda gehorte nominell zu den
Herren von Ziegenhain, die den Ort und die dazugehorige Grafschaft Nidda 1205 geerbt hatten.3”
Unstrittig ist, dass die Falkensteiner — zumindest was die Vergabe der Judensteuer von Assenheim
anging — die Privilegierung Ulrichs in einem Ort, in dem sie selbst den gréfften Machtanteil
besallen, nicht hinnehmen wollten. Moglicherweise hinderten sie Ulrich an der Nutzung seines
neuen Vorrechtes und zwangen ihn dadurch zu neuen Verhandlungen. Das offensichtliche Ziel der
Falkensteiner war es, die Herrschaft in den genannten Orten komplett an sich zu bringen, was die
Ausschaltung der Weinsberger im Jahr 1270 und der Schoneberger im Jahr 1272 belegt. Dieses Ziel
verloren sie nie aus den Augen, denn noch 1286 kauften sie den Herren von Pappenheim ihren
Anteil an den Stadtrechten ab. Ein Ausbau von Herrschaftsrechten einer konkurrierenden Familie

stellte fir die Interessen der Falkensteiner eine Gefahr dar und musste verhindert werden. Dennoch

372 Die Pappenheimer verkauften ihre Rechte an den Stidten Assenheim, Miinzenberg, Hain und Konigstein fiir 100
Mark Koélner Pfennige an Philipp und Werner von Falkenstein. Dieses Geschift wurde am 13. Juni 1286 von Konig
Rudolf bestitigt. Vgl. RI VI, 1, Nr. 2025.

373 Philipp war allerdings bei der Kronung Rudolfs anwesend und trat als Zeuge der Privilegienbestitigung fiir die
Stadt K6ln am 19. November 1273 auf. Siehe RI VI, 1, Nr. 36.

374 Zu diesem Streitfall vgl. Martiv, Stadtepolitik, S. 145f., Anm. 82. Etwas mehr Kontakt fand offenbar zwischen
Rudolf und Werner statt, der 1276 eine Bestitigung aller alten Privilegien vom Konig erhielt. Vgl. RI VI, 1., Nr.
517.

375 RouLING, Nidda, S. 27.
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konnten sie das Privileg Rudolfs nicht gidnzlich ignorieren, zumal auch die Herren von Hanau mit
Ulrichs Vater Reinhard als Reichslandvogt der Wetterau iiber eine gerade in der Anfangszeit Konig
Rudolfs glinstige Machtstellung verfiigten. So erklart sich, warum Ulrich trotz der starken Position
der Falkensteiner in Assenheim im Besitz von 50 Prozent der Rechte an den Judensteuern bleiben

konnte und auch Reinhard ein Drittel der zweiten Hélfte der Steuern erhalten sollte.

Es ist unwahrscheinlich, dass die Juden eine Rolle bei der Vergabe ihrer Steuern an Ulrich
spielten. Demgegeniiber darf mit Sicherheit eine umso stirkere Mitwirkung derselben am
Zustandekommen der zweiten Urkunde angenommen werden. Darauf l4sst schon die Formulierung
in der Arenga schlieen, die Vereinbarung sei auch im Interesse der Juden vorgenommen worden.
Auch die Regelung, eventuelle Strafangelegenheiten von Stadtherren, Schoffen und Juden verfolgen
zu lassen, zeigt, wie stark die Juden an der Vereinbarung der adeligen Familien mitgewirkt haben
mussten. Die Juden Assenheims waren an stabilen und sicheren Verhiltnissen interessiert. Dies
konnten aber nur vor Ort prisente, starke Stadtherren garantieren, wie es aufgrund der geschilderten
Machtverhéltnisse primir die Falkensteiner waren. Da die Machtbalance durch die Bevorzugung
der Hanauer ins Ungleichgewicht geraten war, wollten die Juden ebenso wie die Falkensteiner das
Privileg Konig Rudolfs nicht hinnehmen. Die wohl von den Falkensteinern initiierten
Verhandlungen iiber eine Regelung, die den Interessen aller Beteiligten gerecht werden konnte,
waren somit auch im Sinne der Juden. Sie erklérten sich unter zwei Bedingungen dazu bereit, die 14
Mark Aachener Pfennige von nun an den stadtherrlichen Familien zu bezahlen. Zum einen mussten
die Hanauer und Falkensteiner den Schutz der Juden garantieren. Die Formulierung, dass sowohl
Juden, die auf dem Territorium des Konigs lebten, als auch jene, die unter der Herrschaft der beiden
Familien standen, betroffen seien, l4sst den Schluss zu, dass die Schutzbestimmungen — anders als
die Steuerleistung, die sich nur auf die Assenheimer Judengemeinde bezog — auch fiir alle weiteren
Juden des Hoheitsgebiets von Hanauern und Falkensteinern galten. Zum anderen konnten die Juden
in der Urkunde festschreiben lassen, dass sie bei Anklagen gemeinsam mit den Vertretern der

Stadtherren und den Schéffen iiber eine mogliche Bestrafung entscheiden durften.

Die Juden waren also auch in dieser Angelegenheit keineswegs nur passive Empfanger von
Anweisungen, wem sie ihre Steuern zu zahlen hatten. Sie verfligten iiber Beziehungen zu den
stadtherrlichen Familien und konnten ihre Interessen — Schutz vor Verfolgungen und eine
Beteiligung an der Aufkldrung von Straftaten, die den Juden angelastet werden konnten —
erfolgreich durchsetzen. Im Jahr 1306 verkiindete Konig Albrecht von Habsburg, dass von nun an

die Steuer der Juden von Assenheim, Miinzenberg und Konigstein zur Hélfte an ihn und zur anderen
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Hilfte an die Falkensteiner gezahlt werden sollte.’”® Von Rechten Ulrichs ist in dieser Urkunde
keine Rede mehr. Ihm blieb zwar sein Anteil an der Stadtherrschaft erhalten, aber die Judensteuern
gingen ihm verloren. Da Ulrich auch mit Rudolfs Sohn Albrecht in gutem Verhéltnis stand,*”’
miissen die Griinde fiir die Privilegierung der Falkensteiner auch hier im Zusammenhang mit dem
Interesse der Juden gesehen werden, die den Ubergang der Steuerrechte auf die Falkensteiner als

méchtigste Familie der Stadt vermutlich begriifiten.

Basel — Strafiburg

Einen reinen Belohnungscharakter hatte die Urkunde Rudolfs fiir Bischof Heinrich von Basel, die —
wenngleich undatiert — vermutlich unmittelbar nach der Schlacht von Diirnkrut ausgestellt wurde.3”8
Um ihm die Miihen und den Schaden, den er durch seine Beteiligung am Konflikt mit Ottokar
erlitten hatte, zu vergelten, libertrug Rudolf dem Bischof alle Rechte und Steuern der in den
Diozesen Basel und Straburg lebenden Juden. Ausdriicklich betonte der Habsburger die
Zugehorigkeit dieser Juden zur koniglichen Kammer. Heinrich sollte diese Rechte ausiiben, bis er
die Summe von 3000 Mark Silber von ihnen erhalten habe. Danach sollten die Juden wieder in den

Dienst des Reiches zuriickkehren.37°

Der Begiinstigte, Bischof Heinrich von Basel, war der engste und wichtigste Gefolgsmann
Rudolfs. Der zwischen 1220 und 1230 in Isny im Allgdu geborene Sohn eines Béckers oder
Schmieds trat bereits in Jugendzeiten dem Franziskanerorden bei.’®? Nach einer Studienzeit in Paris
war er seit den 1250er Jahren als Lektor in Basel und Luzern beschiftigt. In Luzern trat er zu dieser

Zeit als Beichtvater Rudolfs in Erscheinung und konnte bereits friih einen engen Kontakt zum

376 Nassauisches UB I, 3, S. 62, Nr. 1376.

377 Ulrich von Hanau wurde unter anderem im Jahr 1300 von Konig Albrecht zum Reichslandvogt im Gebiet der
Wetterau ernannt. Vgl. MGH Const IV, 1, S. 98, Nr. 124. Zu Uberlegungen iiber das tatsichliche
Zustandigkeitsgebiet des Hanauers in Abgrenzung zu dem auch unter Albrecht bedeutenden Grafen Eberhard von
Katzenelnbogen sowie zu den weiteren Diensten, die Ulrich dem Habsburger leistete, siche Scawinp, Landvogtei, S.
117-121.

378 Monuments de Bale II, S. 312f,, Nr. 237.

379 Ebd., S. 313: Ut igitur dampna gravia, ac debita onerosa, quae idem princeps noster sustinuit, labores, quos
pertulit, et obsequia, quae impendit, aliqualis consolationis nostrae munere non fraudentur, ecce quod universos
nostros ludaeos per Argentinen. et Basilien. Dyocesin (sic!) constitutos cum omni jure, servitio, consuetudine et
respectu, quibus ad nostram et Imperii cameram pertiinere noscuntur, dicto principi nostro pro tribus millibus
marcarum argenti simpliciter, assignamus, praecise volentes, ut ei soli tamdiu obediant, serviant, et intendant,
quousque praefatam trium millium marcarum argenti summam ab ipsis recipiat integre et complete; qua soluta
dicti ludaei ad camerae Nostrae servitia reverentur.

380 Uber die Herkunft Heinrichs und seinen Werdegang bis zu der Zeit Rudolfs von Habsburg siche BAUMGARTEN,
Heinrich.
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spateren Konig aufbauen.38! Nach der Wahl Rudolfs zum Reichsoberhaupt schickte dieser Heinrich
im Friihling 1274 als Gesandten zu Papst Gregor X., um dort Anerkennung zu erlangen und den nun
als Lektor im Mainzer Minoritenkloster tdtigen Vertrauten als neuen Bischof von Basel
vorzuschlagen. Dort blieb Heinrich bis zu seiner Ernennung zum Mainzer Erzbischof im Jahr 1286.
Wihrend der gesamten Regierungszeit Rudolfs bis zum Tod Heinrichs beteiligte sich dieser an allen
wichtigen Unternehmungen des Konigs, an den Kdmpfen mit Ottokar sowie dem Einmarsch nach
Bohmen 1280, den Konflikten mit den Grafen Egno von Freiburg und Eberhard von Wiirttemberg
sowie den Auseinandersetzungen, die Rudolf im Siidwesten des Reiches etwa mit Pfalzgraf Otto
von Burgund hatte. Im Gegenzug stand Rudolf dem Bischof bei dessen militdrischen Aktionen in
der Region um Basel bei.’®? Auch bedachte er ihn wihrend der gesamten gemeinsamen Zeit mit
umfangreichen Privilegien und versuchte so, ihn in seiner Amtsfiihrung als Bischof von Basel und
Erzbischof von Mainz zu unterstiitzen, wobei an dieser Stelle besonders die im Jahr 1286 erfolgte
Einsetzung Heinrichs als Landfriedenshauptmann und Reichsstellvertreter der Landgrafschaft
Thiiringen und MeiBens erwihnt werden muss.383 Mit der Ubertragung der Rechte an den Juden von
Basel und Straf8burg wollte Rudolf vermutlich die Machtposition Heinrichs — und damit auch seine

eigene — gegen die Stra3burger Biirger starken.

In Basel lebten seit dem Beginn des 13. Jahrhunderts Juden, die vermutlich aus dem Elsass
zugewandert waren.’® Die Gemeinde zahlte im Jahr 1241 eine Reichssteuer von 40 Mark, was
ebenso wie der seit 1264 erstmals urkundlich genannte Friedhof auf eine groBBe Gemeinde schlieBen
lasst, wenn auch weit weniger bedeutend als die von StraBburg.’® Wichtigster Ansprechpartner der
Juden Basels war wohl der Bischof, der in der Zeit Rudolfs iiber eine starke Stellung innerhalb der
Stadt verfiigte, wenn er auch einige Machtbereiche wie etwa die Verfiigung tiber die Allmende oder
die Stadtverteidigung an den biirgerlichen Rat abgetreten hatte.?%¢ Das Verhiltnis Bischof Heinrichs

zu der Basler Stadtgemeinde war ungetriibt, was sich primir durch die ebenfalls guten Beziehungen

381 Ebd., S. 223-225.

382 Fiir Einzelheiten der gemeinsamen Militdraktionen Rudolfs und Heinrichs siche EuseL, Heinrich, sowie die Rudolfs
Kriegsziige betreffenden Kapitel bei Repricu, Rudolf.

383 Siehe unten, S. 139.
38 MEvER, Juden, S. 15.
385 Zur Grofe der Gemeinde von Basel vgl. ebd., S. 18.

386 WackernaGEL, Basel, S. 57f. Eine biirgerliche Stadtvertretung bildete sich um die Wende vom 12. zum 13.
Jahrhundert. Vgl. dazu Zentren, S. 49-51, Art. Basel. Der Vorginger Heinrichs von Isny, Heinrich von Neuenburg
(1262-1274), lieB die Bischofsrechte schriftlich fixieren. Sie umfassten unter anderem die Kontrolle iiber die
stadtische Gerichtsbarkeit, das Bannrecht, das Pragen von Miinzen und alle Einkiinfte aus den Zollen der Stadt.
Auch war es Aufgabe der Bischofe, die an das Reich zu zahlende Steuer, unter die auch die Abgaben der Juden
fielen, einzuziehen. Siehe ebd., S. 58.
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Rudolfs zu den Biirgern erklért. Hatte er als Graf die Stadt mehrfach belagert und kurz vor seiner

Wahl zum Konig fast erobert, dnderte er in der Folgezeit seine Haltung zu den Basler Biirgern. 3%’

Die Stralburger Gemeinde zdhlt zu den bedeutendsten des Reiches; sie existierte seit dem
12. Jahrhundert.’®® In der Mitte des 13. Jahrhunderts wurde sie in die Kdmpfe der biirgerlichen
Stadtvertreter mit dem bischoflichen Stadtherren Walther von Geroldseck verwickelt und war
offenbar Beldstigungen von Seiten der Biirger ausgesetzt. Nach der Niederlage des Bischofs und
dem darauffolgenden Friedensschluss verlor Walther die Kontrolle {iber die Rechte an den Juden
zugunsten der Stadtgemeinde.’® Davon unabhingig waren sie weiterhin dem Reichsoberhaupt
Steuern schuldig, die im Jahr 1241 die Summe von 200 Mark Silber, im 14. Jahrhundert lediglich
noch 60 Mark betrugen.’*® Mit der Stadtgemeinde von StraBburg stand Heinrich in keinem
nennenswerten Kontakt. Seine Beziehungen zum StraSburger Bischof Konrad III. von Lichtenberg,
der ebenfalls zum engsten Kreis Konig Rudolfs zu zdhlen ist, waren allerdings recht gut: Im Jahr
1279 unterstiitzte Heinrich diesen beispielsweise in seinem Kampf gegen den Markgrafen Rudolf
von Baden.’! Aufgrund der Machtlosigkeit Konrads in seiner Stadt spielt das Verhéltnis der beiden
Bischofe fiir StraBburger Judenbelange jedoch nur eine untergeordnete Rolle. Auch hier mogen die
Beziehungen Rudolfs zu den StraB3burger Biirgern wichtiger gewesen sein: Stralburg gehorte mit 15

Aufenthalten zu den vom Ko6nig am meisten besuchten Orten.3%2

Rudolf belohnte in fiir ihn typischer Weise mit Heinrich von Isny eine wichtige Stiitze seiner
Herrschaft. Die Vergabe der Rechte an den Juden von Basel und StraBburg fiir die sehr hohe Summe
von 3000 Mark Silber zeigt den hohen Stellenwert Heinrichs flir den Konig. Die Vergabe diente —
neben dem finanziellen Aspekt — vor allem der Machterweiterung des Bischofs, der durch die zuvor
vom Reich genutzten Judensteuern und -rechte seine Herrschaft in Basel ausbauen und
konsolidieren und auch in StraBburg eine stirkere Position erlangen konnte. Eine engere Bindung

an den Bischof war sicherlich im Interesse der Basler Juden. Denn ungeachtet der dauerhaften

37 RI VI, 1, Nr. 23. Siehe auch Marriv, Stadtepolitik, S. 28. Martins Auffassung, Rudolf hitte Basel wieder zur
Reichsstadt erhoben und somit dem Zugriff seines Widersachers Bischof Heinrichs von Neuenburg entzogen,
widersprechen Escuer und Hirscumann in Zentren, S. 51, Art. Basel, mit dem Hinweis darauf, dass sich der Konig
lediglich die Vogteirechte von Neuem sicherte.

388 MEenTGEN, Elsass, S. 30 und S. 125.

3% Ebd., S. 126f. Fiir eine detaillierte Beschreibung der Konflikte zwischen dem StraBburger Bischof und der
Stadtgemeinde im 13. Jahrhundert siche Ecawa, Stadtherrschaft, S. 23-197.

3% Mentaen, Elsass, S. 127, fiihrt aus, dass bei der ibermédBig hohen Summe aus dem Jahr 1241 moglicherweise
Zahlungsriickstdnde mit einflossen, sodass von dem Betrag nicht auf eine auBerordentlich grofle Gemeinde
geschlossen werden kann.

391 EuseL, Heinrich, S. 413f.

392 MarriN, Stiddtepolitik, S. 196. Auch bestitigte Rudolf den Biirgern am 8. Dezember 1275 alle althergebrachten
Rechte und Privilegien. Vgl. RI VI, 1, Nr. 457.
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Abwesenheit verfiigte er dort iiber eine breite Machtbasis und konnte iiberdies bei eventuellen
Problemen auch auf die Unterstiitzung des koniglichen Reichsvogtes von Basel rechnen. Ob die
StrafBburger Juden von der Ausiibung der Judenrechte durch Heinrich profitieren konnten, ist
fraglich. Sie verorteten sich zwischen der Stadtgemeinde und dem Konigtum. Es ist durchaus davon
auszugehen, dass Heinrich seine Rechte auch in Stralburg durchsetzen konnte, was allerdings nicht
aufgrund seiner eigenen Position dort moglich war, sondern aufgrund von Rudolfs guten
Beziehungen zur Stadt, die sich der Basler Bischof nutzbar machen konnte. Unabhingig davon
waren die Juden der beiden Stddte sicherlich nicht an der Vergabe ihrer Steuern und Rechte
beteiligt, auch wenn zumindest die Juden Basels keine Einwénde gegen eine stirkere Verbindung

zum Bischof gehabt haben werden.

Dortmund

Dass sich Rudolf von Habsburg im Jahr 1279 im &uflersten Siidosten des Reiches aufhielt, hinderte
thn nicht daran, sich um eine die Juden betreffende Angelegenheit im weit entfernten Dortmund zu
kiimmern. Am 20. Juni richtete der Konig ein Schreiben an die jiidische Gemeinde.3?? In diesem
fithrte er aus, dass Gottschalk und Bertram von Ahaus wegen ihrer Dienste fiir Rudolf den Betrag
von 70 beziehungsweise 14 Mark Silber von den Juden der Stadt erhalten sollten. Diese Summe
wiirde der Dortmunder Schulthei3 Dietrich von ihnen erheben und an Gottschalk und Bertram
weiterleiten.3** Da dies eine besondere Belastung fiir die jiidische Gemeinde darstellte, befreite
Rudolf die Dortmunder Juden fiir die Zeit vom Fest des heiligen Martin bis zum Osterfest und dann
fiir ein weiteres Jahr, also fiir insgesamt circa anderthalb Jahre, von allen Steuern oder weiteren
auBerordentlichen Zahlungen.?%> Die angesprochenen Dienste Gottschalks und Bertrams werden in
der Urkunde nicht prézisiert, die beiden Unterstiitzer des Konigs erscheinen auch nicht noch einmal
in nachweisbarem Kontakt mit dem Habsburger. Verschiedene Griinde sind fiir die Begiinstigung
der Helfer Rudolfs denkbar. Es wurde vermutet, dass es sich bei den beiden um Glaubiger des

Konigs handelte und Rudolf mithilfe der Dortmunder Judensteuer seine Schulden begleichen

393 Westfalisches UB VII, S. 771f., Nr. 1683.

394 Ebd, S. 771: Gratis dilectorum fidelium nostrorum Berthrammi et Gotschalci de Ahusen preventi serviciis eisdem
Berhtrammo videlicet septuaginta marcas sterlingorum, Gotschalco vero quatuordecim marcas sterlingorum
deputavimus a vobis per Ditricum scultetum Tremoniensem de mandato nostro precarie nomine requirendas (...).

395 Ebd.: Nos enim propter hoc gratum nostro culmini impendendum obsequium a festo beati Martini nunc proximo ad
festum pasche proxime subsequens et abinde deinceps ad unum annum continuum vos ab omni precaria sive stiura
liberos esse decernimus et immunes.
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wollte.3?¢ Weder ist jedoch in der Urkunde von Schulden die Rede noch von Glaubigern. Der
Ausdruck preventi serviciis sowie der Zeitpunkt der Ausstellung der Urkunde, das Jahr 1279,
weisen auf eine Verbindung zu der Eroberung der Osterreichischen Lénder und der Unterwerfung
Ottokars hin. Die Urkunde wurde in Wien ausgestellt und den vermutlich personlich am Hofe
Rudolfs anwesenden Begiinstigten iibergeben, welche sie dann an die Juden und den Schultheiflen
von Dortmund weiterleiteten. Der Herkunftsname Gottschalks und Bertrams weist auf Westfalen
hin. In der Literatur wird Ahusen meist als Ahausen wiedergegeben,’” wobei es sich entweder um
einen Ort in der Ndhe von Rothenburg an der Wiimme handelt oder um eine Siedlung, die im
Zusammenhang mit dem in Franken gelegenen Kloster Ahausen steht. Wahrscheinlicher ist jedoch,
dass der in Westfalen gelegene Ort Ahaus gemeint ist, der sich wesentlich ndher an Dortmund
befindet als die beiden erstgenannten Ortschaften. Dies wiirde erkldren, warum der Konig seine

Helfer ausgerechnet mit der Judensteuer der weit entfernten Stadt Dortmund bedachte.

Die Urkunde wirft die Frage nach der rechtlichen Situation der Juden Dortmunds auf. Seit
dem 23. Dezember 1248, als Konig Wilhelm von Holland die Stadt an Erzbischof Konrad von
Hochstaden fiir 1200 Mark Kolner Pfennige verpfandet hatte, iibten die Kolner Erzbischofe
zumindest de jure die Stadtherrschaft iber Dortmund aus.’*® Diese Herrschaft erstreckte sich von
Beginn an auch iiber die Juden. Am 27. Mirz 1250 stellte Erzbischof Konrad eine
Judenschutzurkunde aus, in der er den Juden zusicherte, sie gegen alle Bedrohungen schiitzen zu
wollen, solange sie als Gegenleistung eine jahrliche Abgabe von 25 Mark Kd&lner Pfennige zahlen
wiirden.’” Die Stadtvertreter waren am Zustandekommen der Urkunde beteiligt, was sich an der
Mitbesiegelung der Urkunde zeigt.*%° Teil der Wahlversprechen, die Rudolf im Jahr 1273 machen
musste, war unter anderem die Bestitigung der Verpfaindung Dortmunds an die Kolner Erzbischofe.

Er sicherte Erzbischof Engelbert am 23. September 1273 zu, die Rechte an der Stadt weiterhin

3% Ohne diesen Gedanken weiter auszufiithren oder zu erkliren, spricht Ascuorr, Westfalen, S. 84 davon, dass Rudolf
von den Dortmunder Juden verlangte, die Summe ,,zweien seiner Glaubiger iiber den Dortmunder Schultheif3
Dietrich zu entrichten. Koscrg, Studien, S. 136 meint, Rudolf habe die Juden dazu angehalten, ,,seine Schulden
(...) bei Bertram und Gottschalk von Ahausen (...) zu bezahlen.*

3997 Vgl. etwa Koscug, Studien, S. 136, die allerdings auf das Problem der Herkunft Gottschalks und Bertrams nicht
weiter eingeht.

398 RIV 1, 2, Nr. 4953. Zum Widerstand der Dortmunder Biirger gegen die Verpfandung vgl. WinterreLD, Dortmund,
S. 53.

399 Dortmunder UB 1, S. 36, Nr. 87: (...) nos iudeos nunc in oppido Tremontensi commorantes cum personis et rebus ac
eorundem familia in nostrum recepimus protectionem et defensionem specialem, ita ut in ipso oppido securi et
quiete permaneant, quamdiu voluerint sub annua pensione 25 marcarum denariorum Coloniensium ab eisdem
annis singulis in octavis Penthecostes nobis persolvenda ac scultheto nostro sub duorum consulum testimonio
exhibenda.

400 Ebd.: Ut igitur prefati iudei in dicto oppido nostre protectionis gratia muniti secure permaneant, in predictorum
testimonio presentes litteras conscribi et nostri ac Tremoniensis oppidi sigillorum munimine fecimus communiri.
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nutzen zu diirfen.**! Allerdings war von einer Verpfindung Dortmunds nun keine Rede mehr;
Engelbert wurde lediglich als commissio, also als Stellvertreter des Reichsoberhauptes,

eingesetzt.*? Die Steuern der Juden waren offenbar nicht in diese Bestétigung miteinbezogen.

AuBerst fraglich ist, welchen Einfluss der Kdlner Erzbischof Siegfried in Dortmund um das
Jahr 1279 tiberhaupt noch hatte. Sowohl Rudolf als auch der in Westfalen méchtige und vom Konig
gestiitzte Graf Eberhard von der Mark standen in starkem Dissens zu Siegfried und hatten kein
Interesse daran, auf Rechte des Kolners Riicksicht zu nehmen.* Obwohl Graf Eberhard nicht in
der Urkunde Rudolfs in Bezug auf die Juden erwidhnt wird, sollte er in spiteren Zeiten,
insbesondere unter Konig Albrecht, eine bedeutende Rolle fiir die Dortmunder Juden spielen.
Spétestens seit Ende der 1280er Jahre erhob Eberhard die Steuern der jiidischen Gemeinde, wie aus
einem Schreiben des Dortmunder Rates vom Februar 1299 an Konig Albrecht hervorgeht.*% Neben
Graf Eberhard forderte Rudolf auch die Biirger Dortmunds mit einigen Privilegien und trug so zu
ihrer Entfremdung vom Kolner Erzbischof bei. Wenige Tage nachdem Rudolf Engelhard die
Verpfandung Dortmunds bestitigt hatte, am 3. November 1273, wurden auch die alten Privilegien
der Biirger erneuert.*®> Zudem erhielten die Dortmunder am 22. Juli 1274 eine konigliche
Bestdtigung der reichsweit geltenden Zoll-, Wegegeld- und Geleitsfreiheit.*%® Dadurch, dass der
Konig die Dortmunder Biirgerschaft weitgehend vom Einfluss des Kolner Erzbischofs befreite,

konnte er auf ihre Kooperation in Bezug auf die Verwendung der Judensteuer hoffen.

Um beurteilen zu konnen, ob die Juden ein Interesse daran hatten, fiir eine einmalige
Zahlung von allen weiteren Steuern fiir anderthalb Jahre befreit zu werden, muss man die jahrlich
zu entrichtenden Abgaben an das Reich sowie an andere Herrschaftstriger mit der Sonderzahlung

vergleichen. In der Reichssteuerliste von 1241 sind die Dortmunder Juden mit 15 Mark Silber

401 Ebd., S. 177, Nr. 338.

402 Auch MarmiN, Stddtepolitik, S. 60, sieht in der sehr vorsichtigen Formulierung Rudolfs eine ,.deutliche
Abschwichung der von Wilhelm von Holland vorgenommenen Verpfandung™.

403 Insbesondere ScuiLp, Reichsstadt, S. 70-73 betont den Aufwand, den die Stadtgemeinde unternehmen musste, um
sich gegen die umliegenden Territorialherren wihrend des Interregnums und dariiber hinaus zu behaupten.

404 Dortmunder UB 1, S. 157f,, Nr. 389. Vgl. Korpmann, Juden in Dortmund, S. 82f. Albrecht versuchte zwar nach
seiner Wahl zum Koénig, dem Kolner Erzbischof Wiekbold die versprochenen Rechte an den Juden zu verschaffen
und richtete sich in den ndchsten zwei Jahren mit insgesamt fiinf Schreiben an die Dortmunder Juden und die
christliche Stadtgemeinde, musste schlielich allerdings die faktische Macht Eberhards akzeptieren. Offensichtlich
versuchte auch die Stadtgemeinde, aus der uniibersichtlichen Situation einen Nutzen zu ziehen und selbst von den
Juden Steuern zu erheben. Darauf weist eine weitere Urkunde Albrechts vom 15. Juli 1300 hin, in der er den
Dortmunder Biirgern verbietet, Abgaben von den Juden zu fordern. Vgl.. Dortmunder UB I, S. 180, Nr. 265 (1299
Oktober 18); S. 181f., Nr. 268 (1299 Dezember 1); S. 182f., Nr. 269 (1299 Dezember 1); Westfilisches UB VII, S.
231f,, Nr. 2560 (1299 Dezember 2); Westfilisches UB VII, S. 248, Nr. 2591 (1300 Juli 15); Dortmunder UB II, S.
2, Nr. 3 (1301 Februar 8).

405 RI VI, 1, Nr. 29. Fiir den weiteren Kontext und Inhalt der Urkunde siche Martiv, Stadtepolitik, S. 62.
406 Ebd, Nr. 190.
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verzeichnet.*” Erzbischof Konrad von Koln verlangte in seinem Schutzbrief fiir die Juden aus dem
Jahr 1250 den Betrag von 25 Mark Kolner Pfennige.*%® Die nun wesentlich hohere Sonderabgabe
von insgesamt 84 Pfund Silber kann mdglicherweise mit einem starken Anwachsen der jiidischen
Gemeinde erkldrt werden.*®® Der Vergleich etwa mit der Friedberger Judengemeinde, die im Jahr
1242 zusammen mit den iibrigen Wetterauer Juden 150 Mark zahlte und sich 1277 zur Abgabe von
130 Mark an die Friedberger Burgmannschaft verpflichtete, sowie die Tatsache, dass in der zweiten
Halfte des 13. Jahrhunderts insgesamt ein starker Zuwachs an neuen jiidischen Siedlungsorten zu
beobachten ist, zeigt, dass es sich bei den 84 Pfund Silber nicht zwingend um eine
unverhéltnisméBig hohe Forderung des Konigs gehandelt haben muss. Davon abgesehen werden die
Juden sicherlich nicht an der im fernen Wien vorgenommenen Begiinstigung Gottschalks und
Bertrams teilgenommen haben. Es wird auch nicht in ithrem Interesse gelegen haben, die Steuer im
Voraus zu bezahlen, da nicht gewiss war, ob der Kénig oder ein anderer Herrschaftstrager in den

anderthalb Jahren nicht doch noch einmal zusétzliche Geldforderungen stellen wiirde.

Neben der Begiinstigung zweier Anhédnger sollte die Vergabe den Einfluss des Kdlner
Erzbischofs Siegfried von Westerburg zuriickdrangen. Theoretisch war dieser nach wie vor der
Stellvertreter Rudolfs in Dortmund; die Urkunde iiber die Judensteuer ist der erste Hinweis darauf,
dass die Stellvertreterfunktion Siegfrieds nicht mehr bestand. Wenig spiter riickte Graf Eberhard
von der Mark an die Stelle des Erzbischofs. Dieser hatte sich als treuer Unterstiitzer des Konigs
erwiesen und wurde von ihm in den 1280er Jahren auch mit der Erhebung der Judensteuer belohnt.
Uber welchen Einfluss Eberhard 1279 in Dortmund verfiigte, ist nicht bekannt, aber angesichts der
Tatsache, dass er erst kurz danach in den Diensten des Konigs nachweisbar ist, scheint eine starke
Position des Grafen zu diesem Zeitpunkt unwahrscheinlich. Der Anteil der Juden an der Vergabe
ihrer Steuern ist gering anzusetzen. Selbst wenn sie an den Verhandlungen beteiligt waren und
somit die Steuerbefreiung fiir anderthalb Jahre durchsetzen konnten, hatten sie kaum ein Interesse
an der Vorauszahlung der Steuern. Daflir war die Situation im von stindigen Kémpfen der
Adelsgeschlechter erschiitterten Westfalen zu ungewiss, als dass die Juden sich nicht darauf

verlassen konnten, tatsdchlich flir den genannten Zeitraum von weiteren Steuern befreit zu sein.

407 MGH Const I11, 3, S. 2.
408 Westfdlisches UB VII, S. 1289, Nr. 746a.

409 84 Pfund entsprechen in etwa 126 Mark. Vgl. Kannt, MaBe, S. 178f. und S. 219. Koscuk, Studien, S. 136 geht von
einer jéhrlichen Steuer von circa 60 Pfund Silber aus und vermutet vorsichtig, die starke Steigerung hidnge mit
einem sehr gro3en Wachstum der Gemeinde zusammen. Ebenso Ascuorr, Westfalen, S. 84.
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Gelnhausen

Wie schon in den Streitigkeiten im Mainzer Erzbistum in den 1270er Jahren wurde Rudolf am 26.
April 1280 erneut von Erzbischof Werner von Mainz darum gebeten, in einem Fall als Vermittler in
Erscheinung zu treten. Den dulleren Rahmen bildete dabei die Sponheimer Fehde, konkret ging es
um einen Gelnhausener Juden.*'® Werner berichtete in einem Schreiben an den Konig zunéchst iiber
die erfolglosen Schlichtungsversuche Reinhards von Hanau zwischen ihm und Graf Johann von
Sponheim, um dann einen Fall anzusprechen, bei dem ein aus Gelnhausen stammender Jude nach
Mainz umgezogen und damit zu Werners Juden geworden sei. Der Schultheil und die Biirger
Gelnhausens stellten allerdings die RechtmiBigkeit dieses Umzugs in Frage und beschlagnahmten
die zuriickgelassenen Giiter des Juden. Mit dem Hinweis darauf, dass es den Juden seit jeher
gestattet sei, von Reichsstddten in erzbischofliche Stddte zu ziehen und umgekehrt, bat Werner den

Konig darum, in dieser Angelegenheit zu seinen Gunsten zu intervenieren.*!!

Zwei Aspekte sollen anhand dieser Urkunde thematisiert werden:#'> Zum einen ist
interessant, dass die Vermittlerrolle des Konigs sowohl von den Juden als auch von christlichen
Herrschaftstragern erwiinscht und geschdtzt wurde, selbst wenn Rudolf nicht vor Ort war. Zum
anderen zeigt die Urkunde, wie eindeutig in der zeitgenOssischen Wahrnehmung zwischen ,,den
Juden des Konigs* und ,,den Juden des Erzbischofs* unterschieden wurde, was die Verabsolutierung

der Kammerknechtschaft als Ausdruck totaler Abhéngigkeit der Juden vom Konig ausschlieft.4!3

Die Rolle Rudolfs als Schlichter im Konflikt um die Giiter des Juden hat zwei Griinde. Es ist
logisch, dass sich Erzbischof Werner in diesem Streit mit Gelnhausen primér an den Stadtherren des

Ortes, ndmlich den Ko&nig, wandte. Daneben hatte sich Rudolf in den Auseinandersetzungen im

410 Briefsammlung, S. 148-150, Nr. 134.

411 Ebd.: Ceterum scultetus et cives vestri de Gelnhousen bona cuiusdam Iudei, qui de ipso opido Gelnhousen se cum
persona et rebus suis ad opidum nostrum transtulerat nosterque fuit ludeus effectus, iuxta quod Iudeis de
imperialibus ad nostra et de nostris opidis ad imperialia ex antiquis licitum et liberum est transire, in nostrum
preiudicium occuparunt et detinent occupata.Unde quia contra scultetum et cives predictos modis quibus convenit
huiusmodi iniuriam nos prosequi oportebit, humiliter supplicamus, ut si occasione huiusmodi vobis ab aliquibus
emulis nostris suggesta fuerint et relata aliqua super istis, nostram dignemini habere innocenciam excusatam, nam
contra vestram magnificenciam nichil omnio facere credimus in hac parte.

412 Da die Situation der Gelnhausener Juden die Urkunde nicht konkret betrifft, wird eine Thematisierung derselben an
anderer Stelle, bei der Analyse der Vergabe der Judensteuern an Ulrich von Hanau durch den Ko6nig im Jahr 1286
erfolgen. Siehe unten, S. 136. Auch der Themenkomplex {iber die Freiziigigkeit der Juden im Reich wird erst bei
der Analyse der Mandate, in denen Rudolf 1286 die Beschlagnahmung der aus den rheinischen und wetterauischen
Stadten geflohenen Juden verkiindete, behandelt. Siehe dazu unten, S. 131.

413 Hier sei erneut auf die Ausfithrungen Patschovskys und Willoweits verwiesen, die Rudolf unterstellen, die von
Kaiser Friedrich II. postulierte Kammerknechtschaft zu einem Unterdriickungsapparat umgewandelt zu haben. Vgl.
ParscHovsky, Rechtsverhdltnis und WitLowerr, Konigsschutz. Fiir eine weitere Vertiefung des Themenkomplexes
Kammerknechtschaft siche unten, S. 129.
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Erzbistum als erfolgreicher Vermittler gezeigt und iiberdies den Erzbischof bei den
Ausgleichsverhandlungen begiinstigt.*'* Auch wenn das Verhiltnis der beiden zu dieser Zeit
abgekiihlt war und diese Urkunde den einzigen Kontakt fiir das Jahr 1280 darstellte, war Rudolf fiir
Werner dennoch ein wichtiger Ansprechpartner, was sich im gréferen Zusammenhang an den
vielfdltigen Versuchen Rudolfs, die Sponheimer Fehde durch von ihm ernannte Schiedsrichter zu

beenden, zeigte.*!3

Nicht nur Erzbischof Werner, sondern auch der in der Quelle erwahnte Jude hielt Rudolf fiir
einen verldsslichen Vermittler. Es ist anzunehmen, dass die Bitte an Rudolf um Unterstiitzung
primér auf Wunsch des Juden zustande kam. Im Prinzip ist dies ein dhnliches Vorgehen wie im Fall
der Privilegienbestétigung der Stadt Goslar von 1274, bei der ebenfalls mit Herzog Albrecht von
Sachsen ein méchtiger und mit Rudolf in guter Beziehung stehender Landesherr als Autor der Bitte
erscheint, um ihr stirkeren Nachdruck zu verleihen.*'® Im Falle der Fiirsprache Werners sind
allerdings auch dessen eigene Interessen nicht auBler Acht zu lassen. Zum einen wollte er aus
finanziellen Griinden den neu zugezogenen Juden und dessen Eigentum schiitzen. Zum anderen
konnte es der Erzbischof als méchtigster Territorialherr des mittleren Rheingebietes nicht
hinnehmen, wenn seine Rechte oder die Rechte seines Juden geschmilert oder sogar auller Kraft

gesetzt wurden.

Bereits bei der Schiedsrichtertdtigkeit Rudolfs in den 1270er Jahren zeigte sich das
zurilickhaltende Vorgehen des Konigs, der keineswegs einen Anspruch auf die Juden Werners erhob.
Dies wird in dieser Urkunde erneut bestitigt. Wie selbstverstdndlich sprach der Erzbischof von den
Juden des Konigs und den Juden seines eigenen Machtbereiches. Die in der Forschung haufig
formulierte These, Rudolf habe mit aller Macht ,,das Judenregal* wieder an sich reilen wollen, ist
ganz offensichtlich zu differenzieren. Er versuchte dies durchaus in einigen Fillen, auch in Mainz
nach dem Tod Werners im Jahr 1284. Dennoch wusste er sich zuriickzuhalten, wenn er sich nicht in
der Machtposition wéhnte, um eine Forderung auch durchzusetzen, oder wenn die Anspriiche einen

wichtigen Verbiindeten verdrgert hétten.

414 Sijehe oben, S. 38.

415 Zur Sponheimer Fehde, die das Mainzer Erzbistum iiber Jahre heimsuchte, siche beispielsweise Naumann-HuMBECK,
Studien.

416 Vgl. oben, S. 28.
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Frankfurt

Die letzte Urkunde, mit der Rudolf von Habsburg in seiner Wiener Zeit einen seiner Gehilfen
begiinstigte und die Rechte an Juden tangierte, wurde am 10. Februar 1281 fiir den Frankfurter
Schultheien Heinrich ausgestellt.#!” Fiir seine Verdienste und seine Treue dem Konig gegeniiber
sollte er von jedem Juden, der in Zukunft seinen Wohnsitz in Frankfurt wiahlen wiirde, eine Mark
erhalten.*'® Solange das Wohlgefallen Rudolfs fiir die Dienste Heinrichs andauern wiirde, sollte
auch die Vergabe gelten.*'® Bei dem Begiinstigten der Urkunde handelt es sich um Heinrich II. von
Praunheim. Wie lange er als Schultheifl in Frankfurt wirkte, ist nicht eindeutig zu belegen.** Mit
Rudolf stand er von Beginn an in engen Beziehungen. Als zentral ist der Erwerb der Rodelheimer
Burg 1276 durch Rudolf von acht Rittern anzusehen, die gleichzeitig zu Reichsburgmannen ernannt
wurden.*?! Heinrich, der zu diesen Rittern gehorte, wurde vor allem in dieser Stellung vom Konig
gefordert.*?? Dariiber hinaus stand er mit allen wichtigen Herrschern der Region in engem Kontakt
und wurde von ihnen begiitert.*> In der Folgezeit beteiligten er und seine Mitburgmannen von
Rodelheim sich am Feldzug gegen Ottokar. In diesem Zusammenhang erhielten sie am 30. August

1276, als sie in Niirnberg zum Heer des Konigs stieBen, die Zusage, dass der Konig keinen

417 CD Moenofrancofurtanus I, S. 2311, Nr. 442,

418 Ebd.: Fidem et merita fidelis nostri dilecti Heinrici sculteti Frankenvordensis benignius intuentes, hanc sibi
liberaliter graciam duximus faciendam, quod idem Heinricus de quolibet iudeo, qui ex nunc in antea in civitate
Frankenvordensi residenciam fecerit personalem, unius marce servitium possit recipere auctoritate presencium
litterarum.

419 Ebd.: Prefata gracia tantum ad nostre voluntatis beneplacitum duratura.

420 Er wird in einer Urkunde Rudolfs aus dem Jahr 1290 als Heinricus, quondam scultetus in Frankenfort bezeichnet.
Vgl. UB Frankfurt I, 282f., Nr. 583. Zu der Urkunde siche unten, S. 225. Als Adolf von Nassau im Jahr 1293 zum
Konig gekront wurde und seine Unkosten von den Frankfurter Juden decken lassen wollte, wurde er allerdings nach
dem Bericht des Cronicon Colmariense vom Frankfurter Schulthei3 daran gehindert, bei dem es sich offenbar
wieder um Heinrich von Praunheim handelte. Vgl. MGH SS XVII, S. 257. Er wird in Frankfurter Urkunden bis
1303 zuweilen als Schulthei3 bezeichnet. Vgl. ScuarLes-FiscHer, Pfalz, S. 415.

421 Das Interregnum und die Regierungszeit Rudolfs waren von Kdmpfen zwischen den verschiedenen Machttragern
gekennzeichnet, was sich — dhnlich wie in der iibrigen Wetterau und Oppenheim — an der mehrfachen Zerstérung
der Reichsburg manifestiert. Zur selben Zeit, in der die Aufstdnde in den genannten Orten stattfanden, kam es auch
in Frankfurt zu Unruhen, in deren Verlauf méglicherweise auch die Reichsburg erneut niedergerissen wurde. In der
Versohnungsurkunde, die Rudolf der Stadt am 18. August 1276 ausstellte, wird anders als in Oppenheim und
Friedberg die Reichsburg nicht erwiahnt. Die Tatsache, dass der Konig die Burg Rodelheim erwarb und er diese als
Reichsburgmannen aufnahm, spricht dafiir, dass die Burg in Frankfurt entweder zerstdrt worden war oder aus
Riicksicht auf die Biirger und Teil der Ausséhnung nicht wieder genutzt werden konnte. Vgl. RI VI, 1, Nr. 587
sowie Reprich, Rudolf, S. 473.

422 Er tibte auf der Burg zweifellos eine besondere Stellung aus. Dies zeigt die ihm im Jahr 1290 erteilte Erlaubnis des
Konigs, fir den Unterhalt der Burg sechs Juden anzusiedeln, die allerdings nicht aus einer Reichsstadt kommen
sollten. Vgl. die Ausfiihrungen unten, S. 224. Zwischenzeitlich war er offenbar auch Burgmann in Friedberg. Vgl.
RI VI, 1, Nr. 555.

423 Unter anderem besall er Lehen der Falkensteiner, Gottfrieds von Eppstein und des Speyrer Bischofs. Vgl. zu
Heinrichs Kontakten und einer Beurteilung seiner Person Scuaries-Fiscuer, Pfalz, S. 415-417.
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méchtigen Herren als Burgmann in Rddelheim aufnehmen werde.*** Weitere Anweisungen und
Auftriage des Konigs an seinen Schultheiflen zeugen von einem konstanten Austausch zwischen den

beiden.4?>

Eine derart enge Beziehung ist zwischen Rudolf und den Frankfurter Biirgern nicht
auszumachen. Auch wenn der Stadt als wirtschaftliches Zentrum der Wetterau eine herausragende
Rolle zukam**® und sie sich als Wahlort der deutschen Ko6nige etabliert hatte,*?” trat Rudolf fast
ausschlieBflich mit seinem SchultheiBen in Verbindung.*”® Personlich anwesend war Rudolf
lediglich anlédsslich seiner Wahl zum Ko6nig und wihrend eines Hoftages im Jahr 1290.4° Die
Frankfurter Biirger beteiligten sich zumindest indirekt an der Rebellion der wetterauischen Stidte
gegen die Sondersteuer des Konigs im Jahr 1285, indem sie sich zuvor mit Friedberg und Wetzlar
zu einem Biindnis zusammengeschlossen hatten, womit sie ihre Opposition zum Konig
ausdriickten.*3* Nicht zuletzt aufgrund der mehrfachen Rebellionen bedachte Rudolf die Frankfurter

Biirger nur zuriickhaltend mit Privilegien.3!

In Frankfurt existierte seit der Mitte des 12. Jahrhunderts eine jiidische Gemeinde.*3?
Parallel zu den Verbindungen der christlichen Stadtgemeinden der Wetteraustidte Frankfurt,
Friedberg, Wetzlar und Gelnhausen, die sich in verschiedenen Urkunden widerspiegeln, in denen
pauschal die Gemeinden der Wetterau angesprochen wurden,*3 entstanden auch zwischen den

Juden dieser Stiddte enge Bindungen. Dabei ist Frankfurt als Vorort der genannten Gemeinden

424 Im Juni 1277 ernannte Rudolf allerdings seinen wetterauischen Landvogt Reinhard von Hanau zum Burgmann in
Rodelheim und stattete ihn mit einem Burglehen von 100 Mark aus. Moglicherweise brach er damit sein
Versprechen, es ist aber auch denkbar, dass er die schon vorhandenen Burgmannen konsultierte und Reinhard mit
ihrem Einverstindnis einsetzte. Vgl. RI VI, 1, Nr. 594 und Nr. 830.

425 Ebd., Nr. 584 (1276 August 4) und Nr. 1117 (1279 Juli 29).
426 HEeTzENRODER, Reichsstidte, S. 16f.

427 7Zu Ausbau und Forderung Frankfurts als zentralem staufischen Ort inmitten des umliegenden Krongutes vgl.
Demanpr, Hessen, S. 480f.

428 Die etwa bis 1220 existierende Vogtei wurde von Kaiser Friedrich II. zugunsten eines Reichsschultheien aufgelost.
Der Schultheil wahrte die Rechte des Konigtums in Frankfurt und dem Umland, sal dem Stadtgericht vor und
urkundete zusammen mit den aus Stadtbiirgern rekrutierten Schoffen. Vgl. Herzenroper, Reichsstadte, S. 13f.
Daneben entstand seit der Mitte des 13. Jahrhunderts mit den Ratsherren eine im Gegensatz zum Verbund von
Reichsschulthei und Schéffen rein biirgerliche Stadtvertretung, die seit 1266 urkundlich nachweisbar ist. Siche
Demanpr, Hessen, S. 481.

429 Anlésslich dieser zwei Besuche hielt er sich insgesamt 18 Tage in Frankfurt auf. Vgl. Marrin, Stadtepolitik, S. 196f.

430 Marriv, Stadtepolitik, S. 1611, urteilt, das Biindnis wire ,,eindeutig gegen die Person des Konigs* gerichtet
gewesen. Dafiir spricht auch die Tatsache, dass dieselben Stidte am 1. Dezember 1285 ein erneutes Biindnis
schlossen, in dem nun Rudolf explizit als oberster Herr anerkannt wurde. Vgl. ebd.., S. 165.

41 Er bestitigte kurz nach seiner Wahl zum Konig am 5. September 1273 ihre Freiheiten und Rechte, ermahnte sie
allerdings auch, keine unberechtigten Zolle von den Biirgern Gelnhausens zu erheben. Vgl. RI VI, 1, Nr. 55. Dieses
Verbot richtete sich neben den Frankfurter Biirgern auch an den Reichsschultheilen Heinrich. Siehe Hessisches UB
II, 1, Nr. 352.

432 Uber die Anfinge der Frankfurter Judengemeinde im 12. Jahrhundert vgl. Kracauer, Frankfurt, S. 2f.
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anzusehen.®* Der mit der wirtschaftlichen Stdrke einhergehende Aufschwung der Frankfurter
Judengemeinde wurde im Jahr 1241 durch die sogenannte Frankfurter Judenschlacht unterbrochen.
Nachdem laut der Erfurter Cronica moderna ein Streit zwischen Juden und Christen {liber die
Konversion eines Juden ausgebrochen war, stiirmten bewaffnete Christen das Judenviertel und
ermordeten etwa 170 Juden.*3®> Bis zum Herrschaftsantritt Rudolfs hatte sich erneut eine grofe
Gemeinde gebildet, was daraus ersichtlich wird, dass der neue Herrscher und auch sein Nachfolger
Adolf von Nassau die Steuern der Frankfurter Juden wiederholt an treue Gefolgsleute vergaben.
Unter Rudolf sollte neben Schultheil Heinrich im Jahr 1286 auch Adolf von Nassau nach seiner
Aufnahme zum Burgmann in Karlsmund 20 Mark jdhrlich von den Juden Frankfurts als Burglehen

erhalten.*3¢

Das offenkundig gute Verhéltnis zwischen Heinrich von Praunheim und dem Konig erklért
die Begiinstigung des Schultheiflen. Sie féllt einerseits in die Zeit der Kdmpfe Rudolfs gegen
Ottokar, an denen sich Heinrich personlich beteiligte. Zum anderen steht sie im Zusammenhang mit
dem Erwerb der Burg Rddelheim. Gerade aufgrund des schwierigen Verhéltnisses zwischen dem
Reichsoberhaupt und den Frankfurter Biirgern, welches sich sowohl in den Ausschreitungen der
Jahre 1275/76 als auch im Jahr 1285 zeigte, musste Rudolf an einer starken Position und einem von
Vertrauen und Loyalitdt gekennzeichneten Verhiltnis zu seinem Stellvertreter in der Reichsstadt
interessiert sein. Da es sich in diesem Fall nicht um die Steuern schon vorhandener Juden handelte,
scheint es zunidchst unwahrscheinlich, dass die jlidische Gemeinde einen Einfluss auf die
Steuervergabe nahm. Es ergab sich allerdings eine Interessenverkniipfung von Schultheil und

Judengemeinde: Je mehr Juden in die Stadt zogen, umso hoher waren die Einnahmen Heinrichs.

433 So werden beispielsweise bei der Beschlagnahmung der Giiter der 1286 geflohenen Juden die vier Reichsstddte — in
getrennten Mandaten, sowohl an christliche als auch an jiidische Gemeinden — unter dem gemeinsamen Namen
»Wetterau“ vom Konig angeschrieben. Vgl. unten, S. 128.

434 Zu den judischen Regionalorganisationen und den Vororten der unterschiedlichen Landschaften des Reiches vgl.
Barzen, Regionalorganisation, S. 300.

435 MGH SS XXX, S. 394f.: Hoc anno in villa regia Vrankenvurt cuiusdam Iudei filius christiane fidei baptismum
suscripere desiderans a parentibus et amicis prohibitus est. Quapropter altercacione inter christianos atque ludeos
exorta XI. Kal. lunii valide inter ipsos dimicatum est. Tandem paucis christianis occisis, Iudeorum circiter CLXXX
gladio et igne, quem propriis manibus imposuerant, consumpti sunt; ipsoque igne post hec invalescoente media
fere pars eiusdem civitatis est concremata. Videntes itaque reliqui quidam Iudeorum sibi mortis imminere
periculum, baptizati sunt numero XXIIII, inter quos eciam ipsorum quidam episcopus traditur extitisse. Dieses
Ereignis wird mit den Endzeiterwartungen, die unter anderem durch das Auftreten der Mongolen in Europa und ihre
Klassifizierung als moglicherweise jiidische Stimme, aber auch durch den Kampf Kaiser Friedrichs II. gegen Papst
Innozenz IV. sowie auf jiidischer Seite durch das Anbrechen des 6. Jahrtausends hervorgerufen wurden, erklart.
Vgl. dazu ScuNemMULLER, Pfalzstadt, S. 17-19. Die Angaben iiber die genauen Opferzahlen schwanken zwischen
159 und 180. Vgl. dazu Kracauer, Frankfurt, S. 7-9. Die Tat wurde den Frankfurter Biirgern im Mai 1246 von
Konig Konrad IV. aufgrund ihrer besonderen Treue den Staufern gegeniiber verziehen. Siehe UB Frankfurt I, S. 71,

Nr. 142.
436 Ebd., S. 247, Nr. 513. Zu dieser Burglehensvergabe siche unten, S. 111. Beziiglich des Verhiltnisses zwischen

Adolf von Nassau und den Frankfurter Juden siehe unten, S. 166.
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Einen verstirkten Zuzug gab es vor allem dann, wenn in der Stadt Stabilitdt und Ruhe herrschte.
Daher konnte die Angelegenheit auch fiir die Juden einen positiven Aspekt beinhalten, zumal eine
engere Verbindung mit dem zu dieser Zeit immer noch michtigen Schultheilen ohnehin fiir die
jidische Gemeinde vorteilhaft sein musste. Sie waren wohl nicht an der Steuervergabe beteiligt,

werden ihr aber auch nicht entgegengetreten sein.

Zusammenfassung: Die Zeit von 1277 bis 1281

Insgesamt lassen sich in der zweiten Herrschaftsperiode Rudolfs zwei vollig unterschiedliche
Vorgehensweisen in Bezug auf die Juden feststellen. Was seine Interaktionen mit den nicht in
Osterreich ansissigen Juden angeht, so ist kaum ein Unterschied zu der ersten Herrschaftszeit
auszumachen. Wie zuvor galt Rudolfs Interesse dem Ausbau des Reichsburgensystems, wobei es in
der zweiten Herrschaftsetappe mit der Nachbesserung des Burglehens fiir den Friedberger
Burggrafen sowie den Neuausstattungen der Reichsburgen Karlsmund und Oppenheim insgesamt
dreimal zur Nutzung von Judensteuern kam. Der Schwerpunkt lag nach wie vor in der Wetterau, die
Rudolf offenbar als konigsnahe Landschaft sichern wollte. Dabei war die gro3e Entfernung kein

Hindernis.

Die Judensteuern wurden von Rudolf nicht nur als Burglehen vergeben, sondern auch als
Belohnung seiner Anhédnger. Der Konflikt mit Ottokar hatte eine neue Situation geschaffen, in der
Rudolf seine Unterstiitzer stiarker an sich binden musste als zuvor. Als die Kidmpfe siegreich beendet
waren, kam es zu grof3ziigigen Schenkungen, bei denen die Steuern von Juden eine wichtige Rolle
spielten. Dies gilt insbesondere fiir Ulrich von Hanau, dem Rudolf die Steuern der Juden von
Assenheim, Miinzenberg und Nidda iibertrug. Auch der Frankfurter Schulthei3 Heinrich von
Praunheim profitierte von seinen Diensten im Gefolge des Konigs. Gottschalk und Bertram von
Ahaus bekamen fiir ihre Dienste, die sicherlich mit dem Krieg gegen Ottokar zusammenhingen,
eine Anweisung auf die Steuer der Dortmunder Juden. Die mit Abstand grofite Belohnung erhielt

jedoch Rudolfs treuster Anhénger, Heinrich von Basel.
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Abb. 3: Schwerpunkte von Rudolfs Itinerar sowie jiidische Gemeinden mit Kontakt zum Konig, 1276-1281.

Des Weiteren kam der Konig erneut seinen Aufgaben als Schiedsrichter in Streitfillen
zwischen seinen Vertrauten und Juden unterschiedlicher Gemeinden nach. Diese schon in der ersten
Herrschaftszeit beobachtete Tétigkeit erklért sich zum einen aus seinem anscheinend positiven Ruf
als gerechtem und maBvollem Schlichter und zum anderen aus den jeweiligen Beziehungen der
Bittsteller. Burggraf Konrad von Niirnberg unterhielt iiber seinen Bruder Friedrich ausgezeichnete
Verbindungen zum Reichsoberhaupt. Erzbischof Werner hatte zwar ein nicht durchgehend gutes
Verhiltnis zu Rudolf, verfiigte aber nach den Schlichtungstitigkeiten des Konigs in den
Streitigkeiten zu Beginn der 1270er Jahre iiber die Erfahrung, sich auf den Konig verlassen zu

konnen. Auch hier spielte die weite Entfernung nach Niirnberg und Mainz offenbar keine Rolle.

93



Der Anteil, den die Juden an dieser Form des Kontakts hatten, ist schwer einzuschétzen. Von
Fall zu Fall werden sie ein Interesse an den Vergaben ihrer Steuer gehabt haben, wie im Falle der
Ubertragung an Ulrich von Hanau, und insbesondere an den skizzierten diesbeziiglichen
Nachverhandlungen mit den Falkensteinern. Ein Wohlwollen, aber wohl kaum ein Mitwirken an der
Privilegierung Heinrichs von Praunheim kann bei den Frankfurter Juden angenommen werden, da
sich der Schulthei3 in eigenem Interesse fiir glinstige Lebensbedingungen der jiidischen Gemeinde
einsetzen musste. Fiir die Dortmunder Juden bedeutete die Sonderzahlung im Gegenzug fiir
anderthalbjdhrige  Steuerbefreiung ein nicht unbedingt positives Geschift. Was die
Vermittlungstitigkeit Rudolfs in den beiden Streitfdllen angeht, ist eine Beurteilung des jlidischen
Anteils an der Interaktion dagegen eindeutig: Wihrend die Niirnberger Juden keinerlei Interesse an
einem Entgegenkommen in der Schuldfrage Burggraf Konrads zeigten und durch ihre Weigerung
auch die Schwiche des Konigtums in der Reichsstadt offenbarten, wird die Bitte Erzbischof
Werners von Mainz in Bezug auf den neu zugezogenen Juden mit Sicherheit auf der Initiative des
Juden basieren. Insgesamt kann festgehalten werden, dass die groe Entfernung zwischen Rudolfs

Aufenthaltsort und den meisten jiidischen Gemeinden den Kontakt nicht einschrénkte.

Gegensitzlich zu dem beschriebenen Vorgehen Rudolfs in den Reichsangelegenheiten
handelte der Konig in Bezug auf die osterreichischen Juden. Hier sind zwei Handlungsweisen zu
beobachten. Zum einen war Rudolf dazu gezwungen, seiner labilen Herrschaftsgrundlage Stabilitét
zu verleihen und im Zuge dessen sowohl die Biirger verschiedener Stidte als auch bestimmte
Bevolkerungsgruppen Wiens zu privilegieren. Seine schwache Stellung ermoglichte seinen
Verhandlungspartnern, ihm Zugestiandnisse abzupressen, die seinen Interessen an der Ausstattung
eines kiinftigen Habsburger Landesherrn zuwiderliefen. Davon waren auch Rechte an den Juden
betroffen; dies gilt sowohl fiir die einschldgigen Paragraphen in den Stadtrechtsbestitigungen von
Laa und Olmiitz als auch fiir das Tullner Privileg. Das Wiener Stadtrecht mit dem Amterverbot fiir
Juden spielte ebenso wie der Schutz der Wiener Miinzgenossenschaft fiir den Konig nur eine
untergeordnete Rolle. Am bedeutsamsten war fiir ihn und seine Interessen die Bestétigung der
Judenordnung Herzog Friedrichs II. von 1244, in der er indirekt seinen landesherrlichen Anspruch
auf die Rechte und Steuern der Juden manifestierte, indem er sich in eine Traditionslinie mit dem
Babenberger stellte. Reichsinteressen, die er in allen anderen Fillen in Bezug auf die Juden
artikulierte, fallen hier vollig weg. Rudolf verzichtete auf AuBerungen, dass die Juden zur

koniglichen Kammer gehorten, und tiberging auch das Wiener Judenprivileg Kaiser Friedrichs II.

Den Juden werden die von den Biirgern der genannten Orte dem Konig abgerungenen

Zugestandnisse ebenso wenig gefallen haben wie diesem. Weder konnte es in ithrem Interesse sein,
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dass der Hochstzinssatz wieder auf einen konkreten Betrag festgesetzt wurde, noch wollten sie
direkt von den Biirgern besteuert werden, da dies eine Mehrbelastung bedeuten konnte. Das
Amterverbot verhinderte, dass erneut einflussreiche Juden in den Dienst des Herzogs treten
konnten. Noch folgenschwerer fiir die Wiener Juden war das Verbot von Metall- und Miinzhandel.
Dieser Betitigung gingen die Juden sicherlich noch bis zum Herrscherwechsel von Ottokar zu
Rudolf nach. Die Bestitigung der Judenordnung jedoch geht eindeutig auf ihre Initiative zuriick. Sie
hatten ein groBes Interesse daran, nach dem Machtwechsel Rechtssicherheit zu erlangen; zudem
regelte das Privileg alle ihre Lebens- und Arbeitsbereiche. Dass die Juden mit ihrer Bitte um
Bestitigung beim Konig auf offene Tiiren stieen, war ihnen vielleicht nicht bewusst, hat aber mit

Sicherheit zu einem schnellen Entgegenkommen von Seiten Rudolfs gefiihrt.

2.3.3 Rudolf und die Juden von 1281 bis 1289

Die Zeit von 1281 bis 1289 ist klar von den anderen Herrschaftsetappen Rudolfs abgrenzbar, da
sich die Parameter seiner Konigsherrschaft nun vollig verdndert hatten. Rudolf kehrte zwar zu dem
bereits von 1273 bis 1276 beobachteten Reisekonigtum zuriick, verfiigte allerdings mit dem Sieg
iiber Ottokar und dem Erwerb der Osterreichischen Lénder iiber eine deutlich vergrofBerte
Machtbasis. Diese sowie auch der Prestigegewinn durch den Erfolg gegen den iliberméchtig
erscheinenden Gegner eréffneten dem Konig neue Handlungsspielrdume, die er vielfiltig zu nutzen
verstand. Es ist nun zu iberpriifen, in welcher Weise Rudolf vor dem Hintergrund seines
Machtzuwachses auf die Juden zuging sowie ob und wie sich die Sicht der Juden auf den Konig

veranderte.

Regensburg

Die erste Stadt, die Rudolf bei seiner Riickkehr in die Kernregionen des Reiches ansteuerte, war
Regensburg. Dort stellte er am 4. Juli eine Urkunde aus, die die Rechte und Pflichten der
Regensburger Judengemeinde behandelte.*3” In dieser erkldrte Rudolf, dass die Juden der Stadt und

Didzese Regensburg zwar unter seiner Herrschaft stiinden, aber in allen Sachen Bischof Heinrich

47 MGH Const I, S. 267, Nr. 275.
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gehorchen sollten.*3® Konkret wies er die Juden an, wihrend der Osterzeit in ihren Hausern zu
bleiben, ihre Tiiren und Fenster geschlossen zu halten und keinesfalls auf 6ffentliche Straen oder

Plitze zu gehen, wo sich trauernde Christen womdglich von ihnen gestort fithlen konnten. 43

Seit dem Tod Leo Thundorfers, der von 1262 bis 1277 Bischof von Regensburg war,
fungierte der in der Urkunde genannte Heinrich von Rotteneck in diesem Amt. Er fiigte sich nahtlos
in das Netzwerk von Unterstiitzern des Konigs ein.**" Seit Mérz 1280 hielt sich Heinrich am Hof
Rudolfs in Wien auf und wurde vom Konig regelmaBig privilegiert.**! Konnte er an die konigsnahe
Politik seines Vorgédngers problemlos ankniipfen, gestaltete sich sein Verhéltnis zur Stadtgemeinde
Regensburgs und offenbar auch zu den Juden schwieriger. Wie schon gezeigt, hatten sich die Blirger
seit dem Interregnum von der Bischofsherrschaft weitgehend befreit und agierten de facto
unabhingig von ihrem nominellen Stadtherren.**> Vor dem Hintergrund dieser gespannten Situation
erklart sich der erste Teil der Urkunde, in dem der Gehorsam thematisiert wird, den die Juden dem
Bischof schuldig wiren. Rudolf erwédhnt ausdriicklich, die Handlungen Heinrichs seien
gleichbedeutend mit dem koniglichen Willen. Dies zeigt, dass Rudolf die Rechte an den Juden
eindeutig als Reichsgut betrachtete, diese jedoch in grofziigiger Weise an Bischof Heinrich abtrat.
Die Betonung prinzipieller koniglicher Rechte war gleichbedeutend mit der Zuriickweisung
moglicher Anspriiche der Stadtgemeinde. Diese hatte den Bischof aufgrund eigener Interessen
entweder eigenméchtig an der Ausiibung seiner Herrschaftsrechte gehindert, oder sie war von der
jidischen Gemeinde um Unterstiitzung gegen den Bischof gebeten worden. Beide hatten vielleicht
durch den Wechsel im Bischofsamt die Moglichkeit gesehen, sich Heinrichs Forderungen zu

widersetzen.

Der zweite Abschnitt der Urkunde hat einen vollig anderen Hintergrund. Wie bei der
Bestitigung des Wiener Stadtrechts tibernahm Rudolf eine auf dem IV. Laterankonzil beschlossene
kirchliche Bestimmung. Damals wurde festgelegt, dass die Juden an den Kartagen ihre Héuser nicht

verlassen sollten, um die Christen in ihrer Trauer um den Tod Jesu nicht zu stéren oder gar zu

438 Ebd.: Noverint igitur universi, quod ludei Ratisponensis civitatis et diocesis de nostro mandato, auctoritate, gracia
vel indulto aut alia occasione quacunque sumpta a nobis venerabili episcopo Ratisponensi Heinrico principi nostro
karissimo ac successoribus suis nullatenus rebellabunt nec ipsius vel successorum suorum in hoc mandato aliqua
lite se opponent (...).

439 Ebd.: (...) quominus predicti ludei diebus passionis Domini nostri Thesu Christi in hospiciis suis lateant, clausas
fores et fenestras suas habeant nec in vicis et plateis publice in contumeliam fidei christiane appareant (...).

440" Davon zeugt unter anderem eine Urkunde fiir Burggraf Friedrich von Niirnberg vom 22. Dezember 1278, in der
Heinrich diesem die weibliche Erbfolge der Regensburger Lehen garantierte. Siehe RI VI, 1, Nr. 1036. Die
Belehnung mit der entsprechenden Vererbungsklausel wiederholte Heinrich am 28. Mérz 1280. Vgl. Ebd., Nr. 1182.

441 Unter anderem {ibergab der Konig ihm zwei in Wien befindliche Hiuser, die bereits zu Babenberger Zeiten an die
Regensburger Bischofe verliechen worden waren. Vgl. RI VI, 1, Nr. 1170.

442 Sijehe oben, S. 35.
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verspotten.**> Ob es einen konkreten Hintergrund fiir die Mahnung Rudolfs an die Juden gab, ist
nicht bekannt, kann aber angenommen werden. Denn nur ein Vorfall von Ungehorsam oder — in
christlichen Augen — unangemessenem Verhalten der Juden kommt als Begriindung fiir das
Zustandekommen der Urkunde in Frage. Dies muss nicht unbedingt eine konkrete Beleidigung der
Christen gewesen sein, sondern moglicherweise haben sich die Christen durch die Pessach-
Feierlichkeiten gestort gefiihlt.*4* Keinesfalls konnen allerdings allgemeine Riickschliisse auf eine
,Politik® Rudolfs im Sinne des Laterankonzils formuliert werden, denn die beiden genannten Fille,
in denen dort getroffene Beschliisse von Rudolf in Urkunden iibernommen wurden, stehen isoliert.
Bei der Bestitigung des Amterverbots im Stadtrecht von Wien kdnnte, wie bereits erwihnt, das
1267 abgehaltene Wiener Konzil eine Rolle gespielt haben, das auch Ottokar dazu bewog, seine
jidischen Amtleute abzusetzen. Ebenso wird die Regensburger Urkunde wohl einen konkreten

Hintergrund gehabt haben, iiber den allerdings keine weiteren Hinweise iiberliefert sind.

Boppard

Starkte Rudolf anldsslich seines Regensburger Aufenthaltes die Stellung des Bischofs gegeniiber
den Juden, schritt er in einem nicht genau datierbaren Fall zugunsten der Juden von Boppard ein. In
einem ersten um 1281 verfassten Schreiben an namentlich nicht genannte Adressaten, die ihn in
einem Brief iiber die Verfolgung und Gefangennahme seiner Juden eines ebenfalls nicht erwéhnten
Ortes unterrichtet hatten, erklérte er, dass die Vergabe der Rechte an den Juden an N. von N. nicht
geschehen sei, um ihre Freiheiten zu beschrianken.**> In einem weiteren, wohl zur selben Zeit
verfassten Brief an die Witwe des N. von Bolanden schrieb der Konig, dass die an ihren Mann
vergebenen Rechte an den Juden von Boppard auf ein begrenztes Mal3 unter Wahrung der Freiheit

der Juden limitiert worden wiren. Dieses Mal} habe sie nun tiberschritten. Rudolf wies sie an, die

443 Conciliorum Collectio Bd. 22, Sp. 1055: In diebus autem lamentationis et dominicae passionis, in publicum minime
prodeant, eo quod nonnulli ex ipsis, talibus diebus (sicut accepimus) ornatius non erubescunt incedere, ac
Christianis, qui sacratissimae passionis memeriam exhibentes lamentationis signa praetendunt, illudere non
formidant. Vgl. auch ScHreckeNBERG, Adversus Judaeos, S. 423-425.

444 Ebd., S. 423.

445 Bopmann, Codex, S. 152, Nr. VI: Auditis et intellectis plenius nuper vestris litteris, quas super angariatione et
captivatione Iludaeorum nostrorum, nostro Culmini destinastis, ad illa, quae continebantur in eis (...)
respondendum quod nos quidem recognoscimus, quondam N. de N. (...) indulsisse, ud quidquid bono modo et
congruo a ludaeis nostris praenotatis potuisset convenienter, salvis ipsorum Iudaeorum libertatibus, habuisse, ne
nostro consensu procederet, et benivola voluntate; unde novit altissimus, quod in praedictis Iudaeis ampliorem
eidem N. non fecimus gratiam, quae posset libertati, quam ipsis concessimus, aliqualiter obviare, cum non sit
intentionis nostrae, ipsis suas libertates infringere, sed inviolabiliter observare (...). Siehe auch Urkundenregesten
II1, S. 234, Nr. 326.
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Juden freizulassen und keine hoheren Geldsummen von ihnen zu fordern, als sie bisher an ihren

Mann gezahlt hitten.446

Wird in der ersten Urkunde lediglich von einer Gefangennahme nicht genau lokalisierbarer Juden
gesprochen, erhellt sich die Angelegenheit durch die zweite Urkunde. Bei der genannten Witwe
eines Herrn von Bolanden handelt es sich vermutlich um Lukardis, die mit Philipp von Bolanden
verheiratet war. Dieser starb um den August 1279, sodass die Urkunde nach dieser Zeit, vermutlich
nach der Riickkehr Rudolfs in die zentralen Gebiete des Reiches ausgestellt wurde.**” Die Herren
von Bolanden waren eine der méchtigsten Familien am Mittelrhein und unterhielten enge familidre
Beziehungen zu den Herren von Falkenstein und Hohenfels.4#® Uberdies wirkte Friedrich von
Bolanden in den Jahren von 1272 bis 1302 als Bischof von Speyer. Die Briider Werner und Philipp
von Bolanden standen in einem guten und engen Verhiltnis zu Konig Rudolf. Sie waren beide bei
seiner Wahl zum Konig anwesend und beteiligten sich an den Feldziigen Rudolfs gegen Graf
Rudolf von Baden im Sommer 1274 und Ottokar von Béhmen. Philipp blieb bis Ende 1277 am Hof
Rudolfs in Wien, wo er letztmalig am 24. November als Zeuge in einer koniglichen Urkunde
auftrat.** Es ist anzunechmen, dass sich Philipp durch diese Dienste fiir den K6nig das Recht auf
Besteuerung der Bopparder Juden erworben hatte. Diese Art der Belohnung ist charakteristisch fiir
die Herrschaftspolitik Rudolfs, jedoch ist in Bezug auf die Vergabe der Bopparder Judensteuer

keine Ubertragungsurkunde iiberliefert.

Erste Nachrichten iiber jlidisches Leben in der Reichsstadt Boppard stammen aus dem 12.
Jahrhundert, als es dort in den Jahren 1179 und 1196 zu Verfolgungen kam.** In der
Reichssteuerliste von 1241 wird die steuerliche Abgabe der Juden Boppards mit 25 Mark
angegeben, was auf eine nicht unbedeutende Gemeinde schlieBen ldsst.*>! Sie lebten in einer zentral
gelegenen Judengasse, in der auch Christen wohnten. Der Name des Reichsministerialengeschlechts

der Inter Judeos, das im Jahr 1248 erstmals erwihnt wird, weist darauf hin.*2 Die Ministerialen

446 Ebd, S. 153, Nr. VIL: (...) illa gracia, quam de Iudaeis nostris Bopardiensibus sibi indulsisse fatemur, se amplius
non extendit, quam ad illud, quod, quidquod bono et convenienti modo ab ipsis, salvis ipsorum libertatibus
potuisset habere, de nostra procederet bona voluntate; et quia per te contrarium attemptatum exisit, tenorem
mandati regii excessisti, unde devotionem tuam rogamus, quod a captivatione dictorum ludaeorum desistas, et
permittas eos ea libertate gaudere, quam sibi recognoscimus indulsisse, et quidquid ab ipsis, ut praemisimus, bono
modo habere poteris, recipias liberaliter et benigne. Siehe auch Urkundenregesten 111, S. 234f.; Nr. 327.

447 Vgl. dazu die Angaben Repticus in den RI, VI, 1, Nr. 1610.

448 Fiir einen Uberblick iiber die Herren von Bolanden seit den Anfingen als Ministeriale im 12. Jahrhundert sowie
iiber ihre verwandtschaftlichen Bindungen siche ANpErMANN, Bolanden, S. 69-86.

449 RI VI, 1, Nr. 892.
450 BurkarDp/THILL, Juden, S. 15-17.
451 MGH Const II1, 2.

452 Burkarp/THILL, Juden, S. 17f.
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stellten die maligebliche Gruppe in der Stadt dar und trieben auch die Herausbildung einer
stddtischen Gemeindevertretung voran.*? Die Konigsstadt und der dort erhobene Zoll wurden
ebenso wie die Stadt Wesel am 6. Januar 1278 von Konig Rudolf an Graf Wilhelm von Jilich fiir
4000 Mark Kolner Pfennige beziehungsweise 3000 Mark Silber verpfiandet,** wobei diese Vergabe
die Rechte an den Bopparder Juden offenbar nicht oder nur zum Teil einschloss; die
Formulierungen in den beiden Urkunden iiber die Gefangennahme der Juden ldsst den Schluss zu,
dass die Vergabe derselben an Philipp von Bolanden bereits vor ldngerer Zeit stattgefunden hatte.
Die Ministerialen und insbesondere die Herren von Bolanden stellten wohl die wichtigsten
Ansprechpartner der Juden dar. Insofern lag die Vergabe ihrer Steuer an Philipp in ihrem Interesse,
da diese sicherlich auch ein Schutzverhéltnis begriindete. Erst nach Philipps Tod verkehrte sich die

Beziehung der Juden zu den Bolanden ins Negative.

Im Vordergrund steht in diesem Fall die funktionierende Kommunikation zwischen Rudolf
und den Bopparder Juden. Die beiden Briefe zeigen deutlich, dass eine Vergabe von Judensteuern
nicht die Rechte der betroffenen Gemeinden einschrinken sollte. Als die Juden den Konig, offenbar
iiber den Umweg nicht genannter Getreuer Rudolfs, darum baten, die Rechtsiibertretung der Witwe
Philipps zu unterbinden, reagierte er in ithrem Sinne. Er wandte sich sowohl an die Mittelsménner
der Nachricht als auch an Lukardis von Bolanden, um ihr mitzuteilen, dass sie zwar aus der Vergabe
der Judensteuern an ihren verstorbenen Mann weiterhin Nutzen ziehen, die Juden jedoch in ihren
Freiheiten nicht einschrénken und nicht iiber die damals vereinbarte Summe hinaus belasten diirfte.
Die fiir Rudolf charakteristische Vermittlertdtigkeit zeigt in diesem Fall einmal mehr, dass der
Konig die Juden schiitzte, soweit es in seiner Macht lag. Typisch ist auch sein ausgewogenes Urteil,
der Witwe ihre Einkiinfte zu belassen und gleichzeitig auf die Wahrung der Rechte und Freiheiten

der Juden zu verweisen.

Freiburg

Als Rudolf im Sommer 1281 in die zentralen Gebiete des Reiches zuriickkehrte, kiimmerte er sich
zundchst um zwei Anliegen: Zum einen errichtete er regionale Landfrieden, zum anderen setzte er
die Mallnahmen zur Revindikation von Reichsgut fort. Nachdem Graf Egno II. von Freiburg einige

Reichs- und Hausgiiter des Konigs verwiistet hatte, begann Rudolf im Oktober 1281 eine

433 Zentren I1, S. 77f., Art. Boppard.
434 RIVI, 1, Nr. 914.
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Belagerung Freiburgs, die den Grafen nach zwei Wochen zum Einlenken bewog. Im
Friedensschluss, der am 23. Oktober vereinbart wurde, forderte Rudolf unter anderem, dass der

Graf ihm Rechenschaft tiber die Juden ablegen miisste, sobald er dies verlangen wiirde.*>

Mit diesem Friedensschluss wurde ein Konflikt beigelegt, der seit der Kronung Rudolfs
bestanden hatte. Hauptstreitpunkt war die Stadt Neuenburg, die Graf Heinrich, der Bruder Egnos,
nach der Erbteilung von 1271 fiir sich beanspruchte und bei deren Eroberung er damals sowohl von
Egno als auch von Rudolf unterstiitzt wurde.*® Nach Rudolfs Wahl zum Konig erklérte dieser
Neuenburg allerdings als zum Reich gehorig. Des Weiteren forderte er von Egno die Herausgabe
der Burg Zihringen, die er fiir seine Reichsburgenpolitik nutzen wollte.4” Wahrend Graf Heinrich
eine konsequent konigstreue Politik verfolgte,*® rebellierte Egno gegen die Inbesitznahme von
Neuenburg und der Burg Zihringen, worauf der Konig mit einer Belagerung Freiburgs im August
1275 reagierte. Im Jahr 1278 nutzte der Graf die Abwesenheit Rudolfs dazu, den Reichsbesitz von
neuem zu verwisten, die Stadt Offenburg anzugreifen und die Burg Zidhringen sowie weitere
Befestigungsanlagen des Konigs zu zerstoren. Moglicherweise kam es bereits zu dieser Zeit zu
einer erneuten Belagerung Freiburgs, diesmal durch Rudolfs Sohn Albrecht.*® Die endgiiltige
Entscheidung fiel im Sommer 1281, als der Konig durch den Einsatz eines groBBen Heeres die
Aufgabe seines Widersachers in nur zwei Wochen erreichen konnte. In allen Punkten setzte er seine
Forderungen durch, allerdings musste die Freiburger Stadtgemeinde die Hauptlast der damit
verbundenen Kosten tragen. Sie hatte fiir den Wiederaufbau der Burg Zihringen zu zahlen und

dariiber hinaus eine Entschadigungssumme an Rudolf sowie das Kloster Adelhausen zu leisten.4¢0

455 UB Freiburg 1, 1, S. 90: ,,Umbe die juden ze Friburg, sol uns Grave Egin reht tvon, swenne wir daz vordiren.*
Siehe auch Urkundenregesten I11., S. 200f., Nr. 264.

456 Burz, Herrschaft, S. 155-167.
457 GercHOW/ScHADEK, Stadtherr, S. 148.

458 Er begleitete den Habsburger beispiclsweise nach Osterreich, wo er als Zeuge bei den ersten
Friedensverhandlungen zwischen Rudolf und Ottokar auftrat und vermutlich auch bei der Entscheidungsschlacht
von Diirnkrut auf Seiten des Konigs kampfte. Vgl. Butz, Herrschaft, S. 173f.

49 Die Annales Colmarienses Maiores, MGH SS XVII, S. 205, berichten von einer Belagerung Freiburgs durch
Albrecht. Es ist allerdings denkbar, dass mit der Ortsbezeichnung Freiburg im Uechtland gemeint war, das seit 1277
in habsburgischem Besitz war. Vgl. Butz, Herrschaft, S. 176f.

460 Fiir den Wiederaufbau sollte der Markgraf von Hachberg oder einer seiner Amtsleute sorgen. Vgl. UB Freiburg 1, 1,
S. 90: Die burger von Vriburg, die son uns Zdringin die burg wider buwen alse gout odir bessir, alse si was do si nu
zerbrochin wart. Also daz si son bitten den Markgraven von Hahberg, oder einne andirn vonsirne amptman, den
wir in dar zou mit des bischofes rat von Basil benemmen, daz er die selbin burg Zdiringin wider buwe ane alle
gewdrde uf sinen eit alse gout, oder bessiralse si was do si nu zerbrochin wart, und von die burger daz silber
gebin, damit die burg wirt gebuwen. Dieselbin burger von Vriburg, die son ouch dem kloster ze Adelnhusen
driihundirt marc silbers geben, und son ouch eime unsirme amptman, den wir da zvo benemmen, oder dem
Markgravin von Hahberg geben ahthundert marc silbers, daz er uns ein burg buwe uf unsirme guot, swa wir
wellen.
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Ganz offensichtlich hatte die Stadtgemeinde die tragende Rolle bei den Unruhen gespielt. Mit dieser

Siihne endeten die Streitigkeiten zwischen Egno und dem Konig. 46!

Die erste Erwédhnung von Juden in Freiburg stammt aus dem Jahr 1230. In einer Urkunde
beklagte sich Konig Heinrich (VII.) dartiber, dass Graf Egno I. von Freiburg die koniglichen Juden
gefangen gesetzt habe.*2 Uber die GroBe und Bedeutung der jiidischen Gemeinde in der zweiten
Hilfte des 13. Jahrhunderts ist nichts Weiteres iiberliefert. Der erste namentlich bekannte in der
Stadt anséssige Jude, Isaak, war um 1301 Gldubiger des Grafen von Toggenburg.*%3 Zur Zeit
Rudolfs muss allerdings eine Gemeinde vorhanden gewesen sein, die von Egno zu Steuerleistungen
veranlasst worden war. Die Thematisierung der Rechte an den Juden und ihren Abgaben erscheint
in der Urkunde von 1281 an erster Stelle. Dies belegt die Relevanz, die den Freiburger Juden fiir
den Konig zukam. Die Siihne zwischen Rudolf und Egno sowie der Stadtgemeinde von Freiburg
brachte dem Kd&nig hochstwahrscheinlich die Kontrolle iiber die Abgaben der Juden zuriick. Dieser
Befund wird primir durch die Beobachtung gestiitzt, dass sich Graf Egno in der Folgezeit
kénigstreu zeigte und bis zum Tod Rudolfs des Ofteren an dessen Hof anwesend war. Da keine
weiteren Klagen Rudolfs iiber Behinderungen bei seiner Herrschaftsausiibung in Bezug auf die
Judenrechte bekannt sind, hat sich der Graf offenbar an diesen Punkt der Siihne gehalten. Die
Kontrolle iiber die Rechte an den Freiburger Juden endete offenbar mit dem Tod des Konigs, da
Egno am Ende des 13. sowie zu Beginn des 14. Jahrhunderts in allen Streitigkeiten mit der

Stadtgemeinde seine alten Rechte an den Juden artikulierte und bewahren konnte. 464

Dass die Juden selbst ein Interesse an ihrer Zuordnung zu Rudolf hatten, ist nicht

anzunehmen. Sie standen dem Grafen und der Stadtgemeinde mit Sicherheit ndher als dem Konig,

461 Egno trat in der Folgezeit hiufiger als Zeuge von koniglichen Urkunden auf und muss sich daher regelméafig am
Hof Rudolfs befunden haben. Vgl. Burz, Herrschaft, S. 183f.

462 UB Freiburg I, S. 35, Nr. 47. Scuickr, Schutz, S. 687, Anm. 1, hélt es nicht fiir sicher, dass es sich bei den gefangen
genommenen Juden tatséchlich um in Freiburg anséssige Juden handelte.

463 MGH Const IV, 1098, Nr. 1063.

464 Zwei Urkunden aus dem 14. Jahrhundert zeigen, wie Egno seine Rechte nach dem Tod Rudolfs gegen die
Anspriiche der Biirger verteidigte. Im Januar 1300 versprach Egno den Freiburger Juden, ihre Rechte in der Zukunft
weder zu vergroBern noch zu schmélern; zuvor war in einer Sithne zwischen ihm und den Stadtbiirgern festgestellt
worden, dass die Judenrechte dem Grafen zustiinden. Vgl. Freiburger UB I, S. 314, Nr. 342: mit dire sazzunge sol
den juden ir reht weder gebédsert noch gebessert sin. Dies wurde Egno im Jahr 1310 auch vom koniglichen
Hofrichter Graf Heinrich von Sponheim in einer Urkunde bestétigt. Offenbar hatten die Biirger den Grafen zuvor
erneut an der Ausiibung seiner Rechte behindert. Siche MGH Const IV 2, S. 1109, Nr. 1092 (1310 Januar 14): Ich
grave Heinrich von Spanheim der hoverihter mins herren des Romischen kunges Heinrviches enbute Cunrat
Diterich von Friburk minen grus unde gebut dir von mins herren gewalt des kunges, daz du graven Egen von
Friburk wider setztest in sine gewer uf reht uf die Juden ze Friburk (...). Vgl. auch ebd., S. 1110, Nr. 1095, (1310
Januar 24) wo der angesprochene Konrad Dietrich von Freiburg an den Hofrichter antwortete: Als ir mir enbuttent
von mins herren gewalt des kuniges, das ich minen herren grave Egenen von Friburg wider sazti in sine gewer uf
reht uf die Juden ze Friburg (...) das tet ich an dem Fritage unde dem Samestage den nehesten nach sante Agnesen
tage.
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der anders als etwa in den Reichsstiddten der Wetterau mit den dort vorhandenen Burgbesatzungen
nicht fiir den Judenschutz in Freiburg sorgen konnte, auch wenn er in dieser Gegend iiber einiges
Hausgut verfiigte. Nach der Sithne von 1281 wurde ihre Position noch schwieriger, da nun
Konflikte zwischen den vorherigen Verbiindeten — den Biirgern der Stadt und ihrem Stadtherren —
ausbrachen.*®> Die Juden blieben allerdings bis zur Zeit der Pestepidemie von Verfolgungen

verschont, 460

Wiirzburg

Zur selben Zeit, in der sich Rudolf um die Wiedergewinnung der Rechte an den Freiburger Juden
bemiihte, erhob er auch Anspriiche auf die Wiirzburger Juden. Dafiir musste er offenbar die
Konfrontation sowohl mit den Juden als auch mit dem Wiirzburger Bischof Berthold suchen, denn
noch am 5. Februar 1281 hatte dieser einen Vertrag mit den Juden iiber ihre Abgaben geschlossen,
der explizit gegen mogliche Anspriiche Rudolfs gerichtet war.#67 Wegen der groBen Schuldenlast
des Bischofs in Hohe von 1200 Pfund Haller bei ,,seinen* Juden (Judeorum nostrorum) einigte er
sich mit ihnen darauf, dass sie vom néchsten Martini an lediglich 1000 Pfund Haller an Steuern
zahlen und dariiber hinaus von jeder weiteren Forderung befreit sein sollten. Diese Regelung sollte
fiir zehn Jahre gelten und auch unter den Nachfolgern Bertholds Bestand haben.**® Der Bischof
versprach, die Juden auch vor moglichen Anspriichen des Reiches auf Steuern oder sonstige
Geldzahlungen zu verteidigen, soweit es in seiner Macht stiinde. Sollte dies nicht gelingen, sicherte
er den Juden fiir den Fall eines dann erwiinschten Wegzuges freies Geleit fiir Person und Habe

zu.%9 Beziiglich der Rechtsprechung sollte sich fiir die Juden nichts dndern. Bei moglichen

465 Von diesem verschlechterten Verhéltnis zeugen drei Urkunden, in denen Rudolf eine Versohnung zwischen dem
Grafen und seiner Stadt herbeifiihren wollte. Vgl. Butz, Quellendokumentation, Nr. 299 (1282 Juni 17), Nr. 307
(1283 April), Nr. 336 (1289 September 21).

466 ScuickL, Schutz, S. 534f.
467 MB 37, S. 526-528, Nr. 446.

468 Ebd., S. 526f.: (...) cum universitas Judeorum nostrorum herbipolensium nobis ad presens in necessitatis articulo
constitutis propter gravia onera debitorum nostrorum in mille libris hallensium et ducentis libris hallensium
liberaliter servierint atque sponte, nos in recompensam serviciorum huiusmodi iam dictis Judeis talem facimus
gratiam de consensu capituli nostri expresso, quod a festo sancti Martini nunc proximo per decem annos continue
sequentes nobis nostrisque successoribus singulis annis in festo sancti Martini serviant tantum in mille libris
hallensium, et eosdem Judeos in genere vel in specie ad nulla alia prorsus servicia conpellemus [sic!].

469 Ebd., S. 527: Si vero infra predictos decem annos dominus noster Romanorum rex serenissimus, sive Romanum
imperium ab eisdem Judeis aliquam exaccionem pecuniariam extorquere vel alias ad alia eorum forsitan
gravamina intendere niteretur, nos ipsos Judeos singulos et universos ab huiusmodi defendere et manutendere
promittimus, in quantum nobis res suppetunt et persona, et si ex nostre possibilitatis defectu, ultra quam nil restat,
ipsis adesse defensionis presidio non possemus, extunc omnibus Judeis herbipolensis, qui hoc ipsum a nobis
requisierint, securitatem nostri conductus, tam in rebus, quam personis, prebebimus ad loca alia transeundi.
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Verleumdungen versprach Berthold, die Juden weder beziiglich ihrer Person noch ihrer Habe zu
belangen, es sei denn, die Vorwiirfe wiirden sich als zutreffend herausstellen.*’® Der Bischof
versprach den Wiirzburger Biirgern und den Juden, die Bestimmungen der Urkunde zu befolgen,

und schwor dies auf die Evangelien.*”!

Diese Urkunde wurde auch vom Domkapitel beglaubigt. Propst Manegold von Neuenburg
und Dekan Albert von Talheim bestitigten die Zusagen Bertholds und versprachen, einem innerhalb
der vereinbarten zehn Jahre moglicherweise neugewéhlten Bischof die Gefolgschaft zu versagen,
wenn er sich nicht an das Privileg halte.#’> Dariiber hinaus sicherten sie zu, die Juden auch gegen
einen Wortbruch Bertholds zu verteidigen, wofiir sie bereits die Versprechen zur Unterstiitzung von
den Wiirzburger Biirgern erlangt hitten.’3 Die Beglaubigung der Urkunde Bertholds wurde
schlieBlich dem Stellvertreter fiir die Biirgerschaft Wiirzburgs, Konrad Weibelar, und dem

Reprisentanten der jiidischen Gemeinde, Kobelin, tibergeben. 474

Zwei Dokumente geben jedoch Aufschluss dariiber, dass Berthold seine Versprechungen
nicht einhielt. Noch im Jahr 1281 einigte er sich mit dem Kd6nig darauf, ihm die Vogtei des Klosters
Murrhardt sowie die Orte Lowenstein und Wolfsfelden mit allen dazugehoérigen Rechten zu
verkaufen. Die Kaufsumme, 10.000 Pfund Haller, sollten die nun von Berthold als Judei serenissimi
domini nostri Rudolphi bezeichneten Wiirzburger Juden begleichen; dazu empfing der Bischof noch
einen Betrag von 1300 Pfund Haller vom Ko6nig.#”> Unter den Zeugen befinden sich die Aussteller

der Beglaubigung von Bertholds Schutzurkunde vom Februar 1281, Propst Manegold und Dekan

470 Ebd.: Item nos seu nostri successores in ipsos Judeos nullam aliam jurisdictionem, quantum ad prefatos decem
annos, exercebimus omni fravde, dolo et vara postpositis, nisi quam predecessores nostri iu eosdem Judeos pro suis
excessibus exercere actenus consueverunt; sane si medio tempore aliqua infamia orta fuerit contra sepefatos
Judeos herbipolenses, nos aut nostri successores eosdem Judeos in specie vel in genere in rebus aut personis non
gravabimus pro tali infamia, vara, dolo eciam et fraude procul motis, nisi in quantum de iure possumus aut
debemus aut secundum consuetudinem antiquitus observatum.

471 Ebd.: Nos itaque hec omnia premissa bona fide servaturos et eorum singula promittimus capitulo nostro, civibus
nostris herbipolensibus, necnon sepefatis Judeis et ad observandum ea presentibus sanctis dei ewangeliis
corporale prestitimus iuramentum.

472 Ebd., S. 528: Nos quoque Manegoldus de Nuwenburg prepositus, Albertus de Talheim decanus totumque capitulum
ecclesie herbipolensis predicta omnia recognoscimus et hiis in scriptis fidei dacione promittimus universitati
predictorum Judeorum herbipolensium, si venerabilem patrem dominum nostrum episcopum predictum infra
prenominatos decem annos, quod absit, cedere vel decedere contingat, eidem universitati Judeorum omnia, que
prenotata sunt, usque ad predictorum annorum numerum pari modo et forma inviolabiliter observare, et quod
successori domini nostri episcopi predicti nunquam ullam obedienciam faciamus, nisi ad observandum omnia et
singula, que premissa sunt, primitus se astringat.

473 Ebd.: Nichilominus si sepedictus dominus noster episcopus aut suus successor contrarium attemptare niteretur, nos
extunc ipsos Judeos et quemlibet ipsorum defendere et manutenere bona fide promittimus pro posse nostro una cum
civibus herbipolensibus, qui nobis ad hoc prestabunt omnem opem et operam, quam possunt, secundum quod nobis
promiserunt, ad quod etiam non ipsis teneri recognoscimus viceversa.

474 Ebd.: (...) ad manus Conradi Weibelarij nomine civium herbipolensium, necnon ad manus Kobelini Judei nomine
universitas Judeorum, qui hec eadem promissa receperunt, prorreximus capituli nostri vice.
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Albert. Eine weitere Urkunde aus dem 14. Jahrhundert beleuchtet die Art und Weise, in der sich
Berthold und Rudolf in den 1280er Jahren iiber die Judensteuer geeinigt haben. Bischof Wolfram
erkliarte am 1. Dezember 1322, er habe beschlossen, die Bemiihungen gegen die Juden einzustellen,
die schon seit geraumer Zeit weniger Steuern zahlten, als es vereinbart worden war. Die Juden, so
Wolfram, hitten sich in einem Vertrag mit Berthold — gemeint ist die Urkunde vom 5. Februar 1281
— darauf geeinigt, diesem jedes Jahr 1000 Pfund Haller zu zahlen. Nun habe allerdings Konig
Rudolf jedes Jahr 400 Pfund Haller von ihnen eingezogen, welche die Juden von der Bischofssteuer
abgezogen hitten.*’® Wolfram verzieh den Juden diese Tat und erklarte sich dazu bereit, sich auch in
Zukunft mit 600 Pfund Haller zufriedenzugeben, auBler im Fall einer Sedisvakanz des

Ko6nigsthrones.*””

Die vorgestellten Urkunden verdeutlichen die komplexe rechtliche Situation, in der sich die
Juden befanden. Wiirzburg ist ein anschauliches Beispiel fiir die Entwicklung im Interregnum, als
durch das Fehlen einer Zentralmacht die Rechte an den Juden von verschiedenen lokalen Kraften
beansprucht wurden. Im Jahr 1246 waren die Judensteuern von Konig Heinrich Raspe an Bischof
Hermann von Wiirzburg fiir die Summe von 2300 Mark verpfindet worden.*’® Die Wiirzburger
Bischofe versuchten in der Folgezeit, diese im Prinzip nur voriibergehend erlangten Rechte
langfristig zu sichern, wofiir sie Schutzvertrage mit den Juden abschlossen, ihre Steuern

festschrieben und Schutzversprechen abgaben.*” Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts bemiihten sich

475 Ebd.: Quod cum pro summa ecclesie nostre necessitate exegissemus a Judeis serenissimi domini nostri Rudolphi
regis Romani Herbipoli commorantibus decem millia librarum Hallensium, nec sine gravi ipsius ecclesie nostre
dispendio memorato domino nostro regi potuissemus satisfacere de eisdem pro ipsis et mille trecentis talentibus
Hallensium quas in promta et numerata pecunia nobis idem dominus noster superaddidit ipsi et imperio de
consensu benevolo capituli nostri dedimus et vendidimus, damus et vendimus ac transferimus in eundem omne jus
quod nobis et ecclesie nostre competit in advocatia de Murreharta, nec non castra Lewenstein et Wolvesfelden cum
omnibus suis juribus et pertinentiis universis, firmiter promittentes quod dicto domino regi et imperio pro prefatis
castris et eorum pertinentiis debitam warandiam prestabimus juxta jus et consuetudinem terre Franconie, que
Osterfranken nuncupator.

476 MB 39, S. 200f., Nr. 94: (...) cum judaei herbipolenses se ad solutionem mille librarum hallensium sub certo pacto
Bertholdo felicis recordationis praedecessori obligassent et solvere promissent quolibet anno in festo beati Martini
nomine precariae et exactionis, ipsique judaei de ipsis mille libris per plures annos quolibet anno quadraginta
libras hallensium minime persolvissent ex eo quod inclitae recordationis Rudolfus Romanorum rex easdem
quadringentas libras hallensium ab ipsis singulis extorsit percepit et recepit (...).

477 Ebd.: Praeterea exsistente Romanorum rege quocunque et eo vivente contentus esse vult quod ipsi judaei ipsi
solvant singulis annis in festo beati Martini sexcentas libras hallensium nomine precariae, et sic liberi sint ab omni
precaria usque ad festum beati Martini proxime tunc sequentis. Postquam autem imperium vacare contigerit,
praefati judaei solvent ipsi ipsiusque successoribus seu capitulo herbipolensi si sedes vacaverit singulis annis per
viginti annos tunc sequentes in festo beati Martini mille libras hallensium.

478 MB 30, 1, S. 304f., Nr. 783: (...) Hermannus venerabilis Erbipolensis Episcopus aut sui successores de iudeis
Erbipolensibus medio tempore quo a nobis vel nostris successoribus pro duobus millibus et trecentis Marcis
redempti non fuerint, sibi et eclesie (sic!) sue, ne in sortem quando redimitur conputetur, aut ne species usure a
perversoribus dici valeat, sibi suisque successoribus liberaliter dandum duximus et benigne.

479 MuLLErR, Gemeinde, S. 524f.
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auch die Biirger der Stadt, Gelder von den Juden zu erheben. Diese Versuche sind im
Zusammenhang mit den allgemeinen kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen den Biirgern
und ihrem Stadtherren in dieser Zeit zu verstehen. Musste die Biirgerschaft dem Bischof und den
Juden 1261 noch versprechen, nur mit ausdriicklicher Zustimmung des Bischofs von der jlidischen
Gemeinde Steuern zu erheben,*? kam im Jahr 1288 die endgiiltige Wende. Die Juden verpflichteten
sich dazu, eine Steuer von 1500 Mark Silber an die Biirger abzufiihren, wohingegen diese den
Juden Schutzzusagen machten und dies per Eid beschworen.8! Weitere Schutzurkunden der
Stadtvertreter mit gleichzeitigen Steuerforderungen sind nicht iiberliefert. Moglicherweise gab es
dazu keinen Anlass, da sich die Praxis, dass die Juden von nun an sowohl dem Bischof als auch
dem Reichsoberhaupt und der Stadtgemeinde Steuern zahlen mussten, nach 1288 verfestigte.*3? Die

Streitigkeiten um die Judensteuer nahmen allerdings auch im 14. Jahrhundert nicht ab.4%3

Rudolf sah offenbar aufgrund der geschwichten Position Bischof Bertholds in der Stadt
Wiirzburg die Moglichkeit, sich wenigstens einen Teil der Judensteuer verfiigbar zu machen. Ob er
die Verpfindung der Steuer durch Heinrich Raspe {iberhaupt anerkannte, ist aufgrund seiner Politik
iiber die RechtmiBigkeit von Verfiigungen tliber Reichsgut nach der Exkommunikation Friedrichs II.
ohnehin fraglich. Dass er mit seiner Forderung allerdings einen eigenen Gefolgsmann schidigte, ist

ungewohnlich fiir die Vorgehensweise des Habsburgers.*3* Als Resultat kam es zu einem Bruch

480 MB 37, S. 396-398, Nr. 348: Item promiserunt, quod deinceps de Judeis et eorum negociis inter episcopum et ipsos
Judeos, se nullatenus intromittent ad inpedimentum domini episcopi, set permittent, ipsum gaudere iure suo et
liberam habere potestatem et dominium in eisdem. Et quod ipsi cives eosdem Judeos non gravabunt in aliquo, vel
ad aliquid faciendum vel serviendum civitati conpellent, nisi prout de ipsius episcopi fuerit voluntate. Diese
Formulierung schloss die Moglichkeit einer Besteuerung der Juden durch die Biirger keineswegs aus, sondern zeigt
das dringende Verlangen der Stadtgemeinde nach Zugriff auf die Gelder der Juden. Vgl. MuLLer, Gemeinde, S. 526.

481 FiiBlein, Ringen, S. 282-284: (...) iudeis nostre civitatis prestitissemus juramentum manuale pro ipsorum comodo et
defensione (...) promiserunt (...) dare mille marcas et quingentas marcas boni argenti absque dampno nostro in
terminis et certis condicionibus que eciam in litteris suis plenius exprimuntur.

482 S0 auch MuLLER, Gemeinde, S. 526.

483 Die Bischofe, die sich offenbar weiterhin als Hauptverantwortliche in Judenfragen verstanden, versuchten sowohl
die Anspriiche des Reichsoberhaupts auf die 400 Pfund Haller als auch die Besteuerung durch die Stadtvertreter zu
unterbinden. Im Jahr 1293 kam es zu Streitigkeiten zwischen der Judengemeinde und Bischof Manegold. Dieser
erklirte am 1. November 1293, die Juden sollten ihm, solange Konig Adolf lebe, lediglich die schon vorher
verlangten 600 Pfund Haller zahlen, bei einer Sedisvakanz des Konigsthrons allerdings die Summe von 1000
Pfund. Vgl. MB 38, S. 99-101, Nr. 58. Offensichtlich hatte der Bischof nach Rudolfs Tod versucht, die 400 Pfund,
welche die Juden an das Reich zahlen mussten und von Manegolds Steuerforderungen abzogen, erneut zu erheben.
Dagegen konnten sich die Juden — moglicherweise mit Unterstiitzung Adolfs — erfolgreich zur Wehr setzen. Wie
bereits erwéhnt, zeugt auch die Urkunde Bischof Wolframs vom 1. Dezember 1322 davon, dass die Wiirzburger
Bischofe thren Anspruch auf die volle Summe von 1000 Pfund nicht aufzugeben bereit waren. Diese Konflikte mit
den Reichsoberhduptern fanden ein Ende, als Bischof Otto von Kaiser Ludwig dem Bayern die bisher praktizierte
Aufteilung, wonach lediglich 400 Pfund an den Reichsherrscher gehen sollten, in einer Urkunde festschreiben lief3.
Siehe MB 39, S. 526f.: (...) alle die juden die in Wirtzeburg gesezzen sint oder hernach zu wonen dar ein koment
uns oder dem ryche alle jar nimer dienen noch geben sullent danne vierhundert pfunt haller (...).

44 Vor 1281 war Berthold ein wichtiger Anhdnger Rudolfs. Er gehorte zu den Schiedsrichtern, die das
Zustandekommen des Friedensvertrags nach dem ersten Krieg mit Ottokar ermdglichten. Vgl. Reprich, Rudolf, S.
283-294.
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zwischen Bischof und Konig, die nach 1281 nicht mehr interagierten. Der Konig ergriff zwar im
Jahr 1286 fiir den Bischof und seine Anhdnger Partei in den Streitigkeiten zwischen ihnen und der
Stadtgemeinde, doch dies tat er lediglich, um das im Mirz 1287 in Wiirzburg stattfindende Konzil
nicht zu gefdhrden. Ohne Zweifel konnte Rudolf seine Forderungen durchsetzen, sowohl was den
Kauf der Vogteirechte des Klosters Murrhardt und der Orte Lowenstein und Wolfsfelden betrifft, als
auch seinen nur durch die Erwdhnung in der Urkunde Bischof Wolframs aus dem Jahr 1323
bekannten Anteil von 40 Prozent der Wiirzburger Judensteuer. Dies belegt zum einen die sofortige
Nutzung von Lowenstein, welches er seinem unehelichen Sohn Albrecht von Lowenstein-
Schenkenberg tibertrug.*®> Zum anderen zeugen die oben geschilderten bis in die 1340er Jahre
reichenden Streitigkeiten der Bischofe von Wiirzburg mit den Reichsoberhduptern tiber die

Aufteilung der Judensteuer davon, dass Rudolf mit seinem Anspruch Erfolg hatte.

Die Juden hatten kein Interesse an einer besonderen Beziehung zum Reichsoberhaupt, was
die 1281 getroffene Vereinbarung iiber den Schutz vor koniglichen Anspriichen belegt. Sie
bewegten sich im Spannungsfeld zwischen dem Bischof und den Biirgern und verstanden es, sich
bei beiden Seiten abzusichern. Dies belegt die Urkunde Bertholds, die — sicherlich auf Wunsch der
Juden — vom Domkapitel beglaubigt wurde und in der dariiber hinaus auch die biirgerlichen
Stadtvertreter eingebunden wurden. Dennoch konnten sie sich den Forderungen Rudolfs nicht
entziehen. Dies gereichte freilich dem Bischof zum Nachteil, da er von nun an auf 40 Prozent seiner
Einnahmen von den Juden verzichten musste. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Biirger
die Juden bei ihrer Weigerung, liber den Betrag von 1000 Pfund hinaus belastet zu werden,
unterstiitzten. Die Stadtgemeinde arbeitete schon seit der ersten Verpfandung der Judensteuer an
den Bischof aus dem Jahr 1247 darauf hin, selbst eine Steuer von den Juden erheben zu diirfen. Mit
der Unterstiitzung der Juden in der Abwehr des bischoflichen Anspruchs konnten die Biirger ihrem
Stadtherrn ein weiteres Mal schaden. Dariiber hinaus hatten sie sich in der Urkunde von 1281
explizit dazu verpflichtet, die Juden auch vor Bischof Berthold zu schiitzen. Dies macht es umso
wahrscheinlicher, dass sie eine gewichtige Rolle in den Vorgingen um die Judensteuer spielten.
Nachdem die Juden bis ins Jahr 1281 vornehmlich mit dem Bischof iiber Steuern und Judenschutz
verhandelt hatten, trat in den 1280er Jahren offenbar ein Wandel ein, der die machtpolitische
Situation innerhalb der Stadt verdeutlicht. Die Biirger wurden zu den primiren Ansprechpartnern
der Juden. Die Urkunde von 1288 spiegelt diesen Wandel wider: Von diesem Zeitpunkt an
verpflichteten sich die Biirger zum Judenschutz, wofiir sie eine groBe Geldsumme erhielten. Das

Reichsoberhaupt spielte bei diesen Vorgidngen und im téglichen Leben der Juden keine Rolle. Der

45 Ebd., S. 555f.
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Kontakt zwischen den Wiirzburger Juden und Rudolf war einseitig bestimmt und lediglich auf den

finanziellen Aspekt beschrénkt.

Oppenheim

Ein weiteres Beispiel fiir Rudolfs Reichsburgenpolitik zeigt sich an einer erneuten Vergabe von
Judensteuern der Oppenheimer Gemeinde. Am 8. Juni 1285 nahm Rudolf von Habsburg mit
Godebold Sicheling einen weiteren Burgmann in seine Reichsfestung in Oppenheim auf.*%¢ Zur
Ausstattung seines Burglehens sollte er 40 Mark vom Konig erhalten, fiir die ihm Rudolf vier Mark
jahrlich von der Oppenheimer Judensteuer tibertrug. Von diesem Geld sollte er Grundstiicke kaufen,
die wiederum zum Unterhalt der Burg genutzt werden mussten.*®” Godebold hatte abgesehen von
dieser Urkunde keinen weiteren nachweisbaren Kontakt mit Rudolf. Im Jahr 1293 war er noch als
Burgmann in Oppenheim titig, als Kénig Adolf von Nassau sein Burglehen um zwei Mark jahrlich
auf insgesamt sechs Mark von der Judensteuer erhéhte.*®® Die Belehnung mit der Judensteuer ist ein
weiterer Beleg fiir das Bemiihen Rudolfs, vor allem in den Orten, deren Biirger sich immer wieder
gegen seine Konigsherrschaft und die Macht der Burgmannen auflehnten, fiir Stabilitdt zu sorgen.
Im Jahr 1285 blieb es in Oppenheim wiéhrend des Stddteaufstandes und der Unruhen um den
falschen Friedrich vermutlich noch ruhig; die von Rudolf vermittelte Versohnung der
Burgbesatzung mit den Biirgern vom 11. Mérz 1287, die auch den Wiederauftbau der Burg
thematisierte, belegt allerdings, dass es in der Zeit zwischen Ende 1285 und 1287 zu neuen
Gewaltausbriichen in der Stadt kam. Zudem erhielt die Burgmannschaft im August 1285 ein
Privileg, in dem ihr wegen ihrer treuen Dienste das Recht gewéhrt wurde, die Reichsburg bei allen
Fehden nutzen zu diirfen.*®® Hier wurden weder konkrete Streitfalle mit den Biirgern noch eine
Beschiadigung der Burg erwihnt. Selbst wenn es zum Zeitpunkt der Aufnahme Godebolds keinen

akuten Anlass zur Verstirkung der Burgmannen in Oppenheim gab, so stand doch zu befiirchten,

486 Die Urkunde ist im Zweiten Weltkrieg zerstért worden. Sie ist bei Kaurmann, Kaiserurkunden, S. 124f., Nr. 2,
ediert.

487 Ebd.: (...) nos ob fidem et devocionem strennui viri Godeboldi dicti Sichelinc, dilecti fidelis nostri, ipsum apud
castrum Oppenheim nobis et imperio in castellanum duximus conquirendum. Et pro eo quadraginta marcas
denariorum sibi promittimus nos daturos, pro quibus eidem et suis heredibus quatuor marcarum denariorum
redditus, de precaria sive stura Judeorum de Oppenheim, solvendos in festo beati Martini annis singulis,
obligamus, recipiendos tamdiu, quosque sibi vel suis heredibus per nos vel successores nostros predicte
quadraginta marce plenarie fuerint persolute. Solucione autem facta, predictus Godeboldus vel sui heredes dictas
marcas denariorum in empcionem prediorum convertunt et eadem a nobis et imperio nomine castrensis feudi apud
predictum castrum Oppenheim deserviendos perpetuo possidebunt.

488 Ebd., S. 127, Nr. 5.
489 RIVI, 1, Nr. 1931.
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dass sich die Aufstinde in Wiirzburg, Colmar und vor allem in den Stidten der Wetterau, die sich
am 9. Mai gegen den Konig zusammengeschlossen hatten, auch auf Oppenheim auswirken kénnten.
Neben Godebold erhielt auch Graf Eberhard von Katzenelnbogen am 13. August 1285 eine neue
Urkunde, in der sein seit 1276 bestehendes Burglehen um 30 Mark erhoht wurde. Dieses Geld sollte

der Graf allerdings nicht von der Judensteuer, sondern vom Reichsgut in Nierstein erhalten. 4%

Fiir die Juden, von deren Steuern seit 1277 fiinf Mark an Hertwin von Albich vergeben
worden waren, bedeutete die Belehnung Godebolds eine noch engere Verbindung mit den
Burgmannen. Wie bereits ausgefiihrt, lag dies im Interesse der Juden, da die Burgbesatzung
aufgrund ihrer Machtfiille und Einflussmoglichkeiten auf die Biirgerschaft Oppenheims am
effizientesten fiir einen Judenschutz sorgen konnte.**! Dies zeigte sich nicht zuletzt in den Jahren
der Verfolgung des ,,Guten Werner®, als die Oppenheimer Judengemeinde von einem Pogrom

verschont blieb. Dies wird unter anderem ein Verdienst der Reichsburgmannen gewesen sein.

Goslar

Auch mit der fernen Reichsstadt Goslar trat der Konig erneut in Kontakt. In einer Urkunde vom 24.
Mairz 1283 wies Rudolf die Juden an, jdhrlich sechs Mark zur Reparatur und Instandhaltung des
koniglichen Palastes zu zahlen.*? Mehr als zwei Jahre spéter, am 1. September 1285, monierte er,
dass die Juden in einigen Jahren die Zahlung der sechs Mark vernachldssigt hitten, und befahl

ihnen, Nachzahlung zu leisten und von nun an piinktlich an die Biirger zu zahlen.4?

Die beiden Mandate zeugen von der Hilflosigkeit, mit der Rudolf in den nordlichen
Gebieten des Reiches agierte. Sein Interesse an der Erhaltung des koniglichen Palastes zeigt, dass er

weder auf die Steuern noch auf die reprisentative Funktion des Palastes verzichten wollte.

Dennoch konnte er die Juden nicht zur Zahlung dieser Steuer zwingen, da diese offenbar mit

der Biirgerschaft paktierten. Auch auf Seiten der Biirger kam es zu jener Zeit zu dhnlichem

490 Ebd., Nr. 1932.
491 Zu der Burglehensvergabe Rudolfs an den Ritter Hertwin von Albich im Jahr 1277 vgl. oben, S. 70.

492 UB Goslar 11, 2, S. 325, Nr. 305: Devocioni vestre firmiter precipiendo mandamus precise volentes, quatenus annis
singulis sex marcas argenti pro reparatione et conservacione regalis palacii in Goslaria dare nullatenus omittatis.

493 Ebd., S. 343, Nr. 329: (...) sex marcas cum refusione neglecte pecunie ad reparacionem et structuram dicti palacii
predictis nostris civibus assignare (...). Um was fiir eine Art Steuer es sich hier handelte, ist nicht mit absoluter
Sicherheit zu sagen. Fischer glaubt, dass hier nicht die normale Reichssteuer gemeint war, denn bei dieser wurde
kein Verwendungszweck angegeben. Siehe Fischer, Goslar, S. 96, Anm. 2. Sie stellte aber auch nicht die ,,typische”
auferordentliche Steuer dar, denn bei dieser handelte es sich fiir gewdhnlich um eine einmalige Zahlung.
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Ungehorsam. Rudolf selbst richtete am 4. August 1290 ein Schreiben an die Ratsleute und Biirger
der Stadt, in dem er darauf hinwies, dass sie die sleygschatz genannte Abgabe von den
slaggenhutten von alters her an das Reich beziehungsweise den Reichsvogt zahlen miissten.*** Dies
hatten die Biirger offenbar in den letzten Jahren unterlassen, weshalb Rudolf sie nun dazu
aufforderte, die Abgabe erneut zu entrichten und Riickstinde zu begleichen. Bezeichnenderweise
nennt Rudolf in der zweiten an die Juden gerichteten Urkunde die Biirger als Empfanger der Steuer,
wihrend sein Stadtvogt nicht erwdhnt wird. Damit billigt Rudolf indirekt die faktischen
Machtverhiltnisse in Goslar und verzichtet offenbar auch darauf, mithilfe seines Schwiegersohnes
und Reichslandvogts Herzog Albrecht von Sachsen die Juden unter Druck zu setzen. Obwohl
Goslar nach wie vor eine Reichsstadt und der Konig ihr nominelles Oberhaupt war, konnte er gegen
den Willen der Juden und Biirger nichts erreichen. Im Zusammenspiel miteinander verhinderten sie
die — moglicherweise zusitzliche — Belastung. Die Juden taten dies, weil sie nicht {iberméBig
belastet werden wollten. Eventuell hatten sie zudem bereits Steuern an die Stadtgemeinde zu
zahlen. Die biirgerliche Vertretung Goslars stellte mit ihrem Eingreifen ihren Machtanspruch iiber
samtliche internen Belange unter Beweis. Dies war in den Umbruchszeiten der 1280er Jahre
besonders wichtig, da die Legitimitit der Zusammensetzung des Rates von weiten Teilen der

Stadtbevilkerung angezweifelt und bekdmpft wurde.*%

Wetzlar

Um das Jahr 1285 kam es zu dem einzigen konkret nachvollziehbaren Geldgeschift zwischen
Rudolf und einem Juden.**® Chajim Or Sarua bekam 1291 eine Anfrage, in der ein Streit zwischen
den Juden Simon und Ruben thematisiert wurde. In der Darlegung des Streitfalles werden allerdings
auch reichsgeschichtliche Ereignisse behandelt. So habe Konig Rudolf Steuern von Biirgern einer
nicht genannten Stadt — in der der Jude Ruben lebte — gefordert, diese nach der Weigerung der
Biirger, die Sonderabgabe zu zahlen, belagert und erobert. Der Konig diktierte den Stadtbewohnern

als eine der Friedensbedingungen, dass sie an seiner Stelle seine Schulden in Hohe von 400 Mark

494 UB Goslar II, 2, S. 400, Nr. 401: (...) antiquo censum, qui vulgo dicitur sleygschatz, de slaggenhutten (...).

495 Bereits seit dem Ausscheiden der Ritter aus dem Rat um das Jahr 1269 waren die Machtverhéltnisse nicht
abschlieBend geklart; die Krdmer und Handwerker dréngten in die von Kaufleuten, Berg- und Waldarbeitern
dominierte Stadtvertretung. Diese Konflikte konnten erst 1290 endgiiltig beigelegt werden. Vgl. Frovich,
Verfassungsentwicklung, S. 424-435.

49 Chajim Or Sarua, Responsen, S. 77b, Nr. 229. Ubersetzung bei Horrmann, Geldhandel, Anhang 203, S. 221-224. Im
Folgenden werden lediglich die Einzelheiten der Angelegenheit wiedergegeben, die im Zusammenhang mit Rudolf
und den Juden stehen.
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bei dem Juden Simon bezahlen sollten. Die Biirger konnten den Betrag allerdings nicht direkt
aufbringen, weshalb sie mit Simon einen Schuldvertrag aushandelten, worin diesem {iber vier Jahre
verteilt 225 Mark jdhrlich gezahlt werden sollten. Ruben stieg als Teilhaber der Schuld ein und
wurde, da Simon nicht in besagter Stadt ansdssig war, zu seinem Bevollméchtigten in allen die
Schuld betreffenden Fragen ernannt. Der erste Zahlungstermin der Stadt wurde auf das Jahr 5052
(1291) festgelegt; noch vor dem Tod Rudolfs beglichen die Biirger die erste Rate.

Die Angaben des Responsums decken sich mit den ereignisgeschichtlichen Vorféllen zu
Ende der 1280er Jahre. Bei der von Rudolf belagerten Stadt kann es sich nur um Wetzlar handeln;
die Wetzlarer Biirger hatten im Jahr 1285 den falschen Friedrich Tile Kolup aufgenommen und sich
geweigert, ihn an den KoOnig auszuliefern. Thr Aufstand hing aber nicht nur mit Tile Kolup
zusammen, sondern ist im Kontext mit der von Rudolf auf dem Hoftag von Worms im Juli 1284
formulierten Forderung nach einer Sondersteuer zu sehen, gegen die die Biirger Colmars sowie
neben Wetzlar auch die iibrigen Stddte der Wetterau rebellierten. Rudolf zog im Juni des Jahres
1285 mit seinem Heer vor die Stadt Wetzlar und zwang die Biirger zur Unterwerfung.*” Im Zuge
der Auss6hnung mit den Wetzlarer Biirgern erfolgte wohl die Forderung Rudolfs, seine
Judenschulden bei Simon zu begleichen. Bei dem Glaubiger Rudolfs, im Responsum Simon
genannt, handelte es sich um Anselm von Oppenheim, einen wohlhabenden und einflussreichen
Juden der gleichnamigen Stadt.**® Er stand mit den lokalen Machthabern von Rhein und Wetterau in
wirtschaftlichem Kontakt. Im Jahr 1290 erklarte sich beispielsweise Erzbischof Gerhard von Mainz
dazu bereit, ihm im Zuge der Beilegung der Sponheimer Fehde 210 Mark zu bezahlen und damit
die Schuld Graf Johanns von Sponheim zu iibernehmen.**® Thm wurde im Jahr 1296 der Zoll zu
Geisenheim vom Rheingrafen Siegfried fiir die Schuldendeckung von 300 Mark auf sechs Jahre
verpfandet.’?® Aufgrund seiner Verbindungen zu den Erzbischéfen von Mainz sowie dem in
Oppenheim sehr prisenten Graf Eberhard von Katzenelnbogen konnte Anselm leicht in Kontakt
zum Konig treten. Die Darlehensvergabe erfolgte sicherlich {iber einen der beiden

Herrschaftstrager.

Dass es sich bei Simon tatsdchlich um Anselm von Oppenheim handelte, belegt auch eine
Urkunde Rudolfs. Am 22. Juni 1285 wies er die eben bezwungene Stadt Wetzlar an, den dreifligsten

Pfennig, den er als Sondersteuer forderte, an den Juden Anselm von Oppenheim abzufiihren und

497 Reprich, Rudolf, S. 528-536 sowie Marriv, Stidtepolitik, S. 159-168.
498 S0 auch GraEerz, Geschichte VII, S. 169.
49 StA Wiirzburg, Mainzer Urkunden 3467. Regest in Regesten Mainz 1,1, S. 29, Nr. 181.

500 PrgrrreR, Transitzolle, S. 266.
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sich dies von Graf Eberhard von Katzenelnbogen quittieren zu lassen.’?! Kein anderer Beweggrund
als die Tilgung der Schuld kann Rudolfs Motiv gewesen sein. Insofern ist das Responsum, auch
wenn es weder Orte noch Namen konkret beziehungsweise korrekt wiedergibt, ein wichtiger Beleg

fir eine weitere Form des Kontaktes zwischen Rudolf und den Juden.

Karlsmund

Im Zusammenhang mit Rudolfs Ausbau des Reichsburgensystems sowie der in den 1280ern
gespannten Lage in der Wetterau steht auch die am 22. April 1286 vorgenommene Ernennung Graf
Adolfs von Nassau zum Burgmann auf der bei Wetzlar gelegenen Reichsburg Karlsmund.>%? Fiir die
Ausstattung versprach Rudolf dem Grafen 200 Mark Kolner Pfennige, wobei er ihm oder seinen
Erben bis zur Zahlung dieser Summe 20 Mark von der jéhrlich an Weihnachten zu zahlenden

Judensteuer der Frankfurter Gemeinde tibergab.3%

Die Nassauer Grafen der walramschen Linie, denen Adolf angehdrte, verfiigten nach einer
Erbteilung im Jahr 1255 iiber ein zwischen Rhein und Lahn liegendes Gebiet, in dem sich die
Hauptorte Weilburg, Idstein und Wiesbaden befanden. Den Besitz der vormaligen Reichsstadt
Wiesbaden hatten sich die Grafen nach der Teilung wihrend des Interregnums gesichert; dariiber
hinaus konnte das nassauische Territorium weder in der Zeit Walrams noch Adolfs (ab 1277)
entscheidend vergroBert werden.’* Durch die nassauisch-eppsteinische Fehde, in deren Verlauf von
1280 bis 1283 weite Teile der nassauischen Besitzungen verwiistet und die Stadt Wiesbaden zerstort
wurden, konnte wenigstens ein kleiner Gebietszuwachs erzielt werden, der fiir die Verbindung der

Idsteiner mit den Wiesbadener Besitzungen sorgte.>%

501 UB Wetzlar I, S. 126, Nr. 292: (...) precariam sive sturam tricesime partis bonorum vestrorum serenissimo domino
nostro Rudolfo, Romanorum regi, apud vos collectam Anselmo, Judeo Oppenheimensi, loco ac nomini nostri sine
dilatione integraliter presentetis, ipsum Anselmum adeo favorabiliter et breviter de dicta stura expedientes, quod
dictus dominus noster rex vobis proinde condignas graciarum actiones exhibeat vice versa et quod nos, qui vobis
multipliciter astringimur, domini nostri regis et nostros debitores, de quibus dampna nobis accrescere timemus,
possimus honore congruo expedire.

502 BouMer, Acta, S. 325f., Nr. 455.

303 Ebd.: (...) nobilis vir Adolfus comes de Nassauwe dilectus fidelis noster persequitur incessanter, ipsum nobis et
imperio in castro Calsmunt in castellanum duximus conquirendum, et propter hoc eidem ducentas marcas
Coloniensium denariorum promittimus nos daturos. Pro quibus ei et suis heredibus legitimis obligamus viginti
marcarum redditus annis singulis a iudaeis nostris in Frankenvort qui pro tempore fuerunt in festo nativitatis
domini colligendas et percipiendas tamdiu, quosque ab ipso vel legitimis suis heredibus supradictis viginti
marcarum redditus pro ducentis marcis denariorum per nos vel successores nostros in imperio redimantur.

504 Zu den Nassauer Grafen vgl. Demanot, Hessen, S. 367-380.

305 Ebd., S. 378.
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Adolf gehorte nicht zu dem Unterstiitzerkreis Rudolfs, der sich insbesondere wéhrend der
Auseinandersetzungen mit Ottokar von Bohmen herausbildete. Weder dort noch an weiteren
wichtigen Herrschaftsetappen Rudolfs war Adolf beteiligt. Er wurde 1276 vom K6nig zu einem der
Schiedsrichter ernannt, die den Streit zwischen Erzbischof Siegfried von K6ln und dessen Vetter
Siegfried von Runkel schlichten sollten.’% Danach ist er lediglich in den Jahren 1281 und 1282
einige Male am Hof des Konigs nachweisbar.’®” Obwohl in der Folgezeit lediglich eine weitere
Begegnung anlidsslich des Begribnisses von Adolfs Mutter Adelheid am 22. Februar 1288, bei der
Rudolf in Mainz anwesend war, nachweisbar ist, erhielt Adolf neben der Aufnahme zum Burgmann

noch ein weiteres Privileg, in dem der Konig ihm gestattete, das Dorf Idstein zu befestigen. 3%

Einen Grund fiir das zuriickhaltende Verhiltnis zwischen dem Konig und dem Grafen stellte
dessen enge Bindung an den Kolner Erzbischof Siegfried dar, mit dem er iiberdies verwandt war.>%
Er kdmpfte auf Seiten Siegfrieds im Limburger Erbfolgestreit und wurde wie der Erzbischof in der
Schlacht von Worringen gefangen genommen.’'? Die Nihe zu dem mit Rudolf meist in kiihlen
Beziehungen stehenden Kdlner Erzbischof verhinderte eine konigsfreundliche Linie Adolfs. Daher
bleibt die Frage, warum der Konig den Nassauer zu seinem Burgmann aufnahm und mit einem
verhéltnismaBig hohen Burglehen ausstattete. Hier ist der Grund wiederum in den familidren
Bindungen Adolfs zu suchen: Sein Onkel und Forderer war mit Graf Eberhard von Katzenelnbogen
einer der wichtigsten Vertrauten des Konigs. Er setzte sich vermutlich fiir seinen Neffen bei Rudolf
ein, um ihm das Burglehen im Dienste des Reiches zu verschaffen, welches ihm auch mehr
Unabhéngigkeit vom Kolner Erzbischof erméglichte.’!! Die Sicherung der Wetterau mit ihrem
ausgedehnten Reichsbesitz war dem Konig wéhrend seiner gesamten Regierungszeit ein wichtiges
Anliegen. Angesichts der Unruhen in Wetzlar im Sommer 1285 sowie der Aufstinde in der Wetterau
und der erneuten Zerstérung der Friedberger Burg in den Jahren von 1285 bis 1287 sah der Konig
die Aufnahme eines zwar nicht allzu méchtigen, aber doch einflussreichen lokalen Adeligen als
geeignete MaBnahme an, um seine Herrschaft in dieser Gegend zu stabilisieren. Dennoch

verwundert die Privilegierung, bedenkt man, dass mit Siegfried von Runkel bereits im Jahr 1277 ein

506 RIVI, 1, Nr. 539.

307 In diesen Jahren trat Adolf von Nassau als Zeuge von koniglichen Urkunden auf. Vgl. ebd., Nr. 1424 (1281
Dezember 17); 1637 (1282 Mérz 25); 1641 (1282 April 9); 1688 (1282 Juni 15); 1719 (1282 Oktober 24).

508 Dies wurde ihm am 3. Mai 1287 gewihrt. Vgl. RT VI, 1, Nr. 2100.

309 Die Schwester von Adolfs Frau Imagina von Isenburg-Limburg, Agnes, war mit Heinrich von Westerburg, dem
Bruder Erzbischof Siegfrieds, verheiratet. Zu den verwandschaftlichen Beziehungen Adolfs von Nassau und
Siegfrieds von Westerburg vgl. Erkens, Siegfried, S. 423f.

510 Zu seiner Rolle im Limburger Erbfolgestreit vgl. ebd., S. 219-239.

311 Eberhard blieb auch nach dem Tod Rudolfs an Adolfs Seite und diente ihm wéhrend seiner Zeit als Konig. Siche
dazu Demanpt, Anfénge, S. 49-57.
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ausgewiesener Feind des Kolner Erzbischofs und auch Adolfs auf Karlsmund als Burgmann
aufgenommen worden war. Adolf trat zwar, wie erwihnt, im Jahr 1276 als Schlichter zwischen
Siegfried von Runkel und Siegfried von Westerburg auf, schwor allerdings am 14. September 1287
im Zusammenhang mit dem Limburger Erbfolgestreit, den Kdlner und dessen Bruder Heinrich von
Westerburg gegen Siegfried von Runkel militdrisch zu unterstiitzen. Sollte dieser in den 1280er
Jahren noch als Burgmann in Karlsmund gedient haben, wird die Ernennung Adolfs mdglicherweise

mit Widerwillen innerhalb der Burgmannschaft vernommen worden sein.

Die Juden Frankfurts, die fiir Adolfs Burglehen autkommen mussten, waren von diesen
Uberlegungen nicht betroffen. Rudolf nutzte die Steuern der Juden zweckmiBig, ohne dass die weit
entfernte Frankfurter Gemeinde ein Interesse an der Burg Karlsmund oder an intensiveren
Beziehungen zu Adolf von Nassau hatte. Dass der im Jahr 1292 neu gewihlte Konig seine
Kronungskosten ausgerechnet bei den Frankfurter Juden eintreiben wollte,!? hangt sicherlich mit
seinem Burglehen zusammen. Die Weigerung der Juden im Zusammenschluss mit Reichsschultheif3
Heinrich von Praunheim belegt, dass das Verhéltnis zwischen den Frankfurter Juden und Adolf auch

im Vorfeld nicht spannungsfrei gewesen sein kann.

Schwaben

Auch von Rudolfs Bemiithungen um Landgewinne in Schwaben blieben die Juden nicht unberiihrt.
In zwei Urkunden, in denen ein Frieden zwischen dem Konig und seinem groften lokalen
Widersacher, Graf Eberhard I. von Wiirttemberg, vereinbart wird, werden Angelegenheiten
behandelt, die die Juden betrafen. In der ersten Vers6hnungsurkunde vom 10. November 1286
musste sich der Graf unter anderem dazu bereit erklidren, seine Schulden bei Christen und Juden zu
begleichen. Dies war offenbar ein so zentraler Punkt, dass er an zwei Stellen festgehalten wurde.>!3
Da jedoch die Kédmpfe ein Jahr spéter von neuem aufflammten, musste am 23. Oktober 1287 eine
erneute Sithne herbeigefiihrt werden.’'* Dort wurde wieder auf die Schuldenbegleichung Eberhards
verwiesen, allerdings nicht in Form einer allgemein gehaltenen Aufforderung, sondern mit
konkreten Konsequenzen: Wegen der Schulden, die Eberhard bei Christen und Juden angehiuft

hatte, sowie wegen der angerichteten Kriegsverwiistungen wurde er dazu verpflichtet, die Burg

512 Cronicon Colmariense, MG SS XVII, S. 257.

313 Wirtembergisches UB 9, S. 104-106, Nr. 3576: Der vor genant Eberhart der sol och mit guten truwen gelten baide
Cristan unde Juden alles daz, dez er in schuldige ist (...). Er sol och gelten Cristen unde Juden, daz er in schuldich
ist, mit guten truwen. Sieche auch Urkundenregesten I11I, S. 348-350, Nr. 500.

514 Wirtembergisches UB 9, S. 157-160, Nr. 3670. Siche auch Urkundenregesten I11, S. 373f., Nr. 541.
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Waldhausen als Sicherheit an Swiker von Gundolfingen zu tibergeben und Rudolfs Schultheiflen
Heinrich von Esslingen 1200 Pfund Haller zu zahlen.’!> Sollte er sich nicht an diese Abmachung
halten, wiirde die Burg Waldhausen ebenso wie weitere Burgen, die Eberhard an Christen oder
Juden verpfandet hatte, an den Konig fallen.’'® Rudolf oder der Alte von Rehberg wiirden diese
behalten, bis Eberhard alle Anspriiche seiner Glaubiger befriedigt hitte.>!”

Hintergrund der Auseinandersetzungen zwischen dem Konig und dem Grafen von
Wiirttemberg waren die Bestrebungen Rudolfs, seinen Hausbesitz in Schwaben mit Hilfe der nun
erworbenen Konigswiirde zu vergroBBern. Mdoglicherweise beabsichtigte er, Schwaben wieder zu
einem Herzogtum zu vereinen, um es dann einem seiner S6hne zu iibertragen.’'® Er hitte damit
beispielsweise seinen Sohn Hartmann belehnen konnen, dem er, wie er in einem Brief an Konig
Edward I. von England im Jahr 1278 ankiindigte, innerhalb von vier Jahren ein Konigreich oder
Herzogtum verschaffen wollte.>'® Hartmanns Tod im Jahr 1281 hinderte Rudolf nicht daran, seine
Hausmacht im schwibischen Gebiet weiter zu vergroBBern. Dies stiel bei den dort anséssigen
Adligen, insbesondere bei Graf Eberhard 1. von Wiirttemberg, auf entschiedenen Widerstand. Die
Wiirttemberger Grafen stellten seit dem Interregnum die méchtigsten regionalen Herrschaftstriager

Schwabens dar und verfolgten eine eigene, auf Expansion ausgerichtete Politik.>2°

Nachdem es im Jahr 1281 zu ersten Streitigkeiten gekommen war, brachen die
Feindseligkeiten 1285 erneut aus. Eberhard verwiistete zusammen mit seinen Verbiindeten die Gliter

des Konigs. Dies fiihrte zu einer ersten Siihne, die auf dem Hoftag von Ulm im Juni 1286

315 Ebd., S. 158: Unde sol umbe die summe der schulde, die er den kristen unde den juden schuldik ist unde wirt, unde
umbe den schaden, den er getan hat sit der sune biz an diz urluge, sol er antwrten (sic!) die burch zu Walthusen mit
allem dem, das dar zu horet, Swiker von Gundolfingen, also daz er Henrichen unserm schultheizen von Ezzelingen,
den wir dar zu bescheiden haben, ie zu dem jare zwelfhundert phunt Haller geben zu zwein ziten (...) biz er gar
schulde unde schaden vergelde.

516 Ebd.: Unde gebe er daz gut zu den ziten niht oder breche er sin gelubde an dirre sache, so sol man die vorgenanten

burch Walthusen unde alles daz dar zu horet uns antwrten unde sulent uber das sine burgen, die er kristen oder
Jjuden gesetzet hat, niht ledik sin noch er selbe, wan beidu er unde sine burgen den schuldeneren vergehen sulent,
das si leisten sulen, unde wellen, ob er brichet unde das gut niht git zu den ziten, als da vor geschriben ist.

517 Ebd.: Wan so sal man die vor genanten burch Walthusen mit allem dem, das dar zu horet, uns antwrten oder dem
alten von Rehperch, ob wir niht weren, der sol ez inne haben an der schuldener stat, biz in vergolten wirt, unde
sulent och die burgen leisten.

518 Vgl. oben, S. 18.

519 Hintergrund waren Heiratsverhandlungen, bei denen eine Verbindung von Eduards Tochter Johanna mit Rudolfs
Sohn Hartmann angestrebt wurde. Vgl. hierzu Koncer, Heiratsverhandlungen.

520 Die Grafen von Wiirttemberg hatten vom Zusammenbruch der staufischen Herrschaft stark profitiert. Insbesondere
Eberhards Vater, Graf Ulrich 1. (1241-1265), baute wéhrend des Interregnums sein zunichst wenig mehr als die
Stadt Stuttgart und das Umland umfassendes Gebiet weiter aus und konnte es durch Ankdufe um Cannstatt, Urach,
Miinsingen, Niirtingen und Pfullingen erweitern. Zudem griindete er die Orte Leonberg, Waiblingen und Schorndorf
und forderte gezielt die Entwicklung Stuttgarts. Eberhard, der zusammen mit seinem Bruder Ulrich II. (1265-1279)
seinem Vater als Graf folgte, setzte diese Herrschaftspolitik konsequent fort. Zu den Wiirttemberger Grafen vor der
Zeit Rudolfs von Habsburg vgl. WeLLER/WELLER, Wiirttembergische Geschichte, S. 83-86.
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geschlossen wurde.”?! Da sich Eberhard nicht an den Frieden hielt, wurde Rudolf schon im
September 1286 zu einem personlichen Eingreifen gezwungen. Er zerstorte einige Burgen des
Grafen und begann am 23. September eine Belagerung von Stuttgart, die er allerdings im November
erfolglos abbrach, da er sich den Verhandlungen mit Kardinal Johannes Boccamazza um den
Termin und die Rahmenbedingungen fiir die Kaiserkrénung widmen wollte.’?? Die Sithne vom 10.
November 1286 kam also zustande, weil es Rudolf aufgrund anderweitiger Verpflichtungen nicht
moglich war, Eberhard militdrisch zu besiegen. Dieser erkannte die Schwiche des Konigs und
eroffnete 1287 den Kampf erneut. Die zweite Siihne brachte endgiiltigen Frieden und zementierte
die faktischen Machtverhiltnisse in Schwaben: Rudolf war mit seinem Versuch, das Herzogtum an
sich zu reilen, am wiirttembergischen Grafen gescheitert.’?® Einige Aufenthalte des Grafen am
koniglichen Hof lassen auf eine Normalisierung der Beziehungen der ehemaligen Kontrahenten

schlieBen.5%*

Aufgrund der unbestimmten Formulierung des Abschnittes iiber die Schulden ,,bei Christen
und Juden® kann nur spekuliert werden, um welche Juden es sich konkret handelte. Sicher ist
jedenfalls, dass sich die Gldubiger des Grafen mit dem Konig in Verbindung setzten, um seine
Mithilfe zu gewinnen. Hierfiir kime die grof3e jiidische Gemeinde von Esslingen in Frage. Die Stadt
war von den Konflikten selbst betroffen und der dortige Amtmann des Konigs, Schultheill Heinrich,
wurde von Rudolf in der zweiten Siihne als Schiedsrichter in der Frage ernannt, wie hoch die von
Eberhard abzuzahlende Kriegsschuld sein wiirde.>?> Da aber, wie erwéhnt, keine Hinweise auf die
Herkunft der Juden vorliegen, kann eine endgiiltige Festlegung hier nicht getroffen werden.
Dennoch zeugen die beiden Siihnen von einem guten Verhiltnis zwischen den beteiligten Juden
und dem Konig. Hatte dieser die Schulden des Grafen in der ersten Urkunde lediglich in
allgemeiner Form angesprochen, wurden in der zweiten Siihne drastische Strafen fiir den Fall
ausgesprochen, dass Eberhard sich einer Begleichung weiterhin widersetzen wiirde. Da die
Friedensbedingungen von ihm offenbar erfiillt wurden, scheint sich die konsequente Haltung des
Konigs in Bezug auf die Schuldnerbefriedigung ausgezahlt zu haben. Rudolf hat in diesem Fall mit

einer unnachgiebigen Haltung seinen jiidischen Untertanen zu ihrem Recht verholfen.

521 RIVIL, 1, Nr. 2030a.

522 Marri, Stidtepolitik, S. 87f.

523 Zu Einzelheiten dieser Kampfe vgl. RepLicn, Rudolf, S. 558f.
524 RIVIL, 1, Nr. 2371 und Nr. 2490.

525 Wirtembergisches UB 9, S. 157-160, Nr. 3670.
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Mainz

Wihrend der Konig im September die Residenzstadt des wiirttembergischen Grafen belagerte,
beschiftigte er sich gleichzeitig mit einer die Mainzer Juden betreffenden Angelegenheit, wie durch
zwel von Rudolf verfasste Mandate ersichtlich wird. Am 21. September 1286 schrieb der Konig an
die Richter, SchultheiBen, Schoffen und Ratsvertreter sowie alle iibrigen Biirger der Stadt Mainz,
ihm sei mitgeteilt worden, die Mainzer Juden wiirden des Mordes sowie der Gefangennahme einer
christlichen Familie beschuldigt. Da dem Mainzer Erzbischof die Rechtsprechung in dieser
Angelegenheit zustiinde, verlangte Rudolf von den Stadtvertretern, diesen in allen Untersuchungen
zu unterstiitzen.>?® Auf den 23. September, also nur zwei Tage spéter, datiert ein weiteres Schreiben
des Konigs, das diesmal an die Judengemeinde von Mainz adressiert war. Hierin forderte er die
Juden Moses, quondam episcopus Judeorum, sowie Joeli, Joseph Haller, Abraham Wize, Coppelino
und alle weiteren consules Judeorum, seine Kammerknechte, dazu auf, innerhalb der nichsten drei
Wochen in das Feldlager des Konigs vor Stuttgart zu kommen, um dort auf die Vorwiirfe des

Erzbischofs zu antworten.527

Schon vor diesen beiden Schreiben war die Situation der Mainzer Juden in den 1280er
Jahren prekdr. Immer hdufiger wurden sie mit Ritualmordvorwiirfen konfrontiert, was drastische
Konsequenzen hatte. So wird in einem jiidischen Klagelied sowie auf dem Grabstein eines Opfers,
Rabbiner Meirs ben Abraham ha-Cohen, von einer Verfolgung am 15. Juni 1281 berichtet, in deren
Verlauf Thorarollen zerrissen, die Synagoge verbrannt und der Rabbiner umgebracht worden
seien.528 Uber die Hintergriinde dieses Pogroms ist allerdings nichts Weiteres bekannt. War im Jahr
1281 offenbar nur ein einzelner Jude umgebracht worden, hatte eine weitere Mordanklage zwei
Jahre spéter weitreichende Folgen. Die Einzelheiten dieser Angelegenheit sind im Gegensatz zu der
Verfolgung von 1281 durch zwei historiographische Quellen sowie ein Schreiben des Mainzer
Erzbischofs Werner von Eppstein gut rekonstruierbar. In den Colmarer Annalen wird bemerkt, in

der Ndhe von Mainz habe eine christliche Amme das Kind eines Ritters an die Juden verkauft,

526 Die Urkunde ist nicht ediert. Siehe Staatsarchiv Wiirzburg, Mainzer Urkunden 3438/1: Quia igitur de coniuencia et
beneplacio nostro procedit quod idem archiepiscopus contra Iudeos Maguntiae super homicidiis que a nonnullis
ipsis prout audivimus inponuntur necnon super familia christiana quam retinent et causis aliis sive questionibus
quibuscumque iusticie sue causam efficaciter prosequatur. Siehe auch Urkundenregesten III, S. 346f., Nr. 496.

327 Staatsarchiv Wiirzburg, MK Kaiserselekt 1332: Moysi quondam episcopo Judeorum, necnon Joeli, Joseph dicto
Haller, Abrahe dicto Wize, Coppelino, ceterisque consulibus Judeorum et aliis Judeis Magunt. universis, camere
sue servis, graciam suam. Ad nostram presenciam vos citantes devotioni vestre firmiter et distincte precipiendo
mandamus, quatenus a proxima quarta feria ad tres septimanas, in nostra compareatis presencia, querimoniis
venerabilis H. Archiepiscopi Magunt. Principis nostri karissimi legitime responsuri. Gedruckt bei Scaunck, Codex
121, Nr. LI. Siehe auch Urkundenregesten 111, S. 347, Nr. 497.

528 GJ 1, 2, Artikel Mainz, S. 512f. sowie Ziwes, Rheingebiet, S. 228.
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welche das Kind dann tteten. Darauthin seien alle Juden und die Amme von den Christen ermordet
worden.”?® Die Wormser Annalen stellen lediglich fest, dass an Ostern 1283 die christlichen
Einwohner von Mainz die Juden iiberfallen, viele von ihnen getitet und ihre Besitztiimer geraubt
hitten. Dieser Schlag habe die Juden von ganz Deutschland getroffen.33? Der genauere Verlauf der
Verfolgung wird in einem Schriftstiick Erzbischof Werners an den Pleban von St. Ignatius in Mainz
beschrieben.>3! Darin beklagt Werner, dass seine Juden, die er vom Reich rechtméfig erhalten habe,
falschlicherweise einiger Verbrechen beschuldigt worden seien. Der Ritter Herbert, genannt Ring
von Olmene, habe sich bei ihm dariiber beklagt, sein Neffe sei, von den Mainzer Juden ermordet,
tot aufgefunden worden. Des Weiteren habe er berichtet, den besagten getdteten Knaben zur Stadt
Mainz gebracht zu haben, um ein Urteil zu erbitten. Durch die Mainzer Biirger sei ihm jedoch der
Zugang zur Stadt verboten worden.>3? Da sich aber die Gerlichte iiber einen angeblichen Judenmord
in der Stadt verbreiteten, beschloss Werner, selbst ein Gericht {iber die Juden abzuhalten, woran er
aber von der Stadtgemeinde gehindert wurde. Unterdessen war den Juden und ihrer Habe schweres
Unrecht getan worden.>3* Nachdem ein weiterer Bote mit dem Hinweis, nur mit dem Erzbischof
personlich sprechen zu wollen, erneut von den Biirgern ignoriert wurde, bekréftigte Werner seine
Absicht, die Vorwiirfe gegen die Juden gerichtlich aufzukldren.>3* Tatsdchlich kam es, wie Werner
in dem Brief erwdhnt, am 19. April 1283 zu einer Judenverfolgung, bei der zehn Menschen das

Leben verloren.>3%

329 Annales Colmarienses Maiores, MGH SS XVII, S. 210: Circa Moguntiam nutrix pueri cuiusdam militis vendidit
eum ludeis, ut interficerent eum; propter quod nutrix et ludei plures a christianis fuerunt turpiter interfecti.

30 Annales Wormatienses, MGH SS XVII, S. 77: Anno regni Rudolphi nono feria seconda pasche cristiani in civitate
Moguntinensi ludeos invaserunt, multis ex eis occisis, omnem substanciam eorum sibi diripuerunt; que plaga
omnes ludeos per totam Alemaniam percussit.

331 Hessische Urkunden V, S. 105-107, Nr. 120. Zu diesem Brief vgl. Ziwes, Rheingebiet, S. 229, sowie FiscHEr,
Stellung, S. 178-180, Note 5, und MuLLer, Eretz geserah, S. 262f.

32 Hessische Urkunden V, S. 105-107, Nr. 120: Ex querela Judeorum ad nos pervenit, quod quidam emuli eorundem
falso quedam crimina eis imponerent, ex quo timebat, eis periculum imminuere, propter quod nostris civibus
maguntinis litteras nostras direximus, continentes, ut nostros Judeos maguntinos, quos habemus ab imperio pleno
iure, ab insultibus malignancium fideliter defensarent, postmodum Herbordus dictus Ring de Olmene (...) ad
presenciam nostram accedens, lacrimabiliter conquerebatur, quod puer quidam christianus, nepos ipsius (...)
inventus fuerat, et a Judeis moguntinis Maguncie miserabiliter interfectus, narrans, quod dictum puerum occisum
ad civitatem maguntinam adduxerat pro iudicio requiriendo, sed ab ingressu civitatis eiusdem prohibitus fuerat et
repulsus.

333 Ebd.: (...) insultus graves facti fuerunt in personas et res Judeorum nostrum (...).

34 Ebd.: (...) judices et consules coram prelatis et ecclesiis maguntinis, tam regularibus, quam secularibus,
responderunt, quod non nunciis nostris, sed nobis vellent super eo in personis propriis respondere, unde discretioni
tue mandamus (...) quod parati sumus et fuimus et esse intendimus, si non fuerimus impediti, in casu presenti
unicuique facere tocius iusticie complementum.

335 Zeitgleich kam es auch in Bacharach und Rockenhausen zu Auschreitungen gegen die jiidischen Gemeinden, bei
denen 26 beziehungsweise 13 Juden ermordet wurden. Vgl. Ziwes, Rheingebiet, S. 229f. Zu den Opferzahlen siehe
Memorbuch, S. 4/99 und S. 20/144f.

117



Laut einer zweifelhaften Nachricht von Johannes Trithemius in den Annales
Hirsaugienses>® vom Ende des 15. Jahrhunderts soll sich Rudolf von Habsburg in den Streit
eingemischt, das — nicht ndher beschriebene — Urteil des Erzbischofs auf einem Hoftag in Mainz am
Michaelisfest 1283 gelobt und gefordert haben, die Gliter der getdteten Juden dem procurator fisci
regalis auszuliefern. Laut Trithemius wurden die Juden verschiedener Verbrechen beschuldigt. Er
nennt Brunnenvergiftung, Hostienschdndung und Mord an einem Jungen.’*’ Im September 1283
war der Konig allerdings nicht in Mainz, folglich wurde dort auch kein Hoftag abgehalten; vielmehr
befand sich Rudolf von Habsburg zu dieser Zeit im Kampf gegen Philipp 1. von Savoyen, der sich
die Reichsorte Peterlingen, Murten und Giimmingen in der heutigen Westschweiz angeeignet hatte.
Von Juli bis Dezember 1283 beteiligte sich der Konig an der Belagerung von Peterlingen. 338 Weitere
Informationen iiber eine mogliche Aufkldrung der Vorwiirfe oder Bestrafung der Mainzer Biirger
sind nicht erhalten; es ist aber davon auszugehen, dass der Konig in dieser Angelegenheit in keiner
Weise beteiligt war. Trithemius, der mehr als 150 Jahre nach den Ereignissen schrieb, vermischte

vermutlich verschiedene Verfolgungen und verdichtete sie zu einem einzigen Vorfall.

Nachdem es im Jahr 1286 zu weiteren Anschuldigungen gegen die Juden gekommen war,
wurde der Konig als Schlichter zwischen der Stadtgemeinde und dem Erzbischof um die Rechte an
der Gerichtsbarkeit der Juden angerufen. Sowohl Heinrich, der aufgrund seiner erst kurzen Amtszeit
sowie seiner nichtadligen Herkunft iiber keine ausreichende Machtbasis verfiigte, die noch sein
Vorgidnger Werner durch seine Herkunft als Eppsteiner Landesherr besessen hatte, als auch die
Juden hatten ein starkes Interesse an der Vermittlung durch den Konig. Dieser nutzte die sich durch
den Tod Werners bietende Moglichkeit, seine Machtposition in Bezug auf die Mainzer Juden zu
verbessern, und sprach daher fortan von ihnen als koniglichen Kammerknechten. Zudem driickte
die Formulierung ein Schutzverhéltnis zwischen dem Ko6nig und den Juden aus, welches vor einem
Pogrom abschrecken und ein geordnetes Verfahren ermdglichen sollte. Da Rudolf im September
1286 mit einem Heer nicht allzu weit von Mainz lagerte, war ein konkreter Judenschutz oder
zumindest eine Strafaktion des Konigs nach einem Missachten seiner Befehle ein durchaus

denkbares Szenario. Das Vorgehen Rudolfs, zum einen die Stadtgemeinde zur Kooperation mit dem

336 Zu den Annales Hirsaugienses vgl. SCHREINER, Abt.

337 Annales Hirsaugienses II. 44f.: Eodem anno Rudolphus Rex conventum Principum apud Moguntiam circa festum S.
Michaelis  habuit, ubi post multa consilia pacis habita, etiam Judaeorum causam diligentissime, quare fuissent
combusti, fecit examinari. Contra quos multam dicebantur abnominanda scelera, quod videlicet veneno fontes
infecissent aquarum, quod pueros occidissent emptos aut furtive sublatos ex aedibus Christianorum, et quod
sacramentis Dominicis nefandas intulissent contumelias. Rex autem Christianissimus examinata necis Judaeorum
causa laudavit sentenciam et sub poena capitis ac lasae Majestatis reatu mandavit omnibus et singulis, ut omnia
quaecunque de bonis Judaeorum direpta fuissent, ad manus Procuratoris fisci Regalis sine mora comportarentur.

338 Reprich, Rudolf, S. 607-609. Vgl. auch Resmini,. Arelat, S. 178-187.
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Erzbischof aufzufordern und zum anderen den Juden die Moglichkeit zu geben, personlich auf die
Vorwiirfe zu antworten, verdeutlicht, dass der Konig ein echtes Interesse an einem addquaten Urteil
hatte. Auch wenn keine weiteren Informationen zum Fortgang der Verhandlungen vorliegen, kann
davon ausgegangen werden, dass die Juden von den Vorwiirfen freigesprochen wurden; zu einem

Pogrom kam es nicht.

Die Bedeutung des Konigs fiir die Juden zeigt sich iiberdeutlich an diesem Fall. Rudolf
konnte als angesehene Autoritit fiir Schutz und ein rechtmifBiges Verfahren sorgen. Dies belegt
zudem, dass die Kammerknechtschaft ein durchaus positives Rechtsverhiltnis darstellen konnte.
Wenn Rudolf auch tatséchlich als Schutzherr fungierte, werden die Juden ihre Zugehorigkeit zu ihm
begriilt haben. Sie hatten im Jahr 1283 erlebt, dass ihre Position zwischen dem Erzbischof, der die
Gerichtsbarkeit iiber die Juden innehatte und ihre Steuern erhob, und der Stadtgemeinde, welche die
faktische Macht tliber die Juden ausiibte, liberaus problematisch war. Die beteiligten Fraktionen
waren damals beide am Judenschutz interessiert: Werner versuchte, die Vorwiirfe durch ein
formliches Gerichtsverfahren zu kliren; die christlichen Biirger verhinderten zumindest das
Eindringen des Ritters in die Stadt, welches sicherlich noch mehr Aufruhr verursacht hitte.>*° Das
gemeinsame Scheitern ist darauf zuriickzufiihren, dass man aufgrund der generellen Feindschaft
auch in diesem Fall nicht miteinander, sondern gegeneinander arbeitete. Dass eine engere Bindung
der Mainzer Juden zum Konig auch negative Folgen haben konnte, zeigte sich nur wenige Wochen
spater, als der Konig mit dem Hinweis auf die Kammerknechtschaft erste konkrete Forderungen an

sie stellte.

Mainz — Worms — Speyer — Oppenheim — Wetterau

Am 6. Dezember 1286 verkiindete Rudolf in insgesamt acht erhaltenen Mandaten an die
christlichen Gemeinden von Mainz, Worms, Oppenheim und der Wetterau sowie an die Juden der
Stddte Mainz, Speyer, Oppenheim und der Wetterau, dass er die Giiter der iiber das Meer

geflohenen Juden beschlagnahme.’** Er begriindete dies damit, dass sich die Juden ohne seine

339 FiscHEr, Stellung, S. 178-180, Note 5.

340 MGH Const 1V, S. 368f., Nr. 388-389: (...) illorum possessionibus, rebus et bonis omnibus tam mobilibus quam
inmobilibus, ubicunque ea reperiri contingerit, nos vel domini, quibus attinent, licite intromittere debeamus ac ea
non inmerito nostre attrahere potestati. Die Textunterschiede, die allerdings kaum inhaltliche Abweichungen
enthalten, sondern primér lexikalischer Natur sind, finden sich dort in den betreffenden Fuflnoten. Siehe auch
Urkundenregesten 11, S. 350-353, Nr. 501-512.
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Erlaubnis und ohne die der Fiirsten, denen sie zu Lehen gegeben worden waren, entfernt hitten.>4!
Da er, so Rudolf, iiber das Gut der Juden nach seinem Belieben verfiigen konne, gab er Erzbischof
Heinrich von Mainz und Graf Eberhard von Katzenelnbogen die Vollmacht, diese Besitztiimer zu
beschlagnahmen und nach ihrem Willen dariiber zu verfiigen.’*> Obwohl lediglich acht Mandate
iiberliefert sind, kann davon ausgegangen werden, dass auch fiir die christliche Gemeinde von
Speyer und die Judengemeinde von Worms ein gleichlautendes Exemplar ausgestellt wurde. Die
Dokumente sind in zwei Gruppen einzuteilen: Die christlichen Gemeinden sowie die
Judengemeinden von Mainz und der Wetterau erhielten eine Langfassung des Textes, wobei die
Schriftstiicke an die Juden eine deutlich schirfere Aufforderung zur Kooperation beinhalteten als
die Dokumente fiir die christlichen Gemeinden. Die Juden von Speyer und Oppenheim erhielten
lediglich eine Kurzfassung, in der die Informationen komprimiert wurden, ohne jedoch wichtige

inhaltliche Punkte wegzulassen.>*3

Lediglich ein inhaltlich relevanter Unterschied ldsst sich bei der Analyse der Urkunden
feststellen: Verweist Rudolf in allen Mandaten auf die Zugehorigkeit der Juden zur kdniglichen
Kammer, spricht er die Speyrer sowie die Wetterauer Juden im Gegensatz zu den Mainzer und
Oppenheimer Juden nicht direkt als Kammerknechte, sondern lediglich als wuniversi Judei
Spirensibus beziehungsweise universi ludei per Wedereviam an. Hier kann es sich um einen Fehler
der Kanzlei handeln. Die Urkunden wurden in insgesamt drei verschiedenen Handschriften verfasst,
wobei ein Schreiber an die christlichen Gemeinden von Worms und der Wetterau sowie an die
Juden von Mainz, Oppenheim und der Wetterau schrieb, wéahrend ein zweiter das Mandat an die
Mainzer Biirger und ein dritter die Briefe an die Oppenheimer Stadtvertreter sowie die Speyrer
Juden verfasste.>** Geht man davon aus, dass der erfahrenste Schreiber, moglicherweise der von

1283 bis 1291 nachweisbare Protonotar Heinrich von Klingenberg,>* den Brief an die Mainzer

541 EBbd.: Cum universi et singuli Judei, utpote Camere nostre servi, cum personis et rebus suis omnibus specialiter

nobis attineant, ut illis Principibus, quibus iidem Judei a nobis et Imperio in feodum sunt concessi, condignum et
iustum est, et utique consonum racioni, ut si aliqui Judeorum huiusmodi facti profugi sine nostra ut Domini sui
speciali licencia et consensu, se ultra mare transtulerint (...).

342 Ebd.: Nos igitur (...) de circumspectione ac fide vener. H. Archiepiscopi Magunt. Princeps et (...) E. Comitis de

Katzenellenbogen (...), ipsis super omnes Judeos Spiren. Wormat. Magunt. Oppenheim. ac super omnes Judeos
Wetreibie damus presentibus plenariam potestatem, ut possessiones, res et bona mobilia et immobilia profugorum
Judeorum, ubicunque ea invenerint, sine contradictione cuiuslibet, sue attrahant potestati, ac pro sue voluntatis
arbitrio de ipsis ordinent ac disponant, pront eis videbitur expedire.

343 Die Originale, die Siegelspuren aufweisen, stammen simtlich aus ehemaligen Bestinden des Mainzer Erzstifts,

sodass es nahe liegt, dass es sich bei den heute noch vorhandenen Urkunden um Exemplare handelt, die Erzbischof
Heinrich von Mainz erhielt und archivierte.

544 Siehe auch den Kommentar in der MGH Const IV, S. 368f., Nr. 388-389.
345 Um das Jahr 1286 ist mit Konrad von Diessenhofen lediglich ein weiterer Schreiber namentlich bekannt. Zu den

Notaren der Kanzlei Rudolfs vgl. Erkens, Art. Rudolf, S. 280.
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Biirger als Vorlage fiir die weiteren Dokumente verfasste, wire es nicht liberraschend, dass es bei
den Abschriften zu Fehlern und lexikalischen Unterschieden gekommen ist. Inhaltliche Griinde fiir
die Auslassung der Zuschreibung der Juden Speyers und der Wetterau als konigliche
Kammerknechte lassen sich schwerlich begriinden, da der Koénig abgesehen von der Urkunde fiir
Speyer eindeutig formuliert, dass wuniversi et singuli Iudei ohne Ausnahme zu der koniglichen

Kammer gehdren wiirden.

Rudolf nutzte erneut die Vergabe von Rechten an jlidischen Gemeinden, um damit zwei
seiner wichtigsten Gefolgsleute zu belohnen und zu stirken. Die Ernennung Heinrichs von Isny
zum Erzbischof von Mainz stellte auch eine Machterweiterung Rudolfs dar, denn von diesem war
kein Widerstand gegen konigliches Handeln zu erwarten. Aus diesem Grund forderte Rudolf den
Erzbischof nach Kréften.34¢ Auch Graf Eberhard I. von Katzenelnbogen gehorte zum engsten Kreis
der koniglichen Helfer.>#7 Aus einer jiidischen Perspektive war insbesondere Eberhards Tétigkeit als
Burgmann in Oppenheim wichtig.>*® Daneben unterstiitzte der Graf den Ko6nig bei all seinen
Aktivitidten. So wirkte Eberhard als Gesandter Rudolfs 1281 an der Beendigung der Sponheimer
Fehde mit’* und {ibernahm 1282 die weltliche Verwaltung der hochverschuldeten Reichsabtei
Fulda, wofiir ihm Rudolf als Entschadigung den Reichszoll von Boppard verpfindete.3>* Auch an
allen militdrischen Aktionen des Konigs nahm Eberhard teil, etwa an den Kriegsziigen gegen den
Grafen von Mompelgard-Burgund oder gegen Markgraf Otto von Burgund und die Stadt Besangon.
Eine regelmiBige Privilegierung durch den Konig war die Belohnung.>! Bis zum Tod des Konigs
am 15. Juli 1291 blieb Graf Eberhard an dessen Seite. Die Giiter der geflohenen Juden wurden von
Rudolf also an zwei seiner wichtigsten Verbiindeten vergeben, die zudem in den betreffenden
Stidten iiber eine nicht geringe Machtbasis verfiligten. Bevor die Frage erortert wird, inwiefern die
beiden Begiinstigten ihre Rechte auch tatsdchlich durchsetzen konnten, muss auf die Hintergriinde

und Motive der in den Urkunden erwihnten Ausreise der Juden eingegangen werden.

Bei den in den Mandaten erwéhnten Juden, die sich nach Ansicht des Konigs unrechtméfig
ultra mare entfernt hétten, handelt es sich um Anhédnger des jiidischen Gelehrten Meir ben Baruch

von Rothenburg. Dieser gab im Frithsommer des Jahres 1286 seinen Wohnsitz in Worms auf, um

346 Fiir eine ausfiihrliche Beschreibung des Verhiltnisses von Heinrich zu Rudolf siehe oben, S. 80.
347 Zu Graf Eberhard I. von Katzenelnbogen und seiner Dynastie vgl. Demanpt, Anfiange.

548 Zur Stellung Graf Eberhards I. in Oppenheim siehe oben, S. 108.

349 Vgl. DemanpT, Anfinge, S. 41f.

550 RIVI, 1, Nr. 1722 und Nr. 1725.

351 Vgl. beispielsweise RI VI, 1, Nr. 2176, Nr. 2247 und Nr. 2248, in denen Eberhards Stadt Braubach gefordert sowie
seine Stellung in einem Streit mit der Stadt Frankfurt gestérkt wurde.
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vermutlich nach Paldstina zu ziehen. Kaum ein die Juden betreffendes Ereignis in der
Herrschaftszeit Rudolfs wurde in der christlichen historiographischen Uberlieferung so ausfiihrlich
behandelt wie die Gefangennahme und die darauffolgenden Verhandlungen zur Freilassung
Meirs.>52 Ein relativ vollstindiges Bild der Festnahme bietet das Wormser Minhag-Buch, welches
vermutlich zeitgendssisch verfasst wurde, jedoch nur aus einer Abschrift aus dem 17. Jahrhundert
tiberliefert ist.>>* Demnach war Meir von Rothenburg mit seiner Familie in einer nicht ndher
genannten Stadt im ,,Lombardischen Gebirge* angekommen, wo er auf weitere Auswanderer warten
wollte, um mit ihnen iiber das Meer zu reisen. Dort wartend wurde er von einem Konvertiten im
Gefolge des aus Rom kommenden Bischofs Heinrich von Basel erkannt und auf Geheifl des

Landesherren Graf Meinhard von Gorz am 28. Juni 1286 festgenommen.

Mit dem Lombardischen Gebirge ist nicht die Lombardei gemeint, in der iiberdies Graf
Meinhard IV. von Gorz keinerlei Einfluss besaB.’>* Vielmehr ist anzunehmen, dass Meir von
Venedig aus ins Heilige Land reisen wollte und die Alpen daher im Osten iiberquerte. Dabei
gelangte er auf das Territorium des Gorzer Grafen, von dem er schlieBlich gefangen genommen
wurde. Uber den genauen Ort der Festnahme ist viel spekuliert worden, ohne dass die Forschung
bislang zu einem abschlieBenden Ergebnis gekommen ist.>>*> Zuletzt wurde vermutet, dass es sich
bei der Stadt um Meran handeln konnte, welche als wichtige Residenzstadt Meinhards sowie
giinstig auf dem Weg zur Adria gelegen einige Kriterien erfiillt.>>® Auch ist es gut moglich, dass
Heinrich von Basel auf seinem Riickweg von Rom in der Stadt von Rudolfs Verbiindetem Halt
machte. Meir hitte jedoch nur in einem Ort mit einer grofleren Judengemeinde ldngere Zeit auf
weitere Auswanderer warten konnen. Da es mehr als unsicher ist, ob Meran am Ende des 13.
Jahrhunderts {iberhaupt jidische Einwohner hatte,’>’ kann nicht mit letzter Sicherheit gesagt

werden, ob die Stadt der Ort der Festnahme war.

552 Zu nennen sind die Annales Colmarienses Maiores sowie das Cronicon Colmariense, wobei die Handschriften von
Donaueschingen und Stuttgart inhaltliche Unterschiede aufweisen. Zu diesen vgl. KiewscumiDT,
Geschichtsschreibung sowie Koster, Geschichtsschreibung.

553 Shem ha-Gedolim, S. 47. Ubersetzung bei Acus, Meir, S. 126.
334 Zu Graf Meinhard von Gorz vgl. Baum, Grafen.

555 Von der Lombardei als Ort der Festnahme sprechen Acus, Meir, S. 125 und Martes, Alltagsleben, S. 25. Uber den
genauen Ort der Festnahme besteht in der Forschung keine Einigkeit. Wéhrend Back, Meir, S. 65, lediglich den
Terminus der Urkunde wiedergibt, ohne weitere Spekulationen {iber die Ortsangabe anzustellen, vermutet ReuTer,
Warmaisa, S. 668f. ohne weitere Begriindung, Meir sei an der Veroneser Klause auf dem Weg nach Genua
estgenommen worden.

356 'WENNINGER, Ansiedlung, S. 87.

37 Vgl. GJ 11, 2, Art. Meran.
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Nach seiner Gefangennahme wurde Meir an den Konig iibergeben und zundchst in
Wasserburg>>3, spéter in Ensisheim im Elsass festgehalten.’>® Wéhrend dieser Zeit kam es zu
starken Bemiihungen seitens der jiidischen Gemeinden des Reiches, den Lehrer fiir ein Ldosegeld
freizukaufen. So berichtet das Cronicon Colmariense, die Juden hitten fiir die Befreiung Meirs dem
Ko6nig 20.000 Mark versprochen, worauthin es zur Freilassung gekommen sei.’®® Eine besonders
prominente Stellung bei den Verhandlungen nahmen der Kdlner Jude Chajim ben Jechiel und sein
in Koblenz wohnender Bruder Ascher ein; Letzterer wollte fiir die Zahlung des Losegelds
personlich biirgen.’®! Den Juden gelang es sogar, einen am 22. Juni 1288 verfassten Brief Papst
Nikolaus’ IV. an den Konig zu erwirken.’®? In diesem fiihrte Nikolaus aus, ihm wére von Seiten
gewisser Juden zugetragen worden, dass ihr magister Mehir de Ruthenburch von Rudolf gefangen
gehalten wiirde, ohne einen Verstofl gegen den christlichen Glauben oder die Wiirde des Konigs
begangen zu haben. Auch sonst habe er sich keines Verbrechens schuldig gemacht oder sei eines
solchen tiberfiihrt worden.>%* Der Papst wolle der Bitte der Juden entsprechen und den Koénig durch
diesen Brief auffordern, Meir unverziiglich freizulassen, wenn er tatsdchlich kein Verbrechen
begangen habe. Er begriindete dies mit der allgemein gehaltenen Feststellung, dass die Juden, von
deren Stamm und aus deren Fleisch Jesus Christus hervorgegangen sei, nicht fiir Vergehen bestraft
werden diirften, die sie nicht begangen hétten.’** Den Kontakt zwischen den Juden und Nikolaus
stellte wohl der pédpstliche Gesandte Johannes Boccamazza her, der zur Zeit der Abfassung der

Mandate am 6. Dezember in Speyer weilte und sich noch bis zum Herbst 1287 im Regnum authielt.

338 Um welchen Ort es sich bei Wasserburg handelt, ist nicht sicher. Am wahrscheinlichsten scheint die Annahme zu
sein, dass es sich um Wasserburg am Inn handelt, denn dieser Ort war im Besitz Pfalzgraf Ludwigs, einem der
wichtigsten Verblindeten Rudolfs.

339 Zu den Orten der Gefangennahme sowie den Haftbedingungen Meirs und seinen Kontakten zur Auflenwelt vgl.
Acus, Meir, S. 151.

360 MGH SS XVII, S. 255: Ergo si illum dimitteret et eos defenderet, promiserunt sibi viginti milia marcarum etc. Rex
Judeorum peticionem exaudivit. Judeorum captivum a carcere liberavit et libertati restituit (...). Da in der Chronik
die Freilassung Meirs mit den Vorgingen um die Gute-Werner Verfolgung vermischt wird, miissen die
Verhandlungen nach dem Jahr 1287 begonnen haben.

61 In zwei hebréischen Berichten iiber die Verhandlungen werden andere Summen, einmal 23.000 und einmal 30.000
Mark genannt. Vgl. Back, Meir, S. 74-77. Zur Rolle Aschers vgl. Fremmann, Ascher, S. 247f.

562 Actenstiicke I, S. 341f., Nr. 321.

563 Ebd., S. 341: (...) nuper siquidem ex parte quorundam iudeorum fuit expositum coram nobis, quod, licet magister
Mehir de Ruthenburch iudeus, tue iurisdictioni subiectus, nichil in offensam christiane religionis vel maiestatis
regie comisisset neque de aliquio crimine culpabilis fuerit vel devictus, nichilominus tamen de mandato regio
captus extitit et carcerali custodie detinetur absque causa rationabili mancipatus.

564 Ebd.: Quare pro parte ipsius iudei fuit nobis humiliter supplicatum ut pro liberatione ipsius apud serenitatem
regiam interponete preces nostras de benignitate apostolica dignaremur. Nos itaque, attendentes, quod ex eo
iudeorum humanitatis causa fovere nos convenit, quod dominus noster lesus Christus ex stirpe ipsorum carnem
voluti assumere temporalem, quodque nulli pena deberet, ubi delictum aliquod non precessit, serenitatem regiam
rogamus et hortamur attente, quatinus eundem iudeum, si aliquid in subversionem cristiane fidei non commisit nec
offendit maiestatem regiam et alias culpabilis non existit, ob reverentiam apostolice sedis et nostram restitui facies
pristine libertati (...).
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Zu einer Freilassung kam es allerdings nicht. Rudolf konnte weder durch die Zahlung eines
Losegeldes — so wie es das Cronicon Colmariense vermeldet — noch durch das Einwirken Papst
Nikolaus’ dazu bewegt werden, Meir aus seiner Haft zu entlassen. Das Epitaph seines Grabsteins,
der sich auf dem Wormser Friedhof befindet, belegt, dass er in Haft blieb und auch sein Leichnam
nach seinem Tod 1293 festgehalten wurde, bis der Kaufmann Abraham ben Salomo diesen im Jahr
1307 ausloste.>®> Der Verbleib der iibrigen mit Meir ausgereisten Juden ist ebenso unbekannt wie
die GroBle der Gruppe. Die Beschlagnahmung ihrer Giiter ldsst allerdings den Schluss zu, dass sie

nicht in ihre Heimat zuriickkehrten.

Die bereits genannten Quellen geben keinen sicheren Aufschluss iiber die Motive, die Meir
von Rothenburg und seine Begleiter dazu veranlassten, ihre Heimat zu verlassen, um nach Paléstina
auszuwandern. Lediglich in der Donaueschinger Handschrift des Cronicon Colmariense wird ein
indirekter Grund angegeben, der gleichzeitig auch erkldren konnte, weshalb der Konig Meir
festnehmen lieB: Der supremus magister habe, so sei erzahlt worden, einen christlichen Mann an
Ostern in seinem Keller getotet.’*¢ Die Formulierung quod erat divulgatus weist darauf hin, dass
der Autor des Cronicon selbst nicht so recht an dieses Geriicht glaubte. Da die Nachricht {iber einen
Mord in Meirs Haus ansonsten nicht in den Quellen zu finden ist, ist davon auszugehen, dass der
Verfasser hier zwei verschiedene Ereignisse verwechselt und miteinander verkniipft hat. Die
Chronik fahrt mit dem Bericht fort, die Juden hétten zum Zweck der Befreiung Meirs dem Konig
20.000 Mark versprochen. Dieser lie daraufhin den Juden frei und bestrafte die Mdorder von
Boppard und Oberwesel mit 2000 Mark.>¢” Mit den ,,Mdrdern von Boppard und Oberwesel* spielt
der Autor auf die Gute Werner-Verfolgung an, die sich erst nach der Auswanderung Meirs ereignete.
Aufgrund des volligen Fehlens weiterer Nachrichten {liber eine Anklage gegen Meir wegen eines

solchen Vorwurfes ist in diesem Fall von einem Irrtum des Verfassers auszugehen.

Dennoch werden die sich seit dem Amtsantritt Rudolfs hdufenden Ausschreitungen gegen

die Juden der betroffenen Gebiete eine Hauptrolle gespielt haben.>%® Dass gerade am Mittelrhein das

°6> Abraham stellte dabei die Bedingung, nach seinem eigenen Tod neben Meir bestattet werden zu diirfen. Das
Epitaph ist bei Back, Meir, S. 89, mit Ubersetzung abgedruckt.

566 - Cronicon Colmariense, Donaueschinger Handschrift, in: Kreinscamint, Geschichtsschreibung, S. 455: (...) quem rex
captivum habebat ea causa, quod erat divulgatus christianum hominem in occulto in die parasave in cellario suo
occidisse.

567 Ebd.: Ergo si illum dimitteret et eos defenderet, promiserunt sibi viginti milia marcarum etc. Rex Judeorum

peticionem exaudivit. Judeorum captivum a carcere liberavit et libertati restituit et illos de Wesila et Bopardia in
marcis duabus milibus condemnavit.

368 Agus, Meir, S. 128f., stellt fest, die Juden seien schon immer Verfolgungen ausgesetzt gewesen und diese seien
folglich ,,nicht iiberraschend fiir sie gewesen, weshalb sie nicht als Begriindung fiir die Auswanderung dienen
konnten. Auch lage die letzte Verfolgung drei Jahre zuriick. Dabei {ibersieht er allerdings die Anklage der Mainzer
gegen die dortige Judengemeinde, in die sich Rudolf ab September 1286 einschaltete, die aber bereits zuvor,
moglicherweise direkt vor der Auswanderung, aufgekommen war.
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Verhiltnis zwischen Juden und Christen sehr gespannt war, verdeutlichen die Pogrome, die seit dem
Amtsantritt Rudolfs immer wieder stattfanden. Ging es den Judenmordern von Lorch zu Beginn der
1270er Jahre noch darum, primidr dem Mainzer Erzbischof zu schaden, hatten die Pogrome von
Mainz der Jahre 1281 und 1283 wohl einen religiosen Hintergrund, ebenso wie die damit
zusammenhdngenden Ausschreitungen in Bacharach und Rockenhausen. Die Verfolgungen im
Zusammenhang mit dem Tod des ,,Guten Werner* geschahen zwar erst nach der Auswanderung
Meirs, zeugen aber von einer negativen Stimmung, die sicherlich auch in den Jahren zuvor bereits
vorhanden war. Von dieser Atmosphire zeugt auch beispielsweise der Bericht der Wormser Annalen
zum Jahr 1278, die Juden hitten 400 Pfund Haller fiir ihre Allmende in zwei Dorfern und fiir ihren
Friedhof gezahlt, dessen Mauer die Biirger einreilen wollten.’®® Auch die expliziten Anordnungen
Rudolfs fiir seine Friedberger Burgmannschaft im Jahr 1276, die Juden zu beschiitzen, zeugen vor
dem Hintergrund stindiger Kdmpfe zwischen Biirgern und Burgmannen von einer gefahrlichen
Situation der Juden in Friedberg und auch in Oppenheim, wo allerdings der Schutz der Juden nicht

in einer Urkunde festgehalten wurde.>”°

Dass besonders hohe Steuerforderungen des Konigs fiir die Auswanderung der Juden
verantwortlich waren, ist dagegen unwahrscheinlich.’”! Es ist zwar anzunehmen, dass der Konig im
Zuge der Sondersteuerforderungen des Jahres 1284/85 auch den Juden eine auBlerordentliche
Abgabe auferlegte, doch davon abgesehen bewegten sich seine Forderungen in einem normalen
Rahmen. Wenn er wie in Dortmund, Friedberg oder Wetzlar Sondersteuern forderte, befreite er die
jidischen Gemeinden im Gegenzug fiir eine bestimmte Zeit von ihren reguldren Abgaben. Auch die
Argumentation, die Juden hétten unter der doppelten Besteuerung durch die christlichen
biirgerlichen Gemeinden sowie den Konig besonders leiden miissen, ist nicht haltbar. Dies belegt
der Fall von Wiirzburg: Als der Konig dort eine Steuer von den Juden forderte, zogen diese den
Betrag von den vorher gezahlten Abgaben an den Bischof ab und weigerten sich erfolgreich gegen
dessen Versuche, sich erneut die Gesamtsumme zu sichern. Der Anspruch des Konigs verdnderte an

der Hohe der zu leistenden Steuer nichts.3’> Die Steuerlast mag zur Zeit Meirs nicht gering gewesen

569 Annales Wormatienses, MGH SS XVII, S. 69: ludei dederunt Wormatiensibus civibus quadringentas libras
Hallensium pro almenda, quam ipsi in duobus vicis apud eos occupaverant, et pro cemiterio eorum, cuius
munitionem cives frangere voluerunt.

370 Zur Vergabe der Judensteuer als Friedberger Burglehen siche oben, S. 53.

571 Die Steuerpolitik Rudolfs sieht Acus, Meir, S. 143f. als zentralen Grund der der Auswanderung an. Seine
Behauptung, der Konig habe die Juden, die angeblich den im Kontext der 1284 geforderten Stidtesteuer
aufgetretenen falschen Friedrich unterstiitzten, in der Folgezeit besonders hart behandelt, ist allerdings durch
keinerlei Quellen belegbar. Im Gegenteil iibertrug Rudolf unmittelbar nach den Unruhen ausgerechnet die
Stédtesteuer von Wetzlar, wo der falsche Friedrich zuvor residierte, an den Juden Anselm von Oppenheim. Siche
oben, S. 109.

572 Sijehe oben, S. 152.
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sein, aber als Ursache fiir die ausgerechnet im Jahr 1286 erfolgte Auswanderung kann sie nur sehr

begrenzt dienen.

Ein weiterer Grund konnten zu dieser Zeit kursierende Endzeit- oder Messiaserwartungen
gewesen sein.’”® Diese wurden unter anderem durch das Wirken Abraham Abulafias verbreitet,
eines jiidischen Mystikers, der im Jahr 1241/42, dem Jahr 5000 des jiidischen Kalenders, in
Saragossa geboren worden war.>’* Wihrend weitere Mystiker des 13. Jahrhunderts die Ankunft des
Messias in der Mitte des 14. Jahrhunderts erwarteten,>’> ging Abraham davon aus, dass er noch zu
seinen eigenen Lebzeiten erscheinen wiirde, und brachte das Auftreten der Mongolen im Nahen
Osten in Verbindung mit diesem Ereignis.’’® Meir, der nicht zu den jlidischen Mystikern zu zihlen
ist,’”7 konnte von diesen Vorstellungen beeinflusst worden sein; moglicherweise wurden die
Pogrome im Hinblick auf den Beginn der Endzeit gedeutet. Da es jedoch weder diesbeziigliche
Aussagen oder Anspielungen Meirs, etwa in seinen Responsen, gibt, noch einen nachweisbaren
Kontakt zu Abraham oder weiteren Mystikern, kann der Anteil moglicher Messiaserwartungen an

der Entscheidung Meirs zur Auswanderung nicht genau beurteilt werden.

Etwa ein halbes Jahr nach der Auswanderung der Juden reklamierte der Konig ihre
zuriickgelassenen Giiter fiir sich. Der Zeitpunkt erklért sich durch vorangegangene Ereignisse,
denen sich der Konig zundchst widmen musste. Dazu zédhlt insbesondere der Krieg gegen Graf
Eberhard von Wiirttemberg, dessen Residenzstadt Stuttgart von September bis November von
Rudolf belagert wurde. Nach Speyer, wo die Urkunden am 6. Dezember ausgestellt wurden, reiste
der Konig, um sich dort mit dem pépstlichen Gesandten Johannes Boccamazza zu treffen und iiber
die Kaiserkronung und die Durchfithrung des Hoftages von Wiirzburg zu beraten. Uber die
tatsdchlichen Beschlagnahmungen und den Umfang der jiidischen Besitztiimer ist, abgesehen von
den in Mainz gelegenen Glitern, nichts bekannt, dennoch konnen durch die Beachtung der
jeweiligen lokalen Hintergriinde einige Schliisse iiber Umfang und Erfolg der Konfiskationen

gezogen werden.

573 Uber Endzeit- und Messiaserwartungen im 13. Jahrhundert bei Juden und Christen vgl. MentGen, Relevanz, S. 334-
340.

574 Uber das Leben Abraham Abulafias vgl. Iper, Kabbalah, S. 330-340, sowie Ders., Experience, S. 2f.

575 Fir judische mystische Bewegungen des 13. Jahrhunderts und ihre Protagonisten siche Siver, Messianic
Speculation, S. 81-101. Dieser sieht die Messiaserwartungen, die durch Abulafia verbreitet wurden, als moglichen
Grund fiir Meirs geplante Reise in den Nahen Osten an.

576 Ebd., S. 87f. Die Mongolen und das Wirken eines jidischen ,,Ministers* sehen auch Graerz, Geschichte VII, S.
461, Anm. 10, sowie Back, Meir, S. 65 als Grund fiir die Auswanderung an. Back verbindet dies allerdings nicht
mit gleichzeitigen Messiaserwartungen Meirs. Zur Rolle der Mongolen bei den jiidischen Endzeit-erwartungen fiir
das Jahr 1240 siche Yuvar, Expectations, S. 10-13.

577 Zu Meirs religioser Positionierung und seiner Abneigung gegen die Erorterung mystischer Fragen vgl. Back, Meir,
S. 96-103.
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Fir die Stadt Mainz wurde der Umfang der betreffenden Giiter in der Forschung
thematisiert, ohne jedoch zu einem befriedigenden Ergebnis zu kommen.3’® Der Anspruch auf die
Besitzungen zog einen langwierigen Streit zwischen Erzbischof Heinrich und seinen Nachfolgern
sowie der Stadtgemeinde und den Juden nach sich, was dafiir spricht, dass es sich um wertvolle
Objekte gehandelt haben muss. Bereits Rudolf hatte sich in diesen Streit eingemischt und die Stadt
mit einem Strafgeld von 6000 Mark belegt. Dies geht aus einem Schreiben Adolfs von Nassau
hervor, der sich direkt nach seiner Wahl zum Konig fiir die Rechte des Mainzer Erzbischofs
Gerhard von Eppstein in einem ersten Privileg einsetzte. Dort verkiindete er allerdings zunéchst
programmatisch, dass die Erzbischdfe die Juden sowohl in der Stadt Mainz als auch in den weiteren
Stddten und Dorfern seines Machtbereichs als Lehen besdfen, ohne auf den Streitfall explizit
einzugehen.’” Am 20. April 1293 fillte er nach erneuter Klage Gerhards ein weiteres Urteil
zugunsten des Erzbischofs und drohte der Stadtgemeinde bei Zuwiderhandlungen mit der
Verhidngung der Acht. In diesem Urteil erwédhnte er auch die Strafe von 6000 Mark, die bereits
Rudolf von Habsburg noch zu Zeiten Heinrichs von Isny, also bis Mitte 1288, verhidngt habe.
Insgesamt sollten Biirger und Juden nun 20.000 Mark an Gerhard zahlen.>3? Schlielich musste sich
Gerhard allerdings mit 5500 Mark zufriedengeben.’8! Die Biirger hatten sich im Verbund mit den
Juden erfolgreich gegen die ehemals von Rudolf verfiigte Beschlagnahmung der Judengiiter

durchgesetzt.

Im Fall der Mainzer Giiter werden Anspriiche oder Rechte Graf Eberhards von
Katzenelnbogen nicht erwdhnt. Obwohl Rudolf in seinen Mandaten nicht ausfiihrte, in welcher
Form sich die beiden Begiinstigten die Hinterlassenschaften der Juden zu teilen hétten, ist

anzunehmen, dass eine Einteilung nach den jeweiligen Herrschaftsschwerpunkten der beiden

578 Agus, Meir, S. 128, spricht von 54 Hausern, die von der Konfiskation betroffen waren. Tatsdchlich handelt es sich
bei den so genannten ,Judenerben“ jedoch um Immobilien, die zu einem iiberwiegenden Teil erst nach den
Pestverfolgungen in christlichen Besitz tibergingen. Vgl. FaLck, Bliitezeit, S. 74.

579 MGH Const III, S. 472, Nr. 485: (...) Gerhardus archiepiscopus, successores sui et ecclesia Maguntina ludeos
civitatis Maguntine, quos a nobis et imperio dinoscuntur habere in feudum, libere rehabeant eorumque iuri
revocent et retrahant potestati; ita quod cessante impedimento quolibet .. archiepiscopo Maguntino qui pro
tempore fuerit et ecclesie sue consueta impendant servicia in precariis et exaccionibus ac modis aliis ad instar
aliorum Iudeorum, qui in eorundem .. archiepiscopi et ecclesie Maguntine opidis seu villis morantur, quos similiter
confitemur ipsum archiepiscopum Maguntinum et ecclesiam suam a nobis et imperio feodali titulo obtinere.

380 CAO 1V, S. 50-52, Nr. 1729: Daz sie [die Biirger und Juden von Mainz] unsern lieben fursten Gerharte (...), der
heinriche von hamerstein sine clage vor gerichte hatte gegeben, uf die vorgenannten Burgere unde Juden (...) daz
in die Burger mit unrechte irrent an sinen Juden von Mentze und an anderme sinem gute da mit er gefurstet ist und
das er und sin styft von Mentze von uns und dem Riche ze lehen hant und das im das geschadet hat zehen tusent
mark silbers. Und hat geclaget uf die Juden die hie vorgeschriben stant umb sehs Tusend mark silbers die der
Erzhebischof heinrich von Mentze des vorgenannten Erzhebischofs Gerhartes vorvar hatte erclaget mit rechte vor
kuninch Rudolfe selige unserm vorvaren. Und hat geclaget uf die Juden umb vier Tusend mark silbers. In einer
weiteren Urkunde vom 9. Juli 1293 beschlossen Kdnig und Erzbischof, die zu erwartenden Summen von Biirgern
und Juden zu teilen. Vgl. Regesten Mainz, S. 55f., Nr. 317.

s81 Vgl. RI VI, 2, Nr. 365.
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vorgenommen wurde. Demnach hat sich Heinrich der Giiter in Mainz, Worms und Speyer
bemichtigen kdnnen, wahrend Eberhard in Oppenheim und der Wetterau fiir die Durchfiihrung der
Konfiskationen sorgte. Uber den Umfang dieser Giiter ist nichts bekannt. Die Durchfiihrung wird
aber ohne Widerstinde gelungen sein. In Speyer waren die geringsten Widerstinde zu erwarten.
Nachdem Rudolf im April 1286 einen Feldzug gegen Bischof Friedrich von Speyer unternommen
und diesen aus dem Reich verbannt hatte, war die Verwaltung des Bistums in die Hinde Heinrichs
gekommen. Da Rudolf dariiber hinaus zum Zeitpunkt der Ausstellung des Mandats in Speyer
anwesend war, ist ein Widerstand von Stadtgemeinde oder Juden gegen den koniglichen Befehl
auszuschlieBen. In Worms verfiigte Heinrich zwar nicht {iber den Einfluss, den er in Speyer hatte,
doch wird auch hier die Ndhe zum Aufenthaltsort Rudolfs eine Rolle bei der erfolgreichen
Beschlagnahmung der Giiter gespielt haben. Zudem pflegte der Konig gute Beziehungen zu der
Wormser Biirgerschaft und trat in den Kdmpfen innerhalb des Rates in den 1280er Jahren als

Schlichter auf.582

Die Oppenheimer und Wetterauer Judengiiter werden an Eberhard gefallen sein.
Insbesondere in Oppenheim verfligte er iiber eine groBe Machtfiille. Er war als Burgmann mit
einem hohen Lehen ausgestattet und wirkte iiberdies als koniglicher Amtmann fiir Oppenheim und
das benachbarte Odernheim. Auch besall er mit den Burgen Braubach und Rheinfels wichtige
Machtstiitzpunkte in der Umgebung Oppenheims.’®3 Eberhard wird in Oppenheim nicht daran
gehindert worden sein, die Giiter der ausgewanderten Juden zu beschlagnahmen. Da es in der
Folgezeit zu keinen Verdnderungen der an Eberhard sowie Hertwin von Albich vergebenen
Burglehen kam, ist ohnehin davon auszugehen, dass nur eine geringe Anzahl von Juden die Stadt
verlie. Bemerkenswerterweise werden die betroffenen Stidte der Wetterau nicht separat, sondern
in nur einer Urkunde angesprochen. Gemeint sind sicherlich die vier Reichsstiddte Frankfurt,
Friedberg, Wetzlar und Gelnhausen. Zwischen diesen bestanden sowohl auf christlicher als auch auf
judischer Seite enge Verbindungen; die Sicht des Konigs auf die Wetterau als zusammenhéngendes
Gebiet ist sicher begriindet durch den Zusammenschluss der vier Reichsstidte im Wetterauer
Stiadtebund, der durch den Wetterauer Landfrieden von 1265 noch verstirkt wurde.’®* Die Juden der
Wetteraustddte steuerten schon lange gemeinsam, wie die Reichssteuerliste von 1241 belegt.

Offenbar hatte sich dort eine enge regionale Organisation herausgebildet, parallel zu den

382 UB Worms [, S. 274, Nr. 419. Zu den Hintergriinden der Machtkdmpfe innerhalb der Wormser Biirgerschaft siehe
Bonnen, Bischof, S. 204f.

383 Zu Eberhards Position in Oppenheim siehe oben, S. 108.

584 FaLck, Bliitezeit, S. 108.
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Zusammenschliissen auf christlicher Seite.’® Eberhard verfligte auch in diesen Stédten iiber eine —
von Rudolf stark geforderte — giinstige Machtposition.”® In Wetzlar etwa zog er iber einen
Zeitraum von mehreren Jahren die Reichssteuer ein. Im Zusammenspiel mit den weiteren
Amtstragern des Reiches, insbesondere Landvogt Gerlach von Breuberg, sowie dem Frankfurter
Schultheien Heinrich von Praunheim wird es Eberhard auch hier gelungen sein, seine Rechte
geltend zu machen. Ahnlich wie in Oppenheim gibt es keine Hinweise auf Anderungen der
Burglehen von Gelnhausen®®’, Karlsmund und Friedberg, sodass wohl auch von dort nur sehr

wenige Juden auswanderten.

Die Mandate Rudolfs iiber die Beschlagnahmung der Giiter der ausgewanderten Juden
werden in der Forschung als wegweisende und programmatische Texte aufgefasst, die das Ende von
Freiziigigkeit und den Beginn der Kammerknechtschaft als ,,(...) ein Instrument tatséchlicher
Drangsalierung*>%® bedeutet hitten. Dies soll im Folgenden einer kritischen Priifung unterzogen
werden. Was genau der Ausdruck servi camere regi ausdriicken soll, ist bis heute umstritten und
kann nicht generell beantwortet werden, sondern nur durch eine Kontextanalyse jedes einzelnen
Dokumentes, in dem der Terminus benutzt wird. Grundsétzlich ist festzuhalten, dass mit dem
Begriff — im deutschen Gebiet erstmals explizit im Jahr 1235 von Kaiser Friedrich II. im
Zusammenhang mit den Fuldaer Ritualmordvorwiirfen gebraucht’®— zunichst ein Verhiltnis
zwischen dem Konig und den Juden ausgedriickt werden sollte, wonach Erstere zu der Kammer des
Herrschers zu zdhlen waren.’”® Dies geschah primér, um Anspriiche anderer Herrschaftstriger
zuriickzuweisen.>®! Der Begriff servi musste nicht zwangsldufig eine negative Konnotation haben,
was sich daran zeigt, dass konigliche Ministeriale ebenfalls als servi bezeichnet wurden; gleichwohl
kann man eine positive Verwendung des Begriffes nicht ohne weiteres voraussetzen.>°> Unstrittig ist

jedoch, dass die Bezeichnung der Juden als Kammerknechte ein Schutzverhéltnis anzeigen sollte,

585 Uber die Herausbildung eines jiidischen ,,Bezirks* in der Wettau vgl. Barzen, Kehillot Schum, S. 250f.

386 Scuwimnp, Landvogtei, S. 102-105.
387 Im Gegenteil iiberlieB Rudolf ebenfalls am 6. Dezember seinem Vertrauten Ulrich von Hanau die Judensteuer von
Gelnhausen. Vgl. unten, S. 136

588 ParscHovsky, Rechtsverhiltnis, S. 344.

%9 Zu dem Ritualmord von Fulda und den darauffolgenden Untersuchungen durch den Kaiser vgl. Lotter,
Ritualmordvorwurf.

390 Dieses Konzept 148t sich im Reich bereits bis in die Zeit Kaiser Friedrichs I. zuriickverfolgen, ohne dass der
Ausdruck servi camere regi direkt benutzt wurde. Vgl. Parscrovsky, Rechtsverhiltnis., S. 360f.

91 Ebd., S. 364.

392 Zur Bedeutung des Bergiffs servi in Bezug auf Juden und Ministeriale vgl. ABuLaria, Servitude, S. S. 696-700,
sowie WiLLowerr, Kénigsschutz, S. 82.
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unabhingig davon, ob konkreter Schutz in Krisensituationen auch tatsidchlich geleistet wurde oder

nicht.>%3

Eine nicht zu unterschitzende Rolle spielten europdische Einfliisse auf die Entstehung und
den Gebrauch der Kammerknechtschaft. In Aragonien und Kastilien wurde ein &hnliches
Rechtsverhiltnis zwischen dem Konig und den Juden bereits im 12. Jahrhundert mit dem Begriff
servi regis bezeichnet.’** Auch in England existierte ein Konzept der Bindung der Juden an den

Konig, in Frankreich an den jeweiligen Landesherrn der Juden.>*>

Rudolf verwendete den Ausdruck beziehungsweise dhnlich lautende Bezeichnungen, die einen
Anspruch auf die Rechte der Juden ausdriickten, in fast allen Urkunden, die er an die Juden richtete.
Lediglich die Mainzer Juden wurden bis zum Tod Erzbischof Werners von Mainz nicht als
konigliche Kammerknechte bezeichnet, was im speziellen Verhéltnis zu Erzbischof Werner
begriindet war. In einem Fall, der Bitte der Goslarer Stadtgemeinde und der Juden um Bestétigung
threr Privilegien, wurde der Begriff von den Juden selbst gebraucht. Der Konig nutzte den Hinweis

auf die Kammerknechtschaft als Zeichen seines Machtanspruches und zur Starkung seiner Autoritit.

Von vielen Seiten wurden konkrete Anspriiche des Konigs auf Rechte an den Juden
zurlickgewiesen.  Zum  einen  hatten  sich  widhrend des  Interregnums  die
Selbstindigkeitsbestrebungen der biirgerlichen Stadtgemeinden verstirkt und vielerorts zu
weitgehender Freiheit vom Stadtherrn gefiihrt. In ihrem Selbstverstindnis waren sie fiir alle
internen Belange allein verantwortlich, wozu auch die Kontrolle iiber die Juden gehorte. Dies
resultierte sowohl aus dem praktischen Interesse, die Juden etwa fiir den Unterhalt von
Befestigungsanlagen besteuern zu konnen, als auch aus Prestigegriinden. Rudolf konnte mit seinen
geringen Machtmitteln faktisch kaum etwas an diesen Entwicklungen dndern. Es wére allerdings
einer deutlichen Schwichung der koniglichen Autoritit gleichgekommen, deshalb den generellen
Anspruch auf die Rechte an den Juden aufzugeben, zumal dieses prinzipielle Anrecht von
niemandem in Zweifel gezogen wurde. In Mainz und Wiirzburg wurde auf Verpfandungen oder
Belehnungen verwiesen, um eigene Anspriiche auf Judensteuern zu begriinden; in keinem Streitfall

wurde das grundséatzliche Vorrecht des Konigs in Frage gestellt.

393 ABULAFIA, Servitude, S. 691, konstatiert, dass die Verwendung des Begriffs im kastilischen Kontext eine Warnung
sein konnte, wonach Ausschreitungen gegen die Juden als Angriffe gegen den Konig selbst verstanden wiirden.

394 So im Stadtrecht von Teruel von 1176. Vgl. Bagr, Juden, S. 1039: Nam iudei servi regis sunt et semper fisco regio
deputati. Vgl. zum Stadtrecht von Teruel ABuraria, ludei.

395 ParscHovsky, Rechtsverhiltnis, S. 347 und 352. Eine Analyse der européischen Dimension wird im Zusammenhang
mit der Frage nach der Freiziigigkeit der Juden vorgenommen. Siehe unten, S. 131.
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Fir die Juden bedeutete die Zugehorigkeit zum Konig nicht prinzipiell einen Nachteil.
Sofern sie in Reichsstddten oder anderen Orten mit starker Prasenz koniglicher Stellvertreter lebten,
profitierten sie von dem im Gegenzug fiir die Steuerleistung gewdhrten Schutz. Dies wurde in der
Urkunde fiir die Friedberger Burgmannen von 1275 explizit festgehalten, darf aber auch filir andere
Orte mit starken Reichsburgen wie Wetzlar, Gelnhausen, Landau und Oppenheim angenommen
werden. Weigerten sich die Juden, bestimmte Zahlungen zu leisten oder in anderer Form mit Rudolf
zu kooperieren, war dieser allerdings meist machtlos, seinen Standpunkt durchzusetzen; so geschah
es in Niirnberg,3%% Goslar*®’ und insbesondere im Fall der Konfiskation der Mainzer Judengiiter. In
diesen Angelegenheiten zeigt sich, dass der Gebrauch des Terminus kein Ausdruck der
Drangsalierung, sondern eine Worthiille war, die der Herrscher nicht immer mit Inhalt fiillen

konnte.

Aus diesem Grund wurden auch die Mandate in einer Art formuliert, die in der Forschung
als hart und autoritir wahrgenommen wurde. Rudolf antizipierte, dass sein Entschluss, die
Judengiiter Erzbischof Heinrich und Graf Eberhard zu schenken, auf Widerstand stoen wiirde.
Keinesfalls schuf Rudolf mit der Formulierung, die Juden gehdrten mit Leib und Besitz zur
koniglichen Kammer, eine neue Rechtsinstitution, die konkrete negative Auswirkungen auf das
Leben der Juden im Reich hatte. Auch unter seinen Nachfolgern Adolf von Nassau und Albrecht
von Habsburg kam es zu keinen Willkiiraktionen, die auf eine verénderte Rechtslage unter Rudolf
schlieBen lassen konnten. Ein ,,Instrument der Enteignung“>*® war die Kammerknechtschaft in der
Zeit Rudolfs nicht. Es darf nicht iibersehen werden, dass es sich bei den Beschlagnahmungen
lediglich um die Giiter der ausgewanderten Juden handelte. Dariiber hinaus belegen zahlreiche
Dokumente Rudolfs seinen Willen zum Schutz jiidischer Interessen. Er zwang Graf Eberhard von
Wiirttemberg, seine Schulden bei den Juden zu bezahlen, und bewegte die Witwe Philipps von
Bolanden dazu, einige gefangene Bopparder Juden freizulassen und ihre Rechte zu achten. Auch
bestétigte er die Schutzbullen der Pépste gegen Ritualmordvorwiirfe. Von willkiirlicher Herrschaft
zu Lasten der Juden aufgrund des Konzeptes der Kammerknechtschaft kann zur Zeit Rudolfs

dementsprechend nicht gesprochen werden.

Die Mandate werfen auch die Frage nach dem generellen Freiziigigkeitsrecht der Juden im

Reich auf. Wie bei der Analyse der Kammerknechtschaft muss untersucht werden, in welchem

596 Sjehe oben, S. 68.

97 Das Vorgehen der Goslarer Juden ist besonders aufschlussreich. Nachdem sie sich im Jahr 1274 selbst als
Kammerknechte titulierten, um das begehrte Privileg zu erhalten, weigerten sie sich 1283 und 1285 mit dem Wissen
um Rudolfs Hilflosigkeit in einem kdnigsfernen Gebiet, Abgaben fiir die Erhaltung der koniglichen Pfalz zu zahlen.
Vgl. oben S. 28 und 108.

598 MaacIn, Status, S. 28.
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Umfang sich tatsdchlich Konsequenzen fiir die Lebenswirklichkeit der Juden durch die Ausfiihrung
des Konigs ergaben, die Juden hétten sich ohne seine Erlaubnis und die der Herren, an die sie
vergeben worden waren, entfernt. Zunéchst scheint dies ein eindeutiger Hinweis darauf zu sein,
dass im Verstdndnis Rudolfs die Juden nicht ohne seine Zustimmung den Wohnort wechseln
durften. Tatsdchlich war die Freiziigigkeit fiir Juden im Reich nicht selbstverstidndlich. Es gibt
einige Hinweise darauf, dass sie eingeschrinkt war und Zuwiderhandlungen immer wieder zu
Streitigkeiten zwischen verschiedenen Herrschaftstragern fiihrten. Pfalzgraf Ludwig etwa
beschwerte sich in einer nicht datierbaren Urkunde bei den Wormser Biirgern, sie hétten
unrechtmiBig einen ,seiner Juden aufgenommen.’” Der Jude SiBkind, den die Wormser in
vorherigen Briefen als ihren concivis und Juden des Reiches bezeichnet hatten, habe seit jeher unter
der Herrschaft Ludwigs und nur fiir eine unbedeutende Zeit in Worms gelebt, daher miisse er
zuriickkehren.®® Der Pfalzgraf beabsichtigte, in dieser Streitfrage den Konig zu konsultieren und
dessen Urteil abzuwarten.®! Ludwig argumentiert hier also mit der Dauer der Anwesenheit
SiiBkinds in seinem Herrschaftsbereich, die ihm das Recht gebe, den Juden zur Riickkehr zu
zwingen. Bereits analysiert wurde der Streit Erzbischof Werners mit der Stadtgemeinde von
Gelnhausen im Jahr 1281, die nach dem Umzug eines Juden nach Mainz dessen unbewegliche
Besitztiimer beschlagnahmt hatte.%> Werner verwies hier auf die geltende Praxis, nach der Juden
aus Reichsstiddten in seine Stddte ziehen durften und umgekehrt. Dies wurde allerdings von den
Gelnhausener Reichsamtstragern offenbar bestritten. Der Streitfall zeigt, dass liber Freiziigigkeit der
Juden keine Einigkeit bestand. Dariiber hinaus finden sich in den Privilegien Rudolfs fiir Raugraf
Ruprecht und Heinrich von Praunheim in Bezug auf die Ansiedelung von Juden in Altenbamberg
und Rodelheim ebenfalls Einschriankungen der Freiziigigkeit: Die neu hinzuziehenden Juden sollten

nicht aus Reichsstidten kommen. %3

Die Juden sahen sich in der zweiten Hélfte des 13. Jahrhunderts noch als frei und
ungebunden an, wie Meir von Rothenburg selbst in einem Responsum darlegte: Der Status des

Juden sei der eines freien Menschen, der zwar sein Heimatland verloren habe, aber nicht seine

599 Briefsammlung, S. 270, Nr. 281.

600 Ebd.: Sicut nobis vestris litteris demandastis de Suezchint Iudeo, quem concivem vestrum et Iudeum imperii
nuncupastis, discrecioni vestre duximus respondendum, quod idem Iludeus a primo exordio vite sue sub nobis et
nostro dominio se recepit et idem tantum ad tempus modicum sibi per nos concessum et expressum vobiscum fecit
in Wormacia mansionem, quo completo ad nos ut debuit est reversus.

Ebd.: Tamen cum affectemus ferventer serenissimo domino nostro Romanorum regi devote in omnibus obedire, de
sepedicto Iudeo ipsi domino nostro regi, dum per eum requisiti fuerimus, intendemus respondere.

602 Sjehe oben, S. 87.
603 Sjeche oben, S. 50 und unten, S. 148.
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personliche Freiheit.®** Auch wenn das Responsum nicht datierbar ist, so wird es doch kurz vor oder
wihrend der Regierungszeit Rudolfs verfasst worden sein. Diese Zeit muss daher als Umbruchszeit
gewertet werden, in der die Freiziigigkeit der Juden zwar nach wie vor nicht prinzipiell beendet,
jedoch von verschiedener Seite angezweifelt und untergraben wurde. Dennoch kam es auch nach

der Herrschaftszeit Rudolfs nie zu einem generellen Verbot der freien Wahl des Aufenthaltsortes.

Betrachtet man die Situation der Juden in weiteren europdischen Regionen, stellt man etwa
fir die Konigreiche England und Frankreich eine wesentlich restriktivere Handhabung der
judischen Freiziigigkeit fest. In England waren die Juden ohnehin deutlich stirker an den Konig
gebunden. Der Herrscher bezeichnete sie zwar nicht als seine Kammerknechte, doch gelang es ihm
im Gegensatz zum Reichsoberhaupt wesentlich erfolgreicher, eine exklusive Beziehung zu den
Juden unter weitgehendem Ausschluss weiterer Landesherrscher aufzubauen.’® Bedingt durch
Ausschreitungen bei den Kronungsfeierlichkeiten Konig Richards 1. (1189-1199) im Jahr 1194 kam
es dort zur Einrichtung von Archiven (archae), in denen alle Geldgeschifte der Juden vermerkt
wurden, um bei mdglichen neuen Pogromen nachvollziehen zu kdnnen, welche noch ausstehenden
Schulden fiir die Krone eingezogen werden konnten.®% In der Mitte des 13. Jahrhunderts wurde in
England das jiidische Freiziigigkeitsrecht eingeschrinkt: Konig Heinrich III. (1216-1272) erliel im
Jahr 1253 ein Mandat, in dem den Juden nicht nur verboten wurde, christliche Diener zu haben,
sexuelle Kontakte zu Christen zu unterhalten und neue Synagogen zu bauen. Fortan durften sie sich
auch nur noch dort niederlassen, wo bereits eine jiidische Gemeinde vorhanden war.%%7 Dadurch
wurde die freie Wahl des Aufenthaltsortes zwar nicht generell verboten, jedoch die Entstehung
neuer Gemeinden unterbunden. An diesem Status dnderte sich bis zur Vertreibung der Juden im Jahr
1290 nichts mehr; allerdings diinnte sich ihr Siedlungsbereich durch die Ausweisung der Juden aus

Stadten der Koniginmutter Eleonore weiter aus. %0

Auch wenn in England und dem Reich die Freiziigigkeit der Juden in der Mitte des 13.
Jahrhunderts untergraben wurde, genossen sie noch immer ein gewisses Mall an Freiheit. In
Frankreich dagegen hatte sich bereits zu Beginn des 13. Jahrhunderts ein System etabliert, das die
Bewegungsfreiheit der Juden stark einschridnkte. Konig Philipp II. Augustus fixierte erstmals im

Jahr 1198 in mehreren Vereinbarungen mit anderen franzdsischen Herrschaftstragern, dass die

604 Vgl die Ubersetzung des Responsums bei Acus, Meir, S. 141.

605 Zur Geschichte der Juden von England vgl. Hvawms, Jews, Rotn, England, MentGen, Vertreibungen sowie MunbiLL,
Solution.

606 MunpiLL, Solution, S. 56.
607 Ebd., S. 58.

608 Es handelte sich um die Juden von Marlborough, Gloucester, Worcester und Cambridge. Vgl. dazu MENTGEN,
Vertreibungen, S. 21 und S. 30-34.
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Juden der jeweiligen Territorien nur mit Zustimmung des Landesherren in ein anderes Territorium
ziehen durften.®% Parallel dazu baute Konig Philipp ein moglicherweise von den englischen archae
beeinflusstes System zur Kontrolle der jiidischen Geschifte auf, indem er konigliche Amtstrager
installierte, die die Aufgabe hatten, jedes Geldgeschift der Juden zu siegeln und zu verzeichnen.5'?
Das im Jahr 1230 von Koénig Ludwig IX. (1226-1270) initiierte Statut von Melun manifestierte
erneut die Abhéngigkeit der Juden von ihrem jeweiligen Landesherren. Neben Bestimmungen und
Einschrinkungen in Bezug auf die Geldleihe wurde erneut hervorgehoben, dass die Juden famquam
proprii servi an das Territorium gebunden waren, in dem sie lebten.®!! Aufgrund der
vergleichsweise effizienten Verwaltung der franzdsischen Lander blieben derartige Beschliisse nicht
nur rein theoretische Beschrinkungen des jiidischen Lebens, sondern konnten konsequent
umgesetzt werden. Die Lage der Juden Frankreichs im 13. Jahrhundert unterschied sich signifikant
von der der Juden des Regnums, nicht nur wegen der rigiden Handhabung der Freiziigigkeit,
sondern auch aufgrund des von Ludwig IX. konsequent gefiihrten Kampfes gegen die Zinsnahme.
Auch der Pariser Talmudprozess von 1240 bis 1242, dem auch Meir von Rothenburg beiwohnte,

schuf ein besonderes Klima der religiosen Anfeindungen.®!?

Obwohl es keine direkten Hinweise auf Beeinflussungen zwischen den Konigreichen gibt,
ist doch stark davon auszugehen, dass etwa die Neuorganisation der Kontrolle liber die jlidische
Geldleihe durch Besiegelung in den franzdsischen Kronlanden im Jahr 1198 mit der Einrichtung der
archae in England von 1194 zusammenhing. Ebenso scheint sich der Diskurs tiber Freiziigigkeit der
Juden von Frankreich aus auf England und das Regnum ausgebreitet zu haben. Dennoch waren die
Konsequenzen in dieser Angelegenheit hochst unterschiedlich: In England wurde lediglich der
Zuzug in bislang von Juden unbewohnte Ortschaften verboten, im Regnum ist keine durchgingige
Linie zu erkennen. Wie gezeigt, herrschten unterschiedliche Ansichten iiber die jiidische
Freiziigigkeit vor, wobei in allen Féllen die Erhaltung der jiidischen Steuerkraft sowie die Sicherung
und Demonstration eigener Herrschaftsrechte als Hauptmotiv fiir die Argumentation flir oder gegen

die Freiziigigkeit dienten.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass Rudolf von Habsburg durch die
Auswanderung Meirs und seiner Anhidnger die Mdglichkeit nutzte, eigene Anspriiche auf die Juden

der betroffenen Stidte anzumelden. Zugute kam ihm dabei eine in diesem Moment giinstige

609 ParscHovsky, Rechtsverhiltnis, S. 348f.
610 Jorban, Monarchy, S. 96.
611 Layettes 2, Nr. 2083.

612 Uber den Kampf Ludwigs gegen den Wucher vgl. Barzen/Gontzer, Vertreibungen, S. 244-250. Zum Pariser
Talmudprozess siche Yuvat, Nations, S. 283f.
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Konstellation fiir seine Forderungen, da er durch den Tod Erzbischof Werners von Mainz und die
Neubesetzung mit Heinrich von Isny eine vollig neue Machtposition am Mittelrhein erhielt. Der
Speyrer Bischof war zuvor militdrisch bezwungen worden und Rudolfs weitere Getreue in der
Wetterau und in Oppenheim verfiigten iiber ausreichende Macht, um die Anspriiche des Konigs
auch tatsdchlich umsetzen zu konnen. Dennoch war dem Konig bewusst, dass die
Beschlagnahmung der Judengiiter auf Widerstand stoBen wiirde. Daher formulierte er seine
Mandate programmatisch, um deutlich zu machen, dass die Oberherrschaft {iber alle Juden des
Reiches prinzipiell zu seinen Konigsrechten gehdrte. Dieses Vorgehen half allerdings wenig, denn
ausgerechnet in Mainz, wo sich wohl die umfangreichsten Giiter befanden, stie3 die Verfiigung des
Konigs auf nicht zu iiberwindenden Widerstand. Gleichzeitig ist die Weigerung der Mainzer ein
Beleg fiir die als rein theoretisch anzusehenden Ausfiilhrungen Rudolfs iiber die
Kammerknechtschaft, deren Anspruch an der tatsdchlichen Machtlosigkeit des Konigtums zu dieser

Zeit scheiterte.

Der Abschnitt {iber die Freiziigigkeit der Juden hatte moglicherweise konkrete
Auswirkungen fiir das Leben der Juden. Rudolf gibt mit der Aussage, die Juden hétten sich ohne
seine Erlaubnis oder die der Fiirsten, die mit koniglichen Juden belehnt worden waren,
unrechtmafig entfernt, die zu dieser Zeit vorherrschende Auffassung iiber Freiziigigkeitsrechte der
Juden wieder. Keinesfalls waren die Juden derartig eingeschrdnkt wie ihre franzdsischen
Glaubensgenossen, jedoch wurden christliche Herrschaftstriger des Regnums, die nach
Konsolidierung von Herrschaftsrechten und Sicherung ihrer Einnahmen strebten, von dem
franzosischen Vorbild beeinflusst. Dies hatte zur Konsequenz, dass es zumindest in einigen Féllen
zu Problemen bei Umziigen von Juden in Ortschaften eines anderen Landesherrn kommen konnte.
Den Juden gelang es jedoch offensichtlich, im Verbund mit dem neuen Herrschaftstriger, sei es eine
Stadtgemeinde wie im Fall von Worms oder ein geistlicher Stadtherr wie im Fall Erzbischof
Werners von 1281, Anspriiche der Gegenseite zuriickzuweisen. Insbesondere die Aussage Werners,
den Juden sei es seit jeher gestattet, zwischen Reichs- und erzbischoflichen Stidten zu wechseln,
verdeutlicht, dass vielféltige Meinungen iiber die jiidische Freiziigigkeit kursierten und die Situation
der Juden des Reiches in diesem Aspekt des Lebens kaum mit der von franzosischen Juden

vergleichbar ist.

135



Gelnhausen

Neben Eberhard von Katzenelnbogen und Heinrich von Mainz wurde auch Ulrich von Hanau am 6.
Dezember 1286 von Rudolf privilegiert. Der Konig belohnte seinen Anhinger mit 100 Mark Kdlner
Pfennige, die er zur Hélfte vom Ungeld der Stadt Frankfurt und zur Hilfte vom Ungeld der Stadt
Gelnhausen sowie von den Abgaben der dortigen Juden erhalten sollte.®'3 Vergleicht man die
Reichsstiadte der Wetterau, stellt Gelnhausen einen Sonderfall dar. Wahrend in Frankfurt, Wetzlar
und Friedberg die Stellvertreter des Konigtums mit den biirgerlichen Stadtvertretern um die Macht
rangen, wurde Gelnhausen primér von einer lokalen adeligen Familie, den Herren von Biidingen,
dominiert.®'* Bereits seit Beginn der Regierungszeit Rudolfs bemiihten sich die Herren von Hanau,
zundchst in der Gestalt Reinhards, ihren Einfluss in der Stadt auf Kosten der Biidinger auszuweiten.
Dabei stellte die Aufnahme Reinhards als Burgmann in Gelnhausen 1277 einen wichtigen Schritt
dar.®’> Die Interessen der Hanauer und die des Konigs tiberschnitten sich in Gelnhausen. War dem
Konig insbesondere daran gelegen, durch die Forderung seiner Reichsburgen an Einfluss in der
Wetterau zu gewinnen, konnten die Hanauer durch den treuen Dienst fiir den Konig ihre
Machtposition sukzessive ausbauen. Zu den Biirgern Gelnhausens hatte Rudolf kaum Kontakt, sicht
man von einer allgemeinen Privilegienbestitigung zu Beginn seiner Herrschaft ab.°!¢ Die Lage war
offenbar so stabil, dass es weder bei den in der Wetterau tobenden Aufstinden der Jahre 1275/76

noch 1285 zu Widerstéinden gegen die koniglichen Burgmannen kam.

Uber die Judengemeinde Gelnhausens ist bis zur Regierungszeit Rudolfs wenig bekannt. Die
Stadt wird in der Reichssteuerliste von 1241 erwihnt, wobei die Juden der Wetteraugemeinden
gemeinsam ihre Abgaben zahlten und die jeweiligen Einzelbeitrdge nicht bekannt sind.®!” Die erste
Nachricht iiber einen Gelnhausener Juden ist im bereits behandelten Schriftstiick Erzbischof

Werners von Mainz an den Konig enthalten, in dem er sich iiber die ungerechtfertigte Behandlung

613 HStAD C 1 A Nr. 133, Bl. 37: (...) nobilis vir Ulricus de Hanouwe dilectus fidelis noster erga nos et imperium
incessanter euituit sibi ex liberalitate regia Centum marcas denariorum coloniensium duximus assignandas vt
eisdem de medietate ungelti apud Frankenuort quod ibidem cedit imperio et de medietate vngelti apud Geilnhusen
et de judeis ibidem usque ad prefatam summam percipiat integraliter et complete (...). Siche auch RI VI, 1, Nr. 747.

614 Sie waren bereits von den Staufern, mit denen sie in gutem und intensivem Verhéltnis standen, als oberste Verwalter
des Reichsbezirks in und um Gelnhausen eingesetzt worden. Sie hatten ein erbliches Burglehen und nahmen unter
der Burgmannschaft einen iibergeordneten Platz ein. Auch innerhalb der Stadt kontrollierten sie den Schultheifl
sowie den Forstmeister des Reichswalds, dem wichtigsten koniglichen Besitz in der Umgebung. Vgl. Scuwinb,
Landvogtei, S. 27-29.

615 RIVI, 1, Nr. 829.
616 RI VI, 1, Nr. 45 und Nr. 68.
617 MGH Const I, 2.
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des Juden beschwerte, dessen Giiter der Schultheil und die Stadtgemeinde von Gelnhausen
zuriickhalten wiirden.®'® Da die Verpfandung der Judensteuer zusammen mit dem Ungeld der
Christen von Frankfurt und Gelnhausen vorgenommen wurde, ist nicht auszumachen, wie hoch der
Judenanteil gewesen ist. Die Urkunde erweist sich somit als unbrauchbar, um die Grofe der
judischen Gemeinde abschdtzen zu konnen. Ein besonderer Aspekt ergibt sich dadurch, dass die
Begiinstigung Ulrichs an demselben Tag geschah, an dem Rudolf auch die Giiter der geflohenen
Juden von Mainz, Worms, Speyer, Oppenheim und der Wetteraustddte, zu denen Gelnhausen
gehorte, beschlagnahmen lie. Inwiefern iiberhaupt Gelnhausener Juden an der Flucht beteiligt
waren, ist nicht bekannt, zumal das Mandat des Konigs allgemein an die universi Judei per
Wedereviam gerichtet war, und nicht an die einzelnen Gemeinden. Dies zeigt zwar den Grad des
Zusammenschlusses der vier jiidischen Zentren, ldsst aber keine Schliisse iiber den Anteil der
einzelnen Stddte an der Flucht zu. Davon unabhingig gingen sowohl der Konig als auch Ulrich

davon aus, dass eine nach wie vor intakte, das heif3t besteuerbare Judengemeinde vorhanden war.

Limburg

Nachdem Konig Rudolf bereits im Jahr 1277 Siegfried von Runkel und 1286 Graf Adolf von
Nassau als Burgmannen in der bei Wetzlar gelegenen Reichsburg Karlsmund aufgenommen hatte,
erweiterte er den Kreis der Besatzung am 5. Mai 1287 um Gerlach von Limburg.!® Aufgrund seiner
treu geleisteten Dienste fiir das Reich nahm er ihn als Burgmann an und versprach ihm als
Ausstattung 300 Mark Silber, wofiir er ihm die Steuern der Limburger Juden iibergab. Diese sollte
er so lange besteuern diirfen, bis ihm die versprochenen 300 Mark ausgezahlt sein wiirden, wobei er
die Juden nicht tiber Gebiihr belasten sollte, sondern nur in dem Malle, in dem sie bereits besteuert

wurden.620

Der Konig nutzte sein Recht auf die Limburger Judensteuer, um seine Wetzlarer
Burgmannschaft in den schwierigen Zeiten der Stddteaufstinde weiter zu verstirken. Der
Beglinstige, Gerlach 1. von Limburg, herrschte nach einer Erbteilung um das Jahr 1248 mit seinem

Bruder Heinrich II. von Isenburg {iber ein kleines Gebiet und die Stadt Limburg an der Lahn, nach

618 Sjehe oben, S. 87.
619 Staatsarchiv Koblenz, Abt. 54, Nr. L 469. Die Urkunde ist bislang nicht ediert. Als Regest in RI VI, 1, Nr. 2102.

620 Ebd.: Gerlacus de Limpurch fidelis noster (...) in castro Carlsmunt nobis et imperio duximus in castellanum
conquirandum, et pro eo sibi trecentas marcas argenti promisimus nos daturas pro quibus sibi iudeos de Limpurch
camere nostre servos ita quod ab ipsis debita et consueta servitia annuatim recipiat nec ultra debitum ipsos oneret
vel molestat duximus obligandos tenendos tamdiu plenarie fuerint persolute.
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der er sich benannte.®?! Er war mit den seinen Herrschaftsbereich umgebenden Adelsgeschlechtern
gut vernetzt: Im Jahr 1270 heiratete seine Tochter Imagina von Isenburg-Limburg Graf Adolf von
Nassau, bereits 1267 konnte er durch die Hochzeit seiner zweiten Tochter Agnes mit Heinrich von
Westerburg eine Verbindung zu dessen Bruder, dem spiteren Erzbischof Siegfried von Koln,
schaffen. Sowohl mit Adolf als auch mit Siegfried stand Gerlach in engen Beziehungen; er kimpfte
in der Schlacht von Worringen auf Seiten des Erzbischofs und wurde wie dieser gefangen
genommen.%?? Zu Konig Rudolf hatte Gerlach ebenfalls recht gute und aktive Beziehungen. Er hielt
sich von der Kronung bis zum ersten Feldzug gegen Ottokar zuweilen am Hofe des Habsburgers
auf, bezeugte dessen Urkunden und wurde von ihm, als er der Tochter des Grafen von Diez die
Diezer Reichslehen verlieh, als Gesandter eingesetzt.%>3 Im Jahr 1282 war er erneut in Rudolfs
Umgebung und leistete ihm moglicherweise weitere Dienste, wegen derer er am 2. April 1285 das

Recht der weiblichen Erbfolge fiir sich und seine S6hne vom Konig zugesprochen bekam. 624

Die Stadt Limburg unterstand seit etwa 1220 den Herren von Isenburg, wobei sie nach der
Teilung des Herrschaftsgebiets von 1248 an Gerlach I. fiel, der seitdem die Stadtherrschaft ausiibte.
Bei diesem Besitz handelte es sich jedoch nicht um Eigengut der Herren von Limburg, sondern um
einen Lehensbesitz, der jeweils zu einem Drittel vom Reich, vom Mainzer Erzbischof und den
Landgrafen von Hessen stammte.®?> Seit Anfang des 13. Jahrhunderts bildete sich eine stidtische
Vertretung heraus, die in der Zeit Rudolfs in einem starken Gegensatz zu ihrem Stadtherren stand. 626
In den Jahren von 1276 bis 1279 kam es zu einem Aufstand der Biirger, in dessen Folge Gerlach aus
der Stadt flichen musste. Erst nach der Schlichtung aller Streitpunkte, die in Frankfurt stattfand,
konnte der Stadtherr zuriickkehren. Die Biirger sicherten sich im Friedensvertrag unter anderem ein

Vorrecht in der Gerichtsbarkeit und bei der Steuererhebung. 5%’
Der erste Hinweis auf jlidisches Leben in Limburg stammt aus dem Jahr 1278, als Abraham
von Limburg in einer Urkunde auf die Schulden verzichtete, die die Biirger Limburgs sowie ein

Ritter bei ihm hatten.®?® Von dieser Nachricht abgesehen sind es nur die koniglichen Verfiigungen

621 Demanpt, Hessen, S. 436f.

622 Auch Gerlachs Sohn Johann, der ihm ab 1289 als Herr von Limburg nachfolgte, nahm an der Schlacht auf Seiten
des Kolner Erzbischofs teil. Vgl. Nieper, Dynasten, S. 92.

623 RIVI, 1, Nr. 516.

624 Ebd., Nr. 1887.

625 Zentren I, S. 347f., Art. Limburg.

626 Die biirgerliche Stadtvertretung fiihrte seit den 1240er Jahren ein eigenes Siegel. Vgl. Bant, Geschichte, S. 9.

627 Ebd., S. 8f. Schon zuvor, im Jahr 1276, mussten die Frankfurter Schoffen einen Streit zwischen Gerlach und den
Biirgern schlichten. Direkt danach scheint es zu erneuten Kdmpfen gekommen zu sein, die durch die Siihne ein
Ende fanden.

628 Ebd., S. 19.
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iber die Judensteuer, die Auskunft {iber die Limburger Juden geben. Nachdem Gerlach von Rudolf
bereits die Judensteuer in Hohe von etwa 30 Mark bekommen hatte, erncuerte Adolf von Nassau im
Jahr 1298 fiir seinen Schwager Johann von Limburg, den Sohn Gerlachs, dieses Burglehen und
erhohte die Pfandsumme auf 400 Mark Silber.%?° Die Erh6hung wurde allerdings bei der erneuten
Bestitigung des Lehens im Jahr 1299 durch Albrecht von Habsburg wieder zuriickgenommen.%3°
Angesichts der relativ geringen Machtbasis, die Gerlach nach dem Streit mit den Biirgern seiner
Stadt noch verblieben war, werden die Juden kein Interesse daran gehabt haben, thm von nun an
ihre Reichssteuern zu zahlen. Es ist ohnehin wahrscheinlich, dass die Biirger ihr 1279 erworbenes
Recht auf Steuererhebung auch auf die Juden anwandten. Sie waren in die stddtischen
Machtstrukturen eingebettet, in denen die biirgerliche Stadtvertretung eine dominante, wenn nicht
exklusive Rolle einnahm. Es wére nicht Giberraschend, wenn die Stadt ihren nominellen Stadtherren
daran gehindert hétte, die Judensteuer auch tatsdchlich einzuziehen, jedoch sind diesbeziiglich keine

Nachrichten tiberliefert.

Thiiringen — Meiflen

Am 21. September 1286 richtete der Konig ein Schreiben an alle Landes- und Stadtherren
Thiiringens und Meif3ens, in dem er den Herrschaftstrigern mitteilte, ihre Lander von nun an vom
Mainzer Erzbischof Heinrich verwalten zu lassen und ihn zum capitaneus und rector zu
ernennen.®! Dies sei, so Rudolf, nach den endlosen Kdmpfen in diesem Gebiet dringend nétig, um
den Frieden wiederherzustellen und Ruhe einkehren zu lassen, vorausgesetzt, dass die Adressaten
Heinrichs Tétigkeit als Stellvertreter des Reiches nicht behindern wiirden.®3? Etwa ein halbes Jahr
spater, am 9. Mai 1287, erhielt Erzbischof Heinrich ein weiteres Privileg, das diesmal die Rechte an
den Juden Meiflens und Thiiringens thematisierte.%>3 In diesem f{ibertrug der Konig seinem

Stellvertreter die Rechte an allen dortigen Juden, seinen Kammerknechten, und trug ihm auch deren

629 MGH Const III, 534f, Nr. 570 (1298 Februar 23).
630 UB Wetzlar II, S. 106, Nr. 186.
631 MGH Const IV, S. 367f,, Nr. 387.

032 Ebd., S. 368: Vos itaque, fideles egregii, nostram in eiusdem principis nostri presenciam figurantes, ipsum quasi
familiares dileccionis et gracie pignus eximium, quesumus, hilares et devoti suscipite ac in omnibus, que
observanciam sancte pacis respiciunt, reverenter ei parere et humiliter pronis affectibus obedire curetis, ut per
ipsius ministerium in illis partibus effectus pacis eveniant et devocionis vestre constanciam regalis serenitas digna
proinde vicissitudine prosequatur.

633 Ebd., S. 389f, Nr. 407.
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Schutz auf.%3* Sollte sich jemand, Christ oder Jude, gegen diese Verfligung stellen, so erhielt der

Erzbischof die Vollmacht, jene zu verfolgen und nach seinem eigenen Ermessen zu bestrafen. 63

Rudolf verfolgte mit der Ernennung Heinrichs zu seinem Stellvertreter in Meiflen und
Thiiringen vor allem zwei Ziele. Zum einen sollte der Mainzer Erzbischof fiir einen stabilen
Landfrieden in einer Region sorgen, die seit Jahrzehnten von stindigen Unruhen erschiittert
wurde.53¢ Zum anderen konnte der Konig mit dieser Mafinahme fiir eine Ausweitung von Heinrichs
Machtbereich sorgen und moglicherweise seine Stellung auch gegeniiber den Mainzer Biirgern
verbessern. Bereits mit der Ubertragung der konfiszierten Judengiiter hatte Rudolf bewiesen, dass er
den Erzbischof in seiner Amtsfiilhrung nach Kréften unterstiitzen wollte. Heinrichs Interesse galt
primér der Kontrolle von Erfurt. Die erzbischofliche Stadt befand sich seit den 1270er Jahren im
Widerstand und war 1279 von Erzbischof Werner mit dem Interdikt belegt worden.®*” Erst im
Januar 1278 konnte Heinrich eine Reise nach Erfurt einrichten, da er zuvor in Diensten des Konigs
unterwegs war.%3® Dort konnte er seine Anspriiche geltend machen und die zerstrittenen Wettiner

sowie weitere Landesherren zur Beschworung eines sechs Jahre giiltigen Landfriedens bewegen.3°

Die Ubertragung der Rechte an den Juden war ein weiterer konsequenter Schritt Rudolfs,
seinem Vertrauten eine mdoglichst breite Machtbasis in den betroffenen Gebieten zu sichern. Dies
galt insbesondere fir die Juden Erfurts als bedeutendste Gemeinde Thiiringens und Meifens.%4?
Diese waren seit den 1260er Jahren einer der Streitpunkte zwischen den Mainzer Erzbischofen und
den christlichen Stadtvertretern.®! Fiir die Juden spielte der Stadtrat als primédrer Ansprechpartner

und Schutzgarant die wichtigste Rolle, wihrend der Mainzer Erzbischof aufgrund seiner marginalen

634 Ebd., S. 389: (...) universos Iudeos nostre camere servos in partibus Thuringie marchie et Misnensis constitutos tibi
committimus defendendos et tuo regimine gubernandos (...).

635 Ebd., S. 390: Si qui autem in hiis rebelles inventi fuerint et regiis iussionibus contraire seu te impedire in hac
potestate tibi in prefatos ludeos a nobis tradita, sive christiani fuerint sive ludei, sciant se indignacionem regiam
incursuros. (...) Omnes quoque sentencias et penas, quas in contradictores et rebelles protuleris, eque volumus
firmitatis robur debitum obtinere, ac si eas contingeret de ore nostro proferri.

636 Fiir eine ausflihrliche Beschreibung der Hintergriinde iiber die Auseinandersetzungen in Thiiringen vor der
Regierungszeit Rudolfs von Habsburg siehe Parze, Geschichte, S. 42-50 sowie Leist, Landesherr, S. 1-9.

637 Siehe Leist, Landesherr, S. 14f.

638 Ebd., S. 31. Zuvor beteiligte er sich an der Belagerung Stuttgarts durch den Konig im November 1286 und hielt
sich anschlieend in Speyer auf, wo die Verhandlungen mit dem pépstlichen Legaten Johannes Boccamazza iiber
die Kaiserkronung stattfanden und der Konig ihm die Giiter der geflohenen Juden von Mainz und den iibrigen
betroffenen Stiddten versprach. Vgl. oben, S. 116.

639 RIVI, 1, Nr. 2058.
640 Zu der jiidischen Gemeinde Erfurts siehe Rur, Juden.

641 Wihrend GJ 11, 1, S. 216, Art. Erfurt, von einem vorhergehenden Pogrom als Ursache fiir die Verhdngung des
Interdikts ausgeht, spricht Fiscuer, Stellung, S. 77, Anm. 1 und 2, von Streitigkeiten zwischen Werner und den
Biirgern iiber die Ausiibung der Rechte an den Juden. Vgl. auch Rur, Juden, S. 50-52.
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Rolle keine Bedeutung hatte.%*? Dies dnderte sich erst wieder mit dem Amtsantritt und dem darauf
folgenden Aufenthalt Heinrichs in Erfurt. Am 4. Mérz 1287 erreichte er eine vollstindige
Vers6hnung mit dem Stadtrat und den Juden, bei der er unter anderem auf alle ausstehenden
Zahlungen der Christen und Juden verzichtete, die Privilegien der Stadtgemeinde bestitigte und im
Gegenzug auf seine eigenen Rechte als Stadtherr bestand, welche in der Folgezeit
niedergeschrieben werden sollten.** Die Juden Erfurts profitierten aufgrund der zumindest
temporér starken Stellung Heinrichs in der Stadt von ihrer Bindung an den Erzbischof. Mit den
jidischen Gemeinden von Miihlhausen und Nordhausen, die ebenfalls auf dem von Rudolf
tibertragenen Gebiet lagen, trat Heinrich nicht in Kontakt. Dies erklirt sich dadurch, dass beide
Reichsstiddte zu dieser Zeit noch im Widerstand zum Konig standen und um 1285 die jeweiligen
Reichsburgen zerstort hatten.®** Eine Auss6hnung zwischen Rudolf und den beiden Stddten fand
erst im Zuge seines Aufenthaltes in Erfurt im Jahr 1290 statt. Deshalb hatten auch die Juden der
rebellischen Stidte kein Interesse an Heinrich. Rudolf, der den Ungehorsam dieser Juden
antizipierte, fiigte daher den Passus ein, nach dem christliche oder jiidische Widerstinde gegen
seine Verfiigung vom Erzbischof verfolgt und die Téter bestraft werden diirften. Unabhédngig davon
wurde dem Erzbischof ausdriicklich der Schutz der Juden aufgetragen, von dem prinzipiell alle
Juden Thiiringens und Meilens profitieren konnten. Der Ausfertigung der Urkunde gingen
moglicherweise Verhandlungen zwischen dem Konig, dem Erzbischof und zumindest den Juden
Erfurts voraus, die zuvor in engem Verhéltnis zu den Biirgern der Stadt gestanden hatten und durch

die Machtverschiebung zugunsten Heinrichs nicht schlechter gestellt werden wollten.

Zusammenfassung: Die Zeit von 1281 bis 1289

Die dritte Herrschaftsetappe Rudolfs von 1281 bis 1289 unterscheidet sich stark von den
vorangegangenen. Hatte der Konig zu Beginn seiner Herrschaft Anspriiche auf die Juden noch recht
zaghaft formuliert und insbesondere im Kontakt mit den Wahlfiirsten gar nicht erst artikuliert, so
ermoglichte die Erwerbung der Osterreichischen Lander ein deutlich offensiveres Vorgehen. Dies
zeigte sich in allen Aspekten der Herrschaftsausiibung und ldsst sich auch in seinem Kontakt mit

den Juden belegen. Seine ersten Auseinandersetzungen um Judensteuern in Wiirzburg und Freiburg

642 Ebd., S. 53-57.

643 UB Erfurt 1, S. 238, Nr. 367. Durch den frithen Tod Heinrichs verzdgerte sich die Abfassung der erzbischoflichen
Rechte bis in die Zeit Erzbischof Gerhards; sie wurde im Jahr 1289 abgeschlossen. Vgl. Rur, Juden, S. 58-61.

644 Zu Rudolfs Verhiltnis zu den beiden Reichsstidten vgl. unten, S. 150.
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zeigen die Entschlossenheit des Habsburgers in seinem Vorgehen. Die in der Wetterau regelmafBig
auftretenden Unruhen bewogen Rudolf dazu, seine Reichsburgenpolitik unbeirrt fortzufithren. Er
verstirkte die Burglehen von Karlsmund und Oppenheim und vergroBerte die Machtbasis seiner
Anhdnger Heinrich von Isny, Eberhard von Katzenelnbogen und Ulrich von Hanau durch
groBzligige Privilegien. Dabei wurden finanzielle Belohnungen mit dem Ausbau von lokalen
Herrschaftsrechten kombiniert. Ulrich von Hanau konnte durch die konigliche Privilegierung seine
Position in Gelnhausen verbessern. Heinrich von Isny, der aufgrund seiner Herkunft keine gute
Ausgangsposition als Mainzer Erzbischof hatte, wurde durch die Vergabe der zuriickgelassenen
Judengiiter sowie durch die Ubertragung von Thiiringen und MeiBen gestirkt. Graf Eberhard
erlangte eine exklusive Stellung in Oppenheim und gewann iiberdies in der gesamten Wetterau an

Einfluss.

Rudolfs Moglichkeiten waren allerdings beschrdnkt. Dies zeigte sich zum einen bei der
Beschlagnahmung der Giiter der aus Mainz ausgewanderten Juden, die nicht gegen den Widerstand
der jlidischen und christlichen Gemeinde eingezogen werden konnten, auch wenn sich der Konig
personlich einschaltete und eine hohe Geldstrafe verhidngte. Zum anderen zeigt die Weigerung der
Juden von Goslar, einen Beitrag zur Unterhaltung der koniglichen Pfalz zu leisten, dass Rudolf nur
dort erfolgreich agieren konnte, wo er entweder personlich anwesend war oder durch méchtige und

loyale konigliche Amtstréger vertreten wurde.

Die Juden nutzten die Autoritit des Konigs in bestimmten Fillen. Er hatte sich schon zuvor
als gewissenhafter und erfolgreicher Schlichter und Schiedsrichter profiliert, und so verwundert es
nicht, dass die Mainzer Juden, im Verbund mit Heinrich von Isny, den Konig ansprachen, um die im
Jahr 1286 aufgekommenen Mordvorwiirfe zu untersuchen. Es ist davon auszugehen, dass seine
Tétigkeit als Vermittler im Jahr 1286 ein Pogrom verhinderte. Auch im Fall der Gefangennahme
einiger Bopparder Juden durch die Witwe Philipps von Bolanden verteidigte der Konig auf Bitten
der Juden deren Rechte. Er setzte sich dariiber hinaus nachdriicklich dafiir ein, dass Graf Eberhard
von Wiirttemberg seine Schulden bei den Juden bezahlte, und sorgte selbst fiir die Begleichung
seiner Verbindlichkeiten bei Anselm von Oppenheim, dem er die Wetzlarer Stadtsteuer zukommen
lie. Gerade die Handlungsweise des Habsburgers in diesen Angelegenheiten widerlegt die héufig
formulierte Annahme, Rudolfs Herrschaftszeit sei der Beginn einer deutlichen Verschlechterung der
Beziechung von Juden und Ko6nig und der allgemeinen Lebensgrundlage der Juden gewesen.
Vielmehr bezeugt sie, dass Rudolf seine Verantwortung, die sich aus seinem selbst gestellten
Anspruch als Herr iiber seine Kammerknechte ableitete, ernst nahm und die Interessen der Juden

schiitzte, soweit sie thm als gerechtfertigt erschienen. So ist auch die Bedeutung der Mandate von
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1286 zu relativieren. Rudolf formulierte keinen programmatischen Text, sondern versuchte durch
eine klare Ausdrucksweise, Widerstdnde gegen seine Verfiigung von vornherein zu verhindern. Dass
sich die Konfiskation nicht einmal in Mainz durchsetzen lie3, verdeutlicht die geringe Relevanz, die
der Begriff der Kammerknechtschaft fiir das tatsdchliche Leben der Juden besal3. Auch die Passagen
iiber die Freiziigigkeit stellten keine grundlegende Anderung jiidischen Lebens dar, sondern fassten

lediglich die géngige, wenn auch umstrittene, Praxis zusammen.

Scbwﬁbisc
~ Gmiind

Ulm eAugsburg

Abb. 4: Schwerpunkte von Rudolfs Itinerar sowie jiidische Gemeinden mit Kontakt zum Konig, 1281-1289.

Ebenso wie durch diese direkte Interaktion profitierten die Juden in einigen Fillen von der
Vergabe ihrer Rechte und Steuern. Die Gelnhausener Juden erreichten eine engere Bindung an
Ulrich von Hanau, dem in dieser Stadt michtigsten Herrschaftstrager. Ebenso konnten die Juden

MeiBens und Thiiringens einen Nutzen aus der Ubertragung ihrer Rechte auf Erzbischof Heinrich
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ziehen, zumal in der diesbeziiglichen Urkunde die Pflicht Heinrichs zum Judenschutz explizit
festgeschrieben wurde. In anderen Situationen war die Vergabe von Judenrechten nicht im Sinne der
Juden. Der in seiner Residenzstadt sehr geschwichte Gerlach von Limburg konnte zwar mit der
Ubertragung der Judensteuern wieder etwas an Einfluss in der Stadt gewinnen, den Juden war aber

eine Bindung an die Biirger sicherlich wichtiger.

Die Wiirzburger Juden hatten sich sowohl bei Bischof Berthold als auch beim Domkapitel
und den Biirgern dahingehend abgesichert, Unterstiitzung bei der Abwehr von eventuellen
Geldforderungen des Konigs zu bekommen. Als sie dennoch von Rudolf zu Steuerzahlungen
verpflichtet wurden, nutzten sie die schwache Stellung des Bischofs, um die an ihn zu zahlende
Summe um die Forderung des Konigs zu reduzieren, was wiederum zeigt, wie stark die Juden in
diesem Fall mit der Stadtgemeinde vernetzt waren, die sie sicherlich bei dieser Aktion unterstiitzte.
Dort, wo der Konig einen Nutzen fiir die Juden haben sowie ihre Interessen vertreten und
verteidigen konnte, gingen die Juden aktiv auf Rudolf zu. In anderen Fillen nahmen sie seine
Verfiigungen hin und beteiligten sich moglicherweise an der genauen Ausformung der Ubertragung
von Herrschaftsrechten. Liefen die Aktionen des Konigs den Interessen der Juden zuwider, konnte
dies zu einer Verweigerung der Juden fiihren, was im Fall der Mainzer und Goslarer Gemeinde auch

Erfolg hatte.

2.3.4 Die letzten Lebensjahre des Konigs: 1289 bis 1291

Betrachtet man die letzten zwei Jahre von Rudolfs Herrschaft, so féllt ein erneuter langer Aufenthalt
an einem festen Ort, in Erfurt, auf. Wéahrend dieser zehn Monate kiimmerte er sich primér um die
endgiiltige Befriedung Thiiringens, wovon die Juden nicht unberiihrt bleiben konnten. Die iibrige
Zeit ist durch die Bemiihung Rudolfs um eine Nachfolgeregelung gekennzeichnet. Auch hier stellt
sich die Frage, inwieweit sich dieses Vorhaben auf seine Kommunikation mit den jiidischen

Gemeinden auswirkte.

Wiirzburg — Bamberg

Anfang November 1289 machte sich Rudolf von Basel aus auf den Weg nach Thiiringen, um dort

einen Hoftag abzuhalten und um den seit Jahrzehnten herrschenden Kriegszustand zu beenden. Die
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osterreichische Reimchronik berichtet, dass Rudolf die geplante Reiseroute, die an der Rheinachse
verlaufen wére, verlie3, um einen Streit zwischen Bischof Manegold von Wiirzburg und Bischof
Arnold von Bamberg zu schlichten.®4 Manegold hatte, so der Bericht der Reimchronik, fiir den
Bamberger in einer Schuld bei den Niirnberger Juden gebiirgt. Da Arnold seine Riickstinde nicht
begleichen konnte, wurde die Biirgschaft Manegolds einbehalten, wodurch dieser zu groflem
Schaden kam.%*¢ Nur das Erscheinen des Konigs, der nach Augsburg zog, um die Bischofe zu

versohnen, konnte einen Waffengang der beiden Kontrahenten verhindern. 47

Die in der bis etwa 1320 von Ottokar aus der Gaal (1265-1319/21)%% verfassten
Reimchronik geschilderte Siihne der beiden Bischiofe wird in keiner weiteren Quelle erwéhnt,
allerdings sind die Angaben der Reimchronik in Bezug auf die Reiseroute des Konigs zutreffend;®*
tatséchlich hielt er sich im November 1289 in Franken auf, wo er auch urkundete.®° Wie der Konig
letztendlich entschied, um eine Verséhnung zu erreichen, wird in der Reimchronik jedoch nicht
wiedergegeben. Es kann auch nicht von einer direkten Interaktion zwischen den Juden und dem
Konig gesprochen werden, da Rudolfs Intention hier primér die Verhinderung eines bewaffneten
Konflikts zweier Landesherren gewesen ist, der seinen Landfriedensbemiihungen
entgegengestanden hitte. Dennoch zeigt die Quelle einmal mehr, dass der Konig als Schlichter in
Fragen, die die Juden betrafen, von unterschiedlichen Seiten angesprochen wurde. Uber den Erfolg
in der Angelegenheit sind keine weiteren Nachrichten iiberliefert. Der dhnliche Fall des Niirnberger
Burggrafen Konrad zeigte jedoch, wie schwach die Position des Konigs und seiner dortigen
Stellvertreter war, sodass auch in der nun von Rudolf behandelten Schuldfrage kaum ein
Entgegenkommen der Juden erwartet werden konnte.%! Der Ko6nig wird daher auch nicht auf die
Kooperation der Juden gesetzt, sondern vielmehr einen Ausgleich zwischen den Bischdfen

vermittelt haben.

645 Reimchronik, Vers 33427-33516, S. 437-439.

646 Ebd., S. 437: (...) von Wirzpurc der bischolf nach gewonlichem orden burgel was worden des bischolfes von
Babenberge an die Juden ze Nurnberge, ich enweiz umb wie vil. Nu was unz an daz zil der schade worden so groz,
daz man darumbe machte bloz des von Wirzpurg eigen, uf huoben und uf sweigen sin guot man im nam.

647 Ebd.: (...) und waer der kunic darunder niht gewesen so munder, si waeren komen ze velde. Nu kom dem kunic diu
melde und treten im ez kunt. Er kom an der stnt hinz OQugspurc geriten (...).

648 Zu Ottokar aus der Gaal und seinem Werk vgl. Wemacnr, Art. Ottokar, Sp. 238-245.
649 Vgl. den Kommentar in den RI VI, 1, Nr. 2256.

650 Ebd., Nr. 2253.

651 Sjehe oben, S. 150.
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Miilhausen

Eine richterliche Position nahm Rudolf auch in einem Fall ein, bei dem es um die Schulden der
Biirger Miilhausens im Elsass bei dem Juden Salman von Neuenburg ging.%? Aufgrund der
enormes suos excessus des Juden sprach Rudolf die Biirger von ihren Verpflichtungen in Hohe von
200 Mark frei, obwohl diese eine Garantieerkldrung ausgestellt hatten, in der sie sich verpflichteten,
Salman weder vor einem geistlichen noch vor einem weltlichen Gericht zu belangen. Zudem
ordnete er die Beschlagnahmung der Giiter Salmans zugunsten des Reiches an.63 Uber den
genannten Juden Salman von Neuenburg sind keine weiteren Einzelheiten bekannt. Er stammte
wohl aus Neuenburg am Rhein, welches sich in unmittelbarer Ndhe zu dem elsdssischen Miilhausen
befindet. Welche ,,enormen Exzesse™ er begangen hatte, wird aus der Urkunde nicht ersichtlich,
vermutlich sind diese Vergehen aber mit der Schuld der Miilhausener Biirger in Zusammenhang zu
sehen.®* Er hatte moglicherweise unverhiltnismafBig hohe Zinsen gefordert, was den Unwillen der
Biirger hervorrief. Sie entschlossen sich dazu, den Koénig als richterliche Instanz hinzuzuziehen.
Dieser entschied zugunsten der Stadt und sicherte sich iiberdies die Giiter Salmans. Im Reich hatte
sich seit den Zeiten des Rheinischen Stiddtebundes ein Hochstzins von 43,3 Prozent pro Jahr
etabliert, den Salman mdglicherweise iiberschritten hatte. Rudolf hatte sich schon in Osterreich
bemiiht, die Zinsnahme der Juden zu begrenzen, etwa in dem Stadtprivileg fiir Tulln im Jahr
1276.955 Sein Urteil im Falle Salmans ist also in diesem Zusammenhang zu sehen. Die Konfiskation
der Giiter Salmans stellt ebenfalls keinen Sonderfall dar und muss nicht zwingend bedeuten, dass
der Jude zum Zeitpunkt des Urteils bereits verstorben war.6% Ahnlich wurde im Fall des bereits
erwihnten Umzugs des Gelnhausener Juden nach Mainz verfahren, als die Biirger und der
Schultheil der Reichsstadt dessen Giiter mit dem Hinweis beschlagnahmten, dass es in

Reichsstiddten ansédssigen Juden nicht gestattet sei, ihren Wohnort ohne Zustimmung zu verlassen.

652 Cartulaire I, 88, Nr. 118.

653 Ebd.: Quod cum diffinitiuam sentenciam legittime approbatam omnia bona Salmanni iudei dicti de Novo castro
propter enormes suos excessus nobis et imperio extiterit adiudicata, volentes de dictis bonis ordinare, disponere,
prout nobis videbitur expedire, prudentes viros cives de Mulnhusen, nostros fideles dilectos, de ducentis marcis in
quibus dicto Salmanno iudeo dicti cives exstiterant obligati, dicimus liberos et absolutos, fideiussores eorundem
qui se apud dictum iudeum pro dictis civibus obligarunt, eciam clamando, liberos et absolutos, non obstantibus
aliquibus litteris quas dicti cives dicto iudeo dederunt, quod neque coram iudicio seculari vel ecclesiastico
deberent dictum iudeum aliquomodo dampnificare, impetere vel gravare.

654 So auch MEenTGEN, Elsass, S. 515.
655 Sjehe oben, S. 65.

656 Diese Vermutung duBert Mentcen, Elsass, S. 555.
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Dagegen hatte Erzbischof Werner beim Konig protestiert.®’ Eine Bestrafung in Form von

Giiterkonfiskation konnte also durchaus auch bei lebenden Juden vollzogen werden.

Gelnhausen

Auch in seiner letzten Herrschaftsphase beschritt Rudolf weiterhin konsequent den Weg der
Belohnung seiner Anhdnger mit Rechten an Juden. Nachdem Ulrich von Hanau bereits im August
1277 mit der Judensteuer von Assenheim, Miinzenberg und Nidda sowie im Dezember 1286 mit
100 Mark Kolner Pfennige begiinstigt worden war, erhielt der Hanauer vom Konig in dessen letzter
Herrschaftszeit zwei weitere Privilegien, die Rechte an den Juden beinhalteten. Am 11. Juli 1290
erhohte er die fiir bislang 740 Mark vorgenommene Vergabe des Ungelds von Frankfurt und
Gelnhausen sowie der dortigen Judensteuer auf 500 Hallische Pfund, wobei diese Vergabe auch fiir
Ulrichs Frau Elisabeth und seine Erben gelten sollte. %8 Ein Jahr spéter, am 11. Juli 1291, {iberlief3
der Konig dem Hanauer den Gelnhausener Juden Swebelin, der dazu aufgefordert wurde, Ulrich zu

folgen und zu gehorchen. %60

Wie bereits dargelegt, konnte sich Ulrich von Hanau durch seine Konigstreue immer stirker
in Gelnhausen etablieren.®! Insbesondere die Steuern von Juden und Christen eignete sich der
Hanauer sukzessive an. Auch wenn durch die Formulierung in der Urkunde wie 1286 keine genauen
Aussagen iiber die Hohe der Judensteuer getroffen werden konnen, hatte sich die Gesamtsumme
nun deutlich erh6ht. Betrug sie 1286 noch 100 Mark, so sprach der Konig nun von 500 Pfund.%6>

Die Bemerkung, die Summe sei von ehemals 740 Mark auf nun 500 Pfund erhoht worden, ldsst den

657 Siehe oben, S. 87.

658 StA MR, Urk. Hanau Passivlehen 1290 Juli 11: (...) nobilis vir Ulricus de Hanowe fidelis noster dilectus erga nos et
imperium multafaciam multisque modis dinoscitur onitere volentes cum vigore benemerito pervenire gracia
speciali ungeltum in Frankenfort et in Geilenhusen civii judeis commorantibus in Geilenhusen sicut antea pro
septingentis marcis et quadraginta eidem Ulrico costitit obligatum sic de nova pro quingentis libris hallensium ipsi
Ulrico Elizabet sue uxori et eorum heredibus persoluendis presencibus obligamus.

659 Remver datiert die Urkunde im Hessischen UB 11, S. 518, Nr. 715, auf den 11. Juli 1291.

660 Diese Urkunde ist nur zur Hilfte, in dem Einband eines Aktenstiickes, tiberliefert. StA MR, Urk. Hanau Kaiserl.
Privilegien 1291 Juli 11: Nos Rudolfus die gracia Romanorum rex (...) inspectoribus declarantes quod nos ob (...)
dilectus erga nos et sacrum romanum imperium (...) Judeum Geylenhusen camere nostre servum (...) et presencium
testimonio assigna (...) erit dictus judeus pareat et obediat(...) volumus eciam ad ampliacionem gr (...) Swebelinus
in nostris ciuitatibus opp(...) dicti Ulrici de Hanouwe pacifice c (...) habundancius cum beniuolencia et (...) a
concessione nostre maiestatis haben(...).

661 Vgl. oben, S. 136.
662 Nach Kannt, Maf3e, S. 178f. und S. 219 sind 500 Pfund etwa 750 Mark.
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Schluss zu, dass Ulrich zwischen 1286 und 1290 eine weitere Urkunde erhalten hatte. Diese

Urkunde ist allerdings nicht tiberliefert.

Bemerkenswert ist vor allem die zweite Privilegierung des Hanauers. Da diese Urkunde nur
zur Hailfte tiberliefert ist, kann lediglich gemutmalt werden, was Ulrich konkret von dem Juden
Swebelin erhalten sollte. Die Formulierung Redlichs in den Regesta Imperii, der Jude sei ein
Geschenk Rudolfs an Ulrich gewesen, ist irrefithrend.®®* Sicherlich bezog sich die Vergabe lediglich
auf die Steuerleistungen Swebelins, iiber den nichts Weiteres bekannt ist, der aber moglicherweise
ein bedeutendes Mitglied der Gelnhausener Judengemeinde war. Dessen Steuern erhielt Ulrich nun
unabhingig von seinen sonstigen Rechten, die er sich durch die vorhergehenden Privilegien des
Konigs erworben hatte. Dies zog wohl auch ein besonderes Schutzverhiltnis zwischen Swebelin
und Ulrich nach sich, von dem der Jude sicherlich profitieren konnte. Aufgrund der
Unvollstandigkeit der Urkunde und des Fehlens weiterer Hinweise auf Swebelin, seine Position in
Gelnhausen und seine Beziehung zu dem Hanauer konnen keine weiteren Angaben zu dieser

Angelegenheit gemacht werden.

Rodelheim

Auch Heinrich von Praunheim, Rudolfs treuer Burgmann von Rddelheim, kam in den Genuss einer
weiteren Privilegierung. Nachdem er bereits 1281 von jedem neu nach Frankfurt ziehenden Juden
eine Mark erhalten sollte, gestattete ihm Rudolf am 18. September 1290, sechs Juden an seiner Burg
Rodelheim anzusiedeln. Diese durften jedoch nicht aus einer Reichsstadt stammen. Mit den
Einnahmen aus den Judensteuern sollte die Instandhaltung der Burg gewdéhrleistet werden.®®* Die
angesiedelten Juden sollten das Privileg erhalten, in Frankfurt nach ihren Wiinschen Handel und
Geldgeschifte zu treiben, und in ihren Rechten den in Frankfurt ansdssigen Juden gleichgestellt
sein. Der Frankfurter Schultheil sollte fiir Rechtsfragen verantwortlich sein, allerdings durften

weder er noch andere konigliche Amtstrager Abgaben von den Rddelheimer Juden empfangen.

663 RIIV, 1, Nr. 2502.

664 UB Frankfurt I, Nr. 583, S. 283: (...) Heinricus, quondam scultetus in Frankenfort, erga nos et imperium dinoscitur
relucere, sibi et heredibus eius et eius intuitu castrensibus nostris in castro Retelheim duximus hanc graciam
faciendam, hoc titulo feodi a nobis et imperio tenendum, habendum possidendum, ut sex iudei, de quacumque
civitate vel oppido fuerint, nisi de nostris et imperii civitatibus vel oppidis, aput Retelheim valeant commorari,
dictusque Heinricus et sui heredes utilitatem, a dictis iudeis provenientem, colligent et habebunt et ex ea dictum
castrum Retelheim reedificabunt et edificia sustinebunt.

148



Diese seien ausschlieBlich fiir Burgmann Heinrich und die Instandhaltung der Reichsburg

vorgesehen. %

Zu dieser Zeit wirkte Heinrich nicht mehr als Frankfurter Schultheif3, er ist aber wohl kurz
vor dem Tod Rudolfs wieder in dieses Amt zurlickgekehrt, da er nach der Kronung Adolfs von
Nassau zum Nachfolger Rudolfs verhinderte, dass Adolf seine Kronungskosten mit den Geldern der
Juden bezahlte.® Sein Schwerpunkt lag in den 1280er Jahren offenbar auf seinem
Burgmannenamt. In Rddelheim nahm er anscheinend eine iibergeordnete Stellung ein, da das
Judenansiedlungsprivileg fiir ihn personlich, nicht allgemein fiir die Burgmannen, ausgestellt
wurde.®®” Da auch Heinrichs Erben die Juden und ihre Steuern weiter nutzen sollten, scheint es in
Rodelheim in Bezug auf den Besitz der Burg eine andere Rechtskonstruktion gegeben zu haben als
bei den tibrigen Reichsburgen der Wetterau. Sie war nicht unter der direkten Kontrolle des Konigs,

sondern ein erbliches Lehen der Praunheimer., 668

Bei den Verhandlungen um die Ausstellung des Privilegs wurde darauf geachtet, fiir den
erhofften Zuzug von Juden giinstige Bedingungen zu schaffen. Der Konig war daran interessiert,
keine Verluste an Einnahmen aus seinen Reichsstddten zu erleiden, und fiigte deshalb den Passus
ein, wonach die zuwandernden Juden nicht aus einem seiner Orte stammen durften. Zudem sollten
sie in Rechtsfragen seinem Schultheil in Frankfurt unterstehen, auf den er moglicherweise grofleren
Einfluss hatte als auf die Burgmannen und Heinrich. Dieser wusste aus seiner Frankfurter Zeit als
Schultheif, dass die Nutzung der Judensteuer ein lohnendes Privileg war, und bat den Konig um das
Recht, auch in Rodelheim Juden ansiedeln zu diirfen. Diese Bitte entsprach der Strategie des
Konigs, mit den Judensteuern seiner Reichsstidte, insbesondere in der Wetterau, die Ausstattung der
Burgen zu gewihrleisten und seine Anhédnger zu belohnen. Ob sich nach der Ausstellung des
Privilegs tatséchlich Juden in Rédelheim angesiedelt haben, ist nicht bekannt. Der erste gesicherte

Beleg liber eine Judengemeinde in Rodelheim stammt aus dem Jahr 1372.669

665 Ebd.: Volumus etiam et concedimus talibus iudeis ibidem aput castrum nostrum antedictum commorantibus, ut aput
oppidum nostrum Frankenfort possint emere, vendere, pecunias suas mutuare, et ad similitudinem aliorum
iudeorum, qui ibidem commorantur, debent a sculteto nostro in Fankenfort vel extra. Noster scultetus in
Frankenfort debet eis exhibere plenum iusticie complementum, nec aliquis noster officialis in Frankenfort vel alibi
constitutus cuiuscumque dignitatis vel status sturam aliquam seu precariam vel exactionem seu quodcumque
servitium a iudeis recipiat memoratis; sed totum emolimentum ab eis iudeis proveniens dicto Heinrico et suis
heredibus ratione dicti castri reedificandi cedere volumus penitus et omnio.

666 Der Name des Schultheifen wird im Cronicon Colmariense, MGH SS XVII, S. 257, nicht genannt, in der
Forschung geht man allerdings davon aus, dass es sich um Heinrich handelt. Vgl. etwa Kracauer, Frankfurt, S. 14.
und ScraLLEs-Fiscuer, Pfalz, S. 462. Heinrich wird erst wieder im Jahr 1297 ausdriicklich als Frankfurter Schultheif3
genannt. Vgl. UB Frankfurt I, S. 359, Nr. 720.

667 Scuwinp, Landvogtei, S. 110f.
668 Ebd., S. 111.
669 GJ1I, 2, S. 702, Art. Rodelheim.
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Nordhausen

Obwohl sich Rudolf beinahe ein ganzes Jahr in Erfurt authielt, kam es nur anldsslich der
Versohnung des Konigs mit seiner Reichsstadt Nordhausen zu einem Kontakt mit den Juden
Thiiringens. Am 30. Oktober 1290 wurde die Versohnungsurkunde ausgestellt, in der die Biirger
vom ndchsten Martini an flir zwei Jahre von allen Steuern und Abgaben befreit werden sollten.
Dariiber hinaus gewiéhrte ihnen der Konig alle Abgaben von der dortigen Judengemeinde — sowohl

von bereits ansédssigen als auch von neu hinzuziehenden — in diesem Zeitraum.¢70

Die Uberlassung der Judensteuern an die Biirger Nordhausens ist primir als Teil der
Vers6hnung zwischen den beiden Parteien zu sehen. Die Stadt war spétestens seit Mitte der 1280er
Jahre in eine offene Rebellion zum Konig getreten und hatte in dieser Zeit die Reichsburg
zerstort.5’! Auf dem Wiirzburger Hoftag sprach Rudolf den Nordhausenern aufgrund ihres
Aufstandes alle Privilegien und Rechte ab.®”> Anders als in den Féllen von Oppenheim und
Friedberg, bei denen innerhalb weniger Monate eine Aussohnung zwischen dem Herrscher und den
Biirgern stattfand, kam es mit der Nordhausener Stadtgemeinde erst im Jahr 1290, anlésslich
Rudolfs Aufenthalt in Thiiringen, zu einer Ausséhnung. In einer ersten Urkunde vom 28. Januar
1290 bestitigte der Konig den Biirgern ihre alten Rechte und Privilegien und verzieh ihnen
ausdriicklich die Zerstérung der Reichsburg.®”®> Die nun ausgestellte Urkunde ist somit als
Schlussstein der Aussohnung zwischen dem Konig und seiner Stadt zu sehen. Rudolf erkannte den
Status quo an, indem er die Judensteuer nicht etwa fiir sich reklamierte, sondern den Biirgern
zumindest fiir zwei Jahre das Recht einrdumte, sie zu behalten. Da sich die Biirgerschaft
Nordhausens bereits seit dem Interregnum eine stabile innere Ordnung geben und selbstindig

agieren konnte, ist anzunehmen, dass die Juden bereits zuvor von den Biirgern besteuert wurden.

670 Die Urkunde ist nicht ediert, aber bei Stern, Nordhausen, S. 10 abgebildet: Nos Rudolfus dei gracia Romanorum
rex semper augustus. Ad universorum noticiam volumus pervenire quod nos prudentes viros cives de Northausen
dilectos nostros fideles a festo beati Martini nunc proximo ad duos annos continuos ab omni stura et quovis
exaccionis genere dimittimus liberos et solutos. Preterea volumus ut Judei in civitate ipsorum residentes nobis
prestent servicia que ipsis civibus congrua videbuntur vel eciam illi Judei quos infra terminum libertatis ipsam
civitatem intrare contingerint. Dantes eis has nostras litteras in testimonio super eo. Datum Erford etc...

671 Moglicherweise geschah dies auch bereits unmittelbar nach Unruhen innerhab der Stadt um das Jahr 1277, als
Handwerker und Kramer gegen die Reichsritter rebellierten. Vgl. SiserBortH, Nordhausen, S. 67f.

672 RI VI, 1, Nr. 2084.

673 Ebd., Nr. 2273. Auch die Miihlhausener hatten die dortige Burg zerstort; sie erzielten am 30. Januar eine
Versohnung mit Rudolf. Vgl. Ebd., Nr. 2274.
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Wie grof3 die jiidische Gemeinde Nordhausens in diesen Zeiten war, ist allerdings nicht
bekannt. Die Urkunde Rudolfs fiir die Nordhausener Biirger ist die erste konkrete Erwdhnung einer
judischen Gemeinde in der Reichsstadt.6’* Dass diese zu Ende des 13. Jahrhunderts nicht
unbedeutend gewesen sein kann, geht aus fiinf Statuten des um 1300 verfassten Stadtrechts
hervor.®”> Dort wurden unter anderem der Ablauf von Zinsleihe und Schutzgarantien fiir die Juden
behandelt sowie ein Judeneid formuliert. Beachtet man die starke Stellung der biirgerlichen
Stadtvertreter, wird deutlich, dass den Juden an einer engen Beziehung zu diesen sehr gelegen sein
musste. Diese waren spitestens seit der Zerstorung der Reichsburg der alleinige Garant fiir die
Sicherheit der jlidischen Gemeinde. Auch nach der Ausséhnung der Biirger mit dem Konig war den
Juden daher die weitere steuerliche Bindung an die christliche Stadtgemeinde recht. Rudolf konnte
sich in Thiiringen zwar in den Jahren 1289 und 1290 durch seine Prasenz eine respektable Stellung
aufbauen. Dennoch war es mehr als fraglich, ob er diese auch bei einer erneuten Abwesenheit
erhalten konnte. Es ist gut denkbar, dass die Juden am Zustandekommen der Urkunde beteiligt
waren, da ihre personlichen Interessen beriihrt waren. Fest steht, dass sie mit dem Ergebnis

zufrieden sein konnten.

Landau

Noch in den letzten Tagen seines Lebens sorgte sich Rudolf um seine Reichsburgen. Am 24. Juni
1291 erhielt die Landauer Burgmannschaft ein Privileg, in dem die Finanzierung des Unterhaltes
der Burg neu geregelt wurde.®’® Rudolf wies ihnen die Judensteuer von Landau als Lehen an,
welche jene jahrlich am Walpurgisfest (1. Mai) direkt an die Burgmannschaft zahlen sollten.””
Wenn nach den iiber das Jahr anfallenden Ausgaben noch ein Uberschuss vorhanden sein sollte,
musste dieser dem koniglichen Amtmann Landaus ausgehindigt werden. Sollten im umgekehrten
Falle die Gelder aus der Judensteuer nicht zur Deckung aller Kosten ausreichen, wurde der

Amtmann angewiesen, diesen Fehlbetrag durch sonstige Reichseinnahmen zu ergédnzen. 5’8

674 Stern, Nordhausen, S. 9.
675 Fiir Einzelheiten der sogenannten ,,Einung der Biirger* vgl. ebd., S. 14-16.
676 MGH Const. IV, 454, Nr. 467.

677 Ebd.: (...) nos dilectis nostris castrensibus in Landowe, quibus nondum feodales redditus deputati sunt, feoda sua
apud ludeos nostros nunc in Landowe constitutos vel in futurum venturos percipienda annis singulis in festo beate
Walpurgis deputavimus et legitime duximus ordinanda.

678 Ebd.: Tali conditione subiuncta, quod si quid post expedicionem et solucionem ipsorum feodorum residui fuerit in

pecunia per ipsos ludeos solvenda, hoc utique ad usus nostros aut nostri officiati, qui pro tempore fuerit,
convertetur.
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Die Stadt Landau war bis zum Jahr 1289, als Graf Emicho IV. von Leiningen-Landeck starb,
als Reichslehen an diese Linie der Leininger Grafen vergeben.”” Rudolf nutzte das Ende der
Landecker Linie, um die Stadt Landau und die Grafschaft Landeck wieder fiir das Konigtum zu
sichern.%®" Eine Fiille von Privilegien fiir die Landauer belegt den groBen Eifer, mit dem Rudolf
seine Neuerwerbung an sich ziehen und fiir Rechtssicherheit sorgen wollte.®8! Bei diesen
Versuchen, die nun beginnende Reichsherrschaft in Landau auf rechtliche Grundlagen zu stellen,
war der Konig sogar personlich anwesend. Zwei Wochen spéter begann er vom nahen Germersheim
aus, den Unterhalt der Burg mit ausreichenden Mitteln zu sichern. Zu diesem Zweck erlie} er
zundchst das erwdhnte Privileg, welches den Burgmannen gestattete, die Judensteuer zu ihrem
Nutzen zu verwenden. Noch am gleichen Tag, dem 24. Juni, nahm er Eberhard von Mulhofen und
Konrad von Altdorf, die beide als Ritter und Biirger Landaus tituliert wurden, als Burgmannen auf
und stattete sie mit einem Lehen von drei Mark aus.%®2 Am 11. Juli wurde die Burgmannschaft noch
um den Ritter Bertold von Mulhofen erweitert, dem Rudolf jéhrliche Einnahmen von sieben Mark
von den Landauer Reichseinkiinften versprach.®3 Mit dem Tod Rudolfs am 15. Juli 1291 fanden die

Neustrukturierungen der Reichsherrschaft in Landau ein vorldufiges Ende.

Der erste Hinweis auf in Landau ansidssige Juden findet sich im Jahr 1273, als sich der Jude
Michel von Landau im Verbund mit Graf Emicho im Kampf gegen die Stadt Worms befand. %%
Daneben existieren vor der Vergabe der Judensteuern durch Rudolf im Jahr 1291 keine weiteren
Nachrichten iiber eine Landauer Judengemeinde. Aus einem Schiedsspruch von 1292 geht hervor,
dass die jahrliche Steuer der Landauer Juden vermutlich 30 Mark Silber pro Jahr betrug.®
Sicherlich konnten die Juden von den Umstrukturierungs-maBBnahmen des Konigs profitieren. Fiir
sie wie auch fiir die christlichen Biirger stellte sich nach dem Tod ihres Stadtherren Emicho das

Problem, erneute Rechtssicherheit zu erlangen. Die Biirger erhielten dies durch die angesprochenen

679 Wann diese Vergabe stattgefunden hat, ist nicht bekannt. Im Februar 1268 bezeichnete Graf Emicho Landau zum
ersten Mal als ,,seine Stadt®. Vgl. Toussaint, Leiningen, S. 147, Anm. 162.

680 Alle daraus resultierenden Rechte verlich der Konig am 2. Februar 1290 seinem Verwandten und Elsdsser Landvogt
Otto von Ochsenstein. Lediglich Landau wurde aus dieser Lehensvergabe ausgenommen. Vgl. RI VI, 1, Nr. 2277

681 Am 13. April wiederholte er das 1274 erteilte Privileg, wonach die Biirger alle Rechte und Freiheiten wie die
Hagenauer genieflen sollten. Des Weiteren wurde ihnen am 11. und 13. Juni 1291 erlaubt, Lehensrechte zu
erwerben, sich im Heingereiter Wald mit Holz zu versorgen sowie donnerstags einen Wochenmarkt abzuhalten.
Vgl. RI VI, 1, Nr. 2440; Nr. 2483-2485.

682 Ebd., Nr. 2493.
683 Ebd., Nr. 2495.
684 GJTI, 1, S. 465, Art. Worms.

685 Nachdem der ehemalige Landvogt Rudolfs fiir den Speyergau, Heinrich von Bancker, kurz nach dem Tod Rudolf
behauptete, die Juden seien ihm fiir 300 Mark Silber verpfandet worden, kam es zu Streitigkeiten mit Graf Friedrich
von Leiningen, der dahingehend geschlichtet wurde, dass beide zu je 50 Prozent von den Judensteuern profitieren
sollten. Vgl. CAO 11, S. 690, Nr. 1524.
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Privilegien, die Rudolf im Sommer 1291 erteilte. Die Juden wurden im Zuge der Neuorganisation
der Reichsburg den Burgmannen zugeordnet, was sicherlich in ihrem Sinne war. Durch die
Aufnahme von Landauer Rittern erfolgte zudem keine Trennung zwischen der Stadt und der Burg,
es konnten vielmehr beide Sphdren miteinander verbunden werden. Da die neu ausgestattete
Burgmannschaft in der Lage war, die Juden vor moglichen Gefahren zu schiitzen, wird die
Anweisung ihrer Steuer an die Reichsburg durchaus in ihrem Sinne gewesen sein, zumal in der
Urkunde festgehalten wurde, dass nicht etwa die Juden mogliche Fehlbetrdge decken, sondern

andere Reichseinkiinfte zu diesem Zweck verwendet werden sollten.

Zusammenfassung: Die Zeit von 1289 bis 1291

Die vierte Herrschaftsetappe brachte keine vollig neuen Aktionen zwischen Rudolf und den Juden
zu Tage. Sein Aufenthalt in Thiiringen blieb weitgehend folgenlos fiir die jliidischen Gemeinden.
Vergleicht man die letzte Phase mit Rudolfs Aufenthalt in Osterreich, iiberwiegen die Unterschiede:
In Thiiringen vertrat Rudolf Reichsinteressen, wihrend in Osterreich der Erwerb der
Landesherrschaft im Vordergrund stand. Da die Juden Thiiringens stark in ihr jeweiliges lokales
Umfeld eingebettet waren, gab es fiir sie kaum einen Grund, mit dem Konig in Kontakt zu treten.
Somit ist die Verfiigung iiber die Steuer der Nordhduser Juden im Kontext mit den Bemiihungen des
Konigs um Versohnung mit seiner Reichsstadt zu sehen. Die Juden selbst hatten sicher keine

besonderen Erwartungen an den Aufenthalt Rudolfs in Erfurt.

Konstanz bewies der Habsburger auch in seinen Bemiihungen, die Reichsburgen zu stérken.
Diese Leitlinie der Politik Rudolfs zeigte sich nicht zuletzt bei der Erwerbung Landaus, bei deren
rechtlicher Neuorganisation die Ausstattung der rtlichen Burg ein Hauptanliegen Rudolfs war. Von
der GroBziigigkeit des Konigs profitierten erneut seine treuen Anhénger, in diesem Fall Heinrich
von Praunheim und Ulrich von Hanau. Beide konnten dadurch ihre jeweiligen Positionen in
Rodelheim und Gelnhausen stirken. Als Letztes muss Rudolfs Tétigkeit als Schlichter und Richter
erwihnt werden. In der letzten Herrschaftszeit kam es zur Enteignung eines Neuenburger Juden, der
die Geldleihe moglicherweise mit iiberhdhten Zinsen betrieb und so den Zorn des Konigs auf sich
zog. Dieser hatte bereits in Osterreich bewiesen, dass er den jiidischen Zinssatz nicht freigeben
wollte. Daneben schlichtete er einen Streit zwischen den Bischéfen von Wiirzburg und Bamberg,

ohne dass allerdings Einzelheiten in diesem Fall bekannt sind.
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Abb. 5: Schwerpunkte von Rudolfs Itinerar sowie jiidische Gemeinden mit Kontakt zum Konig, 1289-1291.

2.4 Resiimee: Die Juden in ihren Beziehungen zu Konig Rudolf von Habsburg

Die Analyse aller iiberlieferten Dokumente liber Kontakte zwischen Rudolf von Habsburg und den
Juden des Reiches zeigt ein vielschichtiges Bild der Interaktion, wobei die aktive Rolle dieser
Wechselbeziehung sowohl die Juden als auch der Konig einnehmen konnten. Der Konig nutzte
seine Rechte an den Juden in bestimmten Kontexten, ebenso wandten sich die Juden in genau
definierbaren Situationen, in denen sie auf die besondere Stellung und Autoritdt Rudolfs
angewiesen waren, an den Konig. Rudolf nutzte seine Rechte an den Juden stark situations- und
ortsbedingt. Der Konig, der sich abgesehen von den Jahren 1276 bis 1281, als er fast ausschlieflich

in Wien residierte, pausenlos auf Reisen befand, handelte nur aktiv, wenn sich fiir ihn vor Ort eine
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MaBnahme in Bezug auf die Juden anbot. Dann zeigte sich ein recht breites Spektrum von
Machtausiibung. In Wien verurteilte er personlich im Jahr 1281 einen Juden zum Tode, der
beschuldigt wurde, einen Priester auf der Stralle angegriffen und mit Steinen und Dreck beworfen
zu haben. Zudem ordnete er durch die Bestidtigung von Privilegien fiir die Wiener Stadtgemeinde
und die dortige Miinzgenossenschaft das Verhéltnis von Juden und Christen. Als er im selben Jahr
aus Osterreich zuriick in die zentralen Gebiete des Reiches kam, verweilte er einige Tage in
Regensburg, wo er den Juden auf Wunsch Bischof Heinrichs befahl, wihrend der Ostertage in ihren
Héusern zu bleiben und dem Bischof mehr als bisher zu gehorchen. Ein aktives Gestalten war dem
Ko6nig immer nur dann mdglich, wenn er vor Ort anwesend war. Traf dies nicht zu, musste er sich
auf seine Amtstréiger stiitzen, die jedoch nicht {iberall liber ausreichende Machtmittel verfligten, um

den koniglichen Willen durchzusetzen.

Ein planméaBiges Handeln oder gar eine ,JJudenpolitik® kann dem Konig nicht unterstellt
werden. Die einzige Konstante stellt die Nutzung der Judensteuer zur Ausstattung von Burglehen
dar. Dies sowie die Belohnung treuer Anhénger mit Rechten an Juden kann wihrend der gesamten
Regierungszeit Rudolfs beobachtet werden. Beides fand ortsunabhéngig statt, was sich dadurch
erklart, dass nicht der Konig selbst, sondern der Begiinstigte fiir die Umsetzung der Privilegierung
sorgen musste. Zwei verschiedene Wege der Belohnung beziehungsweise der Sicherstellung von
Burglehen konnen unterschieden werden. Zum einen vergab der Konig die Judensteuer einer vor
Ort ansédssigen Gemeinde, zum anderen erlaubte er den Privilegierten, in ihrem Herrschaftsbereich
Juden anzusiedeln und somit ein Einkommen zu erzeugen. Zwei Vorteile ergaben sich aus der
Praxis der Vergabe von Judensteuern. Die Begiinstigten, die zumeist besser in den lokalen
Strukturen verankert waren als das Konigtum, sorgten selbst fiir die tatsdchliche Nutzung des
Konigsrechts. Der zunichst theoretische Anspruch wurde somit fiir konkrete Interessen des Konigs
nutzbar gemacht. Zudem konnte Rudolf mit der Vergabe der Steuerrechte wichtige Anhénger noch
enger an sich binden. Vom Themenkomplex um die Burgunterhaltung abgesehen, blieben
universelle Anspriiche des Konigs auf die Juden als Kammerknechte allerdings rein theoretischer

Natur und konnten wiederum nur situationsbedingt praktisch umgesetzt werden.

So schlichtete der Konig in den Jahren 1275 und 1276 eine den Mainzer Erzbischof Werner
von Eppstein betreffende Fehde, bei der es auch um Streitigkeiten iiber Rechte an den Juden ging.
Bei seiner Schiedsrichtertitigkeit verzichtete Rudolf vollstindig auf jeglichen Hinweis auf die
konigliche Kammerknechtschaft. Rudolf war in seiner ersten Herrschaftsetappe auf die Hilfe der
Wabhlfiirsten angewiesen und konnte sich einen Streit mit Werner um Rechte an den Juden nicht

erlauben. Als der Konig 1286 erneut mit den Juden des Mainzer Erzstiftes in Kontakt trat, zeigte

155



sich ein vollig anderes Bild. Zu diesem Zeitpunkt war der wichtigste Anhdnger Rudolfs, der
Franziskaner Heinrich von Isny, als Nachfolger Werners bestimmt worden und die Rhetorik Rudolfs
passte sich dieser Verdnderung an. Ausdriicklich wurden im Folgenden die Mitglieder der jiidischen
Gemeinde als konigliche Kammerknechte angesprochen. Der Konig handelte also
situationsbezogen. Er nahm eine sich bietende Gelegenheit, wie im Falle der Mainzer Juden, wahr
und verzichtete auf die Formulierung prinzipieller Anspriiche, wenn er dadurch Konflikte riskiert
hitte, die ihn in seinem grundsitzlichen politischen Handlungsspielraum eingeschrinkt hitten. Vor
allem in der dritten Herrschaftsetappe Rudolfs wurde der Terminus der Kammerknechtschaft in fast
jeder Urkunde, die an die Juden gerichtet war, verwendet. Dennoch blieb sie ein rein theoretisches
Konstrukt, von dem auch Rudolf wusste, dass es nur in wenigen Situationen durchzusetzen war. Die
Weigerung von Mainzer Juden und Christen, dem Erzbischof von Mainz die Giiter der geflohenen

Juden auszuliefern, verdeutlicht dies.

Ist fiir den Konig festzuhalten, dass seine Kontaktaufnahme mit jiidischen Gemeinden orts-
und situationsabhidngig war, so galt dies auch fiir die Juden. Keine jiidische Gemeinde stand in
kontinuierlicher Verbindung zum Konig. Von wenigen Gemeinden ist eine Bitte um die Bestdtigung
alter Privilegien iiberliefert. Die vorhandenen Urkunden stammen alle aus der Anfangszeit von
Rudolfs Herrschaft, also aus einer Zeit, in der alle Interessengruppen fiir gewohnlich um die
Bestitigung ihrer Rechte baten. Davon abgesehen nutzten sie seine Vermittlerfunktion und seine
Autoritdt vor allem bei akuten Bedrohungen. Die Privilegienbestitigungen von Goslar und
Regensburg erkldren sich vermutlich mit konkreten Problemen der jiidischen Gemeinden, ihre
Rechte zu wahren. Von besonderer Wichtigkeit war fiir die Juden die Bestitigung zweier papstlicher
Privilegien, die sie vom Vorwurf des Ritualmords freisprachen und ihnen eine Reihe weiterer
Rechte, etwa den Schutz vor Zwangstaufe, vor Raub und Misshandlung, vor der Stérung ihrer
Feste und der Schindung und Zerstérung ihrer Friedhofe garantierten. Die von Rudolf im Sommer
1275 vorgenommene Beurkundung hatte anscheinend reichsweite Bedeutung. In dieser
prinzipiellen Angelegenheit des Judenschutzes hatte der Konig eine weit groflere Bedeutung als die
Landesherren oder Stadtgemeinden und die Juden griffen hier bewusst auf die Autoritit des Konigs

zuruck.

Insbesondere Bedrohungen und Verfolgungen zwangen die Juden dazu, mit dem Konig in
Kontakt zu treten. Hatte es in Mainz im Jahr 1283 ein Pogrom gegeben, das dadurch begiinstigt
wurde, dass sich der Erzbischof und die Stadtgemeinde bei der Aufklidrung der Vorwiirfe
gegenseitig behinderten, konnte Rudolf 1286 durch sein entschlossenes Eingreifen eine

Wiederholung dieser schrecklichen Ereignisse verhindern. Die Juden machten sich unabhéngig von
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Konflikten zwischen Stadtherren und Biirgern, wenn sie den Konig als auflenstehende Instanz
hinzuzogen. Auch im Falle der Gefangennahme Meirs von Rothenburg und der parallel behandelten
Bestrafung der Morder im Kontext der Guten Werner-Verfolgung verhandelten die Juden
ausschlieBlich mit dem Ko6nig. Ein ebenso situationsbedingter Kontakt ergab sich durch die Bitte
der Bopparder Juden, die Witwe Philipps von Bolanden wegen der Gefangennahme einiger Juden

zurechtzuweisen.

Die Juden verstanden es aber auch in weniger offensichtlichen Féllen, ihre Interessen zu
wahren. Dies verdeutlicht insbesondere der Fall der Friedberger Burglehensausstattung sowie die
Ubertragung der Judenrechte Thiiringens und MeiBens an den Mainzer Erzbischof. Im ersten Fall
wurde explizit festgehalten, dass es ein consilium zwischen dem Konig, den Friedberger
Burgmannen und den Juden gegeben hatte, im zweiten Fall wurde zumindest die Pflicht Erzbischof
Heinrichs zum Judenschutz festgeschrieben. Prinzipiell kann von einer weitgehend
funktionierenden Kommunikation und einem positiven Verhéltnis zwischen den Juden und dem
Konig gesprochen werden. Rudolf nahm in vielen Fillen seine Funktion als Schutzherr jiidischen
Lebens und jidischer Interessen wahr, soweit es ihm aufgrund seiner beschridnkten Mittel moglich
war. Eine bedeutende Ausnahme stellt die Gefangennahme Meirs von Rothenburg dar, die offenbar
sowohl in den Augen der Juden des Reiches als auch nach der Ansicht Papst Nikolaus’ IV. nicht
rechtmdfig war. Auch wenn Rudolf in diesem Fall nicht einlenkte und Meir bis zu seinem Tod in
Gefangenschaft belief3, zeigt vor allem die Intervention des Papstes, dass Rudolfs Ausfiihrungen

iiber die ,,unrechtmifige Flucht* Meirs als Straftat nicht allgemein akzeptiert wurden.

2.5 Beziehungslosigkeit — das Beispiel Koln

Wenn auch im vorangegangenen Kapitel von einer lebhaften Interaktion zwischen Rudolf und den
Juden des Reiches die Rede war, so tduscht dies darliber hinweg, dass zwischen vielen bedeutsamen
judischen Gemeinden und dem Konig keinerlei Kontakt stattfand. Wie schon an mehreren Stellen
angesprochen, hing das Zustandekommen einer Interaktion zumeist davon ab, ob der Konig selbst
anwesend war oder {iiber einflussreiche Amtstriger oder sonstige Anhidnger seiner Herrschaft
verfiigte. Uberall wo dies nicht der Fall war, fehlt die Kommunikation. Die jeweiligen Griinde fiir
samtliche Gemeinden des Regnums herauszuarbeiten, wiirde den Rahmen dieser Untersuchung bei
Weitem sprengen. Anhand eines Beispiels soll aufgezeigt werden, welche Ursachen eine Rolle

gespielt haben konnten. Die Kolner Judengemeinde, die zweifelsohne eine der groften und
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bedeutendsten Gemeinden des Reiches darstellte,%8¢ hatte in den gesamten 18 Jahren von Rudolfs
Konigsherrschaft keinen Kontakt zum Reichsoberhaupt. Es ist also zu fragen, was genau diese
Interaktion verhindert hat. FEinschrinkend muss allerdings erneut auf die schlechte
Uberlieferungschance fiir jiidische Schriftstiicke verwiesen werden. Wenn daher im Folgenden von
fehlendem Kontakt die Rede ist, muss die geringe Wahrscheinlichkeit fiir das Uberdauern derartiger
Dokumente bedacht werden. Ausgeklammert wird auch die Bestitigung der pépstlichen Bulle
gegen Ritualmordvorwiirfe. Die Kolner Gemeinde erhielt zwar ein Exemplar dieses wertvollen
Schriftstiickes, jedoch handelte es sich bei dieser Angelegenheit um einen Fall mit reichsweiter

Bedeutung, der mit den spezifischen Belangen der K6lner Gemeinde nichts zu tun hatte.

Um zu erkldren, warum der Konig fiir die alltdglichen Belange der Kdlner Juden keine Rolle
spielte, muss etwas ausfiihrlicher auf ihre lokalen Bindungen eingegangen werden. Spitestens seit
dem 12. Jahrhundert iibten die Kolner Erzbischofe die Herrschaft, das heifit die Gerichtsbarkeit und
das Recht auf Steuerzahlungen, iiber die Juden aus.%®” Im 13. Jahrhundert verfestigte sich dieser
Anspruch des Erzbischofs, worauf etwa das Fehlen der Kdlner Gemeinde in der Reichssteuerliste
von 1241 hinweist.%® Am 28. Juni 1252 kam es zu einer ersten Privilegierung der jiidischen
Gemeinde, als Erzbischof Konrad von Hochstaden (1238-1261) die Kolner Stadtvertreter dariiber
informierte, dass er die Juden fiir zwei Jahre in seinen Schutz aufgenommen habe.®® Detailliert
werden in diesem Dokument die Rechte und Pflichten des Erzbischofs und der Juden festgehalten.
Konrad untermauerte in der Schutzurkunde zwar seinen alleinigen Anspruch auf die Rechte an den
Juden, dennoch erdffnete die Miteinbeziehung der Biirger als Garanten der Judenrechte diesen die
Moglichkeit, selbst Einfluss zu nehmen.®® Sicherlich hatten auch die Juden ein Interesse an der

Rolle der Biirger als Kontrollinstanz. Deren Einbindung war hingegen nicht im Sinne Konrads, sie

686 Siehe zur Geschichte der Kélner Judengemeinde insbesondere Scumanpr, Judei. Fiir einen Uberblick der Geschichte
Kolns im 13. Jahrhundert vgl. Groten, Koln.

687 Scumanpr, Judei, S. 17 sieht den Widerspruch Kaiser Friedrichs I. gegen eine die Juden betreffende Aktion des
Erzbischofs Philipp von Heinsberg im Jahr 1187 als singuldre Aktion an, die die generelle Oberherrschaft Philipps
iiber die K&lner Juden nicht infrage stellen sollte. Uber die Rechte des Kolner Erzbischofs an den Juden siehe auch
Fiscuer, Stellung, S. 17-23.

688 Lediglich die Burggrafen von Kéln hatten offenbar zu Beginn des 13. Jahrhunderts noch einen Rechtsanspruch auf
Abgaben — zehn Mark und sechs Pfund Pfeffer jahrlich — von den Juden, der sich aus ihrer Geleitstitigkeit fiir die
Juden ableitete. Vgl. Fiscuer, Stellung, S. 18.

689 Quellen Koln 11, S. 321f.,, Nr. 308. Der Vertrag zwischen den Juden und Konrad ist nicht {iberliefert. Zur Einbettung
des Schutzvertrags in die generelle Herrschaftspolitik Konrads zu dieser Zeit vgl. Scamanpr, Judei, S. 23.

090 Ebd.: (...) vobis fidelibus nostris, Judicibus seu magistris Civium, Scabinis et Consulibus universis Colonensibus
supradictis, qui ad nostram requisitionem vos fideiussores pro nobis etiam de istorum omnium observantia
statutistis, iniungimus et mandamus, nichilominus in presentibus nostris dantes vobis litteris plenariam potestatem,
ut nos in prefatis honorando Judeis ad eorum promotiones et commoda faciatis, quicquid possitis, manutenendo,
fovendo seu nostra auctoritate defendendo eosdem, ita quod non paciamini ipsos Judeos a quoquam contra
premissa affici aliquibus molestiis vel offendi.

158



hing aber moglicherweise mit den vorangegangenen kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen
dem Erzbischof und der Stadtgemeinde zusammen, die durch den Kleinen Schied im April 1252

zugunsten der Biirger entschieden wurden und Konrad schwéchten.®!

Die Stadtvertretung kam ihrer Verantwortung in Bezug auf die Uberwachung des Vertrags
nach, was einige Anklagepunkte der Siihne von 1258 belegen. Im Jahr zuvor war es zu erneuten
Konflikten zwischen Konrad und den Kdlner Biirgern gekommen: Nach der Gefangennahme eines
Verwandten des Erzbischofs belagerte dieser die Stadt, konnte allerdings erneut keine militdrische
Entscheidung herbeifiihren. Im nun angestrengten Schlichtungsverfahren handeln zwei Passagen
von den Juden. Der Erzbischof erklirte, dass die Stadtgemeinde keine Rechte an den Juden habe,
die er selbst als Lehen vom Reich erhalten habe. Demzufolge erhalte er ihre Abgaben und {ibe die
Gerichtsbarkeit tiber sie aus.%®? Die Biirger hatten offenbar diese Rechte Konrads okkupiert oder
zumindest gestort. Thre Gegenklage zeigt, dass sie im Sinne von Konrads Schutzversprechen von
1252 zugunsten der Juden agierten. Diese waren zu einem fritheren Zeitpunkt mit Gewalt vom
Erzbischof aus ihren Hiusern geholt und ohne ein gerichtliches Verfahren im Haus des Petri de
Cranin festgehalten worden.®® Im Schiedsspruch, bei dem der Lektor der Kdlner Dominikaner,
Albertus Magnus, die entscheidende Rolle als Schiedsrichter spielte, wurde in der Frage der
Judenrechte zugunsten Konrads entschieden: Er sollte die Juden weiterhin zu seiner Kammer zdhlen
diirfen und die Rechte an ihnen behalten.®®* Dieses Urteil dnderte nichts daran, dass der Erzbischof
immer weniger Einfluss auf die Juden nehmen konnte. Eine weitere Urkunde Konrads von 1259
rdumt erstmals der Stadtgemeinde einen Anteil an der Judensteuer ein, was ein weiterer Beleg fiir
die schwache Stellung des Erzbischofs in dieser Zeit ist.®> Konrad konnte sich offenbar nicht

linger gegen den Anspruch der Biirger auf einen Anteil an den Abgaben der Juden wehren; diese

1 Die Streitigkeiten hatten sich daran entziindet, dass Konrad eine neue Miinze schlagen lassen wollte. Nach einem
erfolglosen Angriff auf die Stadt, die sich mit dem Grafen von Jiilich verbiindet hatte, willigte der Erzbischof in ein
Schlichtungsverfahren ein. Vgl. Groten, Koln, S. 120-122.

092 Quellen Koln 11, S. 386, Nr. 384: Item quod nichil ad Cives Colonienses pertinet de suis Judeis, qualitercumque
cum eis ipse agat, tenet enim ipsos Judeos in feodo ab imperio, et sicut sua interest eorum tributa recipere, ita et
delicta corrigere et punire.

093 Ebd., S. 388: ltem quod Judei extra domos suas vyolenter et sine auctoritate Judiciaria tracti in domum petri de
Cranin positi et incarcerati fuerunt. Das Haus gehorte dem genannten Amtstrager des Erzbischofs und diente als
Judengefangnis. Vgl. Fiscuer, Stellung, S. 70f.

094 Quellen Koln 11, S. 396, Nr. 384: Item ad hoc quod archiepiscopo fiat iniuria de suis Judeis, dicimus, quod Judei
libere spectant ad cameram archiepiscopi, si tamen ipse archiepiscopus aliquid conscripsit Civitati et Judeis vel
aliquibus de Civitate, dicimus quod iustum est quod teneat eis.

695 Quellen Koln 11, S. 420f., Nr. 402: Et nobis et Civitati salutum esse volumus illud emolumentum de quatuor
solidorum solucione, quod hactenus habuistis ab ipsis iudeis, ut videlicet ipsi iudei, quandocumque nobis duabus in
anno vicibus servicium vel tributum soluerint, quotquot marcas nobis dederint, totidem quatuor solidos ad vestre
opus Civitatis vobis soluant.
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hatten moglicherweise bereits nach ihrer ersten Miteinbeziehung in den Judenschutz im Jahr 1252

einen Teil von diesen Geldzahlungen verlangt.%

Unter Konrads Nachfolger Engelbert II. von Falkenburg (1261-1274) kam es im Jahr 1266
zu einer allgemeinen Privilegierung der jiidischen Gemeinde. Die von Engelbert gewidhrten Rechte
wurden in Stein gemeillelt und am Dom ausgestellt. Dieses ungewohnliche Vorgehen kann nur
durch eine im Vorfeld geschehene grofle Missachtung der jiidischen Privilegien erkldrt werden, auch
wenn iiber eine solche keine Nachrichten iiberliefert sind. Neben Rechten iiber die zollfreie
Uberfiihrung von Leichen und den Schutz des Friedhofs wurde den Juden ein exklusives Recht auf
die Zinsleihe zugesichert, indem christlichen Geldleihern verboten wurde, sich in der Stadt
anzusiedeln.®®” Dass die Juden nun wieder von einem Erzbischof privilegiert wurden, zeigt ihr
groBes Geschick, sich zwischen der Stadtgemeinde und den Erzbischofen zu positionieren und von
beiden Seiten Schutz zu erlangen. Missachtete ein Erzbischof die Rechte der Juden, schritten die
Biirger ein. Umgekehrt war es wohl 1266, als der Erzbischof fiir den Schutz der jiidischen

Interessen sorgte.

Das tédgliche Leben der Juden war also klar geregelt und ihre Zugehdrigkeit zum Erzbischof
unter der Kontrolle der biirgerlichen Stadtvertreter definiert. An beide zahlten sie Abgaben, wovon
sie sich vermutlich doppelten Schutz versprachen. Dass die Juden Kolns zwischen den
Kreuzzugsverfolgungen von 1096 und dem Pestpogrom 1349 von keinen Ausschreitungen betroffen
waren, hatten sie ihrer doppelten Absicherung zu verdanken. Welche Vorteile hitten sie also aus

einem Kontakt mit dem Konig ziehen kdnnen?

Einen Ankniipfungspunkt hitten zweifelsohne die Konsequenzen der Schlacht von
Worringen geboten, als der doppelte Schutz plotzlich versagte.’°® Nachdem der Erzbischof mit
seinen Verbiindeten eine vollstindige Niederlage gegen Johann von Brabant und die K&lner Biirger
erlitten hatte und gefangen genommen wurde, zeigten sich die verheerenden Konsequenzen. Seine
adeligen Gegner zerstorten mehrere erzbischdfliche Burgen und Stidte, die Kdlner Biirger behielten
seine Einkiinfte aus der Stadt ein und schidigten ihn damit angeblich um 5000 Mark.%*° In zéhen
Friedensverhandlungen musste Siegfried seinen Feinden weitreichende Konzessionen machen, die

die erzbischofliche Machtstellung am Niederrhein und insbesondere in Westfalen weitgehend

0% So Fiscuer, Stellung, S. 110f.

097 Quellen Koln 11, S. 543, Nr. 495: Nulli etiam Cavwercini vel cristiani, qui manifeste prestent ad usuras, cum ipsis

per hoc fiat preiudicium, in civitate Colon. residere nullatenus permittentur.
098 Zum Limburger Erbstreit, der mit der Schlacht von Worringen endete, vgl. Erxens, Siegfried, S. 180-236.

699 StemkAmper, Worringen, S. 383.
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zerstorten.”” Von der Niederlage Siegfrieds waren auch die Juden betroffen. In einer
Zeugenaussage des Kolner Domscholastikers Wikbold von Holte, die im Zuge der Anklage
Siegfrieds gegen die Biirger tiber ihre Vergehen wihrend seiner Gefangenschaft vorgebracht wurde,
wurden die Rechtsiibertretungen der Kolner in Bezug auf die Juden erwihnt.”°! Demnach nutzten
die Biirger die Niederlage Siegfrieds aus, um von dessen Juden — erneut wird bei Wikbolds Aussage
festgestellt, dass die Juden zur camera domini archiepiscopi gehorten — enorme Geldsummen
einzuziehen.”%? Die Aussage Wikbolds, der zur Partei des Erzbischofs gehorte, ist nicht als objektiv
zu werten, gleichwohl gibt es weitere Hinweise, die die Ausfiihrungen des Domscholastikers
stiitzen. Unter anderem mussten die Juden ihre domus universitatis mit einem Erbzins von jéhrlich
zehn Mark Kolner Pfennige belasten. Eine dementsprechende Ubertragungsurkunde wurde am 14.
Oktober 1288 fiir Johann von Merzenich ausgestellt. Sollten die Juden den Zins nicht piinktlich
bezahlen, wiirde das Haus an den Christen fallen.’?® Dieses Geschift verdeutlicht die Finanznot, in
der sich die jiidische Gemeinde nach der Auspliinderung durch die Kolner Biirger befand. Im
Zusammenhang mit der Niederlage des Erzbischofs ist vermutlich auch ein Pogrom an den Bonner
Juden zu sehen, bei dem am 8. Juni, also nur drei Tage nach der Schlacht von Worringen, insgesamt
104 Personen ermordet wurden.”®* Offenbar nutzten die Biirger das durch die Niederlage des

Judenschutzherrn Siegfried entstandene Machtvakuum aus, um tiber die Juden herzufallen.”%

Beide Vorfille hitten ein Eingreifen des Konigs gerechtfertigt, so wie es bei eklatanten
Uberschreitungen und Verletzung der Judenrechte anderswo geschah. Das tiéigliche Leben war zwar
durch die Beziehungen der Juden zur Stadtgemeinde und dem Erzbischof sowie den einschlagigen
Privilegien und Schutzbriefen rechtlich abgesichert, doch in solchen besonderen Situationen
tendierten viele jlidische Gemeinden dazu, den Herrscher als oberste Instanz anzurufen. Die
Stadtbewohner hatten gezeigt, dass sie die Juden, obwohl sie sich fiir deren Schutz verbiirgt hatten

und selbst jahrliche Steuern von ihnen forderten, eindeutig zur Sphére des Erzbischofs zéhlten. In

700 Vgl. die Ausfiihrungen zu den Konsequenzen der Schlacht von Worringen fiir die Macht des Erzbischofs sowie zu
den einzelnen Friedensvertégen bei Erkens, Siegfried, S. 247-259.

701 Zum Prozess und seinen Ergebnissen vgl. Ebd., S. 307-311.

702 UB Niederrhein II, S. 533, Nr. 892: (...) et iudeos qui sunt de speciali camera domini archiepiscopi exactionaverunt
ad maximas pecuniarum quantitates, quod facere non poterant nec deberant, de quibus ipsi cives volebant esse
liberati ante omnia.

703 Judenschreinsbuch, S. 65f., Nr. 182 und 183. Zu der Transaktion und Einzelheiten zu Johannes von Merzenich vgl.
Scumanpt, Judei, S. 37f.

704 Martyrologium, S. 160. Den Zusammenhang zwischen der Schlacht von Worringen und dem Pogrom stellt
MEenTGEN, Ritualmordaffare, S. 178, her.

705 Fiir die Beglinstigung von Pogromen durch das zwischenzeitliche Fehlen einer iibergeordneten Gewalt gibt es
zahlreiche Beispiele. Vgl. etwa Lotrer, Judenverfolgung, S. 393 iiber den Zusammenhang des Thronstreits
zwischen Adolf von Nassau und Albrecht von Habsburg mit den Rintfleischverfolgungen.
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der Art, wie sie Burgen und Stadte Siegfrieds zerstorten, vergriffen sie sich auch an ,,seinen* Juden.
Diesen blieb, da ihr Schutzherr in Haft war, nur die Mdglichkeit, ihre Rechte vor dem Konig
einzufordern. Es gibt allerdings keinen Hinweis, dass die Kdlner Juden Kontakt zu ihm aufnahmen.
Was jedoch hinderte sie daran? Um diese Frage beantworten zu konnen, muss zunédchst auf Rudolfs
Verhiltnis zu den Machttrigern Kolns, also zu den Erzbischofen und der christlichen

Stadtgemeinde, eingegangen werden.

Lediglich kurz nach seiner Kronung zum Konig in Aachen besuchte Rudolf die Stadt Kdln;
zuvor hatte er Erzbischof Engelbert versprechen miissen, die Stadt erst nach dessen Versohnung mit
den Biirgern aufzusuchen.’% Dieser stand seit 1265 in stindiger Feindschaft mit seiner
Stadtgemeinde, wurde 1267 von dem mit den Biirgern verbiindeten Grafen Wilhelm IV. von Jiilich
gefangen genommen und hoffte, durch die Unterstiitzung Rudolfs seine Oberherrschaft tiber die
Stadt wieder sichern zu kénnen.”®” Rudolf verfolgte jedoch aufgrund der groBen Bedeutung, die
Koln als Unterstiitzung seiner Herrschaft hétte spielen konnen, eigene Interessen. Wihrend seines
Besuches erneuerte er den Biirgern alle wichtigen Privilegien, womit er die Hoffnung Engelberts,
der 1271 eine sehr ungiinstige Friedensregelung hinnehmen musste, auf eine Wiederherstellung

seiner stadtherrlichen Rechte zunichtemachte. 78

Dass Rudolf auch in der Folgezeit mit den Kdlner Biirgern in gutem Einvernehmen stand,
beweisen weitere Interaktionen des Jahres 1274: Im Mérz erteilte der Konig der Stadtgemeinde das
Recht, eine Abgabe auf die Waren der Stadtbewohner zu verlangen, nahm sie in seinen Landfrieden
auf und versprach, die Boten der Stadtvertreter, die zu ihm reisen wiirden, in Zukunft besonders zu
schiitzen.”® Als Erzbischof Engelbert im Oktober 1274 starb, nahm Rudolf die Biirger in seinen
besonderen Schutz auf und sicherte ihnen Beistand in moglichen Konflikten mit einem kiinftigen
Erzbischof zu. Dariiber hinaus sollten ihre Handelsrouten geschiitzt und ihre iibrigen Freiheiten
unangetastet bleiben.”!® Rudolf strebte eindeutig eine Vermittlerposition an, die ihm einen
betriachtlichen Einfluss in der Stadt gesichert hétte. Umso bemerkenswerter ist, dass nach dem Jahr
1274 alle Kontakte zwischen Rudolf und den Kolner Stadtvertretern abbrachen. Dies kann nur

durch Rudolfs von Beginn an sehr schlechtes Verhiltnis zum neuen Erzbischof Siegfried von

706 Urkundenregesten II1, S. 3f., Nr. 3.

707 MarriN, Stddtepolitik, S. 40-42. Zu den Konflikten zwischen Engelbert und der Kolner Stadtgemeinde siehe
Groren, Kéln, S. 257-275.

708 Quellen Koln 11, S. 54f., Nr. 74. Vgl. Marrin, Stadtepolitik, S. 42f. Daneben erhielten die K6lner von Rudolf am
19. November noch eine Erneuerung der von Kaiser Friedrich II. erteilten Privilegien. Hier wird insbesondere auf
das ius de non evocando sowie die Nichthaftung fiir Schulden des Erzbischofs eingegangen. Vgl. UB Niederrhein
I1, Nr. 644.

709 RIVI, 1, Nr. 118-120. Vgl. Marriv, Stadtepolitik, S. 44.
710 Quellen Koln I11, S. 67f., Nr. 93.
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Westerburg erklirt werden. Dieser hatte keinerlei Interesse an Einmischungen des Konigs und hétte
auch keine Schlichtungstitigkeit Rudolfs zugelassen. Da sich, anders als in Mainz, fiir den Konig
auch keine Gelegenheit zur Einmischung ergab, fand kein weiterer Kontakt nach Koln statt. Auch
die Schlacht von Worringen &nderte dies nicht. Siegfried war zwar geschlagen und in seiner
Machtposition erschiittert, dennoch standen die RachemaBnahmen seiner Gegner derart in der
Kritik, dass Rudolf in dieser Situation kaum freundschaftliche Kontakte zu den Kolner Biirgern
oder Juden hitte aufnehmen konnen.”'! Gerade die Rechte an den Juden boten keinen
Ankniipfungspunkt fiir den Habsburger, war ihre rechtliche Stellung doch durch mehrere Privilegien
eindeutig festgelegt und von Albertus Magnus explizit bestitigt worden.

Die Ereignisse um die Schlacht von Worringen gaben auch den Juden keinen Anlass, den
Konig um Unterstiitzung zu bitten. Der Prozess, den Siegfried ab dem Jahr 1290 gegen die
Stadtbiirger anstrengte und in dem die enormen Geldforderungen an die Juden eingebettet waren,
weist darauf hin, dass die Juden Siegfried selbst um Unterstiitzung baten. Auch der Befund, dass sie
bis zum Jahr 1321 ihre Schutzvertrige weiterhin regelmdfig mit den Erzbischdofen abschlossen,
spricht dafiir, dass die Niederlage und Schwichung Siegfrieds an der Zuordnung der Juden zum
Erzbischof nichts dnderte. Selbst in diesen schwierigen Zeiten blieb er der erste Ansprechpartner fiir
die jiidische Gemeinde. Den Juden war wohl bewusst, dass der Konig sogar in dieser Situation
keinen durchsetzbaren Anspruch auf Rechte an ihnen hétte stellen kdnnen. Die Wiederherstellung
des Status quo war sicherlich am erstrebenswertesten fiir die Juden. Sie blieben auf den Erzbischof
angewiesen und versuchten daher, mit seiner Unterstiitzung ihre Rechte gegeniiber der Stadt geltend

zu machen. Ein Interesse am Eingreifen Rudolfs hatten sie nicht.

Der Fall der Kdlner Juden steht exemplarisch fiir viele weitere jliidische Ansiedlungen des
Reichs. Zudem unterstiitzt er die These, dass fiir eine Kommunikation zwischen Rudolf und einer
judischen Gemeinde mehrere Voraussetzungen notwendig waren. War der Konig die aktive Kraft
der Interaktion, so musste er entweder personlich anwesend sein oder iiber michtige Stellvertreter
und Anhinger an dem betreffenden Ort verfiigen. Die Juden wandten sich nur dann an den Konig,
wenn sie eine Privilegienbestétigung erhalten wollten oder wenn ihre Rechte konkret in Gefahr
waren und keine lokale Instanz fiir Schutz sorgen konnte. Dies traf im Kdlner Beispiel nicht zu. Wie
gesehen kiimmerten sich sowohl der Erzbischof als auch die Stadtgemeinde um die jiidischen
Belange und kontrollierten sich gegenseitig. Als dieses Beziechungsgeflecht einmal versagte, nach
der Schlacht von Worringen, fehlten dem Konig fiir ein Eingreifen die Anhédnger, wihrend die Juden

ihre Angelegenheiten lieber vom Erzbischof vertreten lieBen. Das Beispiel Koln ist natiirlich nicht

711 Papst Nikolaus IV. etwa sprach Siegfried nach dessen Freilassung von allen in der Gefangenschaft gegebenen
Versprechen frei. Vgl. Erkens, Siegfried, S. 297.

163



ohne weiteres auf jede andere Gemeinde ohne nachweisbare Interaktion mit dem Konig zu
tibertragen. Jede lokale Machtkonstellation miisste genau analysiert werden, um die spezifischen
Griinde fiir das Ausbleiben von Kontakt aufzuzeigen. Eine Tendenz veranschaulicht das Kolner
Beispiel allemal. Es ist von der konkreten Frage nach den Griinden fiir das Fehlen von Interaktion
oder fiir Kommunikationslosigkeit abgesehen auch ein Beleg fiir die mannigfaltigen Verbindungen,
die die Juden kniipften. Keinesfalls waren sie eine abgeschottete und isolierte Randgruppe, vielmehr
standen sie mit allen Gruppen in regem Austausch. Deshalb war eine Fixierung auf einen im

Normalfall machtlosen und rdumlich weit entfernten Konig tiberfliissig.
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3. Unter den Nachfolgern

Auch wenn Rudolf in den letzten Jahren seiner Konigsherrschaft alles versucht hatte, um einem
seiner Sohne die Nachfolge zu sichern, scheiterte er mit diesem Vorhaben. War Ottokar von
Bohmen von den Kurfiirsten im Jahr 1273 als zu méchtig angesehen worden, um Konig zu werden,
so galt dies 1291 fiir den letzten iiberlebenden Sohn Rudolfs, Albrecht. Die Kurfiirsten wéhlten
schlieBlich den Grafen Adolf von Nassau zum Nachfolger. Dessen kurze Herrschaftszeit war von
einem stetigen Kampf um MachtvergroBBerung und Anerkennung geprdgt. Nachdem sich Adolf
wider Erwarten als ebenblirtiger Gegner der Wahlfiirsten entpuppte, stiirzten diese den Nassauer
und {ibergaben Albrecht von Habsburg die Krone, die er sich freilich im Kampf gegen Adolf erst
noch verdienen musste. Gerade dieser Kampf im Jahr 1298, der ein Machtvakuum im Reich
entstehen lieB, sollte fiir die Juden verheerende Folgen haben. Hier ist von besonderem Interesse, in
welcher Weise der siegreiche Albrecht — auch im Vergleich zu seinem Vater, der sich mit den Folgen
der Guten Werner-Verfolgung auseinanderzusetzen hatte — auf die Rintfleischverfolgungen
reagierte. Im Gegensatz zu Adolf, der sich iiberwiegend am Mittelrhein und in Thiiringen aufhielt,
griff Albrechts Herrschaft auch geographisch gesehen weiter aus. Vor diesem Hintergrund ist auch
die Interaktion der beiden mit den Juden zu analysieren. Insbesondere stellt sich die Frage, ob
Kommunikation wiederum von der Anwesenheit des Herrschers oder dem Vorhandensein méchtiger
Stellvertreter oder Anhénger abhéngig war. Aus Sicht der Juden ist zu fragen, ob der Konig auch
weiterhin primér bei konkreten Bedrohungen angerufen wurde oder ob sich zur Kontaktaufnahme
seitens der Juden auch andere Konstellationen anboten. Im Folgenden werden stichprobenartig die
wichtigsten Interaktionen der beiden K&nige mit den Juden untersucht, um Ahnlichkeiten und

Unterschiede zur Zeit Rudolfs von Habsburg herausarbeiten zu kénnen.

3.1 Ein machtloser Konig? Adolf von Nassau und die Juden

Vorrangiges Ziel der kurzen Herrschaftszeit Adolfs von Nassau war die Sicherung und Stdrkung der
eigenen liberaus schwachen Machstellung.”'> Dementsprechend stehen die Interaktionen des Konigs
mit den Juden im Zusammenhang mit dem Erhalt von guten Beziehungen mit wichtigen anderen
Herrschaftstragern. Dies verdeutlicht vor allem Adolfs Bemiihen, dem Erzbischof von Mainz zu

seinem Recht in Bezug auf die Giiter der im Jahr 1286 ausgewanderten Juden zu verhelfen. Einzig

712 Zu Adolf von Nassau vgl. Geruicn, Konig, Ders., Adolf, sowie Trautz, Studien.
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zur Frankfurter Judengemeinde sind starke Kontakte Adolfs nachweisbar. Der Versuch des neu
gewidhlten Konigs, die Kronungskosten bei den Frankfurter Juden einzutreiben, scheiterte jedoch
am Widerstand der Gemeinde, die offenbar die Unterstiitzung des SchultheiBen Heinrich von
Praunheim erlangen konnte.”!3 Das Eingreifen Heinrichs und die Weigerung der Juden, eine in ihren
Augen ungerechtfertigte Belastung auf sich zu nehmen, verhinderte eine weitere Vergabe der
Judensteuern durch Adolf jedoch nicht. Bereits am 3. Dezember 1292 stattete er seinen Nachfolger
als Burgmann auf Karlsmund, Gottfried von Merenburg, mit einem Burglehen von jdhrlich 20 Mark
aus den Abgaben der Frankfurter Juden aus.”'* Am selben Tag erhielt auch Gottfried von Eppstein,
der Bruder des Mainzer Erzbischofs, als Belohnung fiir geleistete Dienste eine Anweisung auf die
Frankfurter Judensteuer.”!> SchlieBlich begiinstigte der Konig noch im Juli 1297 den Mainzer
Erzbischof Gerhard von Eppstein mit 5000 Mark Koélner Pfennigen, wofiir er vom Ungeld der
Frankfurter Biirger 200 Mark sowie von der Judensteuer 300 Mark erhalten sollte. Begriindet wurde
diese Vergabe mit dem Recht des Erzbischofs, als Reichskanzler zehn Prozent der
Reichsjudensteuer fiir sich zu beanspruchen. Diese habe er jedoch seit einigen Jahren nicht mehr

erhalten.”10

Adolf unterhielt bereits vor seiner Wahl zum K&nig Kontakte zu den Frankfurter Juden, von
denen er seit dem Jahr 1286 jdhrlich 20 Mark als Ausstattung fiir sein Karlsmunder Burglehen
bekam.”!” Diese Bezichungen konnte er offenbar in der Folgezeit ausbauen. Dies erlaubte ihm zwar
nicht, seine enorm hohen Krénungskosten mit Judengeldern zu decken, doch iiber die jéhrliche

Steuer konnte er verfiigen. Nicht nur im Falle der Frankfurter Juden nutzte Adolf Steuern, um damit

713 Cronicon Colmariense, MGH SS XVII, S. 257: (...) rex exactionem in Iudeos tentavit, sed non potuit, resistente
sculteto Francfordiano. Zu Schultheifl Heinrich siehe oben, S. 125.

714 MGH Const 111, S. 479, Nr. 495: (...) nobilis vir Godefridus de Merenberg (...) nobis et imperio in castellanum apud
Karlsmunt duximus conquirendum et pro eo ducentas marcas denariorum Coloniensium sibi promittimus nos
daturos. Et quia ad presens paratam pecuniam non habemus, pro eisdem ducentis marcis eidem Godefrido et suis
heredibus redditus viginti marcarum denariorum Coloniensium percipiendos annis singulis de Iludeis
Frankenvordensibus in festo nativitatis Domini rationabiliter duximus obligandos ab ipso Godefrido et dictis suis

heredibus (...).

715 CD Moenofrancofurtanus I, S. 308, Nr. 619: Incorrupte fidelitatis tue constanciam et strennuitatis (sic!) merita,
quibus erga nos et sacrum imperium enitere non cessas multiformiter (...), tibi viginti quinque marcarum redditus
apud iudeos Frankenfordenses percipiendos annis singulis in nativitate domini, ita quod percepcio reddituum
huiusmodi a festo nativitatis domini venturo nunc proxime ad unum annum inmediate sequentem incipiat, ac tuis
heredibus duximus concedendas (...).

716 Ebd., S. 355f., Nr. 712: (...) quod decimam sturarum, iudeorum nostrorum idem archiepiscopus dicebat sibi per
aliqua annorum curricula non solutam, nos super dampnis huiusmodi volentes principi nostro predicto restaurum
facere et compensam, eidem quinque milia marcarum Coloniensium denariorum, tribus hallensibus pro denario
computandis, liberaliter duximus largiendas. Et quia ad presens pecuniam non habuimus in parato, sibi redditus
quingentarum marcarum predicte monete duximus assignandum, pro quarum ducentis marcis partem ungelti ad
nos in Frankenfurt spectantem, pro residuis vero trecentarum marcarum redditibus iudeos nostros ibidem, cum
omni iure et utilitate (...).

717 Siehe oben, S. 111.
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Burglehen zu bestreiten oder Belohnungen zu vergeben. Am 2. August nahm der Kénig Werner von
Miinzenberg zum Burgmann in Rédelheim auf. Zur Deckung der Kosten versprach der Konig, ihm
100 Mark zu iibergeben, bis zu deren Zahlung er dem Miinzenberger die Juden von Konigstein
verpfandete.”'’® Am 5. November 1297 ernannte Adolf Gerlach von Isenburg zum freien
Reichsburgmann und wies ihn an, seinen Dienst in Sinzig zu leisten. Fiir seine Unkosten sollte er
200 Mark Kolner Pfennige erhalten, wofiir Adolf ihm die Judensteuern aus Gerlachs Dorf Hohingen
ibergab.”!” Seinem Schwager Johann von Limburg, dessen Vater Gerlach im Jahr 1287 von Rudolf
von Habsburg als Burgmann in Karlsmund aufgenommen worden war, erhohte er am 23. Februar
1297 das aus den Judensteuern von Limburg zu bestreitende Burglehen von 300 auf 400 Mark

Silber.720

Die Motive, die hinter den Vergaben der Judenabgaben standen, decken sich sicherlich mit
denen von Adolfs Vorginger Rudolf. Mit der Stirkung von Burglehen sowie der Belohnung von
Unterstiitzern der koniglichen Herrschaft steht Adolf in einer Kontinuitétslinie mit dem Habsburger,
wenn auch diese Vorgehensweise seltener zum Tragen kam. Im Falle der Burglehensvergabe an
Gottfried von Merenburg sollte ein Getreuer Adolfs unterstiitzt und gefordert werden. Die
Belohnung an Gottfried von Eppstein ist vor allem auf dessen Verwandtschaft zu Erzbischof
Gerhard von Mainz zurlickzufiihren, der in den ersten Jahren von Adolfs Konigtum zu dessen
Verbiindeten zdhlte und auf dessen Unterstiitzung Adolf angewiesen war. Dass der Konig
schlieBlich noch im Juli 1297 die hohe Summe von 500 Mark, davon allein 300 Mark von der
Judensteuer, an den Mainzer Erzbischof iiberschrieb, zeigt die Bemiihungen Adolfs, Gerhard nach

den jahrelangen Konflikten insbesondere in Thiiringen noch auf seine Seite zu ziehen.

718 Nassauisches UB 1, 2, S. 694, Nr. 1174: (...) nos nobilem virum Wernherum de Mincemberg in castrum nostrum
Reitelnheim conquisivimus nobis et imperio in castrensem promittentes eidem centum marcas denariorum
Colonensium, tribus hallensibus pro denario quolibet computandis, occasione huiusmodi liberaliter nos daturos. Et
quia paratam pecuniam non habemus, concedimus et volumus, quod idem Wernherus et heredes sui Judeos, qui
apud Kuningestein se receperunt vel receperint ad manendum, tamdiu teneant et habeant titulo pignoris et servicia
recipiant ab eisdem (...).

719 MGH Const III, S. 534, Nr. 570: (...) nos nobilem virum Gerlacum de Isemburg nobis et imperio in liberum
castrensem acquisivimus, ita quod apud Sinczeche feodum suum castrense debeat deservire (...). Promittimus autem
pro feodo ipso ducentas marcas denariorum Coloniensium nos sibi daturos, pro quibus lucra, que de ludeis iam
residentibus apud villam suam Hohingen vel quos in futurum contingerit residere ibidem potuerunt derivari, idem
nobilis et heredes sui habeant et percipiant (...).

720 Ebd., S. 534f, Nr. 570: (...) litteras per nobilem virum Iohannem dominum de Limpurg nostrum sororium nobis
exhibitas vidimus, continentes eundem regem Rudolfum nobili viro quondam Gerlaco domino de Limpurg, ipsius
Iohannis genitori, Iudeos in Limpurg pro CCC marcis argenti, quas ei pro feodo castrensi deserviendo apud
Carlsmunt se daturum promisit, prout in litteris super hoc confectis continetur plenius, obligasse. Nos itaque
lohannem de Limpurg (...) convertimus ad eundem, sibi in augmentum sui feodi superaddentes C marcas argenti,
quas sibi de liberalitate regia duximus largiendas, ita quod ipsos Iudeos pro CCC marcis argenti habebit obligatos
tam diu, quosque ei per nos aut nostros in imperio successores dicte CCCC marce fuerint persolute.
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Auch eine schiedsrichterliche Téatigkeit Adolfs bei Angelegenheiten, die die Juden betrafen,
ist tiberliefert. Als zentral ist seine Parteinahme fiir Erzbischof Gerhard in dessen Konflikten um die
Judengiiter in Mainz anzusehen.”?' Der Streit, der sich noch in der Zeit Erzbischof Heinrichs von
Isny (1286-1288) entziindet hatte, war bereits von Konig Rudolf im Sinne des Erzbischofs
entschieden und die Mainzer Biirger und Juden waren mit einer hohen Strafe belegt worden, ohne
dass dies umgesetzt worden war. Nach dem Tod Heinrichs und der Wiederbesetzung des Erzstuhls
durch Gerhard von Eppstein im Jahr 1289 gibt es zunidchst keine weiteren Nachrichten iiber den
Fortgang des Konfliktes. Dass die Unterstiitzung Gerhards in dieser Angelegenheit in Adolfs
Wabhlversprechen an zentraler Stelle erschien, zeigt die Relevanz, die sie fiir den Erzbischof noch
immer besal}. Dennoch konnte Adolf keine Fortschritte im Sinne Gerhards erreichen und schloss die

Angelegenheit im Jahr 1294 durch einen fiir den Erzbischof ungiinstigen Vergleich ab.

Das Ergebnis zeigt, dass Adolf wie sein Vorgidnger in diesem Fall scheiterte. Gegen den
gemeinsamen Willen von Juden und christlichen Stadtvertretern in Mainz konnte eine Strafe nicht
wirksam durchgesetzt werden. Adolfs Konigtum stie3 hier an seine Grenzen. Auch Gerlach erlitt in
dem Streit eine schwere Niederlage und musste im Jahr 1295 der Stadtgemeinde zugestehen, die
Juden in beliebiger Hohe besteuern zu diirfen. [hm selbst blieb nur noch die geringe Summe von
112 Mark Aachener Pfennige.”?? Damit hatte der Erzbischof das jahrzehntelange Ringen um die
Juden und ihre Rechte endgiiltig an die Stadtvertreter verloren. Diese hatten bewiesen, dass sie in
der Lage waren, die Juden vor in ihren Augen ungerechtfertigten Forderungen von Erzbischof oder
Reichsoberhaupt zu schiitzen. Somit war eine Steuerpflicht seitens der Juden fiir diese Dienste die
logische Konsequenz. Da sich die Juden von Mainz die zwischen Gerhard und den Biirgern
getroffene Vereinbarung vom Erzbischof und dem Domkapitel bestétigen lieen, lag sie demzufolge

auch in ihrem Interesse.”?3

Auch in anderen Streitfillen, die die Juden betrafen, wurde Adolf als konigliche Instanz
einbezogen. Am 30. Juni 1294 bekundeten Bischof Peter von Basel, Gottfried von Merenburg —
Adolfs Landvogt fiir das Elsass und Burgund — und weitere Mitglieder eines Schiedsgerichts, sie
hitten einen Streit zwischen den Berner Biirgern und den dortigen Juden geschlichtet.”>* Die Juden
verpflichteten sich, den Einwohnern von Bern alle Schulden zu erlassen, alle Pfandbriefe und
Pfander herauszugeben und auch in Zukunft keine Anspriiche wegen dieser Schulden zu stellen.

Dariiber hinaus mussten sie als Strafe dafiir, dass sie einen zu groflen Vorteil aus den

721 Fiir die Zusammenstellung der relevanten Quellen siehe oben, S. 127f.
722 Regesten Mainz 1, 1, S. 73f., Nr. 417.

723 Ebd., S. 74, Nr. 418. So auch FaLck, Bliitezeit, S. 123f.

724 CAO 1V, S. 240, Nr. 1984. Vgl Urkundenregesten IV, S. 57f., Nr. 75.
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Geldgeschiften gezogen hatten, 1000 Mark Silber an die Stadtgemeinde sowie 500 Mark Silber an
den Schultheiflen bezahlen.”?> Adolf wurde von den Schiedsrichtern nun darum gebeten, die
Einigung kraft seiner koniglichen Autoritdt zu bestdtigen.”?® Diesem Wunsch kam Adolf am 1.
August 1294 nach.”?” In einer weiteren Angelegenheit erklirte Rheingraf Siegfried, er habe vor dem
am 26. Juni 1296 in Frankfurt stattfindenden Konigsgericht, bei dem Adolf personlich anwesend
war, seine Anspriiche auf den Zoll von Geisenheim aufgegeben und an den Herrscher
zuriickgegeben. Dieser verpfiandete ihn darauthin dem Juden Anselm von Oppenheim, bis die
Pfandsumme von 300 Kolner Mark erreicht sei. Sollten der Rheingraf oder seine Erben den Juden
an der Nutzung der Zollstation hindern, miissten sie sich als Personen und mit ihren Besitztiimern
verantworten.””® Auch verkiindete der Konig um das Jahr 1298 in einem nur teilweise erhaltenen
Formular, dass der Christ, der vor seinem Gericht erschienen sei, wegen der Ubergriffe des Juden
M. von seinen Schulden bei diesem Juden geldst sei.’? Uber dieses Ereignis kdnnen allerdings

aufgrund des Fehlens weiterer Quellen keine Aussagen gemacht werden.

Dennoch zeugt der Beleg davon, dass der Konig in Streitfdllen, die jiidische Gemeinden
oder einzelne Juden betrafen, involviert wurde. Die in der Zeit Rudolfs von Habsburg héufig
beobachtete Rolle des Konigs als Richter und Schlichter setzte sich also unter Adolf von Nassau
fort. Auffallend ist jedoch, dass die Juden lediglich im Falle Anselms von Oppenheim eine aktive

Rolle bei der Aufklirung und Beurteilung von Streitfillen einnahmen. Dies mag an der

725 Ebd.: Es ist zewissene daz wir mit dem schultheizen dem rate un mit der gemeinde von Berne umbe Joelin un umbe
alle die iuden un Judinne von Berne sin uberein kommen lieblich also das die selben Juden un iudine allesamet die
vorgenanden (...) umbe alle die gelt die si von ir wegen in schuldig waren uncz an disen hutigen tag hant verlasen
genczliche vri lidig un lere un sun die selben Juden un Judine in alle die brieve un alle die phender die si von in old
von ir wegen hant geben wider lidig un lere un dar zuo sun un hant gelobt die selben Juden un Judine der
Gemeinde von Berne wand si ir diche genossen hant ze genne un ze geltenne tuseng march guotes silbers Bern
gewicht un dem Schultheizen von Berne funf hundert march silbers Bern gewiht.

726 Ebd.: (...) Daz unser herre der Romsche kunig Adolf der hohste man stete un stete mache mit sinen guoten brieven
alle die ding un die tegdinge die hie nach geschriben stant (...).

727 Urkundenregesten IV, S. 59f., Nr. 79.

728 Nassauisches UB 1, 2, S. 716, Nr. 1210: (...) ego Syfridus comes Reni in propia persona in Frankenfurt veni (...)
quando serenissimus dominus noster Adolfus (...) in eadem civitate eodem die personaliter iudicio regali presedit,
teloneum meum in Gisenheim ad manus suas libere resignavi in hunc modum videlicet, quod Anselmo de
Oppenheim iudeo ibidem teloneum, cum de regno michi (!) in feodum sit collatum, sex annis obligaret (...).
Preterea idem teloneum sibi fuerat ex parte regis et nostra obligatum, prout domini et milites iudicio circumstantes
sententialiter asserebant, obligando, quod nec ego Sifridus predictus et mei heredes singuli et universi,
cuiuscunque sint conditionis et nominis, ipsum Anselmum et suos heredes in predicto teloneo nullatenus
impediremus nec impedire presumeremus ullo modo, quousque in trecentis marcis monete predicte de eodem
teloneo sibi fuerit satisfactum. Et si ipse Anselmus predictus vel sui heredes per me vel meos heredes in predicto
teloneo aliqualiter fuerint impeditus, extunc, prout coram rege per sententiam obtinuit, de rebus nostris et corpore
regia magestas sibi iudicabit.

729 Uber Inhalt und Zustand der Urkunde siehe Struck, Quelle, S. 87. Gedruckt Ebd., S. 104: Ad universorum [...]
sendentibus termif...] purificationem [...] comparuit coram nobis [...] eundem M. iudeum [...] duximus absolve [...]
M iudeum in [...].
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mangelhaften Uberlieferungslage derartiger Urkunden liegen, mdglicherweise aber auch an der im
Vergleich zu Rudolf kurzen Herrschaftsdauer Adolfs, an seiner sehr eingeschrankten Autoritét sowie
an dem engen Radius seines Itinerars, das abgesehen von den Aktivitdten in Thiiringen kaum iiber
das Rheingebiet und Siidwestdeutschland hinausreichte.’? Seine grofte Autoritit erlangte er am
Mittelrhein, wo sich sein — relativ geringer — Hausbesitz befand. Daher verwundert es nicht, wenn
sich Anselm in den Fragen um den Geisenheimer Zoll an den K6nig wandte, wihrend die Juden aus
weiter entfernten Gebieten offenbar auf die Unterstiitzung des Konigs in Rechtsangelegenheiten

verzichteten.

Insgesamt zeigt sich im Vergleich zur Herrschaft Rudolfs von Habsburg eine unverénderte
Vorgehensweise des Konigs in Bezug auf die Juden. Die Betétigungsfelder konzentrieren sich zum
einen auf die Vergabe von Burglehen und Belohnungen fiir geleistete Dienste an konigliche
Vertraute, zum anderen auf schiedsrichterliche und richterliche Aktivitdten. Auch Adolf verfolgte
mit der Ubertragung von Judensteuern das Ziel, die begiinstigten Personen zum einen enger an sich
zu binden. Zum anderen ermdglichten diese VerduBerungen der Judensteuern, dass nicht der Konig
mithilfe seiner Stellvertreter, sondern die jeweiligen Privilegierten fiir die tatséchliche Eintreibung
der Gelder sorgen mussten. Da sich der Konig, ebenfalls in Anlehnung an die Praxis unter Rudolf,
ein Anrecht zum Riickkauf der Steuern von den Juden sicherte, gingen die Reichsrechte nicht
endgiiltig verloren. Aus Sicht der Juden konnte dies, abhéngig vom lokalen Kontext, eine durchaus
gewiinschte Bindung an einen ohnehin vor Ort einflussreichen Adeligen bedeuten. In anderen
Fillen beinhaltete die Vergabe ihrer Steuern eine Bindung ohne erkennbaren Nutzen. Dies trifft
insbesondere auf die Frankfurter Gemeinde zu, deren Abgaben an Gottfried von Eppstein, Gottfried
von Merenburg und den Mainzer Erzbischof Gerhard von Eppstein vergeben worden waren. Keiner
dieser Begiinstigten verfiigte in Frankfurt {iber eine Machtbasis, die den Juden einen Vorteil etwa in
Schutzfragen hitte bieten konnen. Die Ubertragung der Judensteuer an nicht vor Ort ansissige
Adelige blieb daher folgenlos fiir eine Beziehung zwischen den neuen Inhabern des Rechts zur

Judenbesteuerung und den Besteuerten.

Was die Tatigkeit und Bedeutung des Konigs als Richter und Schlichter in Streitfillen
angeht, dnderte sich ebenfalls wenig im Vergleich zur Zeit Rudolfs. Seine konigliche Autoritdt war
immerhin ausgeprigt genug, dass sich die weit entfernten Berner Schiedsrichter an ihn wandten, um
ihr Urteil bestdtigen zu lassen. Dabei muss beachtet werden, dass Gottfried von Merenburg eine
wichtige Stiitze von Adolfs Herrschaft war und sich der Kontakt primédr durch die

schiedsrichterliche Tatigkeit des Merenburgers erklédrt. Im Falle Anselms von Oppenheim spielt

730 Vgl. die Abbildung des Itinerars von Adolf bei Moraw, Verfassung, S. 223.
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Adolfs gefestigte Autoritit am Mittelrhein die Hauptrolle fiir die Interaktion. Anderungen beziiglich
des Status der Juden ergaben sich unter Adolf nicht, wobei er aullerhalb seines direkten
Wirkungsgebietes so gut wie keine Aktivitdten entfalten konnte, die die Juden betrafen. Weder kam
es zu einer Ausweitung oder Verschiarfung der Kammerknechtschaft, noch wurden die Juden

anderweitig, etwa in ihrer Freiziigigkeit, eingeschrinkt.

3.2 Kontinuitit oder Wandel? Albrecht von Habsburg und die Juden

Nach einer Phase der Konsolidierung von 1298 bis 1300 ist Albrechts Herrschaft vor allem durch
nicht endende Kriegsziige gepragt.”>! Die dafiir erforderlichen grolen Geldsummen konnten nur
durch eine konsequente Nutzung der herzoglichen und koéniglichen Rechte und Giiter verfiigbar
gemacht werden. Dies galt auch fiir die Rechte, die Albrecht an den Juden und ihren Steuern hatte.
Dies zeigt sich bereits in seiner Zeit als Osterreichischer Herzog wihrend des Aufstandes des
oOsterreichischen Landadels in den Jahren 1294 und 1295, in dem auch einige Juden involviert
waren. Zu den Aufstdndischen gehorte auch Leutold von Kuenring, welchen Albrecht im Juni 1296
zur Unterwerfung zwingen konnte.”3? In den Friedensvereinbarungen musste der Kuenringer sich
unter anderem dazu verpflichten, die Oberhoheit Albrechts iiber die Juden anzuerkennen und das,
was er den Juden genommen hatte und schuldig geblieben war, zuriickzuzahlen. Dafiir wurde ihm
eine Frist von zweieinhalb Jahren eingerdumt.”?3 Auch hatte Leutold bei Zahlungsschwierigkeiten
oder ungerechten Forderungen seitens der Juden ein Recht auf die Einsetzung eines Schiedsrichters,
der in solchen Fragen vermitteln sollte.”>* Leutold hatte zur Vorbereitung des Aufstandes offenbar
Geld von den Juden gelichen und sie danach beraubt. Albrecht machte in den
Friedensverhandlungen deutlich, dass die Juden des Herzogtums zu seinem Herrschaftsbereich
gehorten, so wie es sein Vater bereits im Jahr 1277 in Anlehnung an das babenbergische Privileg
von 1244 ausgedriickt hatte. Dennoch wurde Leutold eine groBziigige Frist zur Zahlung eingerdumt,

was darauf zuriickzufiihren ist, dass er Albrecht kiinftig im Kampf um die Konigskrone unterstiitzen

731 Zu Albrechts Konigsherrschaft vgl. HesseL, Jahrbiicher.
732 Luorsky, Geschichte, S. 94f.

733 LicuNvowsky, Geschichte 2, S. 287, Nr. 8: Ich sol ouch minen herren sein Juden unschadhaft machen und sol in
gelten, swaz ich in genomen han und swes ich in schuldik beleibe mit rehter raitunge halbez van sand Merteins tak,
der schierst chumet, uber ein iar und halbez dar nach von der selben ceit uber ein iar (...). Siche auch BRUGGER,
Regesten, S. 94, Nr. 89.

734 Ebd.: (...) wer aber, daz die Juden mir zerstrenge welten sein an miner raitunge, so sol min herre einen gemainen
man da zue senden, daz mit und in reht raitunge gescheh, und swa ich die iuden unschlagaft mach, des sol mir min
herre gunnen.
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sollte.”®> Albrecht verteidigte in dieser Angelegenheit zum ersten Mal seine Rechte an den Juden
und bewies seinen Willen, seiner Verpflichtung zum Judenschutz nachzukommen. Damit handelte
er natiirlich auch im Interesse der Juden, die sich sicherlich selbst an Albrecht gewandt und ihn von
den Rechtsiibertretungen des Kuenringers unterrichtet hatten. Die Zugehorigkeit der
osterreichischen Juden zum Herzog wurde im Ubrigen von K6nig Adolf nicht in Frage gestellt; ihm
hitten ohnehin die Mittel gefehlt, diese aktiv fiir sich zu beanspruchen. Auch als Albrecht selbst
Konig wurde und das Herzogtum an seinen Sohn Rudolf kam, verblieben die Juden unter der
Herrschaft des Herzogs.”*® Der Schutz des Hausguts war auch Albrecht wichtiger als die Nutzung

der Osterreichischen Juden im Sinne der koniglichen Kammerknechtschaft.

Der Thronstreit zwischen Adolf und Albrecht hatte fiir die Juden Frankens schwerwiegende
Konsequenzen. Begiinstigt durch das Machtvakuum kam es dort zu den nach ihrem Anfiihrer
benannten ,,Rintfleischverfolgungen®, in deren Zuge etwa 3500 Juden den Tod fanden.”?” In den
christlichen Chroniken wird Albrechts Rolle bei der Niederschlagung der Unruhen und der
Bestrafung der beteiligten Stidte besonders hervorgehoben. Die Ellenharder Chronik berichtet,
ohne das Eingreifen Albrechts hitte sich die Verfolgung auf das ganze Reich ausgedehnt.”®® Der
Verfasser der Continuatio Vindobonensis erwéhnt ebenfalls, Albrecht habe die Verfolgungen
unterbunden, und fiigt hinzu, dass er die Niirnberger Biirger fiir ihre Beteiligung an den
Judenmorden mit einer hohen Geldstrafe belegt habe.”3® Die Continuatio Florianensis fithrt die
Handlung Albrechts genauer aus: Als Begriindung fiir die Bestrafung der Niirnberger Biirger und
weiterer Stadtgemeinden wird die Verletzung und Usurpation des koniglichen Rechts angefiihrt,
selbst iiber sie Gericht zu halten. Auch auf die Zugehorigkeit der Juden zur koniglichen Kammer
wird hier verwiesen.”® Eine Urkunde Albrechts vom 18. November 1298 wihrend eines Hoftages
in Niirnberg vervollstindigt das Bild der Chronisten. Dort erneuerte Albrecht den Wiirzburger

Landfrieden von 1287 und erwéhnte in diesem Zusammenhang auch die Juden: Diese sollten

735 So auch Lonrmann, Judenrecht, S. 116f.

736 Als es in St. Polten im Jahr 1306 zu Ausschreitungen gegen die Juden aufgrund von Hostienschdndungs-vorwiirfen
kam, belagerte Rudolf die Stadt auf Dréngen seines Vaters. Angelegenheiten, die die Juden betrafen, blieben auch in
dieser Zeit Sache des Herzogs. Siehe ebd., S. 117-120.

737 Zur Rintfleischverfolgung vgl. insbesondere Lotter, Judenverfolgung; fiir die Opferzahlen siehe ebd., S. 421f.

738 Ellenhardi Chronicon, MGH SS XVII, S. 139: (...) per universum regnum fuissent persecuti, si dominus Albertus
Romanorum rex in reversione ab Aquisgrani persecutionem non sedasset.

739 Continuatio Vindobonensis, MGH SS IX, S. 721: Quem rex post magnam persecutionem Iudeorum factam depulit;
cives vero Nurbergenses qui consenserant, in magna parte peccunie punivit.

740 Continuatio Florianensis, MGH SS IX, S. 751: Quia vero prefatus Iudeorum persecutor hec omnia auctoritate
propria faciebat, nec ab aliquo superiore super hiis acceperat potestatem, Albertus Romanorum rex cives dictarum
civitatum et oppidorum magna pena pecuniaria multavit, tum quia res ludeorum crematorum usurpaverunt, tunc
quia ludeos servos camere sue ipsi persecutori tradere presumpserunt.
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weiterhin unter dem Schutz des Konigs verbleiben und alle alten Rechte genieBen.’#! Sollte jemand
diese Rechte verletzen, miisste er sich mit Leib und Gut dem Herrscher verantworten, der iiber
beides nach Belieben verfiigen wiirde.”*2 Ahnlich wie bei dem Streit mit dem Osterreichischen
Adeligen Leutold zeigte Albrecht auch nach den Rintfleischverfolgungen, dass er nicht gewillt war,
die Rechtsverletzungen an den Juden hinzunehmen. Er profilierte sich zum wiederholten Mal als ihr
Beschiitzer. Die deutliche Artikulierung des Anspruchs auf die Juden und deren Zugehorigkeit zur
Machtsphire des Konigs sollte in diesem frithen Stadium seiner Konigsherrschaft verdeutlichen,
dass Albrecht nicht auf generelle Herrschaftsrechte verzichten wiirde. Dass ein Judenmord spiirbare
Konsequenzen nach sich zog, hatte er durch die Bestrafung der betroffenen Stadtgemeinden bereits
unter Beweis gestellt. Er handelte hier im Interesse der Juden, die sicherlich an den Konig
herangetreten waren und um die Bestrafungen gebeten hatten. Ebenso waren die jiidischen
Gemeinden des Rheinlandes vorgegangen, als es in den 1280er Jahren zu den so genannten Guten

Werner-Pogromen gekommen war.

Wie Rudolf und Adolf musste auch Albrecht zunéchst auf die Unterstiitzung der Wahlfiirsten
bauen und diese nach Kréften in ihren Partikularinteressen fordern. In Albrechts Fall betraf dies
insbesondere den Erzbischof Wikbold von Ko6ln, der sich im Streit mit der Stadt Dortmund befand.
Bereits in Albrechts Wahlversprechungen an den Kdélner hatte er diesem das Recht zur Besteuerung
der Juden von Dortmund, Westhofen, Elmenhorst und Brakel zugestanden und sich lediglich das
Anrecht auf die Erhebung von Sondersteuern vorbehalten. In der Folgezeit bemiihte sich Albrecht
in Kooperation sowohl mit den Dortmunder Juden als auch mit der dortigen Stadtvertretung und
dem Grafen Eberhard von der Mark, die Anspriiche des Erzbischofs durchzusetzen.”® Die
verdnderte politische Lage, die seit dem Herbst 1300 durch den gegen den Kdnig gerichteten Bund
der rheinischen Kurfiirsten entstand, ldsst sich auch an Albrechts Vorgehen in diesem Fall ablesen:
Hatte er im Juli 1300 noch ein letztes Mandat erlassen, das die Stadtvertreter aufforderte, die
Besteuerung der Juden zu unterlassen, und auf die Rechte Wikbolds verwiesen,’#* befahl er am 8.
Februar 1301 den Juden Westfalens, von nun an dem Grafen von der Mark zu gehorchen.” Mit
dieser Entscheidung trug er auch den realen Verhiltnissen vor Ort Rechnung, da Eberhard ohnehin

schon vorher, wahrscheinlich bereits in der Zeit Rudolfs von Habsburg, die Steuern der

741 Niirnberger UB, S. 576, Nr. 964: Wir setzen und gepieten und wellen auch, daz alle unser Juden belieben in dem
rehte und in dem schirme, als sie von cheisern und von chunigen an uns braht hant und herchomen sint.

742 Bbd.: Swer in daruber chein leit tete oder unreht an ir libe oder an ir gute, swer daran schuldich ist, des lip und des
gut ist uns erteilet in unser gewalt on genade, daz wir damit tun, swaz wir wellen.

743 Fiir eine Ubersicht der Quellen siche oben, S. 85f.
744 Westfalisches UB VII, S. 1248, Nr. 2591.
745 UB Niederrhein III, Nr. 3.
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westfélischen Juden erhoben hatte.”*® Zudem benétigte Albrecht den Grafen als Verbiindeten in
seinem bevorstehenden Kampf gegen Wikbold, weshalb die — nun urkundlich bestétigte — Vergabe
der Judensteuern an diesen auch als Belohnung fiir in der Zukunft zu leistende Dienste zu werten

ist.

Der Fall zeigt liberdies erneut die Schwierigkeit des Konigtums, in fernen Gebieten Erlasse
gegen den Willen der Juden durchzusetzen, da sich diese zumeist der Unterstiitzung ihrer
christlichen Stadtvertretungen versichern konnten. Die Steuern der Juden waren daher kein beliebig
verfiigbares Herrschaftsinstrument, solange der lokale Kontext kein tatsdchliches Eingreifen des
Konigs zur Durchsetzung seiner Anspriiche zulie3. Die Absichten sowohl der Juden als auch der
Dortmunder Biirger und des Grafen von der Mark deckten sich: Die Juden hatten kein Interesse an
einer Bindung an den Kolner Erzbischof, die Biirger versuchten bereits seit der Mitte des 13.
Jahrhunderts, dessen Einfluss auf die Stadt zuriickzudringen, und Eberhard war seit den 1280er
Jahren ein Feind der Erzbischofe, der zudem sein offenbar unter Rudolf erworbenes Anrecht auf die
Judensteuern verteidigen wollte. Gegen diese Interessen aller vor Ort relevanten Gruppen konnten

Anspriiche eines weit entfernten Konigs nicht durchgesetzt werden.

Wie seine Vorginger nutzte auch Albrecht sein Anrecht auf die Steuern der Juden, um es als
Burglehen zu verleihen oder durch dessen Vergabe andere Herrschaftstrager zu belohnen und an
sich zu binden. Hatte Albrecht in den ersten Jahren seiner Regierungszeit, bis zum Aufstand der
rheinischen Kurfiirsten, versucht, dem Kolner Erzbischof die Steuern der Dortmunder Juden zu
sichern, so profitierte auch Erzbischof Gerhard von Mainz von der Wahl Albrechts. Am 3. Oktober
1299 iibertrug der Konig dem Mainzer 500 Pfund Haller jéhrlich von der Frankfurter Judensteuer.
Diese Summe, so Albrecht, sollte Gerhard als Ausgleich fiir die Ausfille der Steuern erhalten, die
ihm aufgrund seines Amtes als Erzkanzler des Reiches zustiinden.”#” Die einst von Adolf an
Gerhard vergebene Summe von 300 Mark Kolner Pfennige sollte der Erzbischof unabhéngig von
den 500 Pfund weiterhin bekommen.”#® Selbst nach dem bewaffneten Konflikt und der
vollstdndigen Niederlage des Erzbischofs konnte sich dieser die Abgaben der Frankfurter Juden

weiterhin sichern, wie in den Friedensvereinbarungen vom 21. Mérz 1302 festgehalten wurde.”*

746 Siehe oben, S. 85.

747 MGH Const 1V, S. 73, Nr. 95: (...) quingentas libras Hallensium percipiendas annis singulis a Iudeis nostris
Frankenfordensibus pro decima et iuribus eidem archiepiscopo racione cancellarie cedentibus in futurum de bonis
Tudeorum per Germaniam seu exactionibus, quas eisdem inantea duxerimus inponendas, liberaliter assignamus.

748 Ebd.: Salvis ante omnia ipsi archiepiscopo trecentis marcis denariorum Coloniensium per felicis recordationis
domini Adolfi predecessoris nostri donacionem et nostram confirmacionem ex certa sciencia subsecutam, debitis
annuatim in ludeis Frankenfordensibus supradictis.

749 Ebd., S. 113-116, Nr. 141: Daz ungelt und die Juden zu Franckenfurd, die sal er behalden recht, als unser breffe
stant und kunik Adolfs, die er daruber hat, die briffe sal er auch behalden.

174



Als Gerhards Nachfolger Peter von Aspelt im Jahr 1308 die Summe von 100 Mark Kélner Pfennige
von der Frankfurter Judensteuer an Siegfried von Eppstein verpfinden wollte, gab Albrecht seine

schriftliche Einwilligung.”>°

Die Mainzer Erzbischofe und insbesondere Gerhard wurden nicht nur durch die Frankfurter
Judensteuer begiinstigt. Im Januar 1299 sicherte Albrecht, in Niirnberg dem koniglichen Gericht
vorsitzend, dem Mainzer ein Anrecht auf die Schuldforderungen der wéhrend der
Rintfleischverfolgung getéteten Juden zu. Einschrinkend sollte dies nur fiir die Juden gelten, die
ohne Erben verstorben waren.”>! Hier zeigen sich Parallelen zu Rudolfs Konfiskationsmandat von
1286. So wie sich damals das Mandat Rudolfs auf die Giiter der Ausgewanderten erstreckte und
somit die in Mainz und den anderen Stidten noch ansdssigen Juden nicht betroffen waren, wurde
das Urteil Albrechts nur auf diejenigen Juden bezogen, die ohne Erben verstorben waren. In allen
anderen Fillen ist davon auszugehen, dass die Schuldscheine vererbt wurden, ohne dass Gerhard

einen Anspruch auf diese gehabt hitte.

Stellte Albrecht im Umgang mit Gerhard insbesondere durch die expliziten Erwdhnungen
seines Vorgéngers eine Kontinuitétslinie zu Adolfs Konigsherrschaft her, so kehrte er in Bezug auf
das Burglehen Johanns von Limburg zu einer rudolfinischen Regelung zuriick. Dieser hatte dem
Vater Johanns, Gerlach von Limburg, im Jahr 1287 ein Burglehen iiber 300 Mark Silber iibergeben,
wahrend Adolf im Jahr 1298 die Summe um 100 Mark erhohte.”5? Dies war vermutlich aufgrund
der verwandtschaftlichen Bindungen zwischen Johann und Adolf geschehen; Albrecht nahm darauf
keine Riicksicht und bestitigte am 20. Oktober 1299 unter direkter Bezugnahme auf das Dokument
Rudolfs lediglich die damals vereinbarten 300 Mark.”>® Aufgrund geleisteter Dienste wurde auch
der Abt des Klosters Fulda, Heinrich von Weilnau, mit 500 Mark Kélner Pfennige belohnt, wofiir
Albrecht diesem alle Juden, die zu dieser Zeit in seinen Stddten und Festungen Ilebten,
verpfindete.””* Die Verwaltung des Klosters, welches seit den Zeiten Rudolfs von Habsburg
aufgrund stindiger Kdmpfe mit lokal ansdssigen Adeligen unter grofBen Geldsorgen zu leiden hatte,

war bereits von Rudolf am 5. November 1282 auf Graf Eberhard von Katzenelnbogen libertragen

750 UB Frankfurt I, S. 465, Nr. 897: (...) venerabilis Petrus archiepiscopus Maguntinus princeps noster karissimus,
nobili viro Syfrido de Eppenstein fideli nostro dilecto, redditus centum marcarum denariorum Coloniensium de
redditibus, quos apud iudeos nostros in Frankinfurt habere dinoscitur, duxerit obligandos, nos obligacioni
huiusmodi nostrum adhibemus consensum voluntarium et expressum.

731 MGH Const IV, S. 37, Nr. 44: (...) nobis pro tribunali sedentibus in castro Nuerenberch (...), omnium
circumstancium applaudente caterva et eciam approbante sentencialiter extitit iudicatum, quod venerabili
Gerhardo Maguntinensis ecclesie archiepiscopo (...) omnia debita suorum Iudeorum occisorum heredes non

habencium cedere debeant et ipsum archiepiscopum respicere integraliter et perfecte. Vgl. auch Urkundenregesten
IV, S. 126, Nr. 171.

752 Sijehe oben, S. 137.
753 UB Wetzlar I1, S. 102, Nr. 181.
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worden.”> Seit 1294 hatte Ulrich von Hanau die Vogtei {iber das Kloster inne.”>® Die Vergabe der
Judensteuern aus den kldsterlichen Orten und Burgen trug sicher dazu bei, die finanzielle Lage des

Klosters zu stabilisieren.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es auch unter Albrecht zu einer
vielschichtigen Interaktion mit den Juden kam. Mit der Vergabe von Judensteuern als Belohnung fiir
geleistete Dienste oder in Form von Burglehen folgte Albrecht seinen Vorgédngern. Insbesondere der
Fall der Verleihung der Dortmunder Judensteuer an Erzbischof Wikbold von Kéln zeigt, dass sich
Albrecht — dhnlich wie Adolf von Nassau zu Beginn seiner Regierungszeit — um die Gunst der
Wabhlfiirsten bemiihen musste. Fiir diesen Zweck wurden auch Rechte und Steuern an den Juden
genutzt. Die Interessenlage der Juden gestaltete sich komplexer: Abhéngig davon, wie einflussreich
der Begiinstigte vor Ort war, konnten die Juden einen Nutzen aus der Vergabe ziehen. In den
meisten Fillen ist unwahrscheinlich, dass sie einen Einfluss auf die Ubertragungen ihrer Steuer
nahmen. Eine Ausnahme stellt die Weigerung der Dortmunder Gemeinde dar, die flir sie unglinstige
Privilegierung Erzbischof Wikbolds mit ihrer Steuer hinzunehmen. Die Juden agierten in dieser
Angelegenheit im Verbund mit den christlichen Stadtvertretern und dem Grafen von der Mark.
Dank dieser lokalen Verbindungen in einem konigsfernen Gebiet konnten sie aktiven Einfluss auf

den Prozess der Ubertragung ihrer Rechte nehmen und sie schlieBlich verhindern.

Sowohl in seiner Zeit als Herzog als auch kurz nach seiner Wahl zum Ko&nig profilierte
Albrecht sich als Judenschutzherr. Sein Interesse an der konsequenten Nutzung der Judensteuern
deckte sich mit dem Sicherheitsanspruch der Juden. Dass ihre Anspriiche auf Entschiddigung fiir
Ubergriffe und Begleichung der Schulden durch Leutold von Kuenring in dessen
Friedensvereinbarungen mit Herzog Albrecht erschienen, war sicherlich auf das Einwirken der
Juden zuriickzufiihren. Albrecht, fiir den die Verletzung seines Rechtes an den Juden gleichzeitig
eine Missachtung seiner Autoritdt darstellte, kam daher auch aus eigenem Interesse der Bitte der
Juden um die Aufnahme ihrer Anliegen in die Friedensvereinbarungen nach. Der gesamte Fall zeigt

eine funktionierende Interaktion zwischen den Juden und ihrem Schutzherren. Dies lédsst sich

754 Codex Fuldensis, S. 426, Nr. 850: (...) venerabili Heinrico, ecclesie fuldensis Abbati, principi nostro dilecto, ob
grata servicia, que nobis impendit hactenus et gratiora, que nobis facient et impendit (...), quingentas marcas
denariorum Coloniensium, tribus Hallensibus pro denaria computatis, duximus largiendas. Et quia paratam
pecuniam non habemus, universos ludeos ad presens in suis civitatibus et municionibus residentes, et eos etiam,
qui imposterum se recipient ad easdem, obligamus eidem tenendos tamdiu et habendos, quousque sibi de predicta
summa pecunie per nos aut nostros in imperio successores fuerit satisfactum. Diese Vergabe wurde 1310 von
Heinrich VII. und 1323 von Ludwig dem Bayern bestétigt. Vgl. ebd., S. 428, Nr. 855 (1310 September 6) und S.
433, Nr. 865 (1323 August 18).

35 Ebd., S. 4171, Nr. 842.

736 Hessisches UB. 11, 1, S. 541, Nr. 746. Zu den Konflikten zwischen dem Kloster und den in der Region anséssigen
Adligen vgl. DemanpT, Hessen, S. 339f.
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angesichts der hohen Opferzahl der Rintfleischverfolgungen nur bedingt von den darauf folgenden
Aktionen Albrechts sagen. Durch den Kampf mit Adolf von Nassau gebunden, fehlten dem
Koénigtum im Jahr 1298 die Mittel, um die Ausschreitungen in Franken rasch zu unterbinden.
GemiB der chronikalen Uberlieferung scheint Albrecht nach seiner in Aachen vollzogenen Krénung
jedoch so entschieden in Franken aufgetreten zu sein, dass dadurch ein Fortschreiten oder sogar
Ausbreiten der Judenmorde auf andere Regionen verhindert werden konnte. Albrecht bestrafte die
beteiligten Biirger von Niirnberg, Rothenburg und weiteren Stddten und er legte ihnen hohe
GeldbuBen auf. Auch wenn diese Gelder sicherlich nicht an die Juden, sondern an den Konig selbst,
als Ausgleich fiir durch die Morde verursachte Steuerausfille, gingen, war eine Bestrafung der
Judenmérder natiirlich im Interesse der Uberlebenden. Diese konnten immerhin erreichen, dass
Albrecht auf dem Niirnberger Hoftag die Juden des Reiches explizit in seinen Schutz aufnahm.
Damit stellte er sich in eine Traditionslinie mit Kaiser Friedrich II. Dies stellt zugleich eine
Neuerung gegeniiber der Herrschaftszeit Rudolfs dar, welcher lediglich die pépstlichen
Schutzurkunden gegen den Ritualmordvorwurf erneuerte, ohne einen eigenen, reichsweiten

Judenschutz zu formulieren.

Die Verfiigung tliber die Schuldbriefe der Juden &hnelt jedoch dem Vorgehen Rudolfs in
dessen Beschlagnahmung der Judengiiter aus dem Jahr 1286. An einem prinzipiellen Recht des
Reichsherrschers auf die Juden, sowohl auf ihre Steuern als auch in bestimmten Féllen auf ihre
Besitztlimer, liel auch Albrecht keine Zweifel. Dies bedeutete jedoch auch im Jahr 1299 keinesfalls
eine Rechtlosigkeit der Juden, da nur die Schuldbriefe von erbenlos Verstorbenen an Erzbischof
Gerhard vergeben wurden. Die Juden, die im Besitz von vererbten Schuldbriefen waren, wurden

von Albrechts Urteil nicht betroffen.

Insgesamt decken sich die Interaktionen Albrechts mit den Juden inhaltlich weitgehend mit
denen Rudolfs. Der Reichsherrscher beharrte auf dem zumindest theoretisch geduferten Anspruch
auf alle Juden des Reiches. Dieser Anspruch musste allerdings in konkreten Fillen auch
durchgesetzt werden. In konigsnahen Gebieten, insbesondere in der Wetterau mit der groflen
Gemeinde in Frankfurt, war dies moglich. In weiter entfernten Gebieten konnten die Juden
aufgrund der koniglichen Schwéche und wegen ihrer Kontakte zu lokalen Herrschaftstrigern die

Vergaben ihrer Rechte verhindern, wenn diese ithren Interessen zuwiderliefen.

Der konigliche Anspruch auf die Juden des Reiches zog auch Pflichten wie den Judenschutz
nach sich. Dieser Verantwortung versuchte Albrecht nach Moglichkeit nachzukommen. Er zeigte
dies sowohl als Herzog von Osterreich als auch als neu gekrdnter Konig. Verhindern konnte er die

Rintfleischverfolgungen nicht, jedoch beendete er sie, sorgte fiir die Bestrafung der Tdter und
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sicherte den Juden im Zusammenhang mit der Erneuerung des Wiirzburger Landfriedens erneut
seinen Schutz zu. Primér hatte er dabei die Steuern der Juden sowie die Wahrung seiner Autoritat
und seiner Konigsrechte im Blick. Dass es unter seiner Herrschaft zu keinen weiteren
flichendeckenden Verfolgungen kam, kann seinem entschlossenen Durchgreifen nach den

Rintfleischpogromen zugeschrieben werden.
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4. Zwischen Schutz und Vertreibung — Juden und Herrschaft in Westeuropa

AbschlieBend stellt sich die Frage, inwieweit die Beziehungen Rudolfs von Habsburg und der Juden
in einem europdischen Zusammenhang zu sehen sind. Bei der iiberwiegenden Zahl der
Interaktionen stehen reichspolitische Interessen im Vordergrund, die nicht auf duflere Einfliisse
zuriickzufithren sind. Die Vergabe von Judensteuern als Burglehen etwa begriindet sich in der
Notwendigkeit, die Konigsmacht nach ihrem Verfall im Interregnum zu stérken und Koénigsgut auch
militirisch abzusichern. Auch die Ubertragung der Steuern einzelner Gemeinden an Rudolfs
Getreue zur Belohnung fiir geleistete Dienste ist als Vorgang zu klassifizieren, der wichtig war, um
im Reich selbst fiir stabilere Verhéltnisse zu sorgen und den Handlungsspielraum des Konigs durch
die Bindung der Landesherren zu vergréfern. Inwiefern Rudolfs Konzept von den Juden als servi
camere regis von europdischen Faktoren beeinflusst war, muss offenbleiben. Dennoch lassen sich
einige Gemeinsamkeiten im Verstdndnis Rudolfs und weiterer europédischer Konige finden, ohne

dass die Terminologie der Juden als servi camere regis iibereinstimmen muss.

Rudolf sah die Juden und ihre Steuern als Teil seiner Herrschaftsrechte an. Dies belegen
sowohl seine 1286 getdtigte Aussage, die Juden wiirden mit Leib und Gut seiner Kammer
angehoren, als auch die weiteren Vergaben der Judensteuern, die er als Burglehen und
Beglinstigungen verlieh. Der Begriff des servus ist in diesem Zusammenhang so zu verstehen, dass
die Juden bei Bedarf vom Ko&nig besteuert werden konnten, eine Ubertragung dieses
Herrschaftsrechts allerdings auch moglich war. Auch hier dient die Urkunde von 1286 {iber die
Giiter der ausgewanderten Juden als zentraler Beleg: Rudolf erwihnte die iibrigen Herrscher, an
welche die Judenrechte verliehen worden waren. Insofern unterscheidet sich das Verstindnis des
Konigs nur unwesentlich von dem der Herrscher von England und Frankreich, die die Juden und
ithre Abgaben ebenfalls als Teil ihrer Herrschaftsrechte verstanden, ohne die Juden als
Kammerknechte zu bezeichnen.”>” Dort kam es allerdings kaum zu einer Verleihung dieser Rechte
an andere Herrschaftstriger, wie Rudolf sie im Regnum als erster Reichsherrscher in grolem Malle

vornahm.”58

737 Vgl. hierzu Parscrowsky, Rechtsstellung, S. 351: ,,In Frankreich also wurde der Konig Herr der Juden, ohne daf}
man ihn so nannte; in Deutschland nannte man ihn so, ohne daf} er es immer war.

758 Fiir England gibt es nur wenige Hinweise auf die Vergabe der koniglichen Rechte an Dritte. Anzufiihren wére an
dieser Stelle das Beispiel der Gemeinden von Marlborough, Gloucester, Worcester und Cambridge, die im Jahr
1275 auf Befehl der Koniginmutter Eleonore von der Provence ausgewiesen wurden. Die Vertreibung wird sie
allerdings kaum gegen den Willen Eduards angeordnet haben. Vgl. zu dieser Angelegenheit MENTGEN,
Vertreibungen, S. 21 und S. 30-34.
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Der wesentliche Unterschied liegt in den praktischen Konsequenzen, die sich aus dem
Anspruch der Konige ergaben. War die Herrschaftskonsolidierung in England und Frankreich
ohnehin weiter fortgeschritten und kaum vergleichbar mit dem Reich,””® wurde seit dem
ausgehenden 12. Jahrhundert auch zur Kontrolle und Dokumentierung der jiidischen Geldgeschéfte
ein effektiv arbeitendes Verwaltungssystem aufgebaut, mit dem zugleich die Finanzkraft der Juden
abgeschatzt werden konnte. Die Etablierung eines solchen zentralen Organs zur besseren Nutzung
der jiidischen Steuern war im Regnum nicht vorhanden und wire in einer vergleichbaren Form auch

nicht gegen die Interessen der regionalen und lokalen Herrscher durchzusetzen gewesen.

Unabhéngig davon, dass Rudolf die Juden in der iiberwiegenden Zahl der Urkunden als
servi titulierte oder andere Konstruktionen benutzte, um ein Zugehdrigkeitsverhédltnis der Juden zu
ihm auszudriicken, hatte der Status des servus nicht immer konkrete Auswirkungen. Die Juden
konnten sich in mehreren Féllen erfolgreich gegen Verfiigungen des Konigs zur Wehr setzen, indem
sie auf die Unterstiitzung lokaler Herrschaftstriger zuriickgriffen. ,,Konigliche Kammerknechte*
waren die Juden nur dort, wo der Konig iiber ausreichenden Einfluss verfiigte, indem er selbst
anwesend war — dies gilt vor allem fiir Osterreich —, oder iiber Stellvertreter, die eine effektive
Konigsherrschaft gewihrleisten konnten, was insbesondere in der Wetterau der Fall war. Abgesehen
von diesen beiden Gebieten kollidierte Rudolfs Interesse an den Juden entweder mit den
Anspriichen anderer Herrscher — etwa der Erzbischofe von Mainz, Kdln und Trier — oder scheiterte
aufgrund der weiten Entfernung der jeweiligen Judengemeinden zum Konig. Dies gilt fiir die
Gemeinden von Nordhausen und Goslar, aber auch fiir die von Niirnberg und Mainz, wo die
Konigsherrschaft nicht stark genug ausgeprégt war, um eine effektive Nutzung der Judenrechte und
-steuern durchzusetzen. Die rheinischen Erzbischofe hatten sich ohnehin bereits vor der
Regierungszeit Rudolfs die Rechte auf die Juden gesichert und bezeichneten diese als ihre servi.”s?
Wenn Konrad von Hochstaden seine Rechte an den Kolner Juden gleichzeitig als Lehen des Reiches
titulierte, driickte er damit aus, dass der Konig durchaus ein prinzipielles Recht auf die Kolner
Juden hatte. Dennoch wire es aufgrund der faktischen Machtverteilung fiir Rudolf nicht mdglich

gewesen, solche Rechte gegentiiber den Erzbischofen durchzusetzen.

Die Kammerknechtschaft, wie sie sich in der Zeit Rudolfs im Regnum ausprigte, kann
allerdings nicht nur auf ein fiskalisches Verhiltnis reduziert werden. Keinesfalls waren die Juden in

der Auffassung des Konigs reine Finanzobjekte und Leibeigene. Vielmehr beinhaltete der Status des

739 Fiir einen Vergleich der Verwaltungsstrukturen des Reichs zur Zeit Rudolfs mit weiteren europdischen Regionen
siche Moraw, Konig.

760 Fiscuer, Stellung, S. 11-23, gibt diverse Beispiele, in denen die Sicht der Erzbischéfe von Koln und Mainz auf ,,ihre
Juden* und damit verbunden ein eindeutiges Anspruchsrecht deutlich werden. Dennoch war auch den Erzbischofen
klar, dass sie die Rechte an den Juden ,,nur als Reichslehen besallen, vgl. oben das Beispiel Kdln, S. 157.
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servus gleichzeitig auch ein Schutzverhiltnis.’®! Auf seine Verpflichtung wiesen die Juden den
Konig in einigen Féllen hin, wenn ihre Rechte durch Dritte verletzt worden waren. Dies gilt sowohl
in lokalen Sonderfdllen, wie der Gefangennahme der Bopparder Judengemeinde, als auch im
Zusammenhang mit den Guten Werner-Verfolgungen, als die rheinischen Juden Rudolf dazu
aufforderten, die Mdorder zu bestrafen. Dass es iiberhaupt zu den Pogromen kam, begriindet sich
durch die weitgehende Machtlosigkeit Rudolfs im Mittel- und Niederrheingebiet. Flichendeckende
Pogrome wiéren in dieser Form etwa in England und Frankreich gegen den Willen des Konigs kaum
moglich gewesen, da der Herrschaftsausbau dort weiter fortgeschritten war als im Reich. Aufgrund
der strukturellen Gegebenheiten war im Gegensatz dazu eine komplette Ausweisung der Juden aus
dem Reich gegen den Willen der Fiirsten nicht durchzusetzen; unabhidngig davon gab es keine

diesbeziiglichen Bestrebungen Rudolfs, eine solche durchzufiihren.

Insgesamt kann der Status der Juden im Reich wie folgt beschrieben werden: Die
Kammerknechtschaft begriindete ein enges Verhéltnis zwischen dem Reichsoberhaupt und den
Juden, welches auf beiderseitigem Interesse beruhte. In einer Urkunde aus Rudolfs Herrschaftszeit
bezeichneten sich die Juden selbst als servi, um ihre Verbindung zum Konig explizit
auszudriicken.’®? In weiteren Fillen ist ein offensichtliches Interesse der Juden erkennbar, vom
Konig als Kammerknechte tituliert zu werden. Dies trifft vor allem auf Situationen zu, in denen
andere Herrschaftstriger Anspriiche oder Vorwiirfe an die Juden richteten. Im Sinne der These
Abulafias wurde ein Angriff auf die Juden zugleich als Angriff auf die Rechte des Konigs
verstanden.”® Daher profitierten die Juden von ihrem Status als Kammerknechte. Der Aspekt des
Schutzverhéltnisses wird erneut in der Herrschaftszeit Albrechts von Habsburg offensichtlich.
Dieser nahm im Jahr 1298 die gesamten Juden des Reiches explizit in seinen Schutz auf. Damit
stellte er sich in eine Traditionslinie mit Kaiser Friedrich II., der die reichsweite
Kammerknechtschaft im Jahr 1235, auf Wunsch der Juden, als Schutzinstrument begriindet hatte.
Sie lag in der Zeit Rudolfs und dariiber hinaus in beiderseitigem Interesse, denn der Konig wahrte —
neben den finanziellen Vorteilen — ein Herrschaftsrecht. Die Juden hingegen hofften von der
Autoritdt des Konigs zu profitieren, wobei in ihrem Verstindnis das Konigtum als Institution
ohnehin eine bedeutende Rolle spielte. Dieses sehr facettenreiche Verhéltnis zwischen den Juden
und dem Konig dhnelt in seiner Vielfalt dem urspriinglichen Konzept Kaiser Friedrichs II. von 1235
deutlich stirker als den eher starren Rahmenbedingungen jiidischen Lebens in Frankreich und

England. Friedrich artikulierte die Kammerknechtschaft, um die Juden gegen den

761 Diesen Aspekt betonte bereits Fischer, Stellung, S. 3-7.
762 Siche die Privilegienbestitigung der Goslarer Gemeinde, oben S. 28.

763 ApuLaria, Servitude, S. 691, bezieht sich vor allem auf Beispiele der Iberischen Halbinsel.
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Ritualmordvorwurf zu schiitzen und deutlich zu machen, dass Angriffe auf die Juden gegen das
Interesse des Herrschers waren. Auch der finanzielle Aspekt spielte eine Rolle, denn die Juden
sollten nicht nur geschiitzt, es sollten auch Anspriiche weiterer Landesherren beziehungsweise des
Papstes auf Rechte an den Juden zurlickgewiesen werden.”®* Entscheidend fiir die Beurteilung der
Kammerknechtschaft in diesem frithen Stadium ist die Tatsache, dass die Juden den Kaiser selbst
um die Ausfertigung der Urkunde baten. Bedenkt man, dass sich die Juden auch in der Zeit Rudolfs
in einem Fall als Kammerknechte bezeichneten und wiederholt den Schutz durch den Konig
einforderten, kann trotz einiger Unterschiede durchaus eine Kontinuitdtslinie vom Staufer zum

Habsburger gezogen werden.

Unabhéngig davon, ob Rudolf in seiner Sicht auf die Juden als Kammerknechte von anderen
europdischen Herrschern beeinflusst war oder sich primir auf Kaiser Friedrich bezog, sind negative
Auswirkungen der Kammerknechtschaft fiir die Juden nur in Ausnahmefillen erkennbar. Die Guten
Werner-Pogrome konnten primér deshalb stattfinden, weil es dem Herrscher an Macht fehlte, nicht
an der Absicht, die Juden zu schiitzen. Anders verhilt es sich mit der Freiziigigkeit. Dieses Recht
hingt nicht direkt mit dem Konzept der Kammerknechtschaft, die in Friedrichs Urkunde fassbar
wird, zusammen. Dass Rudolf diesen Aspekt dennoch mit dem Status der Juden als servi
verkniipfte, weist in diesem Fall auf einen Wandel hin, der hochstwahrscheinlich von der
franzdsischen Sicht auf die Juden beeinflusst wurde. Rudolf artikulierte in seinen Mandaten von
1286 ein Verstdndnis der Beziehungen zwischen dem Konig und den Juden, das den Verhiltnissen
in Frankreich dhnelte: Das Statut von Melun, welches im Jahr 1230 von Koénig Ludwig IX. und den
franzosischen Landesherren erlassen worden war, beschrinkte die Freizligigkeit der Juden, die ohne
die Erlaubnis des jeweiligen Herren dessen Territorium nicht verlassen durften. Dies war auch der
Kernpunkt von Rudolfs Ausfiihrungen. Auch wenn eine direkte Beeinflussung nicht nachweisbar
ist, kann angenommen werden, dass Rudolf oder seine Kanzlei durch die Kontakte zu Konig
Philipp IV. von Frankreich von den rechtlichen Beziehungen der franzdsischen Juden zu ihren
jeweiligen Landesherren Kenntnis hatten. Dennoch bleibt der Befund, dass Rudolf lediglich in einer
einzigen Situation einen derartigen Anspruch formulierte, der zudem wenig erfolgreich war. Von
einer konsequenten ,,Politik* kann also keinesfalls gesprochen werden. Dass die Freiziigigkeit im
Reich umstritten war, steht dagegen auler Frage. Dabei kann jedoch kein einheitliches Vorgehen
beobachtet werden, vielmehr war die Freiziigigkeit Gegenstand lebhafter Diskussionen. Hierin liegt
ein grundsétzlicher Unterschied zu den westeuropdischen Konigreichen, in denen der Status der

Juden klar definiert war und den Konigen unter weitgehendem Ausschluss der Landesherren die

764 Zu den Hintergriinden der Privilegienausstellung vor allem im Hinblick auf die kirchlichen Anspriiche auf die
Juden siehe DiesteLkame, Vorwurf, S. 25f,
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Verfligungsgewalt liber Rechte und Steuern garantierte. In England beispielsweise unterstanden die
Juden und ihre Steuern nahezu zu allen Zeiten dem Konig allein. Auch die archae, in denen die
judischen Finanzgeschifte dokumentiert wurden, unterlagen der koniglichen Gewalt. In Frankreich
hatte der Konig zwar nur die Kontrolle iiber die Juden der Krondomine, konnte diese jedoch
unbeschrinkt ausiiben. Aufgrund der diffusen Herrschaftsverhiltnisse im Reich war es kaum
moglich, den Status der Juden exakt zu definieren, ohne den diversen Einzelinteressen Rechnung zu
tragen. Die Infragestellung der jiidischen Freiziigigkeit in der Zeit Rudolfs hatte letztendlich keine
Konsequenzen fiir die Juden. Zu einem generellen Verbot der Freiziigigkeit sollte es nicht kommen,
auch sind fiir die Zeit Adolfs von Nassau und Albrechts von Habsburg keine diesbeziiglichen
Uberlegungen von koniglicher Seite fassbar. Dass den Juden nach der Vertreibung ihrer
Glaubensgenossen aus Frankreich die prinzipielle Gefahr durchaus bewusst war, belegt hingegen
die Wormser Gemeindeversammlung von 1306/1307, in der konkrete Maflnahmen etwa gegen
iibertriecbenen ~ Wucher  vereinbart wurden, um sich gegeniiber der christlichen

Mehrheitsbevolkerung weniger angreifbar zu machen.’%

Die Wucherproblematik, die fiir die Vertreibungen der Juden aus den franzosischen
Regionen sowie aus England eine zentrale Rolle spielte, kam im Regnum, abgesehen von dem eben
erwihnten Beispiel, das immerhin 15 Jahre nach Rudolfs Tod liegt, kaum zum Tragen.’%® Rudolf
hielt sich an die seit dem Rheinischen Stddtebund iibliche Regelung, den jiidischen Zinssatz auf
43,3 Prozent pro Jahr zu begrenzen und ihn nicht etwa freizugeben, wie es unter Konig Ottokar II.
von Bohmen geschehen war. Auch bestrafte Rudolf in einem Fall einen Juden, der diese
Zinsbeschrankung tlbertreten hatte.”®’ Fiir ein generelles Verbot der Geldleihe gegen Zinsnahme,
wie sie in Frankreich seit Ludwig IX. und in England seit dem Statutum de Judeismo von 1275
durch Edward I. forciert wurde, sind keine Hinweise zu finden; selbst eine einschlégige Diskussion
etwa der fiir solche Bestrebungen stets verantwortlich gemachten Bettelorden fehlt weitgehend. Die
einzige Ausnahme, nimlich die AuBerungen des Dominikaners Thomas von Aquin in seiner
Antwort auf die Frage der Herzogin von Brabant, wie unter anderem mit der Problematik zu
verfahren sei, durch die Zinsen der Juden zu Geld zu kommen, betraf zwar eine Region, die zum
Reich gehorte. Die groBe Entfernung zu den zentralen Landschaften des Regnum verhinderte aber

offenbar eine weitere tiefgehende Beschiftigung mit diesem Thema. 768

765 Vgl. zu dieser Versammlung Barzen/GoNtzEL, Vertreibungen, S. 249f. sowie kiinftig Barzen, Takkanot.

766 Cruse, Wuchervorwurf, S. 160, stellt fest, dass ,,im Bereich der deutschen Lande (...) der jiidische Geldhandel erst
im 15. Jahrhundert zu einer hdufigen Begriindung fiir Vertreibungen® wurde.

767 Siche oben, S. 146.
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Rudolf selbst unterhielt, insbesondere iiber seinen Vertrauten, den Franziskaner Heinrich von
Isny, enge Kontakte zu den Bettelorden, ohne dass hier negative Auswirkungen fiir die Juden
erkennbar wéren. Heinrich zeigte weder als Bischof von Basel noch als Erzbischof von Mainz ein
Interesse daran, die Juden in besonderer Form zu exkludieren oder gar zu ddmonisieren. Als Rudolf
dem Erzbischof die Gebiete Thiiringen und Meiflen im Jahr 1287 zur Verwaltung iibertrug, wurde
die Pflicht zum Schutz der Juden explizit in der Ubertragungsurkunde festgeschrieben. In seiner
gesamten Handlungsweise kann Heinrich aufgrund seines grofen Einflusses als Beispiel dafiir
gelten, dass die Bettelorden zumindest auf Reichsgebiet keinesfalls eine konsequent antijiidische
Linie verfolgten. Auch in den Chroniken und Annalen der Colmarer Dominikaner finden sich keine
diesbeziiglichen Passagen. Die Flucht und Gefangennahme Meirs etwa werden dort in neutralen

Worten differenziert wiedergegeben.

Aus jiidischer Sicht ist eine von europdischen Faktoren hervorgerufene Interaktion mit
Rudolf nur in Einzelfillen nachweisbar. Die Privilegienbestitigungen resultierten aus lokalen
Noten, die die Hinzuziehung des Konigs erforderten. Als die Juden Regensburgs den Konig um die
Erneuerung ihrer Rechte baten, taten sie es, weil die lokalen Herrschaftstriger sie aus dem
lukrativen Handelsgeschift verdrangen wollten, nicht weil es externe Griinde fiir die Gefahrdung
des Handelsprivilegs gab. Der Komplex um die Ritualmordbeschuldigungen stellt die grofe
Ausnahme dar. Diese Vorwiirfe hatten eine europédische Dimension, von der die Juden des Reiches
nicht ausgenommen waren. Auf welcher Ebene die Vorstellungen der christlichen Bevolkerung iiber
die Juden als Ritualmorder transportiert wurden, ist nicht auf Quellenbasis nachzuvollziehen.
Beeinflussungen von auflen miissen aber vorausgesetzt werden. Die Juden versuchten mit einer
doppelten Strategie, den Vorwiirfen entgegenzutreten, indem sie sowohl den Papst und Albertus
Magnus als auch den Konig zur Bestitigung der Bulle Innozenz’ IV. bewogen. Sowohl die hochste
weltliche als auch die wichtigsten geistlichen Personen nahmen die Juden also erfolgreich in
Anspruch, was einer insbesonere von Jeremy Cohen skizzierten klaren Frontstellung zwischen
christlichen Autorititen und Juden widerspricht.’®® Dass die Juden insbesondere mit den Pépsten
Gregor X. und Nikolaus IV. — wegen der Bitte um die Freilassung Meirs von Rothenburg — in

Kontakt traten, zeigt iiberdies, dass auch sie iiber europaweite Netzwerke verfligten.

768 Cruse, Wuchervorwurf, S. 159, sieht im Gegenteil in den wenigen Zeugnissen und auch im Schreiben Thomas* von
Aquin eher die Tendenz zur Rechtfertigung der jiidischen — durch Wucher gewonnenen — Abgaben an die Herrscher.
Thomas selbst kritisiert zwar die jiidische Geldleihe, stellt jedoch die prinzipielle Existenz der Juden innerhalb der
christlichen Mehrheitsgesellschaft ebensowenig in Frage wie beispielsweise sein Lehrer Albertus Magnus. Vgl. zu
Thomas‘ Positionen den Juden gegeniiber beispielsweise Berg, Thomas, sowie dagegen Coren, Letters, S. 364-390.

769 Vgl. oben, S. 6.
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Auch wenn nur selten eine direkt nachvollziehbare europdische Dimension bei den
Interaktionen zwischen Rudolf und den Juden nachgewiesen werden kann, war das Regnum nicht
isoliert von duBeren Einfliissen. Die Kammerknechtschaft, die als Konzept Friedrichs II. weiter
existierte, wurde, was die Freiziigigkeit betrifft, von den franzosischen Verhéltnissen beeinflusst.
Wihrend der Wucherproblematik lediglich eine untergeordnete Relevanz zukam, war die Angst vor
Ritualmordvorwiirfen, die sich nur aufgrund antijidischer Stimmungen entfalten konnten, aktuell
und wurde durch eine zunehmende Déamonisierung der Juden begiinstigt, die sich nicht einzig im
Regnum, sondern vorrangig in anderen Regionen Europas verbreitete. Insbesondere die Bettelorden
— von der Forschung fiir die Verschlechterung des Verhiltnisses zwischen Juden und Christen
verantwortlich gemacht — zeigten zur Zeit Rudolfs keine diesbeziiglichen Aktivititen, was sich
primdr an der Rolle Heinrichs von Isny, aber auch an der Beglaubigung der Schutzurkunde

Innozenz’ IV. durch Albertus Magnus belegen lasst.

Die Konigsherrschaft Rudolfs ist also als eine Epoche des lebhaften Austausches zwischen
Juden und Christen zu werten. Dabei spielte der lokale, nicht unbedingt der europiische
Zusammenhang die entscheidende Rolle fiir die Ausgestaltung des Verhiltnisses zwischen dem
Ko6nig und den jidischen Gemeinden des Reiches. Die vollig unterschiedlichen Strukturen der hier
erwahnten drei Konigreiche schufen jeweils andere Rahmenbedingungen, in denen Juden und
Konige agieren konnten. Die Zersplitterung des Reichs, von Jordan als Topos klassifiziert, war eine
reale Gegebenheit, welche eine groBflichige Vertreibung zumindest in dieser Zeit unmoglich
machte.”’”® Wenn Jordan ausfiihrt, dass nicht England und Frankreich als strukturell &hnliche Gruppe
zu betrachten sind, sondern eher Deutschland und Frankreich, dann iibersieht er, dass sowohl der
franzosische Konig als auch die Herrscher der iibrigen Regionen des franzosischen Konigreichs in
ihren jeweiligen Gebieten ohne Einmischung tiber die Juden entscheiden konnten. Gerade dies war
— das haben die Einzelstudien der vorliegenden Arbeit deutlich gezeigt — im Prinzip niemandem im

Regnum moglich.

Auch Adolf von Nassau und Albrecht von Habsburg zeigten sich offenbar weitgehend
unbeeindruckt von den Vorkommnissen im westeuropdischen Raum, obwohl beide Konige tiber
umfangreiche Kontakte zu den Hofen Englands und Frankreichs verfiigten und somit  auch
Kenntnisse vom dortigen Umgang mit den Juden erwerben konnten. Adolf hatte sich wéhrend

seiner gesamten Herrschaftszeit mit dem englisch-franzosischen Konflikt auseinanderzusetzen, in

770 Jorpan, Regalian Rights, S. 1f., argumentiert konkret gegen die Auffassung von Fritz Backnaus, der in seinem
Aufsatz Judenfeindschaft und Judenvertreibung im Mittelalter: Zur Ausweisung der Juden aus dem Mittelelbraum
im 15. Jahrhundert (1987) die These vertritt, wonach die Zersplitterung des Reichs groBflachige Vertreibungen
verhindert hitte.
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dem er mit dem englischen Konig verbiindet war.”’! Die europédische Komponente spielte in Adolfs
Herrschaft auch deshalb eine wichtige Rolle, weil ihm seine Kontakte zum einen eine grof3e
Geldmenge einbrachten und weil die Hochzeitsbemiithungen mit Eduard seinen Status erhohten. Auf
die Juden des Reichs hatten die Beziehungen des Nassauers aber anscheinend keine Auswirkungen;
ein Umschwenken Adolfs auf die Positionen Eduards oder Philipps im Umgang mit den Juden ist
nicht zu erkennen. Dass sich Adolf stirker an der Konigsherrschaft Rudolfs orientierte, verwundert
nicht, wenn man bedenkt, dass thm mit Graf Eberhard von Katzenelnbogen einer der wichtigsten
Berater Rudolfs zur Seite stand, der zudem mit dessen Positionen und Aktionen den Juden

gegeniiber bestens vertraut war.

Auch in der Herrschaftszeit Albrechts lassen sich keine negativen Einschnitte in den
Rahmenbedingungen fiir jiidisches Leben im Reich feststellen, obwohl der Habsburger wie seine
Vorgénger iiber intensive Beziehungen nach Frankreich und England verfiigte. Insbesondere mit
Philipp IV. stand er in kontinuierlichem Kontakt, der noch zu Lebzeiten Adolfs begann.”’? Dies
fiihrte sogar zu einem Heiratsbiindnis, denn Albrechts Sohn Rudolf ehelichte 1300 mit Blanche von
Frankreich eine Halbschwester Philipps. Wegweisend fiir die Juden waren aber gerade nicht
Albrechts Beziehungen nach Frankreich, sondern sein entschlossenes Eingreifen zur Beendigung
der Rintfleischpogrome und seinem darauf folgenden Bekenntnis zum Schutz der Juden vor
Verfolgungen. Damit stellte er sich noch klarer und eindeutiger als sein Vater oder Adolf von

Nassau in eine Kontinuititslinie mit dem letzten Stauferkaiser.

Stellt die zweite Hilfte des 13. Jahrhunderts also eine Umbruchszeit in negativem Sinne
dar? Betrachtet man lediglich die Reichsgeschichte, so ist diese Frage zu verneinen. Wire an dieser
Stelle die Geschichte der Juden Frankreichs oder Englands in ihrer gesamten Tiefe erforscht
worden, wiirde man sicher zu einem anderen Ergebnis kommen. Zwischen den 1280er Jahren und
1306 sorgten die Vertreibungen aus beiden Konigreichen dort fiir ein Ende der Préisenz jlidischen

Lebens. Aufgrund der vollig verschiedenen Grundvoraussetzungen in den hier betrachteten Reichen

771 Der Konflikt entziindete sich ab 1294 im Wesentlichen an lehnsrechtlichen Fragen der englischen Besitzungen
innerhalb des franzosischen Konigreichs. Adolf und weitere Herrschaftstridger des Reichs, wie Graf Eberhard 1. von
Katzenelnbogen und Erzbischof Siegfried von Koln, verbiindeten sich — motiviert durch umfangreiche
Geldzahlungen Eduards — mit dem englischen Koénig. Auch die Hochzeit einer Tochter Eduards mit einem Sohn
Adolfs wurde in Betracht gezogen. Bis zu seinem Tod stand Adolf mit Eduard in konstantem Austausch, ebenso wie
mit dem franzosischen Konig, von dem er moglicherweise ebenfalls Geld empfing. Die ambivalente Haltung
Adolfs in diesem Konflikt hat ihm in der é&lteren Forschung jede Menge Kritik wegen ,.ehrlosem Verhalten
eingebracht. Vgl. beispielsweise Hentze, England, S. 114: ,,Wegen [der] Untreue gegen seinen Bundesgenossen,
den englischen Konig (...) verdient K. Adolf von unserm Standpunkt aus die schwersten Vorwiirfe.“ Adolfs
Vorgehen gegeniiber den beiden anderen Konigen wird in der neueren Forschung eher unter pragmatischen
Gesichtspunkten gesehen. Siche Gereich, Adolf, S. 21-33.

772 Da der Nassauer mit Eduard verbiindet war, lag ein Biindnis seines Gegenspielers Albrecht mit Philipp nahe. Vgl.
Hesser, Jahrbiicher, S. 74-86.
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kann also die Frage nach der Bedeutung des ausgehenden 13. Jahrhunderts fiir das jlidische Leben

in Westeuropa nicht einheitlich beantwortet werden.

187



5. Quellen- und Literaturverzeichnis

5.1 Handschriften

Koblenz, Staatsarchiv, Abt. 54, Nr. L 469.

Marburg, Stadtarchiv, Urk. Hanau Passivlehen 1286 Dezember 6.

Marburg, Stadtarchiv, Urk. Hanau Passivlehen 1290 Juli 11.

Marburg, Stadtarchiv, Urk. Hanau Kaiserl. Privilegien 1291 Juli 11.

Osterreichisches Staatsarchiv, UR AUR 1371.

Wiesbaden, Hessisches Hauptstaatsarchiv, Abt. 168a, Nr. 6.

Wiirzburg, Staatsarchiv, Mainzer Urkunden 3438/1.

Wiirzburg, Staatsarchiv, MK Kaiserselekt 1332.

188



5.2 Quellen- und Regestenwerke

Acta imperii selecta. Urkunden deutscher Konige und Kaiser 928-1398 mit einem Anhang von

Reichssachen, hg. von Johann Friedrich Bohmer, Innsbruck 1870, ND Aalen 1967.

Actenstiicke zur Geschichte des Deutschen Reiches unter den Konigen Rudolf 1. und Albrecht 1.,

hg. von Ferdinand Kaltenbrunner (Mittheilungen aus dem Vaticanischen Archive 1), Wien 1889.

Adlige Herrschaft im Spannungsfeld von Reich und Region Bd. 2.: Quellendokumentation zur
Geschichte der Grafen von Freiburg 1200-1368, bearb. von Eva-Maria Butz (Verdftentlichungen
aus dem Archiv der Stadt Freiburg im Breisgau 34), Freiburg 2002.

Annales Colmarienses Maiores, in: Monumenta Germaniae Historica, Scriptorum Bd. XVII,

Hannover 1861, ND Stuttgart 1990, S. 202-232.

Cartulaire de Mulhouse Bd. 1, bearb. Von Xavier Mossmann, Straburg 1883.

Chajim ben Isaak Or Sarua Rechtsgutachten, hg. von Jehuda Rosenberg, Leipzig 1865, ND

Jerusalem 1972.

Codex diplomaticus Brandenburgensis Bd. 2, 1: Urkunden-Sammlung zur Geschichte der
auswirtigen Verhéltnisse der Mark Brandenburg und ihrer Regenten namentlich in Beziehung auf

Anhalt, Bayern, B6hmen, und andere Lénder, hg. von Adolph Friedrich Riedel, Berlin 1843.

Codex diplomaticus et epistolaris Moraviae Bd. 4: Ab annis 1268-1293, hg. von Antonin Bocek,
Briinn 1845.

Codex diplomaticus et epistolaris regni Bohemiae Bd. 5,1: Inde ab A. MCCLIII usque ad A.
MCCLXVI, hg. von Jindfich Sebanek und Sasa Duskova, Prag 1974.

189



Codex diplomaticus Exhibens Chartas Historiam Medii Aevi Illustrantes, hg. von Johann Peter

Schunck, Mainz 1797.

Codex diplomaticus Fuldensis, hrsg. von Ernst Friedrich Johann Dronke, Kassel 1850/62, ND
Aalen 1962.

Codex diplomaticus Moenofrancofurtanus. Urkundenbuch der Reichsstadt Frankfurt Bd. 1: 794-
1314, hg. von Johann Friedrich Boehmer, neubearb. von Friedrich Lau, Frankfurt am Main 1901,
ND Glashiitten im Taunus 1970.

Codex diplomaticus Nassoicus Bd. 1: Die Urkunden des ehemals kurmainzischen Gebiets,
einschliesslich der Herrschaften Eppenstein, Konigstein und Falkenstein, der Niedergrafschaft
Katzenelnbogen und des kurpfilzischen Amts Caub, bearb. von Karl Menzel, Wiesbaden 1885, ND
Aalen 1969.

Codex epistolaris Rudolfi I. Rom. Regis: epistolas 230 annecdotas continens, bearb. von Franz

Joseph Bodmann, Leipzig 1806.

Continuatio Florianensis, in: Monumenta Germaniae Historica, Scriptorum Bd. IX, Hannover 1861,

ND Stuttgart 1983, S. 747-753.

Continuatio Vindobonensis, in: Monumenta Germaniae Historica, Scriptorum Bd. IX, Hannover

1861, ND Stuttgart 1983, S. 698-722.

Corpus der altdeutschen Originalurkunden bis zum Jahr 1300 Bd. II: 1283-1292, Bd. I'V: 1297-Ende
13. Jahrhundert, hg. von Friedrich Wilhelm, Lahr 1943/1963.

190



Cronica S. Petri Erfordensis Moderna, in: Monumenta Germaniae Historica, Scriptorum Bd. XXX,

I, Hannover 1861, ND Stuttgart 1976, S. 335-457.

Cronicon Colmariense, Hs. Donaueschingen, in: Kleinschmidt, Erich, Die Colmarer Dominikaner-
Geschichtsschreibung im 13. und 14. Jahrhundert: neue Handschriftenfunde und Forschungen zur
Uberlieferungsgeschichte, in: Deutsches Archiv fiir Erforschung des Mittelalters 28 (1972), S. 371-
496.

Cronicon Colmariense, Hs. Stuttgart, in: Monumenta Germaniae Historica, Scriptorum Bd. XVII,

Hannover 1861, ND Stuttgart 1990, S. 240-270.

Das Judenschreinsbuch der Laurenzpfarre zu Koln, bearb. von Moritz Stern (Quellen zur

Geschichte der Juden in Deutschland 1), Berlin 1888.

Das Martyrologium des Niirnberger Memorbuches, hg. von Siegmund Salfeld (Quellen zur
Geschichte der Juden in Deutschland 3), Berlin 1898.

Das rote Buch der Stadt Ulm, hg. von Carl Mollwo (Wiirttembergische Geschichtsquellen 8),
Stuttgart 1905.

Die israelitische Bevolkerung in den deutschen Stadten Bd. III: Niirnberg im Mittelalter, bearb. von

Moritz Stern, Kiel 1894-1896.

Die Juden im christlichen Spanien. Band 1: Aragonien und Navarra, hg. von Fritz Baer, Berlin

1929, ND Farnborough 1970.

Die Rechtsquellen der Stadt Wien, hg. von Peter Csendes (Fontes rerum Austriacarum 3,9), Wien

1986.

191



Die Regesten der Erzbischofe von Kdln im Mittelalter Bd. 111, 2: 1261-1304 und Register zu beiden
Halften, bearb. von Richard Knipping (Publikationen der Gesellschaft fiir Rheinische
Geschichtskunde 21), Bonn 1913, ND Aalen 1964.

Die urbanen Zentren des hohen und spéteren Mittelalters Bd. II: Ortsartikel, hg. von Monika Escher

und Frank Hirschmann (Trierer Historische Forschungen 50), Trier 2005.

Dortmunder Urkundenbuch Bd. 1: 899-1340, Bd. 2 1372-1394, bearb. von Karl Riibel, Dortmund
1881/1890, ND Osnabriick 1975.

Eine Wiener Briefsammlung zur Geschichte des Deutschen Reiches und der Osterreichischen
Léander in der zweiten Hilfte des XIII. Jahrhunderts, hg. von Oswald Redlich (Mittheilungen aus
dem Vaticanischen Archive 2), Wien 1894.

Ellenhardi Chronicon, in: Monumenta Germaniae Historica, Scriptorum Bd. XVII, Hannover 1861,

ND Stuttgart 1990, S. 118-141.

Freiburger Urkundenbuch Bd. I: Texte, bearb. von Friedrich Hefele, Freiburg im Breisgau 1940.

Germania Judaica Bd. 2,1: Von 1238 bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts, Aachen-Luzern; Bd. 2,2:
Von 1238 bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts, Maastricht-Zwolle, hg. von Zvi Avneri, Tiibingen
1968.

Germania Judaica, Bd. 3, 1: 1350-1519 Aach-Lychen, hg. von Arye Maimon, Tiibingen 1987.

Henrici de Heimburg Annales, in: Monumenta Germaniae Historica, Scriptorum Bd. XVII,

Hannover 1861, ND Stuttgart 1990, S. 711-718.

Hessische Urkunden Bd. V: 1070-1499, bearb. von Ludwig Baur, Darmstadt 1873, ND Aalen 1979.

192



Hessisches Urkundenbuch Abt. 2: Urkundenbuch zur Geschichte der Herren von Hanau und der

ehemaligen Provinz Hanau Band I, bearb. von Heinrich Reimer, Leipzig 1891, ND Aalen 1965.

Johann von Viktring, Liber certarum historiarum, hg. von Johann Friedrich Béhmer (Fontes rerum
Germanicarum Bd.1: Johannes Victoriensis und andere Geschichtsquellen Deutschlands im

vierzehnten Jahrhundert), Stuttgart 1843, ND Aalen 1969.

Juden in Europa. Ihre Geschichte in Quellen Bd. I: Von den Anfdngen bis zum spéten Mittelalter,
hg. von Julius H. Schoeps, Darmstadt 2001.

Layettes du Trésor des Chartes Bd. 2: 1223-1246, bearb. von Jean-Babtiste-Théodore-Alexandre
Teulet, Paris 1866, ND Nendeln 1977.

Magyar-zsidé oklevéltar. Monumenta Hungariae Judaica Bd. 1: 1092-1539, bearb. von Armin Friss,

Budapest 1903.

Monumenta Boica Bd. 30, 1: Diplomata Imperatorum Authentica Diplomata Falsa et Rescriptia;
Authenthica episcopatis Patavienis; Bd. 33, 1: Monumenta episcopatus Augustani; Bd. 37-39, 41:
Monumenta episcopatus Wirziburgensis, hg. von der Bayerischen Akademie der Wissenschaften,

Miinchen 1831-1872.

Monumenta Germaniae Historica, Legum Sectio IV: Constitutiones et acta publica imperatorum et

regum, Band III und IV, Hannover 1904-06, ND Weimar 1981.

Monuments de l'histoire de l'ancien évéché de Bale Bd. II, bearb. von Joseph Trouillat, Porrentruy

1854.

193



Nordhéduser Urkundenbuch Bd. 1 : Die kaiserlichen und koéniglichen Urkunden des Archivs 1158-
1793, bearb. von Giinter Linke, Nordhausen 1936.

Niirnberger Urkundenbuch, hg. von Gerhard Pfeiffer (Quellen und Forschungen zur Geschichte der
Stadt Niirnberg 1), Niirnberg 1959.

Oesterreich unter den Konigen Ottokar und Albrecht 1., hg. von Franz Kurz (Beitrige zur

Geschichte des Landes ob der Enns 2), Linz 1816.

Ottokars Osterreichische Reimchronik, nach den Abschriften Franz Lichtensteins hg. von Joseph
Seemiiller (Monumenta Germaniae Historica Scriptores: Deutsche Chroniken und andere

Geschichtsbiicher des Mittelalters 5), Hannover 1974.

Quellen zur Geschichte der Stadt K6ln Bd. II und III, bearb. von Leonard Ennen, Koln 1863/1867,
ND Aalen 1970.

Regensburger Urkundenbuch Bd. I: Urkunden der Stadt bis zum Jahre 1350, bearb. von Franz
Basian (Monumenta Boica 53), Miinchen 1912, ND Miinchen 1964.

Regesta archiepiscoporum maguntinensium Bd. 2: Von Konrad 1. bis Heinrich II. 1161-1288, hg.
Johann Friedrich Bohmer, bearb. von Cornelius Will, Innsbruck 1886, ND Aalen 1966.

Regesta Imperii Bd. 5, 1, 2: Die Kaiser und Konige (1198-1272), bearb. von Julius Ficker,
Innsbruck 1892-94, ND Hildesheim 1971.

Regesta Imperii Bd. 5, 2, 4: Péapste und Reichssachen (1198-1272), bearb. von Julius Ficker und
Eduard Winkelmann, Innsbruck 1881-82, ND Hildesheim 1971.

194



Regesta Imperii Bd. 6, 1: Die Regesten des Kaiserreiches unter Rudolf (1273-1291), bearb. von
Oswald Redlich, Innsbruck 1898, ND Hildesheim/New York 1969.

Regesta Imperii Bd. 6, 2: Die Regesten des Kaiserreichs unter Adolf (1291-1298), bearb. von
Vincenz Samanek, Wien/Koln/Weimar 1948.

Regesten der Erzbischofe von Mainz von 1289-1396, Bd. 1, 1: 1289-1328, bearb. von Ernst Vogt,
Leipzig 1913, ND Aalen 1970.

Regesten der Pfalzgrafen am Rhein Bd. 2: Regesten Konig Ruprechts, bearb. von Lambert Graf von
Oberndorf (Regesta imperii X), Innsbruck 1889.

Regesten zur Geschichte der Juden im Frankischen und Deutschen Reiche bis zum Jahre 1273,

bearb. von Julius Aronius, Berlin 1902, ND Hildesheim 1970.

Regesten zur Geschichte der Juden in Deutschland wihrend des Mittelalters, hg. von Meir Wiener,

Hannover 1862.

Regesten zur Geschichte der Juden in Osterreich im Mittelalter Bd.1: Von den Anfingen bis 1338,
hg. von Eveline Brugger und Birgit Wiedl, Innsbruck 2005.

Sacrorum Conciliorum nova et amplissima Collectio Bd. 22, hg. von Johannes Dominicus Mansi,

QGraz 1961.

Sechs Kaiserurkunden aus dem Freiherrlich von Dalbergischen Archive in Aschaffenburg, bearb.

von Alexander Kaufmann, in: Zeitschrift fiir die Geschichte des Oberrheins 25 (1873), S. 122-129.

Shem ha-Gedolim, bearb. von Chaim Joseph David Asulai, Frankfurt 1843.

195



Urkundenbuch der ehemals freien Reichstadt Miihlhausen in Thiiringen, bearb. von Karl Herquet,

Halle 1874.

Urkundenbuch der Stadt Augsburg Bd. 1: Die Urkunden vom Jahre 1104-1346, hg. von Christian
Meyer, Augsburg 1874.

Urkundenbuch der Stadt Erfurt Bd. 1, bearb. von Carl Beyer, Halle 1889.

Urkundenbuch der Stadt Freiburg Bd. I, 1, bearb. von Heinrich Schreiber, Freiburg 1828/29, ND
Stegen 2004.

Urkundenbuch der Stadt Friedberg Bd. 1: 1216-1410, bearb. von Max Foltz (Veroffentlichungen der
Historischen Kommission fiir Hessen und Waldeck 3), Marburg 1904.

Urkundenbuch der Stadt Goslar und der in und bei Goslar belegenen geistlichen Stiftungen Bd. II,
1: 1250-1270, Bd. II, 2: 1270-1300, bearb. von Georg Bode (Geschichtsquellen der Provinz
Sachsen und angrenzender Gebiete 30), Halle 1896.

Urkundenbuch der Stadt Wetzlar Bd. 1.: 1141-1350, Bd. 2: 1214-1350, bearb. von Ernst Wiese und
Mainhard Sponheimer (Veroéftentlichungen der Historischen Kommission fiir Hessen und Waldeck

8), Marburg 1911/1943.

Urkundenbuch der Stadt Worms Bd. 1, bearb. von Heinrich Boos, Berlin 1886.

Urkundenbuch fiir die Geschichte des Niederrheins Bd. II: 1201-1300, Bd. III: 1301-1400, hg. von
Theodor Josef Lacomblet, neubearb. von Wolf-Riidiger Schleidgen (Verdffentlichungen der
Staatlichen Archive des Landes Nordrhein-Westfalen C10), Diisseldorf 1846/1853, ND Aalen 1966.

196



Urkundenbuch zur Geschichte der Babenberger in Osterreich Bd. II: Die Siegelurkunden der
Babenberger und ihrer Nachkommen von 1216 bis 1279, bearb. von Oskar von Mitis (Publikationen
des Instituts fiir Osterreichische Geschichtsforschung 3), Wien 1955.

Urkundenbuch zur Geschichte der Juden in Frankfurt am Main von 1150-1400, bearb. von Isidor
Kracauer, Frankfurt am Main 1914.

Urkundenbuch zur Geschichte der mittelrheinischen Territorien Bd. II: Vom Jahre 1169 bis 1212,
Bd. III: Vom Jahre 1212 bis 1260, bearb. von Heinrich Beyer, Leopold Eltester und Adam Goerz ,
Koblenz 1865/1874, ND Aalen 1974.

Urkundenregesten zur Tatigkeit des deutschen Konigs- und Hofgerichts bis 1451 Bd. III: Die Zeit
Rudolfs von Habsburg 1273-1291, hg. von Bernd Diestelkamp (Quellen und Forschungen zur
hochsten Gerichtsbarkeit im alten Reich Sonderreihe 3), Koln 1986.

Urkundenregesten zur Tatigkeit des deutschen Konigs- und Hofgerichts bis 1451 Bd. IV: Die Zeit
Adolfs von Nassau, Albrechts I. von Habsburg, Heinrichs von Luxemburg 1292-1313, hg. von
Bernd Diestelkamp (Quellen und Forschungen zur hochsten Gerichtsbarkeit im alten Reich

Sonderreihe 4), K6ln 1992.

Urkunden zur Geschichte der Stadt Speyer, hg. von Alfred Hilgard, StraBburg 1885.

Urkundliche Beitrdge zur Rechtsgeschichte ober- und niederosterreichischer Stiddte, Mérkte und

Dorfer vom 12. bis zum 15. Jahrhunderte, bearb. von Gustav Winter, Innsbruck 1877.

Westfilisches Urkundenbuch. Fortsetzung von Erhards ,,Regesta historiae Westfaliae®, Bd. VII: Die
Urkunden des kolnischen Westfalens vom Jahre 1200-1300, bearb. vom Staatsarchiv Miinster,

Miinster 1908, ND Osnabriick 1980.

197



Wirtembergisches Urkundenbuch Bd. 9: 1285-1291, hg vom koniglichen Staatsarchiv in Stuttgart,
Stuttgart 1907.

198



5.3 Literatur

ABuLAFIA, Anna Saphir, Christen und Juden im hohen Mittelalter. Christliche Judenbilder, in:
Europas Juden im Mittelalter: Beitrige des internationalen Symposiums in Speyer vom 20.-25.

Oktober 2002, hg.. von Christoph Cluse, Trier 2004, S. 6-16.

Dies., The Intellectual and Spiritual Quest for Christ and Central Medieval Persecution of Jews, in:
Religious Violence between Christians and Jews. Medieval Roots, Modern Perspectives, hg. von

Ders., Wiltshire 2002, S. 61-85.

ABuLAFIA, David, ,,Nam Iudei Servi Regis sunt, et semper Fisco Regio deputati®“. The Jews in the
Municipal Fuero of Teruel (1176-77), in: in: Jews, Muslims, and Christians in and around the
Crown of Aragon. Essays in Honour of Professor Elena Lourie, hg. von Harvey J. Hames, Leiden

2004, S. 97-123.

Ders., The Servitude of Jews and Muslims in the Medieval Mediterranean. Origins and Diffusion,

in: Mélanges de 1’Ecole Francaise de Rome 112 (2000), S. 687-714.

Agus, Irving A., Rabbi Meir of Rothenburg. His Life and his Works as Sources for the Religious,
Legal, and Social History of the Jews of Germany in the Thirteenth Century, 2 Bde., Philadelphia
1947.

AnperMANN, Kurt, Die Bolanden - Ministeralen der Staufer, in: Vor-Zeiten. Geschichte in

Rheinland-Pfalz Bd. IV, hg. von Dieter Lau und Franz-Josef Heyen, Mainz 1988, S. 69-86.

Arnorp, Klaus, Im Ringen um die biirgerliche Freiheit. Die Stadt Wiirzburg im spiten Mittelalter
ca. 1250-1400, in: Geschichte der Stadt Wiirzburg 1: Von den Anfidngen bis zum Bauernkrieg, hg
Urich Wagner, Stuttgart 2001, S. 94-1009.

199



Aschorr, Diethard, Geschichte der Juden in Westfalen im Mittelalter (Geschichte und Leben der
Juden in Westfalen 5), Berlin 2006.

Back, Samuel, R. Meir ben Baruch aus Rothenburg. Sein Leben und Wirken, seine Schicksale und

Schriften. Frankfurt am Main 1895.

Backnaus, Fritz, Judenfeindschaft und Judenvertreibungen im Mittelalter: Zur Ausweisung der
Juden aus dem Mittelelbraum im 15. Jahrhundert, in: Jahrbuch fiir die Geschichte Mittel- und
Ostdeutschlands 36 (1987), S. 275-332.

Barzen, Rainer, ,,Kehillot Schum®. Zur Eigenart der Verbindungen zwischen den jiidischen
Gemeinden Mainz, Worms und Speyer bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts, in: Jiidische Gemeinden
und ihr christlicher Kontext in kulturrdumlich vergleichender Betrachtung von der Spétantike bis
zum 18. Jahrhundert, hg. von Christoph Cluse, Alfred Haverkamp und Israel Jacob Yuval
(Forschungen zur Geschichte der Juden A13), Hannover 2003, S. 389-404.

Ders., Regionalorganisation jiidischer Gemeinden im Reich in der ersten Hilfte des 14.
Jahrhunderts. Eine vergleichende Untersuchung auf der Grundlage der Ortslisten des Deutzer und
des Niirnberger Memorbuches zur Pestverfolgung, in: Geschichte der Juden im Mittelalter von der
Nordsee bis zu den Siidalpen: kommentiertes Kartenwerk, hg. von Alfred Haverkamp (Forschungen

zur Geschichte der Juden A14,1), Hannover 2002, S. 293-366.

Ders. , Takkanot Kehillot Schum. Die Rechtssatzungen der jlidischen Gemeinden von Mainz,
Worms und Speyer im hohen und spiten Mittelalter (Monumenta Germaniae Historica. Hebrdische

Texte im Mittelalterlichen Deutschland 2), Hannover 2010 (im Druck).

Ders., Zur Siedlungsgeschichte der Juden im mittleren Rheingebiet bis zum Beginn des 16.

Jahrhunderts, in: Geschichte der Juden im Mittelalter von der Nordsee bis zu den Siidalpen:

200



kommentiertes Kartenwerk, hg. von Alfred Haverkamp (Forschungen zur Geschichte der Juden

Al4,1), Hannover 2002, S. 55-74.

Ders./GontzEL, Die Vertreibungen der Juden aus Frankreich (1287-1306) und England (1290).
Kulturbereiche zwischen Kontinuitdt und Umbriichen, in: Mittelalter im Labor. Die Medidvistik
testet neue Wege zu einer transkulturellen Europawissenschaft, hg. von Annette Seitz u.a. (Europa

im Mittelalter 10), Berlin 2008.

Baum, WiLneLM, Die Grafen von Gorz in der europdischen Politik des Mittelalters. Klagenfurt 2000.

Baumcarten, Ephrem, Heinrich von Isny, Ord. Min., Bischof von Basel, Erzbischof von Mainz,
Erzkanzler Rudolphs 1. von Habsburg, in: Zeitschrift fiir Schweizerische Kirchengeschichte 5
(1911), S. 122-151, 220-226.

Berg, Dieter, Servitus Judaecorum. Zum Verhiltnis des Thomas von Aquin und seines Ordens zu den
Juden in Europa im 13. Jahrhundert, in: Thomas von Aquin, Werk und Wirkung im Licht neuerer
Forschungen, hg. von Albert Zimmermann u.a. (Miscellanea Mediaevalia 19), Berlin/New York

1988, S. 439-458

Bonnen, Gerold, Zwischen Bischof, Reich und Kurpfalz: Worms im spéten Mittelalter (1254-1521),
in: Geschichte der Stadt Worms, hg. von DEewms., Stuttgart 2005, S. 193-261.

Bosnor, Egon, Hof und Hoftag Konig Rudolfs von Habsburg, in: Deutscher Konigshof, Hoftag und
Reichstag in Spéteren Mittelalter, hg. von Peter Moraw (Vortrdge und Forschungen XLVIII).
Stuttgart 2002, S. 387-415.

Bost, Karl, Drei Jahrhunderte Entwicklung zur Reichsstadt (1050-1347), in: Niirnberg - Geschichte
einer europdischen Stadt, hg. von Gerhard Pfeiffer, Miinchen 1971, S. 11-33.

201



BromBERGER, Siegmar, Die Juden in Regensburg bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts, Diss., Berlin

1934.

BruGGer, EveLyne, Von der Ansiedelung bis zur Vertreibung. Juden in Osterreich im Mittelalter, in:

Geschichte der Juden in Osterreich, hg. von Herwig Wolfram. Wien 2006, S. 123-227.

Burkarp, Karl-Josef/TuiLL, Hildburg-Helene, Unter den Juden. Achthundert Jahre Juden in
Boppard. Boppard 1996.

Burz, Eva-Maria, Adelige Herrschaft im Spannungsfeld von Reich und Region Bd. 1: Die Grafen
von Freiburg im 13. Jahrhundert (Veroffentlichungen aus dem Archiv der Stadt Freiburg im
Breisgau 34), Freiburg 2002.

CHrisTOPHERSEN, JOrn, Studien zur Geschichte der Juden wihrend des spéteren Mittelalters, Diss.

Trier (in Vorbereitung).

Crusg, Christoph, Stadt und Judengemeinde in Regensburg im spiaten Mittelalter. Das
"Judengericht" und sein Ende, in: Jidische Gemeinden und ihr christlicher Kontext in
kulturrdumlich vergleichender Betrachtung von der Spétantike bis zum 18. Jahrhundert, hg. von
Christoph Cluse, Alfred Haverkamp und Israel J. Yuval (Forschungen zur Geschichte der Juden
A13), Hannover 2003, S. 366-386.

Ders., Zum Zusammenhang von Wuchervorwurf und Judenvertreibung im 13. Jahrhundert, in:
Judenvertreibungen in Mittelalter und frither Neuzeit, hg. von Friedhelm Burgard, Alfred
Haverkamp und Gerd Mentgen (Forschungen zur Geschichte der Juden 9), Hannover 1999, S. 135-
163.

Ders./Kosche, Rosemarie/Scamanpt, Matthias, Zur Siedlungsgeschichte der Juden im Nordwesten

des Reichs wihrend des Mittelalters, in: Geschichte der Juden im Mittelalter von der Nordsee bis zu

202



den Siidalpen: kommentiertes Kartenwerk, hg. von Alfred Haverkamp (Forschungen zur Geschichte

der Juden A14,1), Hannover 2002, S. 33-54.

ComeN, Jeremy, Christian Theology and Anti-Jewish Violence in the Middle Ages. Connections and
Disjunctions, in: Religious Violence between Christians and Jews. Medieval Roots, Modern

Perspectives, hg. von Anna S. Abulafia, Wiltshire 2002, S. 44-60.

Ders., Living Letters of the Law. Ideas of the Jew in Medieval Christianity. Berkeley/Los
Angeles/London 1999.

Ders., The Friars and the Jews. The Evolution of Medieval Anti-Judaism. Ithaca/LLondon 1982.

Csenpes, Peter, Wien. Geschichte einer Stadt I. Von den Anfingen bis zur ersten Wiener

Tiirkenbelagerung (1529), Wien 2001.

Demanpt, Karl Ernst, Die Anfinge des Katzenelnbogener Grafenhauses und die

reichsgeschichtlichen Grundlagen seines Aufstiegs, in: Nassauische Annalen 63 (1952), S. 17-71.

Ders., Geschichte des Landes Hessen. Kassel 1972.

Der Tag bei Worringen, hg. von Wilhelm Janssen und Hugo Stehkdmper (Mitteilungen aus dem
Stadtarchiv von Koln 72), Koln 1988.

Ecawa, Yuko, Stadtherrschaft und Gemeinde in StraBburg vom Beginn des 13. Jahrhunderts bis zum

Schwarzen Tod 1349 (Trierer Historische Forschungen 62), Trier 2007.

Enrers, Hans-Joachim, Die Anfinge Goslars und das Reich im 11. Jahrhundert, in:. Archiv fiir

Erforschung des Mittelalters 53 (1997) S. 45-79.

203



EmmMeriG, Hubert: Die Miinz- und Geldgeschichte der Stadt Regensburg im Mittelalter. Versuch
eines Uberblicks, in: Regensburg im Mittelalter Band 1. Beitréige zur Stadtgeschichte vom friihen

Mittelalter bis zum Beginn der Neuzeit, hg. von Martin Angerer, Regensburg 1995, S. 159-176.

Erkens, Franz-Reiner, Kurfiirsten und Konigswahl. Zu neuen Theorien {iiber den
Konigswahlparagraphen im Sachsenspiegel und die Entstehung des Kurfiirstenkollegiums

(Monumenta Germaniae Historica Studien und Texte 30), Hannover 2002.

Ders., Rudolf von Habsburg (1273-1291), in: Hoéfe und Residenzen im spétmittelalterlichen Reich.
Ein dynastisch-topographisches Handbuch I: Dynastien und Hofe, hg. von Werner Paravicini

(Residenzenforschung 15,1), Ostfildern 2003, S. 276-282.

Ders., Siegfried von Westerburg (1274 - 1297). Die Reichs- und Territorialpolitik eines Kdlner
Erzbischofs im ausgehenden 13. Jahrhundert (Rheinisches Archiv 114), Bonn 1982.

Ders., Zwischen staufischer Tradition und dynastischer Orientierung. Das Ko&nigtum Rudolfs von
Habsburg, in: Rudolf von Habsburg 1273-1291. Eine Konigsherrschaft zwischen Tradition und
Wandel, hg. von Egon Boshof und Franz-Rainer Erkens (Passauer Historische Forschungen 7),

Koln/Weimar/Wien 1993, S. 33-58.

EuseL, Konrad, Die Minoriten Heinrich Knoderer und Konrad Probus. in: Historisches Jahrbuch der

Gorresgesellschaft 9 (1888), S. 393—449 und 650-67.

Farck, Ludwig, Mainz, die erzbischofliche Metropole 1011-1244, in: Mainz, Die Geschichte der
Stadt, hg. von Franz Dumont, Ferdinand Scherf und Friedrich Schiitz, Mainz 1998, S. 111-138.

Ders., Mainz in seiner Bliitezeit als freie Stadt 1244 bis 1328 (Geschichte der Stadt Mainz 3),
Diisseldorf, 1973.

204



FeLscHow, Eva-Marie, Wetzlar in der Krise des Spitmittelalters (Quellen und Forschungen zur

Hessischen Geschichte 63), Darmstadt/Marburg 1985.

Fiscuer, Herbert, Die Judenprivilegien des Goslarer Rates im 14. Jahrhundert, in: ZRG GA 56
(1936), S. 89-149.

Ders., Die verfassungsrechtliche Stellung der Juden in den deutschen Stadten des 13. Jahrhunderts
(Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechtsgeschichte, alte Folge 140), Breslau 1931, ND
Aalen 1969.

Fremmann, Abraham Hayyim, Ascher ben Jechiel. Sein Leben und Wirken, in: Jahrbuch der Jiidisch-
Literarischen Gessellschaft XII(1918), S. 237-317.

Friep, Pankraz, Augsburg in nachstaufischer Zeit (1276-1368), in: Geschichte der Stadt Augsburg
von der Romerzeit bis zur Gegenwart, hg. von Gunter Gottlieb u.a., Stuttgart 1984, S. 145f.

Frorich, Karl, Die Verfassungsentwicklung von Goslar im Mittelalter, in: Zeitschrift der Savigny-

Stiftung fiir Rechtsgeschichte, Germanistische Abteilung 47 (1927), S. 287-486.

Ders., Zur Vor- und Frithgeschichte von Goslar, in: Niedersdchsisches Jahrbuch 6/7 (1929/1930), S.
224-264; 265-320.

Funkensten, Amos, Perceptions of Jewish History. Berkeley/Los Angeles 1993.

Furst, Rachel, Captivity, Conversion, and communal Identity: sexual angst and religious Crisis in

Frankfurt, 1241, in: Jewish History 22 (2008), S. 179-221.

205



FussLemw, Wilhelm, Das Ringen um die biirgerliche Freiheit im mittelalterlichen Wiirzburg des 13.

Jahrhunderts. Mit neuen Urkunden, in: Historische Zeitschrift 134 (1926), S. 267-318.

GercHow, Jan/ScHapek, Hans, Stadtherr und Kommune. Die Stadt unter den Grafen von Freiburg,
in: Geschichte der Stadt Freiburg im Breisgau, hg. von Heiko Haumann und Hans Schadek, Bd. I,
Stuttgart 1996, S. 133-205.

GerLicH, Alois, Adolf von Nassau (1292-1298). Aufstieg und Sturz eines Konigs, Herrscheramt und
Kurfiirstenfronde, in: Nassauische Annalen 105 (1994), S. 17-78.

Ders., Konig Adolf von Nassau. Reichspolitik am Rhein und in Schwaben 1293 und 1294, in:
Nassauische Annalen 109 (1998), S. 1-72.

Geschichte der Juden im Mittelalter von der Nordsee bis zu den Siidalpen: Kommentiertes
Kartenwerk, Bd. III: Karten, hg. von Alfred Haverkamp (Forschungen zur Geschichte der Juden
14,3), Hannover 2002.

Graerz, Heinrich, Geschichte der Juden von den iltesten Zeiten bis auf die Gegenwart. Bd. 7, 1:
Von Maimunis Tod (1205) bis zur Verbannung der Juden aus Spanien udn Portugal. Leipzig 1897,
ND Berlin 1996.

Grayzer, Salomon, The Church and the Jews in the XIIIth Century. A study of their Relations during
the Years 1198-1254, based on the Papal Letters and the Conciliar Decrees of the Period,
Philadelphia 1933.

Groten, Manfred, KoIn im 13. Jahrhundert (Stadteforschung A36), Koln 1998.

206



Haverkamp, Alfred, »Concivilitas« von Christen und Juden in Aschkenas wihrend des Mittelalters,
in: DERS., Gemeinden, Gemeinschaften und Kommunikationsformen im hohen und spiten

Mittelalter, hg. von Dewms., Trier 2002, S. 315-344.

Ders., Die Juden im Erzstift Trier wiahrend des Mittelalters, in: Die Juden in ihrer mittelalterlichen

Umwelt, hrsg. von Alfred Ebenbauer und Klaus Zatloukal, Wien/Koln 1991, S. 67-89.

Ders., Erzbischof Balduin und die Juden, in: Balduin von Luxemburg, Erzbischof von Trier —
Kurfiirst des Reiches (1285—-1354). Festschrift aus AnlaB3 des 700. Geburtsjahres, hg. von Franz-
Josef Heyen(Quellen und Abhandlungen zur mittelrheinischen Kirchengeschichte 53), Mainz 1985,
S. 437-483.

Ders., Juden und Stddte — Verbindungen und Bindungen, in: Europas Juden im Mittelalter. Beitrdge
des internationalen Symposiums in Speyer vom 20.-25. Oktober 2002, hg. von Christoph Cluse,
Trier 2004, S. 72-85.

Ders., Zur Siedlungs- und Migrationsgeschichte der Juden in den deutschen Altsiedellanden
wihrend des Mittelalters, in: Juden in Deutschland, hg. von Michael Matheus (Mainzer Vortrdge 1),
Stuttgart 1995, S. 9-32.

Heirzenroper, Wolfram, Reichsstddte und Kirche in der Wetterau. Der Einfluss des stddtischen Rats
auf die geistlichen Institute von der Reformation (Studien zur Frankfurter Geschichte 16), Frankfurt
am Main 1982.

Henn, Heinrich, Heinrich von Finstingen, Erzbischof von Trier, in: Rheinische Lebensbilder 9, hg.

von der Gesellschaft fiir Rheinische Geschichtskunde, Ko6ln 1982, S. 61-78.

HesseL, Alfred, Jahrbiicher des Deutschen Reichs unter Konig Albrecht I. von Habsburg. Miinchen
1931.

207



Horrmann, Moses, Der Geldhandel der deutschen Juden wihrend des Mittelalters bis zum Jahre
1350. Ein Beitrag zur deutschen Wirtschaftsgeschichte im Mittelalter (Staats- und

sozialwissenschaftliche Forschungen 152), Leipzig 1910.

Hyawms, Paul, The Jews in Medieval England 10661290, in: England and Germany in the High
Middle Ages, hg. von Alfred Haverkamp und Hanna Vollrath (Studies of the German Historical
Institute London), Oxford 1996, S. 173-192.

IpeL, Moshe, The ecstatic Kabbalah of Abraham Abulafia in Sicily and its Transmission during the
Renaissance, in: Italia Judaica V, hg. vom Ministero per i Beni Culturali e Ambientali

(Pubblicazioni degli Archivi di Stato 32), Rom 1995, S. 330-340.

Ders., The Mystical Experience in Abraham Abulafia. Albany 1988.

Jorpan, William Chester, The French Monarchy and the Jews. From Philip Augustus to the last
Capetians, Philadelphia 1989.

Kannt, Helmut/ Knorr, Bernd, Alte Malle, Miinzen und Gewichte. Ein Lexikon. Mannheim u.a.

1987.

KaurHorp, Martin, Deutsches Interregnum und europdische Politik. Konfliktlosungen und
Entscheidungsstrukturen 1230-1280 (Monumenta Germaniae Historica, Schriften 49), Hannover

2000.

Kisch, Guido, Forschungen zur Sozial- und Rechtsgeschichte der Juden in Deutschland wihrend des

Mittelalters, Stuttgart/Ziirich 1955.

208



Kremnscamiot, Erich, Herrscherdarstellung. Zur Disposition mittelalterlichen Aussageverhaltens,
untersucht an Texten {iber Rudolf I. von Habsburg (Bibliotheca Germanica Bd.7), Bern/Miinchen

1974.

Konrer, Ruth, Die Heiratsverhandlungen zwischen Eduard I. von England und Rudolf von

Habsburg, Meisenheim 1969.

Koppmany, J., Die Juden in Dortmund wiahrend des Mittelalters, in: Jidische Zeitschrift fiir

Wissenschaft und Leben V (1867), S. 81-97.

Koscue, Rosemarie, Studien zur Geschichte der Juden zwischen Rhein und Weser im Mittelalter

(Forschungen zur Geschichte der Juden A15), Hannover 2002.

Koster, Kurt, Die Geschichtsschreibung der Kolmarer Dominikaner des 13. Jahrhunderts, in:
Schicksalswege am Oberrhein. Beitrdge zur Kultur- und Geistesgeschichte, zur Wirtschafts- und

Staatenkunde, hrsg. von Paul Wetzcke, Heidelberg 1952, S. 1-100.

Kracauer, Isidor, Geschichte der Juden in Frankfurt am Main (1150-1824), Frankfurt am Main
1925.

Kriecer, Karl-Friedrich, Rudolf von Habsburg (Gestalten des. Mittelalters und der Renaissance),
Darmstadt 2003.

Kunze, Ulrike, Rudolf von Habsburg. Konigliche Landfriedenspolitik im Spiegel zeitgendssischer
Chronistik (Europédische Hochschulschriften Reihe 3, Geschichte und ihre Hilfswissenschaften Nr.
895), Frankfurt/Wien 2002.

209



Lawmprechr, Karl, Deutsches Wirtschaftsleben im Mittelalter. Untersuchungen iiber die Entwicklung
der materiellen Kultur des platten Landes auf Grund der Quellen zundchst des Mosellandes Bd. 1.

Leipzig 1885, ND Aalen 1969.

Lenmann, Johann Georg, Geschichte und Genealogie der Dynastien von Westerburg aus Urkunden

und anderen archivalischen Quellen, Wiesbaden 1866, ND Walluf 1974.

Lennarp, Ulrich, Die Schlacht von Worringen 1288. Kriegfiihrung im Mittelalter: Der Limburger
Erbfolgekrieg unter besonderer Beriicksichtigung der Schlacht von Worringen, 5.6.1288, Frankfurt
am Main 1993.

Leist, Winfried, Landesherr und Landfrieden in Thiiringen im Spétmittelalter (Mitteldeutsche
Forschungen 77), Koln 1975.

Luotsky, Alphons, Geschichte Osterreichs seit der Mitte des 13. Jahrhunderts. Wien 1967.

Licanowsky, Eduard Maria, Geschichte des Hauses Habsburg Bd. 2: Von dem Tode Ko6nig Rudolf
des Ersten bis zur Ermordung Konig Albrechts, Wien 1837, ND Osnabriick 1973.

Liese, Georg, Die rechtlichen und wirtschaftlichen Zustinde der Juden im Erzstift Trier, in:

Westdeutsche Zeitschrift fiir Geschichte und Kunst. 12, 4 (1893), S. 311-374.

Lonrmann, Klaus, Die Wiener Juden im Mittelalter (Geschichte der Juden in Wien 1), Berlin 2000.

Ders., Judenrecht und Judenpolitik im mittelalterlichen Osterreich (Handbuch zur Geschichte der

Juden in Osterreich B 1), Wien 1990.

Lortter, Friedrich, Hostienfrevelvorwurf und Blutwunderfalschung bei den Judenverfolgungen von

1298 (,,Rintfleisch®) und 1336-1338 (,,Armleder*), in: Falschungen im Mittelalter 5: Fingierte

210



Briefe, Frommigkeit und Realienfdlschungen (Monumenta Germaniae Historica 33.5), Hannover

1988, S. 533-583.

Mar, Paul, Bischof und Stadt im Spéatmittelalter, in: Regensburg im Mittelalter Band 1. Beitrdge zur
Stadtgeschichte vom frithen Mittelalter bis zum Beginn der Neuzeit, hg. von Martin Angerer,

Regensburg 1995, S. 89-96.

Maain, Christine, ,,Wie es umb der iuden recht stet™. Der Status der Juden in spatmittelalterlichen

deutschen Rechtsbiichern, Gottingen 1999.

Marortki, Hans von, Heinrich von Leiningen, Bischof von Speyer und Reichskanzler. Ein Beitrag
zur Geschichte der deutschen Reichskanzlei und des Bistums Speyer im 13. Jahrhundert, Kallmiinz

1977.

MartiN, Thomas, Die Pfalzen im 13. Jahrhundert, in: Herrschaft und Stand. Untersuchungen zur
Sozialgeschichte im 13. Jahrhundert, hg von Josef Fleckenstein (Veroffentlichungen des Max-
Planck-Instituts fiir Geschichte 51), Gottingen 1977, S. 277-301.

Ders., Die Stidtepolitik Rudolfs von Habsburg. (Verdffentlichungen des Max-Planck-Instituts fiir
Geschichte 44), Gottingen 1976.

Martes, Barbara, Jidisches Alltagsleben in einer mittelalterlichen Stadt. Responsa des Rabbi Meir

Ben Baruch von Rothenburg (Studia Judaica 24), Berlin 2003.

MenTtGeN, Gerd, Die Ritualmordaffare um den ,,Guten Werner* von Oberwesel und ihre Folgen, in:

Jahrbuch fiir westdeutsche Landesgeschichte 21 (1995), S. 159-198.

Ders., Die Vertreibungen der Juden aus England und Frankreich im Mittelalter, in: Aschkenas 7

(1997), S. 11-53.

211



Ders., Studien zur Geschichte der Juden im mittelalterlichen Elsass (Forschungen zur Geschichte

der Juden A2), Hannover 1995.

Ders., Zur Relevanz von Jahrhundertwenden im Mittelalter, in: Campana pulsante convocati.
Festschrift anldsslich der Emeritierung von Prof. Dr. Alfred Haverkamp, hg. von Frank G.

Hirschmann und Gerd Mentgen, Trier 2005, S. 325-360.

MEever, Werner, Juden in Basel, in: Acht Jahrhunderte Juden in Basel. 200 Jahre Israelitische

Gemeinde Basel, hg. von Heiko Haumann, Basel 2005.

Moraw, Peter, Rudolf von Habsburg. Der 'kleine' K&nig im europdischen Vergleich, in: Rudolf von
Habsburg 1273-1291. Eine Konigsherrschaft zwischen Tradition und Wandel, hg. von Egon Boshof
und Franz-Rainer Erkens (Passauer Historische Forschungen 7), Koln/Weimar/Wien 1993, S. 185-
208.

Ders., Von offener Verfassung zu gestalteter Verdichtung. Das Reich im spéten Mittelalter 1250 bis
1490. (Propylden Geschichte Deutschlands; Bd. 3), Berlin 1985.

MunpiLr, Robin R., England’s Jewish Solution. Experiment and expulsion, 1262-1290. Cambridge
1998.

MuLLer, Jorg R.: Eretz geserah - Land der Verfolgung. Judenpogrome im regnum Teutonicum in der

Zeit von etwa 1280 bis 1350, in: Europas Juden im Mittelalter.

MuLLer, Karlheinz, Die Wiirzburger Judengemeinde im Mittelalter. Von den Anfangen um 1100 bis

zum Tod Julius Echters 1617 (Mainfrankische Studien 70), Wiirzburg, 2004.

212



MuTscHELE, Sabine, Juden in Augsburg 1212-1440. Diss. Stuttgart 1995.Internationales Symposium
vom 20.-25. Oktober 2002 in Speyer, hg. von Christoph Cluse, Trier 2004, S. 259-273.

Naumann-HumBeck, Anneliese, Studien zur Geschichte der Grafen von Sponheim vom 11. bis 13.

Jahrhundert, Bad Kreuznach 1983.

Nieper, Franz-Karl, Die Limburger Dynasten und die deutschen Konige 1292 bis 1356, in:
Nassauische Annalen 117 (2006), S. 89-108.

Oppenheim, Geschichte einer alten Reichsstadt, hg. von Hans Licht, Oppenheim 1975.

Parschovsky, Alexander, Das Rechtsverhéltnis der Juden zum deutschen Konig (9.-14.

Jahrhundert). Ein europdischer Vergleich, in: ZRG Germ. 110 (1993), S. 331-371.

Parze, Hans, Geschichte Thiiringens Bd. 2, Hohes und spdtes Mittelalter (Mitteldeutsche
Forschungen 48), Koln, 1973/74.

PerGer, Richard, Die Grundherren im mittelalterlichen Wien. III. Teil. Biirgerliche und adelige

Grundherrschaften, in: Jahrbuch des Vereins fiir Geschichte der Stadt Wien 23/25 (1967/69), 7-102.

PreirrER, Friedrich, Rheinische Transitzolle im Mittelalter. Berlin 1997.

Pirz, Ernst, Die Entstehung der Ratsherrschaft in Niirnberg im 13. und 14. Jahrhundert, Miinchen
1956.

Punpt, Marianne: Erzbischof und Stadtgemeinde vom Ende des Investiturstreites bis zum
Amtsantritt Balduins (1122-1307), in: Trier im Mittelalter hg. von Hans Hubert Anton und Alfred
Haverkamp (2000 Jahre Trier 2), Trier 1996, 239-293.

213



QuartHAL, Franz, Konigslandschaft, Herzogtum oder fiirstlicher Territorialstaat. Zu den Zielen und
Ergebnissen der Territorialpolitik Rudolfs von Habsburg im schwibisch-nordschweizerischen
Raum, in: Rudolf von Habsburg 1273-1291. Eine Konigsherrschaft zwischen Tradition und Wandel,
hg. von Egon Boshof und Franz-Rainer Erkens (Passauer Historische Forschungen 7),

Ko6In/Weimar/Wien 1993, S. 125-138.

Reprica, Oswald, Rudolf von Habsburg. Das deutsche Reich nach dem Untergang des alten
Kaisertums, Innsbruck 1903, ND Aalen 1965.

Rercuert, Folker, Landesherrschaft, Adel und Vogtei. Zur Vorgeschichte des spatmittelalterlichen
Stéindestaats im Herzogtum Osterreich (Beihefte zum Archiv fiir Kulturgeschichte 23), Kéln 1985.

Resmmi, Bertram, Das Arelat im Kréftefeld der franzdsischen, englischen und angiovinischen Politik

nach 1250 und das Einwirken Rudolfs von Habsburg, Kéln 1980.

REesnick, Irven M., Talmud, Talmudisti, and Albert the Great, in: Viator 33 (2002), S. 69-86.

REUTER, Fritz, Warmaisa - das jiidische Worms. Von den Anfangen bis zum jiidischen Museum des
Isidor Kiefer (1924), in: Geschichte der Stadt Worms, hg. von Gerold Bonnen, Stuttgart 2005, S.
664-690.

Roagae, Jorg, Die Wettiner. Aufstieg einer Dynastie im Mittelalter. Ostfildern 2005.

RonLiNng, Martin, Die Geschichte der Grafen von Nidda und der Grafen von Ziegenhain (Niddaer

Geschichtsblétter 9), Nidda 2005.

RotH, Cecil, History of the Jews in England, Oxford 1941, ND London 1989.

214



Rudolf von Habsburg 1273-1291. Eine Kd&nigsherrschaft zwischen Tradition und Wandel, hg. von
Egon Boshof und Franz-Rainer Erkens (Passauer Historische Forschungen 7), Koln/Weimar/Wien

1993, S. 125-138.

Rur, Reinhold S., Juden und Christen im spétmittelalterlichen Erfurt. Abhéingigkeiten,
Handlungsspielrdume und Gestaltung in einer mitteleuropdischen GroB3stadt. Diss. Masch., Trier

2006.

ScharLes-Fiscuer, Marianne, Pfalz und Fiskus Frankfurt. Eine Untersuchung zur
Verfassungsgeschichte des frankisch-deutschen Konigtums (Verdffentlichungen des Max-Planck-
Instituts fiir Geschichte 20), Gottingen 1969.

ScueN, Sylvia, Fideles crucis. The Papacy, the West, and the Recovery of the Holy Land 1274 -
1314, Oxford/New York 1991.

Schickr, Peter, Von Schutz und Autonomie zu Verbrennung und Vertreibung: Juden in Freiburg, in:
Geschichte der Stadt Freiburg im Breisgau Bd. 1: Von den Anfingen bis zum ,,Neuen Stadtrecht®
von 1520, hg. von Heiko Haumann und Hans Schadek, Stuttgart 1996, S. 524-534.

Schie, Thomas, Die Reichsburg Friedberg im Mittelalter. Untersuchungen zu ihrer Verfassung,

Verwaltung und Politik (Wetterauer Geschichtsblatter 31), Friedberg 1982.

Ders., Die Reichsstadt (1250 bis 1802), in: Geschichte der Stadt Dortmund, hg. vom Stadtarchiv
Dortmund, 1994, S.67-211.

ScummMELPFENNIG, Bernhard, Christen und Juden in Augsburg wihrend des Mittelalters, in:
Judengemeinden in Schwaben im Kontext des Alten Reiches, hg. von Rolf KieBling (Colloquia
Augustana 2), Berlin 1995, S. 23-38.

215



Scumanpt, Matthias, Judei, cives et incole. Studien zur jiidischen Geschichte Kolns im Mittelalter

(Forschungen zur Geschichte der Juden A11), Hannover 2002.

Scumip, Peter, Die Regensburger Biirgerschaft und ihr Weg zur Stadtherrschaft, in: ZBLG 45
(1982), S. 483-540.

Scumuck, Johann, Ludwig der Bayer und die Reichsstadt Regensburg. Der Kampf um die
Stadtherrschaft im spdten Mittelalter (Regensburger Studien und Quellen zur Kulturgeschichte 4),
Regensburg 1997.

ScunemMULLER, Bernd, Eine Pfalzstadt in der Krise. Frankfurt am Main im Jahr 1241, in: ,,Und grof3
war bei der Tochter Jehudas Jammer und Klage ...“. Die Ermordung der Frankfurter Juden im Jahre
1241, hg. von Fritz Backhaus (Schriftenreihe des Jiidischen Museums Frankfurt am Main 1),
Frankfurt am Main 1995, S. 15-65.

Schott, Sebastian, Die Geschichte der jiidischen Gemeinde im Mittelalter, in: Regensburg im
Mittelalter Band 1. Beitrdge zur Stadtgeschichte vom frithen Mittelalter bis zum Beginn der
Neuzeit, hg. von Martin Angerer, Regensburg 1995, S. 251-258.

ScHreCkENBERG, Heinz, Die christlichen Adversus-Judacos-Texte und ihr literarisches und
historisches Umfeld Bd. 2 (Europdische Hochschulschriften Reihe 23, Theologie 172), Frankfurt
am Main 1995.

ScuremNer, Klaus, Abt Johannes Thrithemius (1462-1516) als Geschichtsschreiber des Klosters
Hirsau. Uberlieferungsgeschichtliche und quellenkritische Bemerkungen zu den ,,Annales

Hirsaugienses®, in: Rheinische Vierteljahresblatter 31 (1966/67), S. 72-138.

Scurong, Heinrich, Mainz in seinen Beziehungen zu den deutschen Kdnigen und den Erzbischéfen
der Stadt bis zum Untergang der Stadtfreiheit 1462 (Beitrdge zur Geschichte der Stadt Mainz 4),
Mainz 1915.

216



Scawmb, Fred, Die Landvogtei in der Wetterau. Studien zu Herrschaft und Politik der staufischen
und spéatmittelalterlichen Konige. (Schriften des Hessischen Landesamtes fiir geschichtliche

Landeskunde 35), Marburg 1972.

Ders., Reichsstadt und Kaiserpfalz Gelnhausen, in: Blitter fiir deutsche Landesgeschichte 117
(1981), S. 73-96.

DErs., Zu den Anfangen der Herrschaft und Stadt Hanau, in: 675 Jahre Altstadt Hanau, hg vom
Hanauer Geschichtsverein, Hanau 1978, S. 1-68.

SierBORTH, Hans, Das tausendjéhrige Nordhausen. Geschichte der freien Reichsstadt Nordhausen.

Horb am Neckar 1997.

Siver, Abba Hillel, A History of Messianic Speculation in Israel. From the 1st through the 17th
Centuries, New York, 1927.

Soroverrchik, Haym, Halacha, Tabu und der Ursprung der jiidischen Geldleihe in Deutschland, in:
Europas Juden im Mittelalter. Beitrdge des internationalen Symposiums in Speyer vom 20.-25.

Oktober 2002, hg. von Christoph Cluse, Trier 2004, S. 322-332.

Seitzer, Salomo, Bne Chet. Die 0Osterreichischen Juden im Mittelalter; eine Sozial- und

Kulturgeschichte, Wien 1997.

SterN, Heinrich, Geschichte der Juden in Nordhausen, Nordhausen 1934.

Struck, Wolf Heino, Eine neue Quelle zur Geschichte Konig Adolfs von Nassau, in: Nassauische

Annalen 63 (1952), S. 72-105.

217



SurzeruBer, Werner, Die Geschichte der jiidischen Gemeinde in Wiener Neustadt. Von ihren

Anféangen bis zu ihrer Zerstorung, Wien 2005.

TAusLer, Egon, Urkundliche Beitrdge zur Geschichte der Juden in Deutschland im Mittelalter. Eine
verlorene Urkunde Heinrichs IV. fiir die Juden in Regensburg, in: Mitteilungen des Gesamtarchivs

der deutschen Juden 4 (1913), S. 44-58.

Toussamt, Ingo, Die Grafen von Leiningen. Studien zur leiningischen Genealogie und

Territorialgeschichte bis zur Teilung von 1317/18, Sigmaringen 1982.

TravuTz, Fritz: Studien zur Geschichte und Wiirdigung Konig Adolfs von Nassau, in: Geschichtliche
Landeskunde Bd. 2 (Verdffentlichungen des Instituts flir Geschichtliche Landeskunde an der
Universitidt Mainz 2), Wiesbaden 1965, S. 1-45.

TreicHLErR, Willi, Mittelalterliche Erzdhlungen und Anekdoten um Rudolf von Habsburg, Diss.
Ziirich 1971.

TweLLenkamp, Markus, Die Burggrafen von Niirnberg und das deutsche Konigtum 1273-1417,

(Niirnberger Werkstiicke zur Stadt- und Landesgeschichte 54), Diss. Niirnberg, 1994.

VoaTtHERR, Thomas, Rudolf von Habsburg und Norddeutschland. Zur Struktur der Reichesherrschaft
in einem konigsfernen Gebiet, in: Rudolf von Habsburg 1273-1291. Eine Konigsherrschaft
zwischen Tradition und Wandel, hg. von Egon Boshof und Franz-Rainer Erkens (Passauer

Historische Forschungen 7), Koln/Weimar/Wien 1993, S. 139-164.

Vorimer, Bernhard, Die Bedeutung der Schlacht von Worringen. Mit einem Anhang: Der
Limburger Lowe im bergischen Wappen, in: Diisseldorfer Jahrbuch 40 (1938), S. 3-13.

218



Vorkert, Wilhelm, Die spétmittelalterliche Judengemeinde in Regensburg, in: Schriftenreihe der

Universitit Regensburg 5 (1981) S. 123-149.

WackerNAGEL, Rudolf, Geschichte der Stadt Basel. Basel 1911, ND Basel 1968.

Warz, Karl. Geschichte der jiidischen Gemeinde in Wetzlar von ihren Anfingen bis zur Mitte des

19. Jahrhunderts 1200-1850 (Mitteilungen des Wetzlarer Geschichtsvereins 22). Wetzlar 1966.

WemnachT, Helmut, Art. Ottokar von Steiermark, in: VL 7, Berlin/New York 1989, Sp. 238-245.

WELLER, Karl/WELLER, Arnold, Wiirttembergische Geschichte im stidwestdeutschen Raum, Stuttgart
1989.

WEeLTy, Max, Das Osterreichische Landrecht des 13. Jahrhunderts im Spiegel der
Verfassungsentwicklung, in: Recht und Schrift im Mittelalter, hg. von Peter Classen (Vortrage und

Forschungen Band 23). Sigmaringen 1977, S. 381-424.

WEeLTiN, Maximilian, Konig Rudolf und die Gsterreichischen Landherren, in: Rudolf von Habsburg
1273-1291. Eine Konigsherrschaft zwischen Tradition und Wandel, hg. von Egon Boshof und
Franz-Rainer Erkens (Passauer Historische Forschungen 7), Koln/Weimar/Wien 1993, S. 103-124.

WEeNNINGER, Markus J., Juden als Miinzmeister, Zollpachter und fiirstliche Finanzbeamte, in:
Wirtschaftsgeschichte der mittelalterlichen Juden, hg. von Michael Toch (Schriften des Historischen
Kollegs, Kolloquien 71), Miinchen 2008, S. 121-138.

Ders., Man bedarf keiner Juden mehr. Ursachen und Hintergrunde ihrer Vertreibungen aus den

deutschen Reichsstddten im 15. Jahrhundert, Wien/Koln 1981.

219



Ders., Von der Ansiedlung bis zur Vertreibung. Studien zur Geschichte der aschkenasischen Juden

in ihrer christlichen Umwelt im Mittelalter, Klagenfurt 2003.

WiLLowerr, Dietmar, Verfassungsgeschichtliche Aspekte des Judenschutzes im spéten Mittelalter, in:

Aschkenas 9 (1999), S. 9-30.

Ders., Vom Konigsschutz zur Kammerknechtschaft. Anmerkungen zum Rechtsstatus der Juden im
Hochmittelalter, in: Geschichte und Kultur des Judentums. Eine Vorlesungsreihe an der Julius-
Maximilians-Universitit Wiirzburg, hg. von Karlheinz Miiller und Klaus Wittstadt (Quellen und
Forschungen zur Geschichte des Bistums und Hochstifts Wiirzburg Band 38), Wiirzburg, 1988, S.
71-89.

WintERFELD, Luise von, Geschichte der freien Reichs- und Hansestadt Dortmund, Dortmund 1968.

Worr, Gerson, Geschichte der Juden in Wien, Wien 1876, ND Wien 1974.

YerusHawmi, Yosef Hayim, ,,Diener von Konigen und nicht Diener von Dienern.” Einige Aspekte der
politischen Geschichte der Juden (Carl-Friedrich-von-Siemens-Stiftung Themen 58), Miinchen

1995.

YuvaL, Israel Jacob, Jewish Messianic Expectations towards 1240 and Christian Reactions, in:
Toward the Millenium. Messianic Expectations from the Bible to Waco, Hg. Von Peter Schifer und

Mark Cohen, Leiden 1998, S. 105-121.

Ders., Two Nations in Your Womb. Perceptions of Jews and Christians in Late Antiquity and the

Middle Ages, Berkeley 2006.

ZETTLER, Alfons, Geschichte des Herzogtums Schwaben, Stuttgart 2003.

220



Ziwes, Franz-Josef, Die jlidische Gemeinde im mittelalterlichen Koblenz — Yre gude ingesessen
burgere, in: Geschichte der Stadt Koblenz Bd. 1: Von den Anfingen bis zum Ende der
kurfiirstlichen Zeit, hg. von Ingrid Batori., Stuttgart 1992, S. 247-257.

Ders., Studien zur Geschichte der Juden im mittleren Rheingebiet wahrend des hohen und spéten

Mittelalters (Forschungen zur Geschichte der Juden A1), Hannover 1995.

ZorN, Wolfgang, Augsburg. Geschichte einer deutschen Stadt. Augsburg 1972.

221



	1. Einleitung
	2. Juden und Herrschaft im Reich zur Zeit Rudolfs I. von Habsburg
	2.1 Rudolf als König – Etappen seiner Regierung
	2.2 Siedlungsgeschichte: Zentren der Juden in königsnahen und königsfernen Gebieten
	2.3 Ein wechselvolles Verhältnis – der König und die Juden
	2.3.1 Der Beginn: 1273 bis 1276
	Goslar
	Regensburg
	Mainz
	Regnum Teutonicum
	Friedberg
	Altenbamberg
	Zusammenfassung: Die Zeit von 1273 bis 1276

	2.3.2 Österreichisches Intermezzo: 1276 bis 1281
	2.3.2.1 Interaktion zwischen Rudolf von Habsburg und den österreichischen Juden
	Österreich  
	Wien
	Tulln, Laa, Olmütz

	2.3.2.2 Die übrigen Reichsteile
	Nürnberg
	Oppenheim
	Wetzlar
	Assenheim – Münzenberg – Nidda
	Basel – Straßburg
	Dortmund
	Gelnhausen
	Frankfurt
	Zusammenfassung: Die Zeit von 1277 bis 1281


	2.3.3 Rudolf und die Juden von 1281 bis 1289
	Regensburg
	Boppard
	Freiburg
	Würzburg
	Oppenheim
	Goslar
	Wetzlar
	Karlsmund
	Schwaben
	Mainz
	Mainz – Worms – Speyer – Oppenheim – Wetterau
	Gelnhausen
	Limburg
	Thüringen – Meißen
	Zusammenfassung: Die Zeit von 1281 bis 1289

	2.3.4 Die letzten Lebensjahre des Königs: 1289 bis 1291
	Würzburg – Bamberg
	Mülhausen
	Gelnhausen
	Rödelheim
	Nordhausen
	Landau
	Zusammenfassung: Die Zeit von 1289 bis 1291


	2.4 Resümee: Die Juden in ihren Beziehungen zu König Rudolf von Habsburg
	2.5 Beziehungslosigkeit – das Beispiel Köln

	3. Unter den Nachfolgern
	3.1 Ein machtloser König? Adolf von Nassau und die Juden
	3.2 Kontinuität oder Wandel? Albrecht von Habsburg und die Juden
	4. Zwischen Schutz und Vertreibung – Juden und Herrschaft in Westeuropa
	5. Quellen- und Literaturverzeichnis
	5.1 Handschriften
	5.2 Quellen- und Regestenwerke
	5.3 Literatur




